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— Drucksache 1274 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Bürkel (Allgemeines, Artikel I, III, V, VI, VII, VIII, 
IX und X) und des Abgeordneten Odenthal (Artikel II und IV): 


I. Allgemeines 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung (AVAVG) wurde im Jahre 
1927 mit großer Mehrheit vom Reichstag verab- 
schiedet. Wenngleich dieses Gesetz ein wechsel- 
volles Schicksal gehabt hat — die Auswirkungen 
der Weltwirtschaftskrise von 1929, das Lenkungs- 
prinzip der nationalsozialistischen Staatsgewalt 
und die Kriegsgesetzgebung führten zu tiefgehen- 
den Einschnitten in den ursprünglichen Aufbau 
und zu einer völligen Verzerrung der Grundgedan- 
ken des Gesetzes — , so zeigte und bewährte sich 
seine Lebenskraft bei der Wiederherstellung im 
Jahre 1947 auf Grund von Ländergesetzen und 
Besatzungsvorschriften, die allerdings in Einzel- 
heiten eine erhebliche Rechtszersplitterung mit 
sich brachten. Erst nach Errichtung der Bundes- 
republik konnte die Arbeitsverwaltung, der die 
Durchführung des AVAVG anvertraut ist, durch 
das Gesetz über die Errichtung einer Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung vom 10. März 1952 (BGBl. I S. 123) aus dem 
provisorischen Einbau in die Länderverwaltungen 
herausgelöst und auf der Basis der Selbstverwaltung 
wieder zusammengefaßt werden. Die Bundesanstalt 
hat seit ihrer Errichtung das AVAVG und die Vor- 
schriften über Arbeitslosenfürsorge und Kurzarbei- 
terunterstützung in den in deneinzelnen Ländern je- 
weils geltenden Fassungen anzuweriiden — im 
Land Baden-Württemberg sogar in drei verschie- 
denen Fassimgen — , die als partielles Bundesrecht 
weitergelten. 

Die Wiederherstellung der Rechtseinheit im Be- 
reich der der Bundesanstalt nach dem Errichtungs- 
gesetz vom 10. März 1952 zugewiesenen Aufgaben 
der Arbeitsvermittlung, der Berufsberatung, der 


Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen- 
fürsorge ist das Ziel des vorliegenden Gesetzent- 
wurfes. Er bezweckt weiter die Zusammenfassung 
des Rechtsstoffes, der in vielen Rechtsquellen außer- 
halb des AVAVG weit zerstreut ist, und seine Be- 
reinigung von zahlreichen nicht mehr zeitgemäßen 
Vorschriften. Dabei werden die organisationsrecht- 
lichen Bestimmungen des Gesetzes über die Errich- 
tung einer Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung wie früher in das 
AVAVG eingefügt. Der Entwurf mußte auch 
die Fortentwicklung des Rechtes unter Berück- 
sichtigung der geänderten verfassungsrechtlichen 
Lage, der Erkenntnisse der Rechtsprechung, der Er- 
fahrungen der Praxis und der Entwicklung auf 
anderen Rechtsgebieten einbeziehen. Daneben 
mußte eine Reihe von Problemen von grundsätz- 
licher Bedeutung gelöst werden, wie z. B. die 
Rehabilitation im Bereich der Bundesanstalt, das 
Primat der Bundesanstalt auf den Gebieten der 
Arbeitsvermittlung und Berufsberatung, die Ab- 
grenzung des Personenkreises und der Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslosen- 
fürsorge mit Rücksicht auf die Sozialversicherung 
und die öffentliche Fürsorge. 

Der Gesetzentwurf, den die Bundesregierung 
am 10. November 1954 dem Bundesrat und am 
17. März 1955 dem Bundestag zugeleitet hat, wurde 
in erster Lesung am 5. Mai 1955 an den Ausschuß 
für Arbeit überwiesen. Die Ausschußberatungen 
begannen am 18. Mai 1955 und wurden nach 
38 Sitzungen in erster Lesung, 2 Sitzungen eines 
Redaktionsausschusses und 8 Sitzungen in zweiter 
Lesung am 2. Juli 1956 abgeschlossen. Der Aus- 
schuß hörte als Sachverständige den Präsidenten 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung, den Vorsitzenden des Ver- 
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w altungsrat es der Bundesanstalt sowie Vertreter 
der kommunalen Spitzenverbände, der Bundesver- 
einigung der deutschen Arbeitgeberverbände, des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und der Deut- 
schen Angestelltengewerkschaft; ferner — speziell 
zu Fragen der Versicherungspflicht landwirtschaft- 
licher Beschäftigung — Vertreter der Arbeitsge- 
meinschaft der land- und forstwirtschaftlichen Ar- 
beitgeberverbände und der Gewerkschaft Garten- 
bau, Land- und Forstwirtschaft. 

Im Laufe der Beratungen hielt es der Ausschuß 
wegen der bestehenden erheblichen Rechtsunter- 
schiede und zur alsbaldigen Verbesserung der Lei- 
stungen für dringlich, einen Teil des Regierungs- 
entwurfs vorzuziehen und die Arbeitslosenfürsorge 
unter der neuen Bezeichnung „Arbeitslosenhilfe“ 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 16. April 1956 (BGBl. I S.243) vorab zu regeln. 
Auf den Ersten Schriftlichen Bericht — Druck- 
sache 2101 — wird verwiesen. Insoweit bedarf es 
nunmehr nur noch der Wieder einarbeitung dieses 
Gesetzes in die Gesamtnovelle. In der nachfolgen- 
den Zusammenstellung ist im Artikel IV den Be- 
schlüssen des 27. Ausschusses das Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
16. April 1956 (BGBl. I S. 243) gegenübergestellt. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 1274 — ist 
sehr ausführlich begründet worden. Die Begründung 
enthält einen umfangreichen Allgemeinen Teil, 
die Einzelbegründungen in einem Besonderen 
Teil und zahlreiche statistische Übersichten und 
Schaubilder. In Anbetracht des Umfangs des 
Stoffs beschränkt sich dieser Bericht in seinem 
Besonderen Teil darauf, die Änderungen des Re- 
gierungsentwurfs darzustellen und zu begründen. 
Soweit der Ausschuß der Regierungsvorlage zu- 
stimmt, wird auf deren Begründung verwiesen. 

Der Ausschuß befaßte sich zunächst mit einer 
Anregung aus dem Kreise seiner Mitglieder, die 
Beratung der Regierungsvorlage bis zur Sozial- 
reform zurückzustellen. Er glaubte dieser Anre- 
gung nicht folgen zu dürfen, weil damit unver- 
meidlich eine erhebliche Verzögerung verbunden 
gewesen wäre, die gesetzliche Neuregelung jedoch 
dringlich erscheint. Er hält auch die sofortige No- 
vellierung des AVAVG im Hinblick auf die 
Sozialreform für unbedenklich, da die Reform 
der übrigen Sozialleistungen augenscheinlich nur 
schrittweise verwirklicht wird. 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung 

Der Grundsatz des geltenden Rechts, daß die 
Vermittlung in Arbeit den Leistungen der Arbeits- 
losenversicherung und Arbeitslosenhilfe vorgeht, 
ist dadurch betont worden, daß er aus den Bestim- 
mungen über die „Maßnahmen zur Verhütung und 
Beendigung der Ärbeitslosigkeit“ (§§ 132 ff.) her- 
ausgenommen und den Bestimmungen über Ar- 


beitsvermittlung vorangestellt worden ist (§ 49 a). 

Die Aufgaben der Bundesanstalt im Rahmen der 
beruflichen Rehabilitation, deren Erörterung in der 
Diskussion über die Sozialreform einen breiten 
Raum einnimmt und die auch in der Regierungs- 
vorlage eines Gesetzentwurfs zur Neuregelung des 
Rechts der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten (Rentenversicherungsgesetz — 
RtVG) — Drucksadle 2437 — geregelt werden 
sollen und im vorliegenden Entwurf an mehreren 
Stellen ausdrücklich festgelegt worden sind (§ 51 
Abs. 3 und 4, § 138 c). Dabei wird bestimmt, 
daß, soweit im Rahmen dieser Rehabilita- 
tionsmaßnahmen berufsfördernde Maßnahmen er- 
forderlich werden, diese von der Bundesanstalt zu 
veranlassen sind. Sie kann — sofern nicht die Zu- 
ständigkeit anderer Stellen gegeben ist — der- 
artige Maßnahmen im Rahmen des § 138 c selbst 
durchführen. Sie ist verpflichtet, hierbei mit 
den Trägern der Sozialversicherung, der öffent- 
lichen und privaten Fürsorge sowie mit anderen 
beteiligten Einrichtungen zusammenzuarbeiten. 

Die besonderen Aufgaben der Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung und ihre Stellung im 
Bereich der Bundesanstalt haben ihren Ausdruck 
in der Zusammenf assung der diesbezüglichen Vor- 
schriften in einem besonderen Abschnitt (§§ 56 ff.) 
gefunden. 

Arbeitslosenversicheruiig 

Der versicherungspflichtige Personenkreis um- 
faßt nunmehr alle Arbeitnehmer ohne Rücksicht 
auf die Höhe ihres Entgelts (§ 69). Die Leistungen 
und die Beiträge werden jedoch höchstens nach 
einem Entgelt von 750 DM monatlich berechnet 
(§ 105 Abs. 5, § 150 Abs. 4). 

Die Versicherungsfreiheit der Beschäftigung von 
Arbeitnehmern, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, und die Versicherungsfreiheit während 
einer Zeit, für die ein Ansprudi auf Rente wegen 
Invalidität oder Berufsunfähigkeit besteht (§ 69 a), 
beruht auf den gleichen Erwägungen wie die Rege- 
lung, die der Bundestag bereits auf dem Gebiete 
der Arbeitslosenhilfe in dem Gesetz vom 16. April 
1956 (§ 141 b) beschlossen hat. 

Die Versicherungsfreiheit der land- und forst- 
wirtschaftlichen Beschäftigung bleibt erhalten für 
Arbeitnehmer mit einem für den Lebensunterhalt 
ausreichendem land- oder forstwirtschaftlichen 
Eigenibesitz; im übrigen wird sie eingeschränkt auf 
Arbeitnehmer, die in die häusliche Gemeinschaft 
des Arbeitgebers auf genommen und auf Grund 
eines langfristigen Arbeitsvertrags beschäftigt sind 
(§ 70 a). 

Heimarbeiter sind künftig grundsätzlich ver- 
sicherungspflichtig ohne Rücksicht auf die Zahl 
der mitarbeitenden Familienangehörigen (§ 75 c). 

Die Gewährung von Arbeitslosengeld ist ent- 
sprechend der Regelung für die Arbeitslosenhilfe 
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im Gesetz vom 16. April 1956 an die Voraussetzung 
geknüpft, daß der Arbeitslose „der Arbeitsvermitt- 
lung zur Verfü^ng steht“ (§ 87), d. h. arbeitsfähig, 
aber auch bereit und imstande ist, als Arbeitneh- 
mer eine Beschäftigung unter den üblichen Bedin- 
gungen des allgemeinen Arbeitsmarktes auszu- 
üben (§ 88). 

Die Höchstdauer des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld (52 Wochen) wird nunmehr bereits nach einer 
Beschäftigung von drei Jahren anstatt bisher fünf 
Jahren erreicht (§ 99). 

Die Sätze des Arbeitslosengeldes haben z. T. eine 
erhebliche Erhöhung erfahren. Die Tabelle (An- 
lage 8 zu § 105 Abs. 6) ist so auf gebaut, daß in kei- 
nem Falle der Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes 
55 V. H, des Nettoentgelts unterschreitet. Werden 
Familienzuschläge gewährt, so ist dieser Vom- 
hundertsatz stets erheblich höher, ebenso bei 
Alleinstehenden mit mittleren und niedrigen Ent- 
gelten. Er kann in den niederen Entgeltstufen 
maximal 100 v. H. erreichen. 

Die Familienzuschläge sind einheitlich auf 
6 DM wöchentlich festgesetzt (§ 105 Abs. 6). Da- 
mit entsprechen sie auch für die ersten beiden 
Kinder dem Kindergeld von 25 DM je Monat. 

Die Wartezeit beträgt künftig höchstens drei 
Tage, sie fällt weg bei Arbeitslosen mit drei oder 
mehr Angehörigen, des ferneren in allen Fällen, 
in denen im Anschluß an die Wartezeit ununter- 
brochen für mehr als 12 Tage Arbeitslosengeld 
gezahlt worden ist (§ 110). Die Wartezeit verkürzt 
sich außerdem um die in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung abgeleisteten Wartetage. 

Verbessert wurden die Bestimmungen über die 
Anrechnung von Nebenverdienst während des Be- 
zuges von Arbeitslosengeld (§ 112) und über die 
Hinausschiebung des Beginns der Gewährung von 
Arbeitslosengeld, wenn Abfindungen und Entschä- 
digungen im Zusammenhang mit der Beendigung 
der Beschäftigung gezahlt worden sind (§ 113). 

Neben die Krankenversicherung der Arbeits- 
losen tritt in Zukunft als zusätzliche Leistung die 
Unfallversicherung, insbesondere als Wegeunfall- 
versicherung für die Wege, die sie auf Veranlas- 
sung des Arbeitsamtes auszuführen haben (§ 129 
und Artikel X § 4). 

Die Pflichtarbeit (§ 91 a) ist beseitigt. Von der 
Teilnahme an gemeinnützigen und zusätzlichen 
Arbeiten kann die Gewährung von Arbeitslosen- 
geld also nicht mehr abhängig gemacht werden. 
Die freiwillige Beteiligung an solchen Arbeiten 
(„Gemeinschaftsarbeiten“) beeinträchtigt dagegen 
auch weiterhin den Anspruch auf Arbeitslosengeld 
nicht (§ 140). 

Die Gewährung des Arbeitslosengeldes ist auch 
während der Arbeit oder Mitarbeit eines Arbeits- 
losen beim Eigenheimbau oder ähnlichen Bauvor- 
haben, bei einer Kleinsiedlung und bei der Errich- 
tung von Dauerkleingärten unter bestimmten Vor- 
aussetzungen zulässig (§ 140 a). 


Arbeitslosenhilfe 

Nachdem bereits durch das obengenannte Gesetz 
vom 16. April 1956 die Leistungen verbessert wor- 
den waren, tritt erneut eine Leistungserhöhung 
dadurch ein, daß wie in der Arbeitslosenversiche- 
rung der Familienzuschlag einheitlich auf 6 DM 
wöchentlich festgesetzt (§ 141 d Abs. 5) und außer- 
dem die Tabelle der Unterstützungssätze bis zum 
Entgelt von 175 DM je Woche erweitert worden ist 
(Anlage zu § 141 d Abs. 5). Der Hauptbetrag ist in 
keinem Falle geringer als 45 v. H. des Nettoent- 
gelts. Er kann in den niederen Entgeltstufen 
maximal 100 v. H. erreichen. 

In der Arbeitslosenversicherung ist der Beitrag 
im Jahre 1949 von 6V2 auf 4 v. H., im Jahre 1955 
von 4 auf 3 v. H. herabgesetzt worden. Der Bei- 
tragssatz wird nunmehr auf 2 v. H. herabgesetzt; 
für die Versicherten im Bau- und Baunebenge- 
werbe und in Gewerbezweigen, welche infolge Wit- 
terungseinflüssen Arbeitsausfällen ausgesetzt zu 
sein pflegen, verbleibt es bei einem Beitragssatz 
von 3 V. H. (§ 150). Auf die Ausführungen zu dem 
Problem der Saisonarbeitslosigkeit bei § 150 wird 
besonders verwiesen. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 
ZU ARTIKEL I 
Zu § 49 a 

Die Vorschrift stimmt inhaltlich mit dem bis- 
herigen § 131 überein. Es erscheint jedoch zweck- 
rftäßiger, diese Bestimmung in den Abschnitt über 
die Arbeits- und Lehrstellenvermittlung aufzu- 
nehmen. 

Zu § 50 

Die Definition des Begriffs „Arbeitsvermittlung“ 
der Regierungsvorlage ist geringfügig geändert 
worden. Da das Wort „planmäßig“ mehrdeutig ist, 
wird statt dessen in einem neuen Absatz 5 her- 
vorgehoben, daß die gelegentliche und unentgelt- 
liche Empfehlung zur Einstellung im Einzelfalle 
keine Arbeitsvermittlung im Sinne des Gesetzes 
ist. 

Zu § 50 a 

Die Vorschrift wird eingefügt, um die allge- 
meinen Aufgaben der Bundesanstalt positiv her- 
auszustellen. 

Zu § 51 

Aus den bereits unter 1. dargelegten Gründen 
wird die Regierungsvorlage durch Bestimmungen 
über die Durchführung berufsfördernder Maß- 
nahmen im Interesse der Arbeitsvermittlung be- 
hinderter Personen ergänzt (Abs. 3 und 4). Unter 
behinderten Personen sind nach § 138 c Arbeit- 
suchende und Berufsanwärter zu verstehen, deren 
Eingliederung in Arbeit wegen ihrer körperlichen 
und geistigen Behinderung unter den üblichen Be- 
dingungen des Arbeitsmarktes gefährdet oder er- 


3 



Schwert ist; hierbei soll als geistige Behinderung 
auch jede Beeinträchtigung der psychischen Fähig- 
keiten einer Person gelten, durch die ihre Aussich- 
ten wesentlich herabgesetzt sind, unter den üb- 
lichen Bedingungen des Arbeitsmarktes eine ange- 
messene Beschäftigung zu finden. Soweit für 
diese Personen im Rahmen der Rehabilitation 
berufsfördernde Maßnahmen notwendig werden, 
hat die Bundesanstalt auf deren Durchführung 
bei den zuständigen Stellen hdnzuwirken. Sie kann 
derartige Maßnahmen auch selbst durchführen. Sie 
muß entsprechende Vorkehrungen treffen, d. h. so- 
wohl ihre eigenen Einrichtimgen zweckentsprechend 
ausgestalten als auch mit den anderen zuständigen 
Stellen und Einrichtungen Zusammenarbeiten, da- 
mit die Durchführung berufsfördernder Maßnah- 
men gewährleistet ist. 

Eine Zusamonenarbeit aller Stellen, die an Maß- 
nahmen zur Herstellimg der Leistungsfähigkeit be- 
hinderter Personen beteiligt sind, ist unerläßlich, 
um Zuständigkeitsüberschneidungen zu vermedden 
und die Rehabilitation so wirksam wie möglich zu 
gestalten. Der Bundesanstalt wird deshalb die Ver- 
pflichtung auferlegt, mit den Trägem der Sozial- 
versicherung, der öffentlichen und privaten Für- 
sorge sowie mit den anderen beteiligten Einrich- 
tungen zusammenzuwirken. 

Zu § 52 

Die Vorschrift ist nur geringfügig zur Klarstel- 
lung durch die Worte „sowie der Inhalt des gelten- 
den Tarifvertrages“ ergänzt worden. 

Zu § 53 

Die Fassung der Regierungsvorlage ist gekürzt 
worden. Außerdem scheint dem Ausschuß die Zu- 
stimmung des BMA zu den vom Verwaltungsrat zu 
erlassenden Bestimmungen über Fristen und For- 
men der Anzeigen nicht erforderlich. 

Zu § 54 Abs. 2 

Die Worte „den Umfang“ sind gestrichen wor- 
den, weil sich der Umfang der Anwerbung aus- 
ländischer Arbeitskräfte jeweils nach den Gegeben- 
heiten des Arbeitsmarktes richtet und daher ge- 
gebenenfalls durch Regierungsakte, nicht aber 
durch eine Rechtsverordnung festgelegt wird. 

Zu § 55 

Von der Regierungsvorlage ist im Interesse der 
Verwaltungsvereinfachung insofern ab gewichen 
worden, als darauf verzichtet wird, eine besondere 
Beschäftigungsgenehmigung für den Arbeitgeber 
vorzuschreiben. 

Zu § 56 

Das Wort „planmäßig“ ist ebenso wie in § 50 
gestrichen worden, weil es zu Mißverständnissen 
Anlaß geben könnte. Statt dessen ist durch Hinzu- 
fügung von Absatz 2 die gelegentlich und unent- 
geltlich erteilte Auskunft im Einzelfall ausgenom- 
men. 


Zu § 57 

Da die sozialen Verhältnisse des Ratsuchenden 
durch seine wirtschaftlichen mitbestimmt werden, 
kann auf das Wort „wirtschaftlichen“ verzichtet 
werden. Das Wort „Lage“ ist ersetzt durch „Ent- 
wicklung“, weil bei der Berufsberatung nicht nur 
der gegenwärtige Stand, sondern mehr noch die 
zukünftige Entwicklung zu berücksichtigen ist. Im 
Rahmen der Berufsberatung kommt der Berufs- 
aufklärung eine so große Bedeutung zu, daß es 
erforderlich erscheint, die Mitwirkung der Bundes- 
anstalt im Gesetz ausdrücklich auszusprechen. 

Zu § 58 

Das Wort „planmäßig“ ist gestrichen aus dem 
gleichen Grund wie in den §§ 50 und 56. Die Worte 
„Berufsanwärtern“ und „Ausbildungsträgern“ sind, 
weil überflüssig, aus redaktionellen Gründen ge- 
strichen worden. Die Verweisung auf §§ 51 Abs. 2 
und 4 sowie 56 Abs. 2 ist erforderlich, da die dort 
niedergelegten Grundsätze ebenso für die Lehr- 
stellenvermittlung gelten müssen. 

Zu § 60 

Um eine Befragung nach der Zugehörigkeit zu 
einer politischen gewerkschaftlichen oder ähnlichen 
Vereinigung möglichst zu erschweren, wird in Ab- 
satz 2 das Wort „erfordert“ durch das Wort „rechtfer- 
tigt“ ersetzt; um dem Vermittler nicht eine Ent- 
scheidung darüber zuzumuten, ob ein Betrieb im 
wesentlichen politischen, gewerkschaftlichen oder 
ähnlichen Bestimmungen dient, werden in Anglei- 
chung an Absatz 4 die Worte „der anfordernde 
Betrieb im wesentlichen entsprechenden Bestre- 
bungen dient“ gestrichen. 

In Absatz 4 wird ebenfalls das Wort „erfordert“ 
durch „rechtfertigt“ ersetzt. 

In Absatz 5 wird auch der Lehrstellenvermitt- 
lung ein entsprechendes Verbot auferlegt. 

Zu § 61 

Die Möglichkeit der Erhebung von Gebühren 
wegen überdurchschnittlicher Aufwendungen wird 
insoweit eingeschränkt, als derartige Gebühren nur 
von Arbeitgebern gefordert werden dürfen. 

Zu § 62 

Satz 2 wird den praktischen Verhältnissen ent- 
sprechend elastischer gestaltet. 

Zu § 63 

Die Vorschrift wird aus sprachlichen Gründen 
in der Fassung geändert. 

Zu § 64 

Die Worte „bei Notständen“ werden gestrichen, 
da sie bereits durch die Worte „bei großer Arbeits- 
losigkeit“ mit umfaßt werden. 
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Zu § 65 

In Anpassung an die sonst gebräuchliche Geset- 
zeissprache werden die Worte „einschließlich Lehr- 
lingen, Anlernlingen und Praktikanten“ ersetzt 
durch die Worte „sowie der zu ihrer Berufsaus- 
bildung Beschäftigten“. 

In Absatz 2 wird die Anhörung der Bundesver- 
bände der Krankenkassen vorgesehen. 

Zu § 66 

In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „nur“ gestri- 
chen; die geänderte Fassung steht mit dem Über- 
einkommen der IAO Nr. 9 über Arbeitsvermittlung 
für Seeleute vom 10. Juli 1920, das die Aufsicht 
einer Zentralbehörde über die Vermittlungsstellen 
erfordert, nicht in Widerspruch; andererseits trägt 
sie den Verwaltungsbedürfnissen besser Rechnung. 

Ferner wird in Absatz 3 mit Rücksicht auf die 
Bestimmungen des Übereinkommens der IAO 
Nr. 96 über Büros für entgeltliche Arbeitsvermitt- 
lung vom 1. Juli 1949 ein Zusatz eingefügt, wonach 
Aufträge zur Arbeits- und Lehrstellenvermittlung 
befristet erteilt werden sollen. 

Der Ausschuß erwartet, daß die Vorschriften nach 
Absatz 4 insbesondere über die Geschäftsführung 
der beauftragten Einrichtungen und Personen und 
über die Aufsicht durch die Bundesanstalt den 
praktischen Bedürfnissen und den besonderen Ver- 
hältnissen der einzelnen Vermittlungszweige in 
ausreichendem Umfang Rechnung tragen. 

Zu § 67 

In Absatz 1 wird an Stelle des 2. Halbsatzes ein 
Satz 2 eingefügt, der die dem Bundesminister 
für Arbeit erteilte Ermächtigung gemäß Art. 80 
Abs. 1 GG näher bestimmt. 

ZU ARTIKEL II 

Zu § 69 

Die Vorschrift bezieht nunmehr in die Versiche- 
rungspflicht auch die Angestellten ein, die nach 
geltendem Recht wegen Überschreitung der Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze der Angestelltenversiche- 
rungspflicht nicht unterliegen. Damit ist, wie bis- 
her schon bei Arbeitern, auch bei Angestellten die 
Arbeitslosenversicherungspflicht nicht mehr von 
der Höhe des Einkommens abhängig (wegen der 
Begrenzung der Beitragspflicht vgl. zu § 150 

Abs. 4). 

Zu § 69 a 

Die Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses hat 
sich für die Vorschrift in der vorliegenden Fassung 
ausgesprochen. Die Regelung entspricht hinsichtlich 
der Versicherungsfreiheit von Rentnern der der- 
zeitigen Rechtslage im Bundesgebiet (ausgenom- 
men die Länder Bayern und Rheinland-Pfalz) inso- 
fern, als eine Beschäftigung von Rentnern auch 
nach geltendem Recht nicht zur Erfüllung der An- 


wartschaftszeit in der Arbeitslosenversicherung 
dienen kann. Sie beruhte schon bisher auf der Er- 
kenntnis, daß die Verwendbarkeit dieses Personen- 
kreises auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in aller 
Regel stark eingeschränkt ist. Häufig würde daher 
sonst bei diesem Personenkreis im Falle des Ein- 
tritts von Arbeitslosigkeit festgestellt werden müs- 
sen, daß trotz Erfüllung der Anwartschaftszeit 
Arbeitslosengeld nicht gewährt werden kann, weil 
der Antragsteller wegen geminderter Leistungsfä- 
higkeit der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Ver- 
fügung steht (s. § 88). Der Auffassung, daß Per- 
sonen, die das 65 Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, nur dann von der Versicherungspflicht aus- 
genommen werden sollten, wenn sie eine Rente 
in ausreichender Höhe erhalten, schloß sich der 
Ausschuß daher nicht an. Die Mehrheit des Aus- 
schusses hält es vielmehr für angebracht, diesen 
Personenkreis von der Arbeitslosenversicherungs- 
pflicht zu befreien. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung hält es der 
Ausschuß ferner für notwendig, daß ebenso wie 
eine Beschäftigung von Arbeitnehmern, denen 
wegen Invalidität oder Berufsunfähigkeit eine 
Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter, 
der Angestellten oder der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung zuerkannt ist, auch die Beschäfti- 
gung von Personen versicherungsfrei ist, denen 
ähnliche Bezüge öffentlich-rechtlicher Art, z. B. das 
wegen Dienstunfähigkeit gewährte Ruhegehalt 
eines ehemaligen Beamten, zuerkannt sind. 

Zu § 69 b 

Die Abweichung von der Fassung der Regie- 
rungsvorlage ist ohne materiell-rechtliche Bedeu- 
tung. Sie beruht auf der Änderung, die § 88 durch 
den Ausschuß erfahren hat. 

Zu den §§70 bis 72 

Zur Frage der Versicherungsfreiheit landwirt- 
schaftlicher Beschäftigungen hörte der Ausschuß 
als Sachverständige je einen Vertreter der Arbeits- 
gemeinschaft der land- und forstwirtschaftlichen 
Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaft Gar- 
tenbau, Land- und Forstwirtschaft. Der Sachver- 
ständige der Arbeitgeberverbände hielt wegen der 
ständigen Abwanderung landwirtschaftlicher Kräfte 
in die gewerbliche Wirtschaft einerseits und des 
ständig steigenden Bedarfs an Arbeitskräften in 
der Landwirtschaft andererseits eine weitgehende 
Versicherungsfreiheit landwirtschaftlicher Beschäf- 
tigungen für notwendig, und zwar insbesondere 
für die in der häuslichen Gemeinschaft aufgenom- 
menen Arbeitnehmer, für Kräfte mit langfristigen 
Verträgen und für Landwirte, deren Lebensunter- 
halt für sich und ihre Familie überwiegend durch 
den Ertrag eigenbewirtschafteten Landbesitzes ge- 
währleistet ist. Demgegenüber sah der Sachver- 
ständige der Arbeitnehmer in der Versicherungs- 
freiheit bestimmter landwirtschaftlicher Beschäf- 
tigungen gerade einen der Gründe für die Land- 
flucht, und zwar besonders der jüngeren Arbeit- 
nehmer. Die Versicherungsfreiheit werde als Dis- 
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kriminierung empfunden. Wolle man der Abwan- 
derung aus der Landwirtschaft entgegenwirken, so 
müsse man die Vorschriften über die Versiche- 
rungsfreiheit landwirtschaftlicher Beschäftigungen 
streichen. 

Der Ausschuß neigte in seiner Mehrheit dazu, 
die Versicherungsfreiheit land- und forstwirt- 
schaftlicher Beschäftigungen gegenüber dem gelten- 
den Recht einzuschränken. Die Auffassung, daß 
alle land- und forstwirtschaftlichen Kräfte, die in 
die häusliche Gemeinschaft des Arbeitgebers auf- 
genommen sind, von der Versicherungspflicht be- 
freit werden sollten, wird von der Mehrheit des 
Ausschusses nicht geteilt. Der Ausschuß beschränkt 
die Versicherungsfreiheit von Beschäftigungsver- 
hältnissen auf Grund langfristiger Verträge nach 
§ 70 a hinsichtlich der Art der Betriebe auf Be- 
schäftigungen in der Landwirtschaft und hinsicht- 
lich des Personenkreises auf landwirtschaftliche 
Arbeitnehmer, die in die häusliche Gemeinschaft 
des Arbeitgebers — nicht aber seines Stellvertre- 
ters — aufgenommen sind. Ein Antrag, § 70 zu 
streichen, und ein weiterer Antrag auf Streichung 
des § 70 a wurden abgelehnt. 

Die Vorschrift in § 70 a Abs. 2 Nr. 1 der Regie- 
rungsvorlage, daß die Versicherungsfreiheit 6 Mo- 
nate vor dem Tage, an dem das Arbeitsverhältnis 
durch Zeitablauf endet, dann nicht erlischt, wenn 
vorher nachgewiesen wird, daß der Arbeitnehmer 
ein anderes nach den Vorschriften dieses Para- 
graphen versicherungsfreies Arbeitsverhältnis ein- 
gegangen ist, das sich unmittelbar an das be- 
stehende Arbeitsverhältnis anschließt, hat der Aus- 
schuß nicht übernommen, weil er ihr geringe prak- 
tische Bedeutung beimißt. 

Zu § 74 

Einen zu Beginn der Beratung gestellten Antrag, 
die Versicherungsfreiheit von Lehr- und Anlern- 
verhältnissen ganz zu beseitigen, lehnte der Aus- 
schuß ab. Er hält es vielmehr für zweckmäßig, die 
Versicherungsfreiheit in möglichst weitgehender 
Anlehnung an das geltende Recht zu regeln, nach 
dem nur das letzte Lehrjahr versicherungspflich- 
tig ist. Er hat dabei besonderen Wert darauf gelegt, 
daß auch bei vorzeitiger Beendigung des Lehr- 
oder Anlernverhältnisses ein durch 52 Wochen 
versicherungspflichtiger Beschäftigung begründeter 
Anspruch auf Arbeitslosengeld für die Dauer eines 
halben Jahres besteht. 

Ein zu Absatz 3 gestellter Antrag, die darin vor- 
gesehene uneingeschränkte Versicherungsfreiheit 
für land- und forstwirtschaftliche Lehrlinge zu 
streichen oder, falls dieser Antrag abgelehnt wer- 
den sollte, sie auf Lehrlinge in landwirtschaftlichen 
Betrieben zu beschränken, fand ebensowenig die 
Zustimmung des Ausschusses wie der Antrag, die 
Regierungsvorlage unverändert beizubehalten. Die 
Mehrheit des Ausschusses hat sich vielmehr dafür 
entschieden, daß eine landwirtschaftliche Beschäfti- 
gung als Lehrling und eine Beschäftigung als Lehr- 
ling der ländlichen Hauswirtschaft in einem land- 


wirtschaftlichen Betrieb grundsätzlich nur in dem 
gleichen Umfang versicherungsfrei sein soll, wie 
die Beschäftigung als Lehrling in der gewerblichen 
Wirtschaft. Eine Ausnahme im Sinne völliger Ver- 
sicherungsfreiheit ist für derartige Beschäftigungen 
nach Auffassung der Mehrheit des Ausschusses 
aber gerechtfertigt, wenn der Lehrling Abkömm- 
ling eines Land- oder Forstwirtes ist, dessen Be- 
sitz die überwiegende Existenzgrundlage für ihn 
und seine Familie bildet. Lehrlinge dieser Art 
werden nach Beendigung der Lehre in einem land- 
wirtschaftlichen Betrieb in aller Regel entweder 
den väterlichen Besitz übernehmen oder aber doch 
in den väterlichen Betrieb eintreten oder sich einer 
weiteren Ausbildung auf landwirtschaftlichen 
Schulen oder Hochschulen unterziehen, so daß für 
diesen Personenkreis eine Sicherung für den Fall 
der Arbeitslosigkeit im Anschluß an die Lehre 
nicht notwendig sein dürfte. Eine Beschäftigung 
als forstwirtschaftlicher Lehrling soll hingegen 
ohne Ausnahme nur in dem gleichen Umfange ver- 
sicherungsfrei sein wie eine Beschäftigung als 
Lehrling in der gewerblichen Wirtschaft. 

Zu § 74 a 

Die Abweichungen vom Wortlaut der Regierungs- 
vorlage haben keine materiell-rechtliche Bedeu- 
tung. 

Zu § 74 c 

Ein Antrag hatte zum Ziel, die Versicherungs- 
freiheit von Beschäftigungsverhältnissen bei Ver- 
wandten auf die Beschäftigung des einen Ehe- 
gatten bei dem anderen zu beschränken. Die Prü- 
fung der Voraussetzimgen für die Versicherungs- 
freiheit nach der Regierungsvorlage bereite ver- 
waltungsmäßig erhebliche Schwierigkeiten. Zudem 
seien in vielen Erwerbszweigen Familienange- 
hörige wie reguläre Arbeitskräfte tätig. Ihnen 
könne der Versicherungsschutz nicht versagt wer- 
den. Der Ausschuß entschied sich jedoch mit Mehr- 
heit für die Beibehaltung der Regierungsvorlage, 
da die Gefahr eines Mißbrauches der Versiche- 
rung durch Scheinarbeitsverhältnisse in diesen 
Fällen unverhältnismäßig groß ist, für eine Fort- 
führung der Tätigkeit trotz Arbeitslosmeldung 
alle Möglichkeiten geboten sind und derartige, 
überwiegend durch Familienbindungen bestimmte 
Beschäftigungen zudem in aller Regel nicht 
schutzbedürftig sind. Auch einen in der 2. Lesung 
gestellten Antrag, die ganze Vorschrift zu streichen, 
lehnte der Ausschuß ab. 

Zu § 75 a 

Entgegen einem Anträge, die Arbeitszeiten und 
-entgelte mehrerer nebeneinander ausgeübter Be- 
schäftigungen bei der Entscheidung über die Ver- 
sicherungspflicht oder -freiheit zusammenzuzählen, 
entschloß sich der Ausschuß, die Regierungsvorlage 
mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung, 
der die Bundesregierung zugestimmt hat, beizube- 
halten. Die durch den vorerwähnten Antrag ange- 
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strebte Regelung würde zu erheblichen verwal- 
tungsmäßigen Schwierigkeiten führen, da die Ent- 
scheidung darüber, ob eine solche Beschäftigung 
versicherungspflichtig ist oder nicht, nur unter Be- 
rücksichtigung der übrigen von dem gleichen Ar- 
beitnehmer bei anderen Arbeitgebern ausgeübten 
Beschäftigungen getroffen werden könnte. Je nach 
dem Umfang weiterer Beschäftigungen würde eine 
Beschäftigung zeitweise versicherungspflichtig, zeit- 
weise versicherungsfrei sein. Auch ein in 2. Lesung 
gestellter Antrag, die zeitliche Höchstgrenze für 
eine geringfügige Beschäftigung im Hinblick auf 
die erstrebte 40-Stunden-Woche nicht auf 24, son- 
dern auf 20 Stunden festzusetzen, wurde abgelehnt. 
Die Abweichung vom Wortlaut der Regierungsvor- 
lage im letzten Satz des Absatzes 2 hat keine 
materiell-rechtliche Bedeutung. 

Zu § 75 b 

Die Neufassung des Absatzes 2 dient nur der ein- 
deutigeren Abgrenzung d.es Personenkreises der 
unständig beschäftigten Hafenarbeiter gegenüber 
den Personen, die nur gelegentlich, und zwar meist 
während der Zeiten der Nichtbeschäftigung in 
ihrem eigentlichen Beruf Hafenarbeit verrichten, 
wenn die Zahl der imständig beschäftigten Hafen- 
arbeiter zur Bewältigung der im Hafen anfallenden 
Be- und Entladearbeiten nicht ausreicht. 

Zu § 75 c 

Der Ausschuß hält das Bedürfnis nach einer 
Sicherung des Heimarbeiters für den Fall der Ar- 
beitslosigkeit auch dann für gegeben, wenn mehr 
als 2 Familienangehörige als Hilfskräfte beschäf- 
tigt werden. Einem Mißbrauch kann nach seiner 
Auffassung durch die im Heimarbeitsgesetz vorge- 
schriebenen Kontrollmaßnahmen hinreichend be- 
gegnet werden. Er schlägt daher vor, in das Gesetz 
keine Sonderbestimmimg über die Versicherungs- 
freiheit von Heimarbeitern aufzunehmen, sie so- 
mit also der allgemeinen Arbeitslosenversiche- 
rungspflicht zu unterstellen. 

Zu § 85 

Die textliche Abweichung von der Fassung der 
Regierimgsvorlage ist in der Neufassung des § 69 
begründet. 

Zu § 87 Absatz 1 

Der Ausschuß hatte sich bei der Beratung über 
den in das AVAVG einzufügenden Fünften Ab- 
schnitt bereits dafür entschieden, den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld an die „Verfügbarkeit für die 
Arbeitsvermittlung“ zu binden (vgl. Ersten Schrift- 
lichen Bericht des Ausschusses für Arbeit über den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung — Drucksache 2101 — zu 
§ 141 a Abs. 1 Nr. 1). Der Bundestag hat dem An- 
trag des Ausschusses für Arbeit in 2. und 3. Lesung 
entsprochen (vgl. § 141 a Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 


zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversdcherung 
vom 16. April 1956 BGBl. I S. 243). Diesen Be- 
schlüssen des Plenums entsprechend hat der Aus- 
schuß auch die Regierungsvorlage zu § 87 Abs. 1 
sinngemäß geändert. 

Ferner ist der Antrag auf Arbeitslosengeld zur 
materiellen Unterstützungsvoraussetzung gemacht 
worden. Der Antrag löst nunmehr nicht wie bis- 
her nur den Anspruch aus, sondern er begründet 
ihn erst. 

Absatz 1 a 

Mit der Einfügung dieses Absatzes wird § 87 
Abs. 1 a geltenden Rechts in der Fassung des Ge- 
setzes zur Ergänzung des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
1. Dezember 1954 (BGBl. I S. 353) mit geringfügi- 
gen redaktionellen Änderungen in die Novelle 
übernommen. 

Absatz 2 

Die textliche Änderung der Fassimg nach der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates hat keine mate- 
riell-rechtliche Bedeutung. 

Zu § 88 

In Anlehnung an die in § 141 a Abs. 4 des Gre- 
setzes zur Änderung imd Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung vom 16. April 1956 (BGBl. I S. 243) enthal- 
tene Definition des Begriffes „Verfügbarkeit für 
die Arbeitsvermittlung“ hat der Ausschuß dem 
Absatz 1 die vorliegende Fassung gegeben (vgl. 
hierzu die bereits zu § 87 erwähnte Drucksache 
2101, zu § 141 a Abs. 1 Nr. 4). 

Absatz 4 wurde eingefügt, um auszuschließen, 
daß durch vorübergehend zur Beseitigung öffent- 
licher Notstände, insbesondere im Rahmen des 
Technischen Hilfswerks ausgeübte Dienstleistun- 
gen der Anspruch auf Arbeitslosengeld in Frage 
gestellt wird. 

Zu § 89 

Aus Gründen der Gleichbehandlung hält der 
Ausschuß die Einfügung der Worte „oder nach dem 
Mutterschutzgesetz“ für notwendig, nachdem die 
Regierungsvorlage abweichend von der Fassung 
des § 89 geltenden Rechts hinter dem Wort 
„Wochengeld“ zur Verdeutlichung den Zusatz 
„nach § 195 a der Reichsversicherungsordnung“ 
enthält. Die Einfügung „nach dem Mutterschutz- 
gesetz“ hat praktische Bedeutung ausschließlich 
für Hausgehilfinnen und Tagesmädchen, die nach 
Verlust ihrer Beschäftigung wegen Nichterfüllung 
der besonderen Voraussetzungen keinen Anspruch 
auf Wochengeld nach § 195 a RVO, wohl aber nach 
§ 11 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes einen An- 
spruch auf Wochengeld nach § 13 des Mutterschutz- 
gesetzes haben. 



Vorbemerkung zu den §§ 90 bis 93 a 

Der Ausschuß hält eine Dauer der Sperrfrist von 
24 Tagen im Regelfälle wie im geltenden Recht für 
ausreichend, um mißbräuchliche Inanspruchnahme 
der Leistungen abzuwehren. 

Zu § 90 

Einen Antrag, mit dem letzten Satz des Ab- 
satzes 1 die Vorschrift zu streichen, wonach eine 
Sperrfrist auch dann zu verhängen ist, wenn die 
Arbeitsaufnahme vor dem Beginn des Bezuges 
von Arbeitslosengeld verweigert oder vereitelt 
wird, lehnte der Ausschuß mit Mehrheit ab, fügt 
aber mit Zustimmung des Antragstellers hinter 
dem Wort „Arbeitsaufnahme“ im letzten Satz des 
Absatzes 1 die Worte „nach der Arbeitslosmel- 
dung, aber“ ein, um auszuschließen, daß eine Ar- 
beitsablehnung vor der Arbeitslosmeldung eine 
Sperrfrist nach sich ziehen kann. 

Die Auffassung, daß die Aufzählung der berech- 
tigten Gründe für eine Arbeitsablehnung in Ab- 
satz 2 nicht erschöpfend sein, vielmehr nur die Be- 
deutung von Beispielen haben dürfte, da es nicht 
möglich sei, die Vielfalt der Tatbestände des täg- 
lichen Lebens erschöpfend aufzuzählen, wird von 
der Mehrheit des Ausschusses nicht geteilt. Ein An- 
trag, zu diesem Zweck das Wort „nur“ durch das 
Wort „insbesondere“ im Einleitungssatz des Ab- 
satzes zu ersetzen, wurde daher abgelehnt. Nach 
Ansicht der Mehrheit der Ausschußmitglieder 
würde eine nur beispielhafte Aufzählung der be- 
rechtigten Gründe in Absatz 2 zu Rechtsunsicher- 
heit zum Nachteil des Arbeitslosen führen. Der Ar- 
beitslose würde im Einzelfall die Rechtsfolgen sei- 
ner Handlung nicht von vornherein mit Sicherheit 
abwägen können. Irrt er, so müßte die Sperrfrist 
verhängt werden, obwohl er sich im guten Glau- 
ben befunden hat. Der Ausschuß geht davon aus, 
daß die Arbeitsvermittler bei dem Arbeitsangebot 
die Gesamtumstände und etwaige Einwendungen 
des Arbeitslosen gebührend würdigen. 

Ein Antrag zu Absatz 2 Nr. 2, hinter dem Wort 
„Leistungsvermögen“ die Worte „mit Rücksicht 
auf sein späteres Fortkommen und seine Ausbil- 
dung oder frühere Tätigkeit“ und hinter dem Wort 
„Ausübung“ die Worte „seines Berufes oder“ ein- 
zufügen, wird vom Ausschuß abgelehnt. Die Mehr- 
heit des Ausschusses hält es für zumutbar, daß der 
Arbeitslose zur Beendigung der Arbeitslosigkeit — 
und sei es nur vorübergehend — eine berufs- 
fremde Arbeit annimmt, zumal die Möglichkeit 
besteht, bei sich bietender Gelegenheit die Arbeits- 
stelle zu wechseln. Allerdings ist der Ausschuß der 
Auffassung, daß die Vermittlung einer dem Beruf 
des Arbeitslosen entsprechenden Beschäftigung er- 
wartet werden darf, wenn offene Stellen vorhan- 
den sind. 

Durch die Änderung in Absatz 2 Nr. 5 soll ver- 
deutlicht werden, daß das Angebot einer Arbeit, 
die das Getrenntleben des Arbeitnehmers von sei- 
ner Familie notwendig macht, nicht nur aus wirt- 
schaftlichen Gründen abgelehnt werden kann. 


Zu § 93 

Die Einfügung der Worte „oder i>ersönlichen 
Fortbildung“ in Absatz 2 hält der Ausschuß im 
Interesse der Erhaltung und Förderung des per- 
sönlichen Strebens besonders jüngerer Menschen 
für notwendig. 

Zu § 93 a 

In § 93 a hat der Ausschuß die Möglichkeit der 
Einengung und Ausweitung der Sperrfrist vorge- 
sehen, wenn die Gesamtumstände eine mildere 
oder strengere Beurteilung rechtfertigen. Hierbei 
darf jedoch eine kürzere Sperrfrist als zwölf Tage 
und eine längere Sperrfrist als achtund vier zig 
Tage nicht festgesetzt werden. 

Einen weitergeheniden Antrag, die Höchstdauer 
auf 36 Tage zu begrenzen, hat der Ausschuß ab- 
gelehnt, weil er in schwereren Fällen eine Ableh- 
nung der Übernahme des Versicherungswagnisses 
für die Dauer von 8 Wochen wie auch schon im 
geltenden Recht zum Schutze der Gemeinschaft der 
Versicherten vor ungerechtfertigter Inanspruch- 
nahme der Versicherung für erforderlich hält. 

Zu § 93 b 

Die Neufassung des Absatzes 3 enthält nur inso- 
weit eine materiell-rechtliche Abweichung von der 
Regierungsvorlage, als nach der Neufassung auch 
Beschäftigungen, die nicht zwei zusammenhän- 
gende Wochen gedauert haben, zur Abgeltung einer 
Sperrfrist dienen können. 

Nachdem angeregt worden war, eine Sperrfrist 
schon dann nicht mehr zu verhängen, wenn der 
Arbeitnehmer seit dem Ereignis, das Anlaß zur 
Verhängung gegeben hat, 4 Wochen in Beschäfti- 
gung gestanden hat, hat sich der Ausschuß darauf 
geeinigt, die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Beschäftigungszeit von 26 Wochen auf 13 Wochen 
herabzusetzen. Bereits durch eine Beschäftigung 
von dieser Dauer soll nach Auffassung des Aus- 
schusses der ursächliche Zusammenhang zwischen 
dem Ereignis, das Anlaß zur Verhängung der 
Sperrfrist gegeben hat, unid der später eingetrete- 
nen Arbeitslosigkeit als beseitigt angesehen 
werden. 

Zu § 93 c 

Einen Antrag, diese Bestimmung zu streichen, 
da sie überflüssig sei und da jede unberechtigte 
Arbeitsverweigerung und Arbeitsaufgabe einzeln 
behandelt werden müsse, lehnte der Ausschuß ab. 
Er ist in seiner Mehrheit der Auffassung, daß die 
Regierungsvorlage bereits eine Milderung bringt, 
andererseits eine völlige Streichung der seit 8 Jah- 
ren bestehenden Vorschrift nicht begründet ist. 

Zu § 94 

Die Mitglieder des Ausschusses stimmen in der 
Auffassung überein, daß an Arbeitnehmer, deren 
Arbeitslosigkeit durch Arbeitskämpfe verursacht 
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worden ist, kein Arbeitslosengeld gezahlt werden 
kann, weil anidernfalls die Neutralität der Arbeits- 
verwaltung verletzt werden würde. 

Hinsichtlich der Zahlung von Arbeitslosengeld 
an Personen, deren Arbeitslosigkeit die Folge eines 
Arbeitskampfes in einer anderen Betriebsabtei- 
lung, einem anderen Betrieb, einem anderen Be- 
rufskreis oder an einem anderen Arbeits- oder 
Wohnort ist, sind die Auffassungen der Ausschuß- 
mitglieder geteilt. Einem Anträge, die Absätze 3 
und 4 zu streichen, weil sie entbehrlich seien und 
eine unbillige Härte in diesen Fällen immer vor- 
liege, hat der Ausschuß jedoch nicht zugestimmt. 
Die geänderte Fassung des Absatzes 3, wonach in 
solchen Fällen zur Vermeidung unbilliger Härten 
das Arbeitslosengeld gewährt werden kann, fand 
die Zustimmung der Mehrheit des Ausschusses. Er 
ist der Auffassung, daß diese Regelung es nunmehr 
auch gestattet, den Teil IV des Übereinkommens 
102 über Mindestnormen der sozialen Sicherheit in 
die Ratifizierung des Übereinkommens durch die 
Bundesrepublik einzubeziehen. 

Zu § 95 

Absatz 2 Satz 2 der Regierungsvorlage hat der 
Ausschuß nicht übernommen, da er § 208 eine Fas- 
sung gegeben hat, die es dem Bundesminister für 
Arbeit ermöglicht, durch Rechts Verordnung die 
Versieh eningsp flicht im Ausland beschäftigter 
Deutscher so zu regeln, daß sich eine Erweiterung 
der in § 95 vorgesehenen Rahmenfrist erübrigt. 

Zu § 99 

Die künftige Dauer des Anspruchs auf Arbeits- 
losengeld hat der Ausschuß in mehreren Sitzungen 
besonders eingehend beraten. Außer der Regie- 
rungsvorlage haben dem Ausschuß noch mehrere 
Vorschläge Vorgelegen, die ausführlich in ihren 
Auswirkungen für den Arbeitslosen besprochen 
worden sind. Er hat bei seinen Überlegungen aber 
auch nicht außer acht lassen können, daß Erschwe- 
rungen für die Verwaltung durch eine zu starke 
Differenzierung der Anspruchsdauer und durch 
die Berücksichtigung lange zurückliegender Be- 
schäftigungszeiten entstehen. Derartige Verwal- 
tungsmehrarbeit kann in Zeiten stark ansteigen- 
der Arbeitslosigkeit, z. B. zu Beginn des Winters, 
nicht ohne Auswirkungen auf das Tempo der An- 
tragsbearbeitung bleiben und die Auszahlung des 
ersten Arbeitslosengeldes erheblich verzögem. 
Auch die finanziellen Auswirkungen hat der Aus- 
schuß unter dem Gesichtspunkt prüfen müssen, daß 
weitere Leistungsverbesserungen (u. a. Erhöhung 
der Wochensätze und der Familienz uschläge) und 
eine Senkung des Beitrages um im allgemeinen 
33 Vg V. H. vorgesehen sind. 

Der Ausschuß hält es für notwendig, die Zahl 
der Stufen der Anspruchsdauer — im geltenden 
Recht sind es 7 — auf insgesamt noch 5 zu vermin- 
dern. Eine Höchstdauer von 52 Wochen soll auch 
künftig erreichbar sein. Hauptsächlich im Interesse 


einer Verwaltungsvereinfachung soll Anspruch auf 
diese Höchstdauer schon nach einer Beschäftigungs- 
zeit von 3 Jahren erreicht werden können. Das 
Verhältnis der Beschäftigungszeit zur Dauer des 
Anspruchs ist danach folgendes: 

Beschäftigungzeit von Anspruchsdauer von 
26 Wochen ergibt 13 Wochen 

39 Wochen ergibt 20 Wochen 

52 Wochen ergibt 26 Wochen 

104 Wochen (2 Jahren) ergibt 39 Wochen 

156 Wochen (3 Jahren) ergibt 52 Wochen 

Auch die bisherige Regelung der Übertragung 
von Restansprüchen aus einer vorhergehenden An- 
wartschaft hat die Verwaltung zu ungewöhnlich 
komplizierten Berechnungen und Kontrollen ge- 
zwungen. Sie bedarf nach Auffassung des Aus- 
schusses einer wesentlichen Vereinfachung. Die 
Neuregelung nach Absatz 2 a ist verwaltungs- 
mäßig einfach und verhütet Nachteile hinsichtlich 
der Dauer des Anspruchs für den Versicherten, der 
durch Arbeit eine neue Anwartschaftszeit erfüllt 
hat. Der Anspruch nach Absatz 2 a kann ab- 
weichend vom geltenden Recht, das für übertra- 
gene Ansprüche einen früheren Beginn der Ver- 
fallsfrist vorsieht als für den neuerworbenen An- 
spruch, während einer Dauer von 2 Jahren nach 
Erfüllung der Anwartschaftszeit wie ein durch 
diese Anwartschaft begründeter Anspruch geltend 
gemacht werden, es sei denn, daß er vor Ablauf 
dieser Frist durch Erfüllung einer neuen Anwart- 
schaftszeit erlischt. 

Absatz 5 entspricht der in Absatz 2 Satz 3 der 
Regierungsvorlage enthaltenen Vorschrift. Sie ist 
materiell-rechtlich vom Ausschuß nur in dem 
gleichen Sinne wie § 69 a ergänzt worden. Im übri- 
gen ist sie nur redaktionell geändert. 

Absatz 6 stellt eine redaktionelle Neufassung des 
§ 99 a der Regierungsvorlage dar. Dabei legt der 
Ausschuß Wert auf die Feststellung, daß zwischen 
Absatz 2 a und Absatz 6 ein Widerspruch besteht. 
Absatz 6 kann stets erst dann angewendet werden, 
wenn der Anspruch auf Arbeitslosengeld ent- 
sprechend den Vorschriften der Absätze 1 bis 5 
festgestellt und zuerkannt worden ist. 

Zu § 100 

Die als Nr. 5 in den Absatz 1 vom Ausschuß 
eingefügte Vorschrift verhindert, daß ein Ver- 
sicherter, dem das Arbeitslosengeld rückwirkend 
unter Verzicht auf die Erstattung der zu Unrecht 
geleisteten Beträge entzogen worden ist, den An- 
spruch nach Erfüllung der bis dahin fehlenden 
Voraussetzung erneut geltend machen kann, um 
die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
ein zweites Mal zu erhalten. Diese nach geltendem 
Recht an sich bestehende Möglichkeit konnte bis- 
her nur durch rechtliche Hilfskonstruktionen aus- 
geschlossen werden. 

Die dem § 100 vom Ausschuß als Absatz 2 an- 
gefügte Vorschrift soll die Bereitschaft des Arbeits- 
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losen fördern, selbst Nebenverdienst anzustreben 
und vom Arbeitsamt während des Bezugs von Ar- 
beitslosengeld angebotene Gelegenheitsarbeit an- 
zunehmen. Während nach geltendem Recht die 
6 Tage einer Zahlwoche auch dann voll auf die 
Dauer des Anspruchs angerechnet werden, wenn 
der Arbeitslose nur noch einen geringen Restbe- 
trag erhält, werden nach dieser Vorschrift auf die 
Dauer des Anspruchs so viele Tage einer Zahl- 
woche nicht angerechnet, wie der Wochensatz des 
Arbeitslosengeldes um volle Tagessätze gemindert 
ist. Die ErsdiÖpfung des Anspruchs wird dadurch 
bei Beziehem von Arbeitslosengeld, die Gelegen- 
heitsverdienst erzielen, hinausgeschoben. 

Zu § 103 

Die Änderungen in Absatz 2 Nr. 1 und 2, welche 
die Stellung des unehelichen Kindes als Angehöri- 
ger im Sinne des Absatzes 1 betreffen, hält der 
Ausschuß für notwendig. Er hält es nicht für ver- 
tretbar, daß einem Vater, der bis zum Eintritt der 
Arbeitslosigkeit für sein uneheliches Kind nicht ge- 
sorgt oder zum Unterhalt des Kindes nur gering- 
fügig beigetragen hat, nach Verlust seiner Arbeit 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung ein Fami- 
lienzuschlag für dieses Kind gewährt wird. 

Mit Absatz 4 a hat der Ausschuß die in § 103 
Abs. 4 AVAVG in der Fassung des § 12 des Kin- 
dergeldergänzungsgesetzes enthaltene Vorschrift in 
den Entwurf übernommen. 

Die Ergänzung der Nr. 1 des Absatzes 5 hält der 
Ausschuß aus Gründen der Gleichbehandlung für 
erforderlich, da andernfalls bei der Prüfung der 
Voraussetzungen für die Gewährung eines Fami- 
lienzuschlages zwar die Leistung berücksichtigt 
wird, auf die der Angehörige selbst einen Anspruch 
hat, nicht aber die, die einem Dritten für den An- 
gehörigen gewährt wird. 

Durch den letzten Satz, der dem Absatz 5 ange- 
fügt worden ist, will der Ausschuß verhindern, daß 
einem Arbeitslosen für einen Angehörigen ein 
Familienzuschlag gewährt wird, den er zwar bis 
zum Eintritt der Arbeitslosigkeit auf Grund einer 
sittlichen Pflicht im wesentlichen unterhalten hat, 
zu dessen Unterhalt er aber nach Eintritt der Ar- 
beitslosigkeit nicht mehr beiträgt. Die Gewährung 
des Familienzuschlages wäre sachlich ungerechtfer- 
tigt. 

Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß der 
Anspruch auf den Familienzuschlag für Ehefrauen 
nicht von ihrer Bereitschaft zur Aufnahme einer 
Arbeit «abhängig gemacht werden soll. Diesem An- 
liegen trägt die Änderung in Satz 1 des Ab- 
satzes 5 Rechnung. Der Ausschuß ist anderseits 
jedoch der Auffassung, daß von den Angehörigen, 
für die ein Familienzuschlag gewährt wird, die 
Erfüllung der Meldepflicht beim Arbeitsamt ver- 
langt werden soll, sofern die Gewährung des 
Familienzuschlages nach Prüfung der Gesamtum- 
stände des Falles von der Meldung als Arbeit- 
suchender beim Arbeitsamt abhängig gemacht 


worden ist. Der Familienzuschlag soll daher für 
die Tage entfallen, für die der Angehörige der 
Meldepflicht nicht genügt. Deshalb hat der Aus- 
schuß im letzten Satz auch den § 114 für anwend- 
bar erklärt. 

Die Einfügung der Worte „mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit“ in Absatz 7 ist nach 
Auffassung des Ausschusses notwendig, da die 
Richtlinien des Verwaltungsrates auch für die Ar- 
beitslosenhilfen gelten, deren Leistungen nicht aus 
Mitteln der Arbeitslosenversicherung, sondern aus 
Bundesmitteln gezahlt werden. 

Die übrigen Änderungen des § 103 der Regie- 
rungsvorlage haben hur redaktionelle Bedeutung. 

Zu § 105 

Zu Absatz 2 ist der Ausschuß der Auffassung, 
daß die Anwendung dieser vom Regelfall ab- 
weichenden Bemessungsvorschrift nicht davon ab- 
hängig sein sollte, daß das Arbeitsentgelt der letz- 
ten 13 Wochen durch eine Beschäftigung gemin- 
dert war, die nicht dem Beruf des Arbeitslosen 
entsprach. Die Vorschrift würde zu Zweifeln bei 
der Auslegung führen. Denn der erlernte Beruf 
wird u. U. schon seit langer Zeit nicht mehr aus- 
geübt, sei es aus Mangel an entsprechenden Be- 
schäftigungsmöglichkeiten, sei es weil der Arbeits- 
lose sich freiwillig einem anderen Beruf zuge- 
wandt hat. In solchen Fällen würde zweifelhaft 
sein, welcher Beruf maßgebend sein soll. Der Aus- 
schuß vertritt daher die Ansicht, daß an Stelle des 
Berufs die bisherige überwiegende Tätigkeit maß- 
gebend sein soll. Die Änderung der Vorschrift trägt 
auch stärker der Funktion des Arbeitslosengeldes 
als teilweisem Lohnersatz Rechnung. 

Durch die Änderung des letzten Satzes des Ab- 
satzes 3 will der Ausschuß für die Bemessung des 
Arbeitslosengeldes bei Heimarbeitern die bisherige 
Rechtslage wiederherstellen. 

Zu Absatz 5 hält der Ausschuß die bisherige 
Grenze für die Bemessung der Leistungen von 
500 DM monatlich für zu niedrig. Die Herauf- 
setzung auf 750 DM monatlich, auf die er sich ge- 
einigt hat, entspricht nach seiner Auffassung dem 
derzeitigen Lohnniveau. Die Grenzen für die Be- 
messung der Leistungen und der Beiträge (vgl. zu 
§ 150 Abs. 4) decken sich. 

Das finanzielle Schwergewicht der vom Aus- 
schuß zu § 105 beschlossenen Änderungen liegt in 
der Änderung des Absatzes 6 und der dem Gesetz 
als Anlage hierzu beigefügten Tabelle der Wochen- 
sätze des Arbeitslosengeldes. Die Sätze der Ar- 
beitslosenunterstützung sind in der jüngsten Ver- 
gangenheit bereits zweimal erhöht worden, und 
zwar durch da*s Gesetz vom 29. März 1951 (BGBl. I 
S. 219) um durchschnittlich 10 v. H. und durch das 
Gesetz vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) um 
durchschnittlich 13 v. H. Der Ausschuß hielt dessen- 
ungeachtet eine weitere Verbesserung der Leistun- 
gen für erforderlich, und zwar in dreifacher Hin- 
sicht: 
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1. Der FamilienziiscJilag wird einheitlich auf 6 DM 
wöchentlich erhöht. Damit wird der Forderung 
nach angemessenen Leistungen für Kinder Rech- 
nung getragen. Der Familienzuschlag entspricht 
damit für das erste und zweite Kind künftig in 
seiner Höhe dem Kindergeld. Zudem ist da- 
durch die Tabelle der Wochensätze des Arbeits- 
losengeldes wesentlich vereinfacht, die nur noch 
die Hauptbeträge enthält. 

2. Die Tabelle, die bisher bei einem Bemessungs- 
entgelt von 116 DM wöchentlich endete, ist auf- 
gestockt worden durch Aufnahme der Arbeits- 
losengeldsätze für Bemessungsentgelte (Einheits- 
löhne) von 119 bis 175 DM wöchentlich. 

3. Die Wochensätze nach einem Entgelt von 54 DM 
aufwärts werden erneut angehoben. 

Wiederholt hat der Ausschuß über das Verhält- 
nis von Arbeitslosengeld zu Bemessungsentgelt 
beraten. Er ist dabei darüber einig geworden, daß 
nur ein Vergleich des Nettoentgelts mit dem Ar- 
beitslosengeld der sozialen Wirklichkeit entspricht. 
Nach der derzeitigen, durch Gesetz vom 24. August 
1953 eingeführten Tabelle, die auch die Regie- 
rungsvorlage übernommen hatte, wird in der z, Z. 
höchsten Entgeltstufe (116 DM wöchentlich) ein 
Hauptbetrag in Höhe von rd. 48 v. H. des Netto- 
entgelts gewährt. Im Ausschuß wurde u. a. die 
Meinung vertreten, daß das Arbeitslosengeld für 
eine Familie mit zwei Kindern 75 v. H. des Brutto- 
arbeitsentgelts in keinem Falle unterschreiten soll. 
Der Ausschuß hat schließlich entgegen einem An- 
trag, wonach 50 v. H. des Bruttoentgelts in keinem 
Falle unterschritten werden sollte, mit Mehrheit 
beschlossen, daß der Wochensatz (ohne Familien- 
zuschläge) 55 V. H. des Nettoentgelts nicht unter- 
schreiten solle. Nach der hiernach auf gestellten 
und vom Ausschuß angenommenen Tabelle erhal- 
ten verheiratete Arbeitslose mit 2 Kindern nach 
einem Entgelt von 175 DM wöchentlich 62,9 v, H., 
nach einem Entgelt von 79 DM 75 v. H., nach 
einem Entgelt von 60 DM 84,2 v. H, des Nettoent- 
gelts. Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß 
der Anreiz zur Arbeitsaufnahme durch eine aus- 
reichende Spanne zwischen dem Arbeitslosengeld 
und dem künftig zu erzielenden Nettoeinkommen 
erhalten bleibt. 

Die Mehraufwendungen für diese dreifache Er- 
höhung der Leistungen werden (einschließlich der 
Erhöhung der Beiträge zur Krankenversicherung 
der Arbeitslosen) für 100 000 Hauptunterstützungs- 
empfänger jährlich betragen: 

a) an Familienzuschlag etwa 6 Millionen DM, 

b) für die Aufstockung der Tabelle etwa 6 Mil- 
lionen DM, 

c) für die Erhöhung des Hauptbetrages etwa 
15 Millionen DM. 

Insgesamt werden die vom Ausschuß beantrag- 
ten Verbesserungen der Arbeitslosengeldsätze für 
je 100 000 Hauptunterstützungsempfänger jährlich 
also etwa 27 Millionen DM zusätzlich erfordern. 


Der Ausschuß hat bei seinen Beratungen nicht 
außer acht lassen können, daß die finanzielle Lei- 
stungsfähigkeit der Arbeitslosenversicherung durch 
die vom Ausschuß empfohlene Herabsetzung des 
Beitrages von 3 auf im allgemeinen 2 v. H. 
(s. § 150) wesentlich gemindert werden wird. 

Zu § 109 

Die Einfügung der Worte „unter Berücksichti- 
gung des § 112 festgesetzten“ hält der Ausschuß 
zur Klarstellung für notwendig. Der angefügte 
letzte Satz soll Zweifel darüber ausschließen, daß 
das Arbeitslosengeld dem Arbeitslosen — wie auch 
schon bisher — überwiesen werden kann, sofern 
sich dies als zweckmäßig erweist. 

Zu § 110 

Ein in der ersten und in der zweiten Lesung im 
Ausschuß gestellter Antrag, die Vorschriften über 
die Wartezeit ganz zu streichen, haben nicht die 
Zustimmung der Mehrheit des Ausschusses gefun- 
den, da die Wartezeiten wegen ihres Zweckes, 
Bagatellfälle auszuschließen, nicht ganz entbehrt 
werden können. Der Ausschuß hält jedoch im Re- 
gelfall, und zwar grundsätzlich auch für Allein- 
stehende, eine Wartezeit von drei Tagen für an- 
gemessen. Diese Wartezeit soll aber im Gegensatz 
zum geltenden Recht nur einmal nach Erfüllung 
einer neuen Anwartschaftszeit abzuleisten sein. 
Nach Zwischenbeschäftigungen, die den Bezug des 
Arbeitslosengeldes unterbrechen, entfällt künftig 
die Wartezeit (vgl. Abs. 1), Mit dem letzten Satz 
des Absatzes 1 übernimmt der Ausschuß aus redak- 
tionellen Gründen den Absatz 1 Satz 2 des § 110 a. 

Der Ausschuß hält aber die Wartezeit dann für 
wirtschaftlich nicht tragbar, wenn die Arbeits- 
losigkeit nach Ablauf der Wartezeit noch länger 
als zwei Wochen dauert. In diesen Fällen soll die 
Wartezeit rückwirkend entfallen (vgl. Abs. 3 
Nr. 3). Ein in der zweiten Lesung im Ausschuß ge- 
stellter Antrag, diese Vorschrift wieder zu 
streichen, da durch sie die Bereitschaft zur Arbeits- 
aufnahme in den ersten zwei Wochen der Arbeits- 
losigkeit gemindert werde, lehnte der Ausschuß 
ab. 

Durch die Einfügung des Absatzes 3 a hat der 
Ausschuß außerdem die wirtschaftliche Härte der 
derzeitigen Regelung beseitigt, daß ein Arbeits- 
loser außer den Karenztagen zu Beginn des Kran- 
kengeldbezuges in der Regel auch noch eine Warte- 
zeit vor Beginn des Bezuges von Arbeitslosengeld 
zurücklegen muß, wenn er sich im Anschluß an 
eine mit Arbeitsunfähigkeit verbundene Erkran- 
kung von weniger als vierwöchiger Dauer arbeits- 
los meldet. 

Absatz 4 der Regierungsvorlage ist durch die 
Neufassung des Absatzes 1 gegenstandslos und da- 
her gestrichen worden. 

Die Absätze 2 und 3 des § 110 a hat der Ausschuß 
aus systematischen Gründen als Absätze 5 und 6 
in den § 110 übernommen. 
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Berechnungen des Bundesministers für Arbeit 
über die Mehraufwendungen, die für die Arbeits- 
losenversicherung durch die Änderung der Warte- 
zeitvorschriften entstehen werden, haben einen Be- 
trag von etwa 11 Millionen DM jährlich für je 
100 000 Hauptunterstützungsempfänger ergeben. 
Der Ausschuß hält es in seiner Mehrheit nicht für 
vertretbar, über die vorgeschlagenen Verbesserun- 
gen noch hinauszugehen. 

Zu § 111 

Die Einfügung in Absatz 2 dient nur der Klar- 
stellung. 

Zu § 112 

Die Streichung des Wortes „tatsächlichen“ vor 
dem Wort „Werbungskosten“ in Absatz 1 soll die 
zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung erfor- 
derliche Möglichkeit geben, für die Anrechnung 
von Nebenverdienst bestimmter Berufe, deren 
Angehörige häufig Nebenverdienst während der 
Arbeitslosigkeit zu erzielen pflegen (Kellner, Mu- 
siker u. a.), ein Werbungskostenpauschale festzu- 
setzen für die Fälle, in denen höhere Werbungs- 
kosten nicht nachgewiesen werden. 

Der Ausschuß hat es begrüßt, daß die Regie- 
rungsvorlage im wesentlichen aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung statt eines von der 
Höhe des jeweiligen Arbeitsentgelts abhängigen 
Grunidfreibetrags feste Grundfreibeträge setzt, da 
dadurch Arbeitslose mit niedrigem Arbeitslosen- 
geld besser gestellt werden als bisher. Der Aus- 
schuß hält es aber nicht für notwendig, unter- 
schiedliche Grundfreibeträge nach der Zahl der 
Zuschlagsempfänger vorzusehen. Er ist der Auf- 
fassung, daß eih einheitlicher Grundfreibetrag von 
9 DM mit Rücksicht auf die Aufstockung der Ta- 
belle und die Erhöhung der Hauptbeträge (siehe 
zu § 105 Abs. 6) notwendig, aber auch ausreichend 
ist, da die Regierungsvorlage, der er insoweit zu- 
stimmt, zu diesem Grundfreibetrag noch einen wei- 
teren Freibetrag in Höhe der Hälfte des über 
9 DM hihausgehenden Nebenverdienstes einräumt. 

Die Neufassung des Absatzes 2 vereinfacht das 
Verfahren bei der Anrechnung hoher Nebenver- 
dienste wesentlich und beschränkt zudem deren 
Anrechnung auf das Arbeitslosengeld im Einzelfall 
auf längstens 4 Wochen. Abweichend von der Re- 
gierungsvorlage „ruht“ nach der Neufassung der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld, so daß die An- 
spruchsdauer künftig nicht gemindert wird. 

Zu § 113 

Nach eingehender Diskussion folgte der Aus- 
schuß den an ihn herangetragenen Anregungen 
nicht, Absatz 1 Nr. 2 der Regierungsvorlage ersatz- 
los zu streichen. Er beschloß aber eine von der 
Regierungsvorlage abweichende Fassung, nach der 
Abfindungen oder Entschädigungen nach dem 
Kürudigungsschutzgesetz, auf Grund außergericht- 
licher oder gerichtlicher Vergleiche oder gericht- 


licher Entscheidungen, Übergangsbeihilfen, die vom 
Arbeitgeber aus sozialen Gründen gewährt wer- 
den, sowie Urlaubsabgeltungsbeträge, die für einen 
Zeitraum gewährt werden, der länger als 15 Mo- 
nate vor der Arbeitslosmeldung liegt, nicht zu 
einem zeitwei^en Ruhen des Anspruchs auf Ar- 
beitslosengeld führen sollen. 


Zu § 113 a 

Der Ausschuß hat einen Antrag, die Vorschrift 
zu streichen, abgelehnt. Die Streichung würde die 
Bereitschaft, auf Ansprüche aus dem Arbeitsver- 
hältnis zu Lasten der Arbeitslosenversicherung zu 
verzichten, fördern. Die Vorschrift hat hauptsäch- 
lich Bedeutung für die Fälle, in denen auf Einhal- 
tung der Kündigungsfrist oder auf tarifmäßige 
Bezahlung für eine Gelegenheitsarbeit während 
des Unterstützungsbezuges verzichtet wird. Beson- 
ders für diese Fälle muß die Vorschrift nach Auf- 
fassung der Mehrheit des Ausschusses aber erhal- 
ten bleiben; Der Ausschuß hält es aber für aus- 
reichend, wenn die Höchstdauer des Rühens des 
Arbeitslosengeldes auf 12 Tage festgesetzt wird. 


Zu § 114 und 115 

Die Einfügung der Worte „trotz Belehrung über 
die Rechtsfolgen“ dient dem Schutze des Arbeits- 
losen. Dabei ist der Ausschuß einig in der Auffas- 
sung, daß eine Belehrung durch ein dem Arbeits- 
losen ausgehändigtes Merkblatt oder durch Aus- 
hang im Arbeitsamt ausreichend ist. 

Zu § 116 

Die Änderung im letzten Satz des Absatzes 1 soll 
klarstellen, daß es sich hier nicht' um Entscheidun- 
gen des Arbeitsamtes handelt. 

Zu § 116 c 

Der Ausschuß hat die Vorschrift gestrichen, da 
er ihr bei der Eigenart der Regelung der Versiche- 
rungspflicht und des Leistungsanspruches der un- 
ständig beschäftigten Hafenarbeiter geringe Be- 
deutung beimißt. 

Zu § 116 d 

Der Ausschuß hat sich einstimmig dazu ent- 
schlossen, der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
statt des Arbeitsentgelts für fünf Schichten das- 
jenige für sechs Schichten zugrunde zu legen. Der 
Ausschuß konnte sich andererseits aber der Ein- 
sicht nicht verschließen, daß dadurch der Grund- 
satz der Einheitlichkeit von Beitragsgrundlage und 
Bemessungsgrundlage, der schon bei fünf Schichten 
nicht voll gewahrt ist, ganz außer acht gelassen 
wird. Er hat daher das Arbeitsentgelt für sechs 
Schichten auch zur Grundlage für die Bemessung 
der Beiträge gemacht (vgl. § 150 Abs. 3). 
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I. Krankenversicherung 

Vorbemerkung zu den §§ 117 bis 128 

Die Krankenversicherung der Arbeitslosen hat 
sich in der Vergangenheit grundsätzlich bewährt. 
Der Ausschuß hat jedoch einige Änderungen der 
geltenden Regelung für notwendig erachtet. Die 
Regierungsvorlage wollte den bisherigen Rechts- 
zustand, wie er in § 119 Abs. 2 in der Fassung des 
Gesetzes vom 24. August 1953 (BGBl. I S. 1022) zu- 
letzt geregelt worden ist, beibehalten. Danach ist 
der Bundesminister für Arbeit ermächtigt, die 
Krankenkassen zur getrennten Verbuchung der 
Einnahmen und Ausgaben der Krankenversiche- 
rung der Arbeitslosen zu verpflichten, um zahlen- 
mäßige Unterlagen für eine zweckentsprechende 
und den Interessen der Arbeitslosenversicherung 
und der Krankenversicherung Rechnung tragende 
Berechnung der Beiträge zu erhalten. Diese Vor- 
schrift ist infolge der von den Verbänden der 
Krankenkassen vorgebrachten Einwände gegen die 
praktische Durchführbarkeit der getrennten Ver- 
buchung, die von den Ländern weitgehend geteilt 
werden, nicht zum Zuge gekommen. Der Ausschuß 
hat daher nach eingehender Prüfung verschiedener 
anderer Lösungsmöglichkeiten beschlossen, wie bis- 
her als Berechnungsgrundlage den doppelten Un- 
terstützungssatz beizubehalten. Die Bundesanstalt 
hat den Krankenkassen die baren Aufwendungen 
an Krankenhaus- und Taschengeld zu erstatten. 
Zum Ausgleich dafür wird der Beitragssatz für die 
krankenversicherten Arbeitslosen gegenüber dem 
Beitragssatz der sonstigen Versicherten um ein 
Drittel gesenkt. Die Kürzung des Beitragssatzes 
um ein Drittel hält der Ausschuß nicht nur wegen 
der Entlastung der Krankenkassen von den ge- 
nannten Barleistungen, sondern auch deswegen für 
gerechtfertigt, weil die Unterstützungssätze wieder- 
holt und erheblich erhöht worden sind, Der dop- 
pelte Unterstützungssatz, der als Berechnungs- 
grundlage für den Beitrag dient, ist in der Regel 
und zum Teil erheblich höher als der Grundlohn 
während des Beschäftigungsverhältnisses. 

An dem Grundsatz der Regierungsvorlage, daß 
die Arbeitslosen in der Regel Mitglieder der Kran- 
kenkasse bleiben, der sie z. Z. der Arbeitslos- 
meldung angehören oder zuletzt vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit angehört haben, hat der Ausschuß 
festgehalten. 


Zu § 118 

Absatz 1 Satz 3 der Regierungsvorlage wurde 
gestrichen, weil Leistungen der Krankenversiche- 
rung für Angehörige nicht mehr davon abhängen, 
daß der Versicherte die Angehörigen vom Arbeits- 
verdienst unterhalten hat. 

Zu § 119 

Dem Ausschuß wurde vorgetragen, daß die 
Schwierigkeiten, die der schon nach geltendem 
Recht vorgeschriebenen getrennten Verbuchung 


der Einnahmen und Ausgaben entgegenstehen, bis- 
her nicht überwunden werden konnten (vgl. auch 
Vorbemerkung). Die jetzige Regelung konnte aber 
nicht beibehalten werden, weil sich die Verhält- 
nisse seit dem Zeitpunkt ihrer Einführung (1932) 
wesentlich geändert haben. Die Unterstützungs- 
sätze sind seit damals bedeutend erhöht worden, 
so daß sich deren Verhältnis zum Arbeitsentgelt 
wesentlich verbessert hat. Damit hat sich zugleich 
der Grundlohn in der Krankenversicherung der 
Arbeitslosen (% des wöchentlichen Unterstützungs- 
satzes) als Bemessungsgrundlage für den Beitrag 
in seinem Verhältnis zum Grundlohn der voran- 
gegangenen Beschäftigung im Laufe der Zeit 
mehrfach verbessert. Auf Grund dieser Entwick- 
lung können % der Unterstützung nicht mehr un- 
eingeschränkt als Berechnungsgrundlage gewählt 
werden, weil dieser Betrag in der Regel jetzt höher 
ist als der Grundlohn während des Beschäftigungs- 
verhältnisses. Von den zwei sich anbietenden Mög- 
lichkeiten, entweder die Berechnungsgrundlage zu 
ändern oder den Beitragssatz zu senken, hält ,der 
Ausschuß die zweite Möglichkeit für folgerichtiger 
und vor allem für praktikabler. Der Beitragssatz 
für Arbeitslose wird daher auf % des normalen 
Beitragssatzes festgesetzt; dafür erstattet jedoch 
die Bundesanstalt die baren Aufwendungen an 
Kranken-, Haus- und Taschengeld. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 soll es dem Ar- 
beitsamt ermöglichen, mit allen Krankenkassen 
seines Bezirkes einen einheitlichen Beitragssatz 
zu vereinbaren. 

Zu § 120 

Absatz 2 der Regierungsvorlage wurde gestri- 
chen, weil er durch Wegfall des § 123 entbehrlich 
geworden ist. 

Zu § 121 

An dem Grundsatz der Regierungsvorlage, daß 
die Arbeitslosen in der Regel Mitglieder der Kran- 
kenkasse bleiben, der sie z. Z. der Arbeitslosmel- 
dung angehören oder zuletzt vor Eintritt der Ar- 
beitslosigkeit angehört haben, hat der Ausschuß 
festgehalten, jedoch mit der Beschränkung auf 
Krankenkassen, die ihren Sitz oder eine Verwal- 
tungsstelle im Bezirk des Arbeitsamtes haben. Im 
übrigen werden die Arbeitslosen Mitglieder der 
zuständigen Orts- oder Landkrankenkasse. 

Ein Vorschlag, die Arbeitslosen grundsätzlich 
bei der zuständigen Ortskrankenkasse und nur auf 
ihren Antrag bei der bisherigen Krankenkasse zu 
versichern, fand keine Mehrheit. 

Zu § 122 

Der Ausschuß hat gegen die Krankenversiche- 
rung der Arbeitslosen bei einer Betriebskranken- 
kasse der Bundesanstalt grundsätzliche und orga- 
nisationsrechtliche Bedenken. § 122 der Regie- 
rungsvorlage wurde daher gestrichen. 
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Zu § 123 

Eine Notwendigkeit für die hier vorgesehene 
Regelung besteht nach Ansicht des Ausschusses 
nicht. § 123 der Regierungsvorlage wurde daher 
gestrichen. 

Zu § 128 

Die Krankenversicherung derjenigen unständig 
beschäftigten Hafenarbeiter, die in das Mitglieder- 
verzeichnis der Krankenkasse eingetragen sind, 
wird auch während des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld grundsätzlich nach den Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung durchgeführt. Die Bun- 
desanstalt übernimmt aber für die Tage, für die 
Arbeitslosengeld gezahlt wird, den Arbeitnehmer- 
anteil des Krankenversicherungsbeitrages; insoweit 
ist der Hafenarbeiter von der Beitragszahlung be- 
freit. 

Entsprechend der Regelung in § 120 wird auch 
an unständig beschäftigte Hafenarbeiter das Kran- 
kengeld vom ersten Tage der Arbeitsunfähigkeit 
an in Höhe des Arbeitslosengeldes gewährt. Die 
Bundesanstalt erstattet den Krankenkassen den 
Mehraufwand, wenn das Krankengeld höher ist 
als das Krankengeld nach der RVO. Die Kranken- 
kassen werden daher durch diese Bestimmung 
nicht stärker belastet. 

Unständig beschäftigte Hafenarbeiter, die nicht 
in das Mitgliederverzeichnis der Krankenkassen 
eingetragen sind, werden nach den Vorschriften 
der §§ 117 ff. AVAVG versichert. 


H. Unfallversicherung 

Zu § 129 

Der Allsschuß hat die Notwendigkeit, Arbeitslose, 
die der Meldepflicht unterliegen, und die Teilneh- 
mer an Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsauf- 
nahme und an beruflichen Bildungsmaßnahmen 
in einem gewissen Umfang gegen Unfall zu ver- 
sichern, bejaht. Die erforderlichen Änderungen 
der RVO sind aus systematischen Gründen in die 
Schlußbestimmungen (Artikel X § 4) aufgenom- 
men, so daß § 129 sich auf eine programmatische 
Feststellung beschränkt. 

Einem Anträge, in einem neu einzufügenden 
§ 129 a die Bundesanstalt zu verpflichten, für die 
Arbeitslosen auf der Grundlage des letzten vor 
der Arbeitslosigkeit bezogenen Entgelts Beiträge 
an die Rentenversicherungen zu leisten, ist der 
Ausschuß nicht gefolgt. Mit Rücksicht auf die Ge- 
setzesvorlagen der Bundesregierung und der Frak- 
tion der SPD zur Neugestaltung der Rentenver- 
sicherungen (Drucksachen 2437 und 2314), die Re- 
gelungen nicht nur für Zeiten der Arbeitslosigkeit, 
sondern auch für andere Zeiten (Krankheit, Wehr- 
dienst usw.) vorsehen, nahm cier Ausschuß von 
einer Regelung dieser Frage im AVAVG Abstand. 


Vorbemerkungen zu den §§ 130 bis 130 n 

Der in dem Entwurf der Bundesregierung be- 
schrift ene Weg, Lohnausfallvergütung der Arbeits- 
losenversicherung zu gewähren, nämlich als Kurz- 
arbeitergeld und als Stillegungsvergütung, war 
Gegenstand eingehender Erörterung. Während im 
Ausschuß einerseits vorgeschlagen wurde, die Fälle 
einer vorübergehenden Stillegung des Betriebes den 
Fällen der Kurzarbeit gleichzustellen, wurde an- 
dererseits die Ansicht vertreten, die Vorschriften 
über die Stillegungsvergütung (§§ 130 i ff.) zu 
streichen und die von einer Stillegung betroffenen 
Arbeitnehmer wie Arbeitslose zu behandeln. Die 
Mehrheit des Ausschusses ist jedoch der Auffas- 
sung, daß es sich bei der Stillegungsvergütung we- 
der um einen Fall der Gewährung von Arbeits- 
losengeld noch von Kurzarbeitergeld handelt und 
billigt daher die systematische Gliederung im Re- 
gierungsentwurf und die Beschränkung der Ge- 
währung von Stillegungsvergütung auf die Fälle 
eines Arbeitsausfalles wegen allgemeinen Kohlen- 
mangels oder infolge einer angeordneten, behörd- 
lich anerkannten Einschränkung der Wasser-, Gas- 
oder Stromlieferung. 

Zu § 130 

Die Auffassung über die Frage, ob Kurzarbeiter- 
geld möglichst allgemein gewährt oder auf gewisse 
Fälle der Kurzarbeit beschränkt werden soll, wa- 
ren geteilt. Für eine Beschränkung wurden ange- 
führt, daß die Betriebe rechtzeitig disponieren und 
gegebenenfalls auch auf Lager arbeiten müßten, 
um einen dauernden Wechsel zwischen Kurzarbeit 
und Überstundenarbeit zu vermeiden. Dagegen 
wurde eingewandt, daß die Disposition häufig in- 
folge unvorhergesehener Ereignisse nicht möglich 
und eine Lagerhaltung z. T. unwirtschaftlich oder 
nicht möglich sei. Die Mehrheit ist der Auffassung, 
das darin liegende Betriebsrisiko dürfte nicht ohne 
weiteres auf die Bundesanstalt abgewälzt werden, 
und billigte mit einer Ergänzung durch Einfügung 
des Satzes 1 im Absatz 1 die Regierungsvorlage. 

Ein Antrag, den Landesarbeitsämtern die grund- 
sätzliche Entscheidung darüber zu übertragen, in 
welchen Wirtschaftsgebieten und Wirtschaftszwei- 
gen die Gewährung von Kurzarbeitergeld jeweils 
zugelassen werden soll, fand aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen nicht die Zustimmung des Aus- 
schusses. 

Zu § 130 a 

Die Beschränkung der Gewährung von Kurzar- 
beitergeld in Absatz 1 Nr. 2 auf die Fälle, in 
denen der Arbeitsmangel „auf wirtschaftlichen Ur- 
sachen“ beruht, hält der Ausschuß für unerwünscht, 
da eine Beurteilung dieses Sachverhalts in der 
Praxis schwierig ist und das Gesetz auch bei den 
Vorschriften über die Gewährung des Arbeits- 
losengeldes nur auf den Arbeitsmangel — ohne 
Rücksicht auf seine wirtschaftlichen Ursachen — 
abstellt. Er hat daher diese Worte gestrichen. 
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Zu § 130 b 

Der Ausschuß will die Entscheidung über die 
Festsetzung des Zeitpunktes, an dem die Gewäh- 
rung des Kurzarbeitergeldes einsetzen darf, bei 
entschuldbarer Verspätung der Anzeige nicht aus- 
schließlich dem Ermessen der Verwaltungsbehörden 
überlassen. Die vom Ausschuß vor geschlagene Fas- 
sung sieht daher vor, daß dieser Zeitpunkt nicht 
früher als einen Monat vor Eingang der Anzeige 
liegen darf. Ein Vorschlag, den Beginn der Gewäh- 
rung des Kurzarbeitergeldes bei vorangegangener 
Überzeitarbeit nur dann um eine Doppelwoche hin- 
auszuschieben, wenn in den letzten sechs Wochen 
vor Beginn der angezeigten Kurzarbeit die be- 
triebsübliche Arbeitszeit um mehr als 20 v. H. über- 
schritten worden ist, hat keine Mehrheit gefunden, 
da diese Vorschrift bei einer solchen Änderung in 
der Regel erst bei einer Arbeitszeit von mehr als 
58 Wochenstunden anzuwenden sein würde. Im 
übrigen würde durch eine solche Regelung nur das 
Überhandnehmen unerwünschter Überzeitarbeit 
gefördert. 

Zu § 130 c 

Einem Vorschlag, die Entscheidungen über eine 
Verlängerung der Bezugsdauer über 14 Wochen 
hinaus den Landesarbeitsämtern zu übertragen, 
wird von der Mehrheit nicht zugestimmt, da gene- 
relle Regelungen für den Geltungsbereidi des Ge- 
setzes oder größere Bezirke oder bestimmte Wirt- 
schaftszweige dem Verwaltungsrat als zentralem 
Organ Vorbehalten bleiben müssen und die Zu- 
lassung im Einzelfall ohnehin den Landesarbeits- 
ämtern obliegt 

Zu § 130 e 

Die Tabellen zu § 130 e Abs. 2 über die Höhe des 
Kurzarbeitergeldes sind den zu § 105 beschlossenen 
höheren Sätzen des Arbeitslosengeldes angepaßt 
worden. Sie wurden vom Ausschuß mit Stimmen- 
mehrheit angenommen. 

Zu § 130 i 

Einem Vorschlag, die Gewährung von Still- 
legungsvergütung auch im Falle höherer Gewalt 
oder bei Epidemien zuzulassen, folgte die Mehrheit 
des Ausschusses nicht, weil ein Arbeitsausfall in- 
folge höherer Gewalt in der Regel nur kurzfristig 
ist und daher vom Betrieb durch Mehrarbeit aus- 
geglichen werden könne. Es sei nicht Aufgabe der 
Arbeitslosenversicherung sondern der inneren Ver- 
waltung, die Lohnausfälle infolge von Epidemien 
zu übernehmen. 

Die Mehrheit billigte auch nicht die Auffassung, 
daß die Kosten für die Stillegungsvergütung auf 
den Bund verlagert werden sollten, da die finan- 
zielle Belastung der Bundesanstalt hierdurch ge- 
ring ist, und da es sich um Risiken handelt, die im 
Falle der Arbeitslosigkeit einzelner Arbeitnehmer 
von der Arbeitslosenversicherung getragen werden 
müßten. Im übrigen wird auf die Vorbemerkungen 
zu den §§ 130 bis 130 n verwiesen. 


Zu § 130 m 

Die Änderung der Regierungsvorlage hat nur 
redaktionelle Bedeutung. 

Zu § 130 n 

Einem Anträge auf Streichung des Absatzes 2 
der Regierungsvorlage wurde entsprochen, da die 
Voraussetzungen der Vorschrift des § 87 a, nach 
der selbständige Gewerbetreibende in der Regel 
von dem Bezug von Arbeitslosengeld ausgeschlos- 
sen sind, bei der Gewährung von Lohnausfallver- 
gütung vom Betrieb schwer geprüft werden kön- 
nen und in der Regel auch in solchen Fällen nicht 
gegeben sein werden. Der Ausschuß hält eine Er- 
gänzung des Absatzes 3 der Regierungsvorlage für 
den Fall einer Aufgabe der vom Arbeitsamt zu- 
gewiesenen Arbeit für erforderlich und hat dem- 
gemäß den Wortlaut geändert. Diese Bestimmung 
soll im übrigen dahin zu verstehen sein, daß es als 
berechtigter Grund zur Ablehnung einer Vermitt- 
lung in eine andere Arbeitsstelle angesehen wer- 
den soll, wenn die Kurzarbeit voraussichtlich nur 
wenige Tage dauert. 

ZU ARTIKEL III 
Zu § 131 

Die Vorschrift wird gestrichen (vgl. Bemerkun- 
gen zu § 49 a). 

Zu § 133 

Satz 2 wird genauer gefaßt. Zugleich werden 
Ausnahmen für den Fall zugelassen, daß die 
Kosten der Ausbildung durch das tarifliche An- 
fangsgehalt nicht gedeckt werden. 

Zu § 134 

An Stelle der Worte „zur Schaffung von Dauer- 
arbeitsplätzen für langfristig Arbeitslose“ werden 
die Worte „zur Eingliederung von langfristig Ar- 
beitslosen“ eingefügt. 

Zu § 135 

Um berufsfördernde Maßnahmen auch für Ju- 
gendliche, die noch nicht in einem Lehr- oder 
Arbeitsverhältnis stehen oder gestanden haben, zu 
ermöglichen, werden Maßnahmen einbezogen, die 
der Vorbereitung auf den Beruf dienen. 

Das Wort „einrichten“ wird durch das Wort 
„durchführen“ ersetzt, um klarzustellen, daß die 
Bundesanstalt wie bisher selbst Umschulungs- und 
Fortbildungsmaßnahmen durchführen kann. 

Zu § 136 a 

Die Vorschrift wird eingefügt, um die finanzielle 
Förderung der Errichtung von Jugendheimen und 
Arbeiterwohnheimen durch die Bundesanstalt wei- 
terhin zu ermöglichen. 
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Zu § 137 

Die Bestimmung erweist sich als notwendig, um 
Arbeitslosen den Aufbau einer selbständigen Exi- 
stenz zu erleichtern. 

Zu § 138 

Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, etwa 
veränderten Verhältnissen auf dem Arbeitsmarkt 
durch weitere Förderungsmaßnahmen Rechnung zu 
tragen. 

Zu § 138 a und § 138 b 

Wegen der Einfügung der §§ 136 und 137 wird 
eine Änderung der Paragraphenfolge notwendig. 
§ 136 Abs. 2 und 3 der Regierungsvorlage wird 
§ 138 a, der § 136 Abs. 3 der Regierungsvorlage 
wird § 138 b. In § 138 b wird ein Absatz 2 ein- 
gefügt, der der Bundesanstalt die Pflicht auferlegt, 
die Bestimmungen über die Förderung der Arbeits- 
aufnahme vor allem für die Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit in Notgebieten und der Arbeitslosig- 
keit älterer Arbeitsuchender anzuwenden. 

Zu § 138 c 

Die Bestimmung stellt die durch die Einfügung 
der Absätze 3 und 4 in § 51 erforderliche Ergän- 
zung dieser Vorschrift dar. Der Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt wird ermächtigt und zugleich ver- 
pflichtet, 

a) Richtlinien zur Durchführung der in § 51 
Abs. 3 genannten Maßnahmen zu erlassen und 

b) zu bestimmen, inwieweit die Bundesanstalt 
selbst berufsfördernde Maßnahmen durchführt. 

Der Verwaltungsrat kann ferner zulassen, daß 
andere Einrichtungen, die Maßnahmen dieser Art 
durchführen, aus Mitteln der Bundesanstalt mit 
Darlehn und Zuschüssen gefördert werden. Um die 
grundsätzliche Einheitlichkeit dieser Maßnahmen 
mit denjenigen der sonstigen Leistungsträger zu 
gewährleisten, ist die Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit notwendig. 

Zu §§ 139 und 139 a 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß Personen 
bei Notstandsarbeiten nur unter den Bedingungen 
des freien Arbeitsmarktes beschäftigt werden kön- 
nen, und ist daher der Anregung, dies im Gesetz 
ausdrücklich zu betonen, nicht gefolgt. In § 139 
Abs. 3 ist die Möglichkeit, Maßnahmen, die kul- 
turellen oder wissenschaftlichen Zwecken dienen, 
als Notstandsarbeiten zu fördern, auf alle älteren 
Arbeitnehmer ausgedehnt worden. Die Vorschrift 
in § 139 Abs. 7 der Regierungsvorlage, die in der 
Praxis keine Bedeutung erlangt hat, ist als ent- 
behrlich gestrichen worden. 

Zu § 139 Abs. 8 der Regierungsvorlage ist die 
Mehrheit des Ausschusses der Ansicht, daß die 
Richtlinien dem Regierungsentwurf entsprechend 
nur einheitlich mit Zustimmung der Bundesregie- 


rung erlassen werden sollten, da die Notstands- 
maßnalimen in der Regel sowohl aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung als aus Bundesmitteln 
finanziert werden. 

Die gleiche Auffassung vertritt der Ausschuß 
hinsichtlich der Richtlinien für die verstärkte För- 
derung von Notstandsarbeiten (§ 139 a Abs. 1 letz- 
ter Satz). 

Zu § 140 

Der Ausschuß hat den Regierungsentwurf ge- 
billigt, der den Arbeitslosen die Möglichkeit der 
Aufnahme einer Gemeinschaftsarbeit bietet, ohne 
eine Verpflichtung zur Übernahme von Gemein- 
schaftsarbeiten festzulegen und damit eine Paral- 
lele zu dem bisherigen § 91 zu schaffen. 

Zu § 140 a 

Der Ausschuß schlägt nach Anhörung von Ver- 
tretern der Bundesministerien für Arbeit, für Woh- 
nungsbau und der Justiz im Interesse der Förde- 
rung des Baues von Eigenheimen und Kleinsied- 
lungen eine neue Fassung dieser Vorschrift vor, 
die auch die Errichtung von Dauer-Kleingarten- 
anlagen einbezieht. 


ZU ARTIKEL IV 

Vorbemerkungen zu den §§ 141 bis 141 1 

Die Wiedereingliederung der Vorschriften des 
Arbeitslosenhilfegesetzes vom 16. April 1956 in die 

Gesamtnovelle zum AVAVG macht infolge der not- 
wendigen Anpassung der Vorschriften an das künf- 
tige Recht der Arbeitslosenversicherung neben re- 
daktionellen Änderungen auch solche materiell- 
rechtlicher Art erforderlich, die jedoch die Ten- 
denz des Gesetzes nicht berühren. Außerdem er- 
geben sich einige Änderungen auf Grund der Er- 
fahrungen, die bei der Anwendung des Gesetzes 
vom 16. April 1956 gesammelt worden sind. 

Der Bericht befaßt sich zu Artikel IV daher nicht 
mehr mit der durch das Gesetz vom 16. April 1956 
insoweit erledigten Regierungsvorlage, sondern 
nur mit den Abweichungen von diesem Gesetz. 

Artikel II § 5 des Gesetzes vom 16. April 1956, 
der bestimmt, daß die Bemessungsgrundlage unter 
bestimmten Voraussetzungen dem z. Z. des Inkraft- 
tretens des Gesetzes bestehenden Lohnniveau anzu- 
passen ist, wird in die Gesamtnovelle nicht über- 
nommen, weil es sich hierbei um eine einmalige 
Maßnahme handelt, deren Durchführung z. Z. des 
Inkrafttretens der Gesamtnovelle bereits abge- 
schlossen ist. 

Zu § 141 

Die Regierungsvorlage enthält keine Vorschrift 
mehr, die dem § 88 Abs. 3 AVAVG des geltenden 
Rechts entspricht. In Absatz 1 war daher der Hin- 
weis auf § 88 Abs. 3 zu streichen. 
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Durch § 141 Abs. 2 und 3 in der Fassung des 
Arbeitslosenhilfegesetzes vom 16. April 1956 wer- 
den die Vorschriften zwischenstaatlicher Verträge 
über die Arbeitslosenhilfe und des Gesetzes über 
die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bun- 
desgebiet vom 25. April 1951 nicht berührt, da sie 
als ältere Spezialvorschriften anzusehen sind, die 
durch die neue generelle Rechtsnorm des § 141 
Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 16. April 1956 nicht 
außer Kraft gesetzt sind. Absatz 4 der Ausschuß- 
fassung dient der Beseitigung entstandener Zweifel. 

Zu § 141 a 

Ebenso wie in der Arbeitslosenversicherung ist 
der Antrag auf Unterstützung künftig materielle 
Unterstützungsvoraussetzung. Auf Absatz 2 des 
Berichtes zu § 87 Abs. 1 wird Bezug genommen. 

In Absatz 1 Nr. 2 nach dem Gesetz vom 16. April 
1956 konnten die Worte „oder den Anspruch auf 
Arbeitslosengeld nach § 99 erschöpft hat“ als ent- 
behrlich wegfallen. 

Nach der bisherigen Fassung war es zudem 
zweifelhaft, ob ein nach § 93 c ausgeschlossener 
Arbeitsloser in der Arbeitslosenhilfe überhaupt 
anspruchsberechtigt werden konnte, da der An- 
spruch auf Arbeitslosengeld dem Wortlaut nach 
nicht erschöpft wird. Unterstützung aus der Ar- 
beitslosenhilfe soll aber auch in diesen Fällen zu- 
gebilligt werden, wenn auch unter erschwerten 
Voraussetzungen (vgl. zu Nr. 4 Abs. 1 Buchstabe b). 

Wird das Arbeitslosengeld nach den §§ 90 ff. 
gesperrt und ist noch ein Restanspruch vorhanden, 
so ist die Anwartschaftszeit noch erfüllt und kein 
Anspruch auf Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
hilfe gegeben. 

Bei der Erörterung der Nr. 2 hat der Ausschuß 
Wert auf die Feststellung gelegt, daß durch die 
Neufassung die Berechtigung zum Bezüge der 
Unterstützung im Anschluß an den Bezug des Ar- 
beitslosengeldes nicht ausgeschlossen werden soll. 

Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe b bedurfte einer Neu- 
fassung. Nach § 93 c Satz 1 ist der Anspruch zu 
entziehen, wenn eine Sperrfrist wiederholt ver- 
hängt worden ist und der Arbeitslose erneut An- 
laß zur Verhängung einer Sperrfrist gegeben hat. 
Wird für eine Sperrfrist nur ein Zeitraum von 
4 Wochen zugrunde gelegt, so ergeben sich insge- 
samt 12 Wochen. Sie können gemäß § 93 b Abs. 3 
durch 36 Wochen Arbeit abgegolten werden. Es 
erscheint daher dem Ausschuß gerechtfertigt, nach 
dem Entzug auf Grund des § 93 c zur Begründung 
des Anspruches den Nachweis einer Beschäftigung 
von mindestens 26 Wochen zu verlangen. Einen 
Antrag auch in diesen Fällen nur auf eine Be- 
schäftigung von mindestens 10 Wochen abzustel- 
len, lehnte der Ausschuß mit Mehrheit ab. 

Der vorletzte Satz der Nr. 4 alter Fassung ist 
entbehrlich, weil sein Inhalt schon in dem Neben- 
satz der neuen Fassung „sofern der letzte An- 
spruch auf Grund des § 93 c . . .“ enthalten ist. 


Einen Antrag auf Streichung der Vorschrift, daß 
die Ausbildung auf Hoch- oder anerkannten Fach- 
schulen einer Beschäftigung als Arbeitnehmer 
gleichgestellt wird, lehnte der Ausschuß ab, da er 
keinen Anlaß sah, seine frühere Auffassung zu 
dieser Vorschrift zu ändern (vgl. Drucksache 2101, 
zu § 141 Abs. 1 Nr. 4). 

Beschäftigungsverhältnisse zwischen Angehöri- 
gen sind erfahrungsgemäß schwer nachzuprüfen. Da- 
her ist die Gefahr des Unterstützungsmißbrauchs 
durch Scheinarbeitsverhältnisse hier in besonderem 
Maße gegeben. Diese Erkenntnis liegt dem § 74 c 
zugrunde. Dem entsprechend sollen derartige Be- 
schäftigungsverhältnisse einen Anspruch auf Un- 
terstützung auch in der Arbeitslosenhilfe nicht be- 
gründen. Dieser Forderung wird durch Einfügung 
der Worte „oder nach § 74 c versicherungsfrei 
sind“ genügt. 

Erfahrungsgemäß nimmt das Verfahren zur Er- 
teilung des Ausweises C (§ 15 des Bundesvertrie- 
benengesetzes) aus verwaltungsmäßigen Gründen 
längere Zeit in Anspruch. Es ist deshalb durch 
Einfügung des Absatzes 2 Satz 2 zugelassen, bei 
Personen, die wegen einer besonderen Zwangslage 
notaufgenommen sind, bis zur Entscheidung über 
den Antrag auf Erteilung des Ausweises C auf 
den Nachweis einer 10 wöchigen Beschäftigung zu 
verzichten. 

§ 141 a Abs. 4 AVAVG in der Fassung des Ge- 
setzes vom 16. April 1956 ist gestrichen worden, 
weil der Begriff der Verfügbarkeit nunmehr im 
§ 88 des Entwurfs der Novelle definiert ist und 
diese Vorschrift auch in der Arbeitslosenhilfe An- 
wendung findet. 

Zu § 141c 

Die alte Fassung des Absatzes 1 Nr. 2 war zu 
eng, da sie sich nicht auf die Falle der erstmaligen 
Erfüllung der Voraussetzungen des § 141 a Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe b nach dem Bezüge der Unterstüt- 
zung aus der Arbeitslosenhilfe im Anschluß an den 
Bezug der versicherungsmäßigen Unterstützung 
erstrechte. 

Zu § 141 d 

Absatz 2 Satz 2 ist neu eingefügt worden. Der 
Arbeitslose, der nach Erschöpfung des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld keine Beschäftigung oder 
eine Beschäftigung von weniger als 10 Wochen 
ausgeübt hat, erhält keine höhere Unterstützung 
als vorher. 

Im Absatz 4 sind hinter den Worten „in seiner 
Person“ die Worte „oder in seinen Verhältnissen“ 
eingefügt worden, um auch andere als subjektive 
Gründe, welche die Erwerbsmöglichkeiten des Ar- 
beitslosen einschränken, einzubeziehen. 

Die neue Fasung des Absatzes 5 ist inhaltlich 
mit § 105 Abs. 6 in Übereinstimmung gebracht. Die 
Unterstützungstabelle nach dem Gesetz vom 
16. April 1956 bedurfte einer Aufstockung für die 
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Entgelte (Einheitslohn) von 119 DM bis 175 DM. 
Ähnlich wie zur Tabelle der Wochensätze des Ar- 
beitslosengeldes wurde auch hier eingehend erör- 
tert, welcher Vomhundertsatz des Verhältnisses 
zwischen Unterstützung und Nettoentgelt nicht 
unterschritten werden sollte. Einige Mitglieder des 
Ausschusses hielten 40 v. H. für angemessen; mit 
knapper Mehrheit wurde jedoch dem Anträge zu- 
gestimmt, 45 V. H. als Minimum zugrunde zu legen 
gegenüber einem solchen von 39,6 v, H. in der 
höchsten Entgeltstufe von 116 DM nach der Ta- 
belle des Gesetzes vom 16. April 1956. 

Im übrigen wird auf den Abschnitt I des Be- 
richtes (Allgemeines) Bezug genommen. 


Zu § 141 e 

Im Absatz 1 sind hinter den Worten „seinen Le- 
bensunterhalt“ die Worte „und den seiner Ange- 
hörigen, für die ein Anspruch auf Familienzuschlag 
besteht“ eingefügt worden, um klarzustellen, daß 
die Unterstützung auch für den Lebensunterhalt 
der Angehörigen bestimmt ist. 

Einen Antrag, im Absatz 2 die Worte „im ge- 
meinsamen Haushalt lebenden“ zu streidien, da 
auch das Vermögen der mit dem Arbeitslosen nicht 
im gemeinsamen Haushalt lebenden Angehörigen 
berücksichtigt werden müsse, lehnte der Ausschuß 
mit Mehrheit ab, zumal Unterhaltsansprüche ge- 
gen vermögende Angehörige ohnehin nach § 141 f 
Abs. 1 Nr. 1 zu berücksichtigen sind. 

Mit Rücksicht darauf, daß im Falle der gemein- 
samen Bemessung der Unterstützung beide Ehe- 
gatten zuvor gearbeitet haben und daß der Fami- 
lienzuschlag vom Ausschuß allgemein auf 6 DM 
erhöht worden ist, erscheint es dem Ausschuß ge- 
rechtfertigt, im Absatz 3 den nach dem höheren 
der beiden Bemessungsentgelte ermittelten Un- 
terstützungssatz um 9 DM statt um 6 DM zu er- 
höhen. 

Die Anrechnungsvorschriften des Absatzes 3 
alter Fassung haben aus systematischen Gründen 
in § 141 f Abs. 1 a der Ausschußfassung Auf- 
nahme gefunden. 

Einen Antrag auf Streichung des Absatzes 3 
letzter Satz mit der Begründung, daß die Feststel- 
lung, ob eine eheähnliche Gemeinschaft besteht, 
in der Praxis undurchführbar sei und in zu star- 
kem Maße in die persönliche Sphäre des Staatsbür- 
gers eingreife, lehnte der Ausschuß mit Mehrheit 
ab. Er ist der Auffassung, daß auf eine derartige 
Prüfung, die auch im Bereich der öffentlichen Für- 
sorge möglich ist, nicht verzichtet werden kann, 
daß sich die Prüfung des Arbeitsamtes allerdings 
auf die Feststellung zu beschränken hat, ob die 
Partner in wirtschaftlicher Hinsicht wie Eheleute 
Zusammenleben. 

Absatz 5: Ein Antrag auf Streichung dieser Vor- 
schrift wurde — ebenso wie der entsprechende An- 
trag zu Absatz 3 letzter Satz — abgelehnt. 


Zu § 141 f 

Dem Anträge, in Absatz 1 die Worte „mit dem 
Arbeitslosen im gemeinsamen Haushalt lebenden“ 
zu streichen, da die Angehörigen, die mit dem Ar- 
beitslosen nicht im gemeinsamen Haushalt leben, 
in gleicher Weise zum Unterhalt des Arbeitslosen 
herangezogen werden müßten, hat sich der Aus- 
schuß nicht angeschlossen. Absatz 1 betont unbe- 
schadet der Unterhaltspflicht nach dem Bürger- 
lichen Gesetzbuch den Grundsatz der Familiennot- 
gemeinschaft. Handelt es sich dagegen um Ange- 
hörige, die mit dem Arbeitslosen nicht im gemein- 
samen Haushalt leben, so ist nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Unterhalts- 
pflicht zu verfahren. 

Die Vorschrift des Absatzes 1 a übernimmt die 
Anrechnungs Vorschriften des § 141 e Abs. 3 alter 
Fassung und dient der Beseitigung von Zweifeln, 
die bei der Auslegung dieser Vorschrift in Verbin- 
dung mit § 141 f entstanden waren. 

In Absatz 3 Nr. 4 sind die Worte „dem Arbeits- 
losen“ gestrichen worden, da .auch Leistungen, die 
den Angehörigen des Arbeitslosen unter Anrech- 
nung der Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
von anderen Leistungsträgern gewährt werden, 
einbezogen werden müssen. 


Zu § 141 g 

Mit Rücksicht lauf § 110, der ln der Arbeitslosen- 
versicherung nur noch eine bedingte Wartezeit 
von 3 Tagen vorsieht, ist für eine Härteklausel 
kein Raum mehr. 


Zu § 141h 

Absatz 2 Nr. 2 muß sich — ebenso wie Nr. 3 — 
auch auf die Person erstrecken, idie mit dem Ar- 
beitslosen in eheähnlicher Gemeinschaft lebt. 

In Absatz 3 war nur noch auf § 115 Bezug zu 
nehmen, da dieser dem Inhalt des § 141h Abs. 3 
alter Fassung entspricht. 


Zu § 141 i 

Der ihisheriige § 141 i AVAVG in ider Fassung des 
Arbeitslosenhilfegesetzes vom 16. April 1956 ist 
mit Rücksicht auf § 138 a Abs. 2 und § 139 Abs. 7 
nicht mehr erforderlich. Die vorgesdilagene Fas- 
sung des § 141 i^ entspricht dem § 141 i der Regie- 
rungsvorlage. 


Zu § 141 k, 

Die Vorschrift entspricht dem § 141 1 der Re- 
gierungsvorlage. 

Die sonstigen Änderungen der Vorschriften des 
Gesetzes vom 16. April 1956 sind lediglich redak- 
tioneller Art. 
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zu ARTIKEL V 
Zu § 143 

In Abänderung der Regierungsvorlage wird durch 
entsprechende Anwendung des § 381 Abs. 1 Satz 2 
RVO geregelt, bis zu welcher Entgelthöhe dier Ar- 
beitgeber die Beiträge allein zu tragen hat. Der 
Ausschuß hält zwar an sich eine Anhebung dieser 
Entgeltgrenzen von 65 auf 80 DM monatlich und 
von 12 auf 15 DM wöchentlich für notwendig, hat 
aber auf eine solche Regelung im AVAVG verzich- 
tet mit Rücksicht auf eine allgemeine, in Kürze zu 
erwartende Regelung für* den gesamten Bereich 
der RVO. 

§ 143 b der Regierungsvorlage wurde auf Grund 
der zu § 74 beschlossenen Eassung gestrichen, 
§ 143 a der Regierungsvorlage in § 143 aufgenom- 
men. 

Zu § 147 

Die Regierungsvorlage wurde ergänzt, um klar- 
zustellen, daß durch die Pauschalvergütung für den 
Beitragseinzug auch etwaige Prozeßkosten abge- 
golten sind. 

Zu § 148 

Die neue Passung des Absatzes 3 trägt der wäh- 
rend der Beratungen des Entwurfs durch die Er- 
richtung ides Bundesversicherungsamtes veränder- 
ten Reditslage Rechnung. 

Zu § 150 

Der Ausschuß hat sich in mehreren Sitzungen 
mit der Höhe des Beitragssatzes befaßt und ein- 
gehend an Hand des Haushaltsplans und der Un- 
terlagen über dias Finanzvermögen der Bundes- 
ianstalt die Möglichkeiten einer Beitragssenkung 
geprüft. Obwohl er der Auffassimg ist, idaß die 
Senkung ides Beitragssatzes von 3 auf 2 v. H. zu- 
sammen mit den Leistungsverbesserungen, die er 
für erforderlich hielt, zum mindesten in den näch- 
sten Jahren zu einem Fehlbetrag im Haushalt der 
Bundesanstalt führen dürfte, hat er mit Rücksicht 
auf die ibeabsichtigte Rentenversicherungsreform 
diesen Beitragssatz beschlossen. Er hält es für ver- 
tretbar, daß die Bundesanstalt einen etwaigen 
Fehlbetrag ggf. sogar für mehrere Jahre aus ihren 
erheblichen Rücklagen deckt. Auf die Ausführun- 
gen Über die finanziellen Auswirkungen im Teil III 
wird verwiesen. 

Der Ausschuß hält es jedoch für erforderlich, das 
Baugewerbe von der Senkung des Beitragssatzes 
auszunehmen. In diesem Zusammenhang hat sich 
der Ausschuß im Hinblick auf die Drucksache 840 
(Antrag der Abgeordneten Traub, Mauk und Ge- 
nossen betr. Erlaß eines Gesetzes über die Gewäh- 
rung einer Ausfallunterstützung bei Außenarbei- 
ten) ausführlich mit dem Problem der witterungs- 
bedingten Arbeitslosigkeit beschäftigt. Die winter- 
liche Arbeitslosigkeit, insbesondere im Bau- 


gewerbe, verzerrt das Gesamtbild der Beschäf- 
tigung, stört den wirtschaftlichen Ablauf auch in 
anderen Wirtschaftszweigen und ist gleichzeitig 
für die Bundesanstalt ein Finanzproblem erster 
Ordnung. In den letzten Jahren entfielen rd. 
50 V. H. des Unterstützungsaufwandes der Arbeits- 
losenversicherung allein auf arbeitslose Angehö- 
rige der Blauwirtschaft. Der Unterstützungsauf- 
wand war im jährlichen Durchschnitt etwa doppelt 
so hoch wie die Beiträge des Baugewerbes; erst bei 
einem Beitragssatz von etwa 5,4 v, H. würden sich 
Einnahmen und Ausgaben in diesem Sektor decken. 
Der Ausschuß war daher der Auffassung, daß eine 
Herabsetzung des Beitrages für das Baugewerbe 
nicht zu verantworten ist. Einem Antrag, den Bei- 
trag für das Biaugewerbe auf 4 v. H. zu erhöhen 
mit der Maßgabe, daß sich der Beitrag auf 2 v. H. 
ermäßigt, wenn sich die Sozialpartner zur Errich- 
tung einer Schlechtwetterkasse entschließen, 
schloß sich der Ausschuß in seiner Mehrheit nicht 
an. Ebenso wurde ein Antrag abgelehnt, den Bei- 
trag bei 3 V. H. mit der Maßgabe zu belassen, 
daß 2 V. H. vom Arbeitgeber und 1 v. H. vom Ar- 
beitnehmer aufzubringen sind. 

Der Ausschuß beschloß, den Beitrag für Ver- 
sicherte im Bau- und Baunebengewerbe und in 
Gewerbezweigen, welche infolge Witterungs ein- 
flüssen Arbeitsausfällen ausgesetzt zu sein pflegen, 
bei 3 V. H. zu belassen. Versicherte und ihre Ar- 
beitgeber tragen auch in diesen Fällen die Bei- 
träge je zur Hälfte. Der Ausschuß war sich bei 
dieseni Beschluß darüber im klaren, daß die sozial-, 
arbeitsmarkt- und wirtschaftspoilitischen Ziele 
einer Stabilisierung der Beschäftigung in der Bau- 
wirtschaft durch Förderung des Bauens im Winter, 
Eindämmung der Abwanderungstendenzen und 
der Abneigung gegen die Bauberufe beim Nach- 
wuchs und damit Sicherung des Kräftebedarfs der 
Bauwirtschiaft usw. durch diese Regelung des Bei- 
trages allein nicht erreicht werden können, son- 
dern daß es gemeinsamer Anstrengungen der So- 
zialpartner in der Bauwirtschaft bedürfen wird, 
um diese allgemeinen Ziele zu erreichen. 

In diesem Zusammenhang hat der Ausschuß 
auch die Frage geprüft, ob es vertretbar sei, die 
durch die Verordnung über die Neuregelung der 
Rentenversicherung im Bergbau vom 4. Oktober 
1942 (RGBl. I S. 569) eingeführte Beitragsbeifrei- 
ung für die in knappschaftlichen Betrieben Be- 
schäftigten beizubehalten. Der Ausschuß ist sicli 
bewußt, daß diese Sonderbehandlung der knapp- 
schaftlichen Betriebe und ihrer Beschäftigten mit 
dem System einer Versicherung an sich nicht zu 
vereinbaren ist, da die Übernahme des Risikos 
Beiträge als Gegenleistung bedingt. Er hat jedoch 
beschlossen, vorzuschlagen, z. Z. von einer Ände- 
rung der bestehenden Rechtslage Abstand zu neh- 
men und die Lösung dieser Frage einer künftigen 
Regelung im Rahmen weiterer Reformen vorzube- 
halten, da die Belastung des Bergbaues durch die 
Beiträge zu den knappschaftlichen Versicherungen 
bereits sehr hoch ist. 
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Die Änderunig der Fiassung des Absatzes 2 trägt 
der Ausdehnung der Versicherungspflicht auf alle 
Anigestellten (§ 69) Rechnung. 

Absatz 3 bringt die Bemessungsigrundlage für 
den Beitrag der unständig beschäftigten Hafen- 
arbeiter in Übereinstimmung mit der Bemessungs- 
grundlage für die Leistung {§ 116 d). 

Der eingefügte Absatz 4 setzt die Beitragsgreiize 
auf 750 DM Entgelt je Monat fest. Der Ausschuß 
ist dabei von der Annahme aus^egangen, diaß auch 
im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 
die gleiche Beitragsgrenize eingefügt werden wird. 

Zu § 159 

In Abweichung von der Regierungsvorlage ist 
davon Abstand genommen worden, die Mindest- 
höhe der Rücklage im Gesetz festzulegen, da die 
Bundesanstalt auch bei rückläufiger Entwicklung 
ihre gesetzlichen Verpflichtungen ungeachtet des 
Standes ihrer Rücklage erfüllen muß, notfalls auf 
Grund von Zuschüssen des Bundes gemäß Artikel 
120 GG; es muß .daher der Gesetzgeber die Bei- 
tragshöhe der jeweils gegebenen Lage rechtzeitig 
anpassen, damit die Aufgaben der Bundesanstalt 
aus den Beiträgen gedeckt werden können. 

Einem Antrag, die vom Verwaltungsrat zu erlas- 
senden Richtlinien über die Anlage der Rücklagen 
und die Verwaltung des sonstigen Vermögens nicht 
an die Zustimmung der Bundesregierung zu knüp- 
fen, folgte der Ausschuß nicht wegen der Notwen- 
digkeit einer einheitlichen Wirtschafts- und Kre- 
ditpolitik und der parlamentarischen Kontrolle. 

Zu § 162 

In Abweichung von der Regierungsvorlage hält 
der Ausschuß die Erstattung der Aufwendungen 
der Bundesanstalt für die Unfallversicherung der 
Empfänger von Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe im vollen Umfange durch den Bund für 
erforderlich. 

Zu § 165 a Abs. 2 

Der Ausschuß hat an der Verjährungsfrist nach 
§ 29 RVO in Verbindung mit § 1445 c RVO fest- 
gehalten, aber die Bundesregierung aufgefordert, 
die Bundesanstalt darauf hinzuweisen, daß nach 
seiner Auffassung zur Vermeidung von Härten auf 
die Einrede der Verjährung verzichtet werden 
sollte. 

ZU ARTIKEL VI 
Zu § 168 

Der Antrag ist als materielle Anspruchsvoraus- 
setzung in § 87 geregelt. 

Zu § 168 a 

Dem Inhalt des Absatzes 2 der Regierungsvor- 
lage, Gewährung von Arbeitslosengeld an Arbeits- 
lose zu ermöglichen, die im Geltungsbereich des 


Gesetzes beschäftigt waren, jedoch ihren Wohnort 
außerhalb dieses Bereichs, aber innerhalb des Ge- 
bietes des Deutschen Reidis nach dem Stand vom 
31. Dezember 1937 haben, wurde bereits durch das 
Gesetz vom 1. Dezember 1954 (BGBl. I S, 353) ent- 
sprochen; § 168 a Abs. 2 stimmt nach dem Beschluß 
des Ausschusses inhaltlich mit der Fassung dieses 
Gesetzes überein. 


Zu § 171 

Im Ausschuß bestand Übereinstimmung darüber, 
daß die Bundesanstalt die Arbeitslosen, die Lei- 
stungen beantragen oder empfangen, sowohl zur 
Überprüfung ihrer Leistungsfähigkeit als auch zur 
Feststellung der Verwendungsfähigkeit für be- 
stimmte Tätigkeiten ärztlich untersuchen lassen 
kann. Der Ausschuß geht dabei von der Voraus- 
setzung aus, daß berechtigten Wünschen der Ar- 
beitslosen auf Durchführung dieser Untersuchung 
Rechnung getragen werden soll. 


Zu § 172 

Die Regierungsvorlage hatte die bisherige Rege- 
lung übernommen, wonach unbeschadet der bin- 
denden Wirkung einer Entscheidung oder Rechts- 
kraft eines Urteils zugunsten des Arbeitslosen die 
Entscheidung abgeändert oder neu entschieden 
werden kann. Der Ausschuß hält diese Bestimmung 
für entbehrlich, weil sie einem unbestrittenen all- 
gemeinen Rechtssatz entspricht. Die Streichung 
schränkt demnach die Befugnisse des Direktors des 
Arbeitsamtes nicht ein. 


Zu § 172 a 

Einem Anträge, die Entscheidung über die Ver- 
hängung einer Sperrfrist nach § 93 Abs. 1 hinsicht- 
lich der Gründe für die Lösung eines Arbeitsver- 
hältnisses unbedingt an die Entscheidungsgründe 
eines vorangegangenen Arbeitsgerichtsurteils zu 
binden, ist der Ausschuß nicht gefolgt, weil die Ur- 
teilsgründe nicht in Rechtskraft übergehen und 
durdi eine solche Regelung auch abweichende Ent- 
scheidungen zugunsten des Arbeitslosen unmöglich 
gemacht würden. 


Zu § 175 

Abweichend von der Regierungsvorlage, die in 
Absatz 1 die Festsetzung der Zahlungszeiträume 
dem Verwaltungsrat überlassen wollte, hält der 
Ausschuß an der wöchentlichen nachträglichen 
Auszahlung als Regelfall fest, so daß längere Zah- 
lungszeiträume nur ausnahmsweise zulässig sind, 
wenn es besondere Umstände erfordern. 

In Absatz 3 wurde die Regierungsvorlage ge- 
ändert, so daß die Abzweigung eines Teiles des 
Arbeitslosengeldes auch dann zulässig ist, wenn 
der Anspruch auf den Familienzuschlag wegen Ge- 
währung des Kindergeldes ruht. 
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Zu § 177 

Dem Anträge, in Absatz 2 Nr. 2 durch die Ein- 
fügung der Worte „auf Grund der ihm vom Ar- 
beitsamt gegebenen Hinweise“ vor den Worten 
„wissen mußte“ die Möglichkeit der Rückforderung 
zu Unrecht geleisteter Beträge einzuschränken, ist 
der Ausschuß nicht gefolgt, weil nicht alle hier 
denkbaren Tatbestände in einem vom Arbeitsamt 
auszugebenden Merkblatt aufgeführt werden kön- 
nen. Desgleichen folgte der Ausschuß nicht dem 
Antrag, im Schlußsatz des Absatzes 2 die Kann- 
Bestimmung der Regierungsvorlage in eine Muß- 
Bestimmung umzuwandeln; dagegen wurde dem 
Antrag auf Umwandlung in eine SollHBestim- 
mung entsprochen, damit in Fällen einer leichten 
Fahrlässigkeit die Verwaltung angehalten ist, be- 
sonders sorgfältig zu prüfen, ob eine Rückforde- 
rung vertretbar ist. 

Zu § 177 a 

Einem Anträge, den Übergang des Anspruchs auf 
die in Absatz 1 genannten Bezüge in Höhe und zum 
Ausgleich der nach § 177 zurückgeforderten Be- 
träge auf die Bundesanstalt auf Leistungen zu 
beschränken, die dem Rückzahlungspflichtigen 
für den gleichen Zeitraum zustehen, für den 
Leistungen vom Arbeitsamt gewährt wurden, 
ist der Ausschuß nicht gefolgt; desgleichen 
nicht einem weiteren Anträge auf Streichung 
des § 177 a Abs. 1 Satz 3 der Regierungsvor- 
lage, der in Fällen des Vorsatzes oder grober Fahr- 
lässigkeit den Ans^pruchsübergang auch auf die 
Hälfte der laufenden Bezüge vorsieht. Der Aus- 
schuß ist der Auffassung, daß bei Vorsatz oder gro- 
ber Fahrlässigkeit eine ratenweise Rückforde- 
rung auch aus künftigen anderweitigen Leistungen 
gerechtfertigt ist, zumal die Bestimmung eine Si- 
cherung für den Fall enthält, daß der Arbeitslose 
dieser Bezüge zur Deckung des Lebensunterhaltes 
bedarf. 

Zu § 185 

In Abänderung der Regierungsvorlage erfolgt 
die Einziehung von Beträgen, die zu erstatten 
sind, nicht nach dem Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetz, sondern entsprechend dem geltenden Recht 
wie Gemeindeabgaben, um eine im Bereich der Ar- 
beitsverwaltung seit Jahren bewährte und verwal- 
tungsmäßig einfache Vollstreckungsform beizube- 
halten. Einer Anregung, die Abzüge von Erstat- 
tungsbeträgen von späteren Leistungen des Ar- 
beitsamtes bei nachträglich verhängter Sperrfrist 
oder in Fällen, in denen der unrechtmäßige Bezug 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt 
wurde, auf 10 v. H. der laufenden Leistungen zu 
beschränken, folgte der Ausschuß nicht; er ist der 
Auffassung, daß damit die Wirkung von Sperr- 
fristen gemindert würde. Überdies ist die Verwal- 
tung verpflichtet, im Rahmen ihres Ermessens die 
vertretbaren Grenzen bei der Einziehung der zu 
erstattenden Beträge nicht zu überschreiten. 


Zu § 186 

Abweichend von der Regierungsvorlage ist auch 
der Betriebsvertretung das Recht eingeräumt, 
Kurzarbeit und Stillegung dem Arbeitsamt anzu- 
zeigen. Einem Anträge, den Verwaltungsrat zum 
Erlaß von Richtlinien zu ermächtigen, folgte der 
Ausschuß nicht, und zwar aus rechtlichen Gründen 
und um die Systematik des Gesetzes nicht zu 
durchbrechen. 

ZU ARTIKEL VII 
Zu § 208 

Bereits im Zusammenhang mit der Rahmenfrist 
der Anwartschaftszeit hat sich der Ausschuß mit 
dem Problem der Versicherung von Beschäftigun- 
gen im Ausland befaßt (vgl. zu § 99). Soweit ein 
Versicherungsschutz durch internationale und bi- 
laterale Verträge nicht gewährleistet ist oder er- 
reicht werden kann, hält es der Ausschuß für er- 
forderlich, in Erweiterung der Regierungsvorlage 
den Bundesminister für Arbeit zu ermächtigen, 
durch Rechtsverordnung Beschäftigungen, die im 
Ausland ausgeübt werden, inländischen versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigungen gleichzustellen 
und die für diese Form der Selbst- oder Weiterver- 
sicherung erforderlichen Sondervorschriften über 
die Beitragsentrichtung und die Bemessung des 
Arbeitslosengeldes zu erlassen. Einen Sonderfall 
stellen idie Beschäftigungen von Grenzgängern im 
Ausland dar. Da sich die derzeitige Regelung in 
der Form einer freiwilligen Weiterversicherung 
durchweg nicht bewährt, der Versicherungsschutz 
sich aber als erforderlich erwiesen hat, soll der 
Bundesminister für Arbeit ermächtigt werden, die 
Beschäftigungen von Grenzgängern im Ausland 
der Versicherungspflicht zu unterwerfen. Im übri- 
gen schließt sich der Ausschuß der Regierungsvor- 
lage an. 

Zu § 215 

Einleitend wird die Bundesanstalt ausdrücklich 
verpflichtet, die Lage und Entwicklung des Ar- 
beitsmarktes zu beobachten und zu untersuchen. 
Die Regierungsvorlage wird insoweit erweitert. 

ZU ARTIKEL IX 
Zu § 6 

Aus redaktionellen Gründen hat der Ausschuß 
in § 6 den Inhalt der §§ 6 und 13 des Artikels IX 
der Regierungsvorlage zusammengefaßt. 

Zu§ 7 

Die Vorschrift ist durch die Neufassung des § 74 
und die Streichung des § 143 b gegenstandslos und 
daher gestrichen worden. 

Zu § 10 

Die Vorschrift ist gestrichen worden, da die 
Übergangs Vorschriften für laufende Fälle in § 22 
zusammengefaßt worden sind. 
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Zu § 10 a 

Die Einfügung dieser Vorschrift ist eine Folge 
der Heraufsetzung der Beitragspflichtgrenze auf 
750 DM monatlich (§ 150 Abs. 2 ib). Sie beruht auf 
dem Grundsatz, daß Beiträge und Leistungen na^ 
der gleichen Grundlage bemessen werden. Die Aus- 
dehnung der Vorschrift auf die Arbeitslosenhilfe 
entspringt dem Prinzip, daß in der Arbeitslosen- 
hilfe insoweit die gleichen Grundsätze wie in der 
Arbeitslosenversicherung gelten müssen. 

Zu § 11 

Diese Vorschrift ist durch die Neufassung des 
§119 gegenstandslos und daher gestrichen worden. 

Zu § 13 

Der Inhalt dieser Vorschrift ist aus redaktionel- 
len Gründen in Artikel IX § 6 aufgenommen wor- 
den (vgl. zu Artikel IX § 6). 


Zu § 14 

Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 enthalten 
Übergangsvorschriften für die Bezieher von Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe. Die Vorschrif- 
ten über die Arbeitslosenhilfe sind aber bereits 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 16. April 1956 vorgezogen 
worden, so daß diese Absätze gestrichen werden 
müssen. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 übernimmt die Re- 
gelung des Artikels II § 2 des Gesetzes vom 
16. April 1956, der zuläßt, daß Mietzuschläge und 
Sonderbeihilfen, die vor dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes gewährt worden sind, in Übergangsfällen bis 
zum Ablauf von 12 Monaten nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes — also bis zum 31. März 1957 
— weitergewährt werden können. Da das vorlie- 
gende Gesetz voraussichtlich vor diesem Tage in 
Kraft treten wird und das Gesetz vom 16. April 
1956 aufhebt, ist es erforderlich, die genannte Vor- 
schrift des Arbeitslosenhilfegesetzes zu überneh- 
men. 

Absatz 3 a dient der Klarstellung, daß Mietzu- 
schläge und Sonderbeihilfen in den genannten Fäl- 
len nicht weitergewährt werden können, soweit die 
Voraussetzungen dafür auch bei Anwendung des 
vor dem 1. April 1956 geltenden Rechts nicht vor- 
liegen. 

Zu § 15 

Diese Vorschrift muß geändert werden, da die 
neue Verordnung über die Vergütung der Kran- 
kenkassen für die Einziehung der Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 29. Oktober 1955 während 
der Beratungen dieses Gesetzentwurfs im Ausschuß 
verkündet worden ist. 


Zu § 21 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, daß bis 
zum Erlaß der Vorschriften nach § 208 auch die 
Verordnung über die Arbeitslosenversicherung der 
Grenzgänger an der deutsch-schweizerischen 
Grenze vom 25. Mai 1928 in Kraft bleibt. 

Zu § 22 

Nach Auffassung des Ausschusses sind Vorschrif- 
ten, durch welche die Anwendung des neuen Ge- 
setzes in laufenden Fällen geregelt wird, im Inter- 
esse der Rechtssicherheit und der Verwaltungsver- 
einfachung erforderlich. Die Vorschriften haben die 
einstimmige Billigung im Ausschuß gefunden. 

Absatz 1 Nr. 1 

Der einem Knappschaftsrentner nach geltendem 
Recht zuerkannte Anspruch auf Arbeitslosenunter- 
stützung soll auch dann erhalten bleiben, wenn 
nach § 87 Abs. 2 ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 
nicht bestehen würde. 

Die Vorschriften des § 99 Abs. 1 bis 3 über die 
Anspruchsdauer sollen auf Ansprüche, die nach 
geltendem Recht zuerkannt worden sind, nicht an- 
gewandt werden. Andernfalls würde infolge der 
Änderungen der Vorschriften über die Anspruchs- 
dauer und besonders auch der Vorschriften über 
die Übertragung von Restansprüchen eine so er- 
hebliche Verwaltungsmehrarbeit entstehen, daß die 
ordnungsmäßige und fristgerechte Antragsbearbei- 
tung gefährdet wäre, zumal mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zu einer Zeit gerechnet werden 
muß, in der an sich schon die Versicherungsabtei- 
lungen der Arbeitsämter die jahreszeitlich be- 
dingte Höchstbelastung aufweisen. 

Nr. 2 

Ansprüche, die nach geltendem Recht unter An- 
wendung von § 88 Abs. 3 zuerkannt worden sind, 
sollen — allerdings nur in der bisherigen Höhe — 
erhalten bleiben, auch wenn der Arbeitslose dem 
Arbeitsmarkt nach § 88 Abs. 1 Nr. 2 dieses Ent- 
wurfs wegen Minderung seines Leistungsvermö- 
gens nicht zur Verfügung steht. 

Nr. 3 und 4 

Die Vorschriften dienen ausschließlich der Ver- 
waltungsvereinfachung bei Einführung des neuen 
Rechts. 

Nr. 5 

Die Vorschrift soll Zweifel darüber ausschließen, 
daß Wartetage, die nach geltendem Recht bis zum 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes schon zu- 
rückgelegt sind, uneingeschränkt wie Wartetage 
nach neuem Redit behandelt werden. 

Absatz 2 und 3 

Die Vorschriften dienen ebenso wie Absatz 1 Nr. 
3 und 4 nur der Verwaltungsvereinfachung bei 
Einführung des neuen Rechts. 
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zu ARTIKEL X 
Zu § 4a 

Die Änderungen sind dadurch erforderlich ge- 
worden, daß der Ausschuß § 138 in den Entwurf 
eingefügt hat. 

Nr. 2 

Die Einfügung der Worte „Anbahnung eines Ar- 
beitsverhältnisses oder zur Ablegung von Arbeits- 
oder Verträglichkeitsproben“ in § 543 a Nr. 2 der 
RVO ist eine Erweiterung des Unfallschutzes, die 
nach Auffassung des Ausschusses erforderlich ist. 

Die übrigen Änderungen in dieser Vorschrift 
sind redaktioneller Art. 

Nr. 4 

Siehe Nr. 1. 

Zu § 4b 

Der Ausschuß hielt eine Änderung des Heim- 
kehrergesetzes wie nachstehend dargelegt für er- 
forderlich. 

Nr. 1 

Der Bemessung des Arbeitslosengeldes für Heim- 
kehrer ist nach den geltenden, aus dem Jahre 1950 
stammenden Vorschriften mindestens ein Arbeits- 
entgelt von 45 DM wöchentlich zugrunde zu 
legen. Dies entspricht nicht mehr den jetzigen 
Lohnverhältnissen. Unter Berücksichtigung der 
Lohnentwicklung und der durchschnittlichen Ent- 
gelte, nach denen Arbeitslosenunterstützung ge- 
währt wird, hält der Ausschuß eine Bemessungs- 
grundlage von mindestens 70 DM wöchentlich 
für gerechtfertigt, ohne daß hierdurch eine Minde- 
rung des Anreizes zur Arbeitsaufnahme zu be- 
fürchten ist. 

Nr. 2 

Die Vorschrift ist bereits durch das Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
29. März 1951 (BGBl. I S. 219), das einheitliche Be- 
messungsgrundlagen einführte, gegenstandslos ge- 
worden. 
u 

Nr. 3 

Da Heimkehrerarbeitslosengeld nach den Grund- 
sätzen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung gewährt wird, hält es 
der Ausschuß aus Gründen der Gleichbehandlung 
für gerechtfertigt, auch den Heimkehrern eine der 
Regelung in § 99 entsprechende längere Bezugs- 
dauer, die erstmalig durch das Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung von Vorschriften auf dem 
Gebiete der Arbeitslosenversicherung und Arbeits- 
losenfürsorge vom 24. August 1953 (BGBl, I S. 1022) 
eingeführt worden ist, einzuräumen, 

Nr. 4 

Nach § 19 Abs. 1 des Heimkehrergesetzes konnten 
Heimkehrern neben der Arbeitslosenunterstützung 
nach Maßgabe der Vorschriften über die Arbeits- 


losenfürsorge noch Mietzuschläge und Sonderbei- 
hilfen gewährt werden. Da das Gesetz über die 
Arbeitslosenhilfe vom 16. April 1956 die Vor- 
schriften über die Arbeitslosenfürsorge aufgehoben 
hat, können Mietzuschläge und Sonderbeihilfen seit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Arbeitslosen- 
unterstützung für Heimkehrer nicht mehr gewährt 
werden. § 19 Abs. 1 des Heimkehrergesetzes in der 
bisherigen Fassung ist somit gegenstandslos. 

Der neu an seine Stelle tretende Wortlaut des 
Absatzes 1 entspricht inhaltlich dem § 19 Abs. 2 des 
Heimkehrergesetzes in der bisherigen Fassung; die 
Änderungen sind nur redaktioneller Art. Die für 
Heimkehrer günstigere Regelung in § 19 Abs. 3 
HkG alter Fassung ist in die vorgeschlagene Fas- 
sung des § 19 Abs. 2 des Heimkehrergesetzes über- 
nommen worden, mußte jedoch der Terminologie 
des Entwurfs der Novelle zum Gesetz über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung an- 
gepaßt werden. 

Zu § 4 c 

Zu den Nr. 1 bis 5 und 7 bis 8 

Die Änderungen des Kindergeldanpassungsgeset- 
zes sind notwendig geworden durch die Änderun- 
gen, die das AVAVG durch das vorliegende Gesetz 
erfährt. 

Nr. 6 

Da der Entwurf die Vorschriften des AVAVG 
über die Verhängung von Ordnungsstrafen durch 
Anpassung an das Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten ändert, hält der Ausschuß auch eine ent- 
sprechende Änderung der Vorschriften des Kinder- 
geldanpassungsgesetzes für notwendig. Die Bun- 
desanstalt müßte andernfalls auf dem Rechtsgebiet 
des AVAVG ein anderes Ordnungsstrafrecht an- 
wenden als auf dem Gebiet des Kindergeldrechts. 
Dies muß aber im Interesse der Verwaltungsver- 
einfachung vermieden werden. 

Zu § 6 

Die Absätze 1 bis 3 entsprechen der Regierungs- 
vorlage in der Fassung eines Änderungsvorschlags 
des Bundesrats, dem die Bundesregierung zuge- 
stimmt hat. 

Absatz 4 trifft eine Übergangsregelung für Ar- 
beitslose, die Mietzuschläge aus Mitteln der Ar- 
beitslosenversicherung zur Arbeitslosenunterstüt- 
zung beziehen. Ihnen soll dieser Anspruch zur 
Erleichterung der Umstellung grundsätzlich dem 
Grunde und der Höhe nach für die Dauer von 
6 Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erhalten bleiben. 

Mit Absatz 5 übernimmt der Ausschuß aus dem 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung vom 16. April 1956 eine in der Berlin^Klausel 
des erwähnten Gesetzes enthaltene Vorschrift. Die 
Übernahme ist notwendig, weil das Gesetz vom 
16. April 1956 in § 9 dieses Gesetzes aufgehoben 
wird. 
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Absatz 6 trifft eine Sonderregelung für die in 
Berlin im Rahmen des Notstandsprogramms be- 
schäftigten Angestellten. Diese werden nach dem 
der Beschäftigung zugrunde liegenden Tarifvertrag 
aus Gründen, die in der Art der Finanzierung die- 
ser Maßnahmen liegen, nur 40 Stunden wöchent- 
lich beschäftigt. Das führt bisher dazu, daß diese 
lieh beschäftigt. Das führte bisher dazu, daß diese 
im Notstandsprogramm zum Teil die Arbeitslosen- 
unterstützung nach einer niedrigeren Bemessungs- 
grundlage als vor Aufnahme dieser Beschäftigung 
erhielten. Der Ausschuß hat es für notwendig ge- 
halten, diese Härte so weit als möglich zu be- 
seitigen. 

Mit Absatz 7 nimmt der Ausschuß eine Vor- 
schrift auf, die klarstellt, daß § 6 des Gesetzes über 
den Zuzug nach Berlin vom 9. Januar 1951 unbe- 
rührt bleibt. (§ 6 a. a. O. hat folgenden Wortlaut: 
„Aus einem Zuzug nach Berlin ahne Zuzugsgeneh- 
migung können keine öffentlichen Rechte herge- 
leitet werden, die sich an den Wohnsitz oder den 
Aufenthalt in Berlin knüpfen.“) 

Zu § 7 

Absatz 1 

Der letzte Satz wird angefügt, weil die Senkung 
des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung von 3 
auf 2 V. H. (siehe zu § 150) gleichzeitig mit der 
Neuordnung des Rechts der Rentenversicherung 
wirksam werden soll. Damit will der Ausschuß 
verhüten, daß sich für eine voraussichtlich nur 
kurze Zwischenzeit die Höhe des Gesamtbeitrags 
zur Sozialversicherung ändert. 

Absatz 2 

In den Katalog der aufzuhebenden Vorschriften 
hat der Ausschuß aus Gründen der Rechtsbereini- 
gung noch weitere 25 Vorschriften aufgenommen. 


III. Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzent- 
wurfes sind schwer abzuschätzen. In keinem Zweig 
sozialer Leistungen besteht auch nur annähernd 
eine so starke Abhängigkeit des Beitragsaufikom- 
mens und der Ausgaben von der jeweiligen Wirt- 
schafts- und Beschäftigungslage, wie in der Ar- 
beitslosenversicherung. Das gleiche gilt für den 
Aufwand der Arbeitslosenhilfe. Selbst eine nur 
vorübergehende Verschlechterung der Beschäfti- 
gungslage durch besonders ungünstige Witterungs- 
verhältnisse kann bereits außergewöhnliche finan- 
zielle Auswirkungen haben. Der Gesetzgeber wird 
sehr darauf bedacht sein müssen, die zukünftige 
Entwicklung ständig im Auge zu behalten und er- 
heblichen Schwankungen im Wirtschafts- und Ar- 
beitsleben kurzfristig und rechtzeitig durch Neu- 
festsetzung des Beitragssatzes zu entsprechen. 

Die Schätzungen über die finanziellen Auswir- 
kungen des Gesetzentwurfs ergeben folgendes Bild: 


1. Arbeitslosenversicherung 

Mehraufwendungen je 100 000 Empfänger von 
Arbeitslosengeld jährlidi infolge 

in Mio DM 


Erweiterung des Personen- 
kreises (§ 69) und Leistungs- 
erhöhung auf Grund der 
Einbeziehung von Entgelten 
zwischen 116 und 175 DM 
wöchentlich 6,100 

Erhöhung der Familienzu- 
schläge (§ 105 Abs. 6) 6,000 

Erhöhung der Hauptbeträge 
(Anlage zu § 105 Abs. 6) 15,200 

Herabsetzung der Wartezeit 
(§ 110) 11,000 

Günstigere Anrechnung von 
Nebenverdienst (§ 112) 0,065 

Einführung einer Wege- 
unfallversicherung (§ 129) 0,300 

Erhöhung der Leistungen 
an Kurzarbeiter (Anlage zu 
§ 130 e) 0,500 


39,165 

Auf den Haushaltsplan der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
für das Haushaltsjahr 1956 angewendet, der von 
einem Jahresdurchschnitt von 490 000 Empfängern 
von Arbeitslosengeld ausgeht, würde sich folgen- 
der Stand der Ausgaben ergeben: 

in Mio DM 

Ausgaben nach dem Haus- 
haltsplan 1 494,000 

Mehrausgaben wie oben- 
stehend auf 490 000 Emp- 
fänger von Arbeitslosen- 
geld (4,9 X 39,165) 192,000 1 686,000 

Die Einnahmen aus Beiträgen 
unter Zugrundelegung der im 
Haushaltsplan der Bundes- 
anstalt für das Haushalts- 
jahr 1956 geschätzten Durch- 
schnittszahl von 13 385 000 Bei- 
tragszahlern würde bei Auf- 
teilung der Beitragszahler in 
die nach § 150 Abs. 1 des 
Entwurfs vorgesehenen zwei 
Gruppen (allgemein: 2 v. H., 

Bauwirtschaft: 3 v. H.) be- 
tragen 1 237,000 

dazu sonstige Einnahmen nach 
Haushaltsplan 157,000 1 394,000, 

so daß sich ein rechnerischer 
Fehlbetrag ergeben würde 
von rund 292 Mio DM. 

Schon jetzt kann allerdings gesagt werden, 
daß wahrscheinlich ein solcher Fehlbetrag für 
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das Haushaltsjahr 1956 sich auch dann nicht 
annähernd ergeben würde, wenn der Gesetz- 
entwurf mit seinen Mehrausgaben und Minderein- 
nahmen sich für das ganze Haushaltsjahr 1956 ber 
reits aus wirken würde; denn es besteht begrün- 
deter Anlaß zu der Annahme, daß die Entwicklung 
wesentlich günstiger verlaufen wird, als bei Auf- 
stellung dee Haushalts der Bundesanstalt für 1956 
angenommen wurde. Alle Anzeichen und der bis- 
herige Ablauf der ersten 3 Monate des Haus- 
haltsjahres 1956 sprechen dafür, daß die Zahlen 
der Beitragszahler erheblich höher, die Zahlen der 
Empfänger von Arbeitslosengeld erheblich nie- 
driger sein werden, als dem Haushaltsplan zu- 
grunde gelegt wurde. 

Der Ausschuß hat deshalb die Beitragssenkung 
für angebracht gehalten, da ein mäßiger Fehl- 
betrag, mit dem vom Haushaltsjahr 1957 an 
gerechnet werden muß, für einige Jahre aus den 
Tilgungsbeträgen, Zinseinnahmen und ‘ aus dem 
liquiden Teil des Finanzvermögens der Bundes- 
anstalt gedeckt werden kann. 

Im Haushaltsjahr 1956 wird das Finanzvermö- 
gen der Bundesanstalt, das am Ende des Haus- 
haltsjahrs 1955 auf 3 Milliarden DM angewachsen 
war, voraussichtlich nochmals weiter anwachsen, 
weil in ihm sich der Beitragssatz von 3 v. H. noch 
für den größten Teil des Haushaltsjahres aus wir- 
ken wird, während Leistungsverbesserungen und 
Mindereinnahmen durch Beitragssenkung voraus- 
sichtlich erst in den letzten Monaten des Haus- 
haltsjahres wirksam werden können. 


2. Arbeitslosenhilfe 

In der Arbeitslosenhilfe wirken sich gegenüber 
der durch das Gesetz vom 16. April 1956 geschaf- 
fenen Rechtslage, die bereits eine wesentliche Ver- 
besserung der Unterstützungssätze gebracht hat, 
finanziell im wesentlichen nur die Erhöhung der 
Familienzuschläge auf 6 DM aus, die insoweit mit 
der gleichen Regelung in der Arbeitslosenversiche- 
rung übereinstimmen muß, sowie die Aufstockung 
der Unterstützungstabelle für höhere Entgelte von 
116 bis 175 DM monatlich. Der dadurch entste- 
hende Mehraufwand wird für je 100 000 Unterstüt- 
zungsempfänger auf 12 Mio. DM jährlich geschätzt. 
Eine Mehrbelastung im laufenden Haushaltsjahr 
wird sich daraus jedoch insofern nicht ergeben, als 
die im Haushalt des Bundes für 1956 angenommene 
Durchschnittszahl von 310 000 Unterstützungsemp- 
fängern der Arbeitslosenhilfe aller Voraussicht 
nach erheblich unterschritten werden wird, so daß 
die Mehraufwendungen, die sich ohnehin voraus- 
sichtlich nur in den letzten Monaten des Haushalts- 
jahres auswirken werden, im Rahmen des Haus- 
haltsansatzes für die Arbeitslosenhilfe entspre- 
chend dem Bundeshaushalt für das Haushaltsjahr 
1956 bleiben werden. 

Bonn, den 27. September 1956 

Dr. Bürkcl Odenthal 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1274 — in der aus der an- 
liegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzuneihmen; 

2. den von der Fraktion des GB/BHE eingebrach ten Entwurf eines 
Gesetzes zur Behebung der Berufsnot der älteren Angestellten 

— Drucksache 346 — , 

den von den Abgeordneten Traub, Mauk, Ruf, Frau Döhring und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die Gewäh- 
rung von Ausfallunterstützung bei Außenarbeiten 

— Drucksache 840 — 

und den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Renten-MehrbetragB-<Gesetzes 

— Drucksache 2287 — 

als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt abzulehnen; 

3. die hierzu eingegangenen Eingaben und Petitionen für erledigt zu 
erklären. 

Bonn, den 2. Juli 1956 


Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Dr. Bürkel Odenthal 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Aufbringung und Verwaltung der Mittel 

A. Beitragspflichtiger Personenkreis 

B. Einziehung der Beiträge 

C. Festsetzung der Beiträge 

D. Mittelverwendung, Vermögensverwaltung, Zuschuß- 
pflicht 

E. Beitragserstattung 


Artikel VI 

Siebenter Abschnitt: 

Verfahren 


§§ 130 bis 130h 
§§ 130i bis 130m 
§ I30n 


§§132 bis 138c 

§§139 bis 139a 
§140 
§ 140a 


§§141 bis 1411 


§§ 142 bis 144 
§§ 145 bis 148 
§150 

§§ 158 bis 163 
§ 165a 


§§168 bis 201 
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Artikel VII 


Achter Abschnitt: 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel VIII 
Neunter Abschnitt: 

Straf- und Bußgeldvorschriften 


A. Strafvorschriften §§ 247 bis 251 

B. Bußgeldvorschriften §§ 252 bis 257 

C. Gemeinsame Vorschriften - §§ 258 bis 259 


Artikel IX 

Übergangsvorschriften 

Artikel X 

Schluß Vorschriften 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

- Drucksache 1274 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(27. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes lüber Arbeitsvermittlung 
und Ai'beitslosenversicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Der Zweite Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„ZWEITER ABSCHNITT 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 
und Lehrstellen Vermittlung 

§ 49 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung dürfen nur von der 
Bundesanstalt betrieben werden; die §§ 54 
und 66 bleiben unberührt. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Der Zweite Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„ZWEITER ABSCHNITT 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung 

§ 49 

unverändert 

§ 49a 

Die Vermittlung in Arbeit oder in Berufs- 
ausbildung geht den Leistungen aus der Ar- 
beitslosenversicherung und Arbeitslosenhilfe 
vor. 
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Entwurf 

A. Arbeitsvermittlung 

§ 50 

(1) Arbeitsvermittlung im Sinne dieses Ge- 
setzes ist unbeschadet des § 54 Abs. 1 Satz 2 
jede planmäßige Tätigkeit, die darauf ge- 
richtet ist, arbeitsuchende Arbeitnehmer mit 
Arbeitgebern zur Begründung von Arbeits- 
verhältnissen oder mit Auftraggebern oder 
Zwischenmeistern zur Begründung von 
Heimarbeitsverhältnissen im Sinne des Heim- 
arbeitsgesetzes vom 14. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 191) zusammenzuführen. 

(2) Als Arbeitsvermittlung gilt auch die 
Herausgabe und der Vertrieb von Listen 
über Stellenangebote und Stellengesuche ein- 
schließlich der den Listen gleichzuachtenden 
Sonderdrucke und Auszüge aus periodischen 
Druckschriften sowie die Bekanntgabe von 
Stellenangeboten und Stellengesuchen im 
Rundfunk. Die Veröffentlichung von Stellen- 
angeboten und Stellengesuchen in Zeitungen, 
Zeitschriften, Fachblättern und ähnllAen 
periodisch erscheinenden Druckschriften wird 
hierdurch nicht eingeschränkt, es sei denn, 
daß sie Hauptzweck der Presseerzeugnisse ist. 
Die Veröffentlichung von Stellenangeboten 
für eine Beschäftigung von Arbeitnehmern 
im Auslande bedarf jedoch in jedem Einzel- 
falle der vorherigen Zustimmung der Bundes- 
anstalt. 

(3) Als Arbeitsvermittlung gilt ferner die 
Zuweisung von Arbeitnehmern, deren Ar- 
beitskraft der Zuweisende regelmäßig dritten 
Personen für eine Beschäftigung zur Ver- 
fügung stellt, ohne selbst die Arbeit auf 
eigene Rechnung ausführen zu lassen und 
ohne selbst die Ausrüstung mit den erforder- 
lichen Werkzeugen für die zugewiesenen 
Arbeitskräfte zu übernehmen. 

(4) Nicht als Arbeitsvermittlung gelten 
Maßnahmen der öffentlichen Fürsorge zur 
Anbahnung eines Arbeitsverhältnisses, soweit 
sie zur Erreichung des Fürsorgezweckes im 
Einzelfalle erforderlich sind. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

A. Arbeitsvermittlung 

§ 50 

(1) Arbeitsvermittlung im Sinne dieses Ge- 
setzes ist eine Tätigkeit, die darauf gerichtet 
ist, arbeitsuchende Arbeitnehmer mit Ar- 
beitgebern zur Begründung von Ar'beiitsver- 
hältnlssen oder mit Auftraggebern oder 
Zwischenmeistern zur Begründung von Heim- 
arbeitsverhältnissen im Sinne des Heimar- 
beitsgesetzes vom 14. März 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 191) zusammenzuführen. 

(2) Als Arbeitsvermittlung gilt auch die 
Herausgabe und der Vertrieb sowie der Aus- 
hang von Listen über Stellenangebote und 
Stellengesuche einschließlich der den Listen 
gleichzuachtenden Sonderdrucke und Aus- 
züge aus periodischen Druckschriften sowie 
die Bekanntgabe von Stellenangeboten und 
Stellengesuchen Im Rundfunk. Die Ver- 
öffentlichung von Stellenangeboten und Stel- 
lenigesuchen in Zeitungen, Zeitschriften, 
Fachblättern und ähnlichen periodisch er- 
scheinenden Druckschriften wird hierdurch 
nicht eingeschränkt, es sei denn, daß sie 
Hauptzweck der Presseerzeugnisse ist. Die 
Veröffentlichung von Stellenangeboten für 
eine Beschäftigung von Arbeitnehmern im 
Auslande bedarf jedoch der vorherigen Zu- 
stimmung der Bundesanstalt. 

(3) unverändert 


(4) Nicht als Arbeitsvermittlung gelten 
Maßnahmen der öffentlichen Fürsorge zur 
Anbahnung eines Arbeitsverhältnisses, soweit 
sie zur Erreichung des Fürsorgezweckes Im 
Einzelfalle erforderlich sind und im Zusam- 
menwirken mit den Dienststellen der Bun- 
desanstalt durchgeführt werden. 

(5) Eine Arbeitsvermittlung im Sinne des 
Absatzes 1 liegt nicht vor, wenn in Einzelfäl- 
len gelegentlich und unentgeltlich Arbeits- 
kräfte zur Einstellung empfohlen werden. 
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Entwurf 


§ 51 

Die Arbeitsvermittlung hat dahin zu wir- 
ken, daß Arbeitsuchenden offene Stellen 
nachgewiesen werden und Wirtschaft und 
Verwaltung die erforderlichen Arbeitskräfte 
erhalten. Dabei hat sie die besonderen Ver- 
hältnisse der freien Arbeitsplätze, *die per- 
sönliche Eignung der Arbeitsuchenden und 
ihre sozialen Verhältnisse zu berücksichtigen. 


§ 52 

Der Arbeitsvermittler soll an dem Zu- 
standekommen von ArbeitsYtic\ii\lmsstn zu 
tarifwidrigen Bedingungen nicht mitwirken, 
wenn ihm die Tarifgebundenheit des Arbeit- 
nehmers und Arbeitgebers bekannt ist. Ent- 
sprechendes gilt, falls auf Grund des Gesetzes 
über die Festsetzung von Mindestarbeits- 
bedingungen vom 11. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. IS. 17) oder auf Grund der §5 19 
oder 22 des Heimarbeitsgesetzes Mindest- 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
§ 50 a 

Im Rahmen der Wirtschafts- und Arbeits- 
marktpolitik der Bundesregierung hat die 
Bundesanstalt dahin zu wirken, daß Arbeits- 
losigkeit und Mangel an Arbeitskräften ver- 
mieden oder behoben werden. Die Bundes- 
anstalt soll dabei, soweit erforderlich, mit 
anderen öffentlichen und privaten Stellen 
Zusammenwirken. 

§ 51 

(1) Die Arbeitsvermittlung hat dahin zu 
wirken, daß Arbeitsuchenden offene Stellen 
nachgewiesen werden und Wirtschaft und 
Verwaltung die erforderlichen Arbeitskräfte 
erhalten. Dabei hat sie die besonderen Ver- 
hältnisse der freien Arbeitsplätze, die persön- 
liche Eignung der Arbeitsuchenden und ihre 
sozialen Verhältnisse zu berücksichtigen. 

(2) Bei der Arbeitsvermittlung hat die 
Bundesanstalt die besonderen Verhältnisse 
der Arbeitsuchenden, deren Unterbringung 
unter den üblichen Bedingungen des Arbeits- 
marktes erschwert ist, gebührend zu berüdc- 
siditigen. 

(3) Soweit zur Eingliederung von Arbeit- 
suchenden und Berufsanwärtern in Arbeit 
berufsfördernde Maßnahmen notwendig sind, 
hat die Bundesanstalt die zur Erhaltung, Bes- 
serung und Wiederherstellung der Erwerbs- 
fähigkeit erforderlichen Maßnahmen zu ver- 
anlassen. 

(4) Die Bundesanstalt hat die zur Durch- 
führung von Absatz 2 und 3 erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen und hierbei, soweit 
notwendig, mit den Trägern der Sozialver- 
sicherung, der öffentlichen und privaten Für- 
sorge sowie mit anderen Einrichtungen zu- 
sammenzuwirken. 


§ 52 

Der Arbeltsvermititler soll an dem Zu- 
standekommen von Beschäftigungsverhält- 
nissen zu tarifwidrigen Bedingungen nicht 
mitwirken, wenn ihm die Tarifgebundenheit 
des Ar^beitnehmers und Arbeitgebers sowie 
der Inhalt des geltenden Tarifvertrages be- 
kannt sind. Entsprechendes gilt, falls auf 
Grund des Gesetzes über die Festsetzung von 
Mindestarbeitsbedingungen vom 11. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 17) oder auf 
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arbeitsbedingungen, Entgelte oder sonstige 
Vertragsbedingungen festgesetzt sind. 


S 53 

(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die 
Gewerkschaften sind berechtigt, bei Aus- 
bruch und Beendigung eines Streiks sowie 
hei Vornahme und Beendigung einer Aus- 
sperrung dem für den Betrieb zuständigen 
Arbeitsamt schriftlich Anzeige zu erstatten. 
Der Verwaltungsrat erlaßt mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit nähere Be- 
stimmungen über Fristen und Formen der 
Anzeigen sowie darüber, in welchen Fällen 
von einer öffentlichen Berufsvertretung oder 
einem Arbeitgeberverband eine Sammelmel- 
dung mit befreiender Wirkung für die darin 
aufgeführten Arbeitgeber erstattet werden 
kann. 

(2) Ist die schriftliche Anzeige erstattet, so 
hat der Arbeitsvermittler den Arbeitsuchen- 
den von der Tatsache des Streiks oder der 
Aussperrung Kenntnis zu geben und die Ver- 
mittlung nur dann vorzunehmen, wenn sie 
trotzdem verlangt wird. 

(3) Streikende oder ausgesperrte Arbeit- 
nehmer dürfen auf ihr Verlangen nur ver- 
mittelt werden^ wenn die Tatsache des 
Streiks oder der Aussperrung dem Arbeit- 
geber vorher bekanntgegeben war. 

§ 54 

(1) Die Arbeitsvermittlung und Anwer- 
bung von Arbeitnehmern für eine Beschäfti- 
gung im Auslande und die Anwerbung von 
Arbeitnehmern im Auslande für eine Be- 
schäftigung im Inlande führt unbeschadet 
§ 66 Abs. 1 Satz 2 die Bundesanstalt durch. 
Im übrigen bedürfen hierzu Einrichtungen 
und Personen außerhalb der Bundesanstalt 
ohne einen besonderen Auftrag nach § 66 
Abs. 1 Satz 2 in jedem Einzelfalle ihrer vor- 
herigen Zustimmung. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die 
Voraussetzungen, den Umfang und das Ver- 
fahren der Arbeitsvermittlung und An- 
werbung. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

Grund der §§ 19 oder 22 des Heimarbeits- 
gesetzes Minidestarbeitsbedingungen, Entgelte 
oder sonstige V er tragsbedingungen festge- 
setzt sind. 


§ 53 

(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die 
Gewerkschafiten sind berechtigt, bei Aus- 
bruch und Beendigung eines Arbeitskampfes 
dem für den Betrieb zuständigen Arbeitsamt 
schriftlich Anzeige zu erstatten. Der Verwal- 
tungsrat erläßt nähere Bestimmungen über 
Fristen und Formen der Anzeigen sowie dar- 
über, in welchen Fällen von einem Arbeit- 
geberverband eine Sammelmeldung mit be- 
freiender Wirkung für die d^rin aufgeführ- 
ten Arbeitgeber erstattet werden kann. 


(2) Ist die Anzeige erstattet, so hat der Ar- 
beitsvermittler dem Arbeitsuchenden und 
dem Arbeitgeber von der Tatsache des Ar- 
beitskampfes Kenntnis zu geben und die 
Vermittlung nur dann vorzunehmen, wenn 
sie trotzdem verlangt wird. 

(3) e n t f ä 1 1 1 


§ 54 

(1) Die Arbeitsvermittlung und Anwer- 
bung von Arbeitnehmern für eine Beschäfti- 
gung im Auslande und die Anwerbung von 
Arbeitnehmern im Auslande für eine Be- 
schäftigung im Inlande führt unbeschadet 
§ 66 Abs. 1 Satz 2 die Bundesanstalt durch. 
Im übrigen bedürfen hierzu Einrichtungen 
und Personen außerhalb der Bundesanstalt 
ohne einen besonderen Auftrag nach <§ 66 
Abs. 1 Satz 2 in jedem Einzelfalle der vor- 
herigen Zustimmung der Bundesanstalt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die 
Voraussetzungen und das Verfahren der Ar- 
beitsvermittlung und Anwetbunig. 
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Entwurf 
§ 35 

(1) Einer besonderen Erlaubnis der Bundes- 
anstalt bedürfen 

1. Arbeitgeber zur Beschäftigung eines Ar- 
beitnehmers fremder Staatsangehörigkeit 
oder eines staatenlosen Arbeitnehmers , 

2, Arbeitnehmer fremder Staatsangehörigkeit 
und staatenlose Arbeitnehmer zur Aus- 
übung einer Besdiäftigung. 

§ 17 Abs. 1 des Gesetzes über die Rechts- 
stellung heimatloser Ausländer im Bundes- 
gebiet vom 25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 269) bleibt unberührt. 


(2) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die Vor- 
aussetzungen und das Verfahren für die Er- 
teilung der Erlaubnis; er kann für einzelne 
Berufs- und Personengruppen Ausnahmen 
zulassen. 


B. Berufsberatung und Lehrstellen- 
vermittlung 

§ 56 

Berufsberatung im Sinne dieses Gesetzes ist 
jede planmäßige Erteilung von Rat und Aus- 
kunft in allen Fragen der Berufswahl. § 50 
Abs. 4 gilt entsprechend. 


§ 57 

(1) Die Berufsberatung hat die Aufgabe, 
jugendliche und erwachsene Personen, die 
vor der Berufswahl oder einem Berufs- 
wechsel stehen, zu beraten. 

(2) Die Berufsberatung hat einerseits die 
körperliche, geistige und charakterliche Ver- 
anlagung, die Neigung sowie die wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnisse des Rat- 
suchenden, andererseits die Lage des Arbeits- 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 
§ 55 

(1) Arbeitnehmer, die nicht Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
sind, bedürfen zur Ausübung einer Beschäf- 
tigung einer Erlaubnis der Bundesanstalt, so- 
weit zwischenstaatliche Vereinbarungen nicht 
Abweichendes bestimmen. Die Erlaubnis 
wird für bestimmte Zeit erteilt; sie kann auf 
bestimmte Betriebe, Berufsgruppen, Wirt- 
schaftszweige oder Bezirke besdhränkt wer- 
den. Arbeitgeber dürfen Arbeitnehmer, die 
nicht Deutsdie im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes sind, nur beschäftigen, wenn 
die Arbeitnehmer eine Erlaubnis nach Satz 1 
besitzen. § 17 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer Im 
Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) bleibt unberührt. 

(2) Der Bundesminister 'für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltuingsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die Gel- 
tungsdauer der Erlaubnis, die Voraussetzun- 
gen und das Verfahren für die Erteilung der 
Erlaubnis. Er kann für einzelne Berufs- und 
Personengruppen Ausnahmen zulassen. 


B. Berufsberatung und Lehrstellen- 
vermittlung 

§ 56 

(1) Berufsberatung im Sinne dieses Geset- 
zes ist jede Erteilung von Rat und Auskunft 
in Fragen der Berufswahl. § 50 Abs. 4 gilt 
entsprechend. 

(2) Rat und Auskunft in Fragen der Be- 
rufswahl, die von Personen im Einzelfall ge- 
legentlich und unentgeltlich erteilt werden, 
gelten nicht als Berufsberatung. 

§ 57 

(1) unverändert 


(2) Die Berufsberatung hat einerseits die 
körperliche, geistige und charakterliche Ver- 
anlagung, die Neigung sowie die sozialen 
Verfhältnlsse des Ratsuchenden, andererseits 
die Entwicklung des Arbeitsmarktes und den 
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marktes und den Nachwuchsbedarf der Be- 
rufe angemessen zu berücksiditigen. Sie hat 
die Belange des einzelnen Berufes allgemeinen 
wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkten 
unterz^^ordnen. 


§ 58 

(1) Lehrstellenvermittlung im Sinne dieses 
Gesetzes ist jede planmäßige Tätigkeit, die 
darauf geriditet ist, Ausbildungsverhältnisse 
zwischen Berufsanwärtern und Ausbildungs- 
trägern herbeizuführen. 


(2) § 50 Abs. 2 und 4 und die §§ 52, 54 
und 66 gelten entsprechend. 


§ 59 

Zu den Aufgaben der Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung gehören auch die 
Förderung und die vorbereitende ^ be- 
gleitende und nachgehende Betreuung des be- 
ruflichen Nachwuchses, soweit dies im Einzel- 
falle notwendig oder zweckmäßig ist. 


C. Gemeinsame Vorschriften 
§ 60 

(1) Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung sind unparteiisch aus- 
zuüben. 

(2) Arbeit- und Ratsuchende dürfen nach 
der Zugehörigkeit zu einer politischen, ge- 
werkschaftlichen oder ähnlichen Vereinigung 
nur gefragt werden, wenn der anf ordernde 
Betrieb im wesentlichen entsprechenden Be- 
strebungen dient und diese Eigenart des Be- 
triebes oder die Art der Beschäftigung die 
Befragung erfordert. 

(3) Arbeitsuchende dürfen, wenn die Ar- 
beitsvermittlung Im Aufträge der Bundes- 
anstalt von einer Einrichtung betrieben wird, 
die von einer Gewerkschaft errichtet ist und 


Beschlüsse des 27. Ausschusses 

Nachwuchsbedarf der Berufe angemessen zm 
berücksichtigen. Sie soll die Belange des ein- 
zelnen Berufes allgemeinen wirtschaftlidien 
und sozialen Gesichtspunkten unterordnen. 

(3) Die Bundesanstalt hat die Berufsbera- 
tung durch allgemeine Maßnahmen der Be- 
rufsaufklärung zu ergänzen und zu unter- 
stützen. 

§ 58 

(1) Lehrstellenvermittlung im Sinne die- 
ses Gesetzes ist jede Tätigkeit, die auf das Zu- 
standekommen von beruflichen Ausbildungs- 
verhältnissen gerichtet Ist. Bei Lehrstellen- 
vermittlung hat die Berufsberatung darauf 
hinzuwirken, daß geeignete Berufsanwärter 
in einwandfreien Ausbildungsstellen unterge- 
bracht werden. 

(2) § 50 Abs. 2 und 4, § 51 Abs. 2 und 4, 
die §§ 52, 54 und 56 Abs. 2 gelten ent- 
sprechend. 

§ 59 

Im Zusammenhang mit der Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlunig hat die Bundes- 
anstalt auch die Aufgabe, an Maßnahmen 
zur Förderung des beruflichen Nachwuchses 
mitzuwirken und sie durchzuführen, soweit 
sie erforderlich sind und die Durchführung 
nicht von anderer Seite sichergestellt wird. 


C. Gemeinsame Vorschriften 
§ 60 

(1) unverändert 


(2) Arbeit- und Ratsuchende dürfen nach 
der Zugehörigkeit zu einer politischen, ge- 
werkschaftlichen oder ähnlichen Vereinigung 
nur gefragt werden, wenn die Eigenart des 
Betriebes oder jdie Art der Beschäftigung die 
Befragung rechtfertigt. 


(3) unverändert 
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satzungsmäßig nur an ihre Mitglieder Arbeit 
vermittelt, nach der Zugehörigkeit zu der 
Gewerkschaft gefragt werden. 

(4) Arbeit- und Ratsuchende dürfen nach 
der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemein- 
schaft nur gefragt werden, wenn die Eigenart 
des anfordernden Betriebes oder die Art der 
Beschäftigung es erfordert oder wenn der 
Arbeitgeber den Arbeit- oder Ratsuchenden 
in die Hausgemeinschaft aufnehmen will und 
eine bestimmte Religionszugehörigkeit aus- 
drücklich zum Inhalt seines Stellenangebotes 
gemacht hat. 

(5) Der Bundesanstalt und den mit der 
Arbeitsvermittlung beauftragten Einrichtun- 
gen und Personen ist es untersagt, einen Ar- 
beitnehmer zum Zwecke der Nichteinstellung 
ungünstig zu kennzeichnen oder sonst an 
einer Maßregelung von Arbeitnehmern oder 
an einer entsprechenden Maßnahme gegen 
Arbeitgeber mitzuwirken. 


§ 61 

Die Bundesanstalt übt die Arbeitsvermitt- 
lung, Berufsberatung und Lehrstellenvermitt- 
lung unentgeltlich aus. Für Aufwendungen, 
die über den durchschnittlichen Umfang der 
Aufwendungen für die Arbeitsvermittlung 
und Berufsberatung hinausgehen, kann der 
Verwaltungsrat die Erhebung von Gebühren 
anordnen, die die Selbstkosten ganz oder 
teilweise decken. Die Anordnung bedarf der 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit. 


§ 62 

Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung für Frauen sind 
grundsätzlich durch Frauen auszuüben. Für 
die Vermittlung der Frauen sind nach 

Möglichkeit besondere Abteilungen unter 
weiblicher Leitung zu errichten. 


% 63 

Bei der Durchführung der Arbeitsvermitt- 
lung und der Lehrstellenvermittlung darf 
und muß auf Verlangen Auskunft über die 
Besonderheiten einer offenen Stelle, die für 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


(4) Arbeit- und Ratsuchende dürfen nach 
der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemein- 
schaft nur gefragt werden, wenn die Eigen- 
art des anfordernden Betriebes oder die Art 
der Beschäftigung es rechtfertigt oder wenn 
der Arbeitgeber den Arbeit- oder Rat- 
suchenden in die Hausgemeinschaft aufneh- 
men will und eine bestimmte Religionszuge- 
hörigkeit ausdrücklich zum Inhalt seines 
Stellenangebotes gemacht hat. 

(5) Der Bundesanstalt und den mit der 
Arbeitsvermittlung oder Lehrstellenvermitt- 
lung beauftragten Einrichtungen und Perso- 
nen ist es untersagt, einen Arbeitnehmer 
oder Berufsanwärter zum Zwecke der Nicht- 
einstellung ungünstig zu kennzeichnen oder 
sonst an einer Maßregelung von Arbeitneh- 
mern oder Berufsanwärtern oder an einer 
entsprechenden Maßnahme gegen Arbeitge- 
ber mitzuwirken. 

§ 61 

Die Bundesanstalt übt die Arbeitsvermitt- 
lung, Berufsberatung und Lehrstellenvermitt- 
lung unentgeltlich aus. Für Aufwendunigen, 
die über den durchschnittlichen Umfang der 
Aufwendungen für die Arbeitsvermittlung 
und Berufsberatung hinausgehen, kann der 
Verwaltungsrat die Erhebung von Gebühren 
bei Arbeitgebern anordnen, die die Selbst- 
kosten ganz oder teilweise decken. Die An- 
ordnung bedarf der Zustimmung des Bun- 
desministers für Arbeit. 

§ 62 

Arbeitsvermittlunig, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung von Frauen sind 
grundsätzlich durch Frauen auszuüben. Die 
Vermittlung von Frauen ist nach Möglich- 
keit unter weiblicher Leitung organisatorisch 
zusammenzufassen. Das gleiche gilt für die 
Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
von Frauen. 

§ 63 

Bei der Durchführung der Arbeitsvermitt- 
lung und der Lehrstellenvermittlung dürfen 
Hinweise auf die Besonderheiten einer offe- 
nen Stelle, die für den Arbeitsuchenden von 
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den Arbeitsuchenden von Bedeutung sein 
können, sowie über besondere Eigensdiaften 
eines Arbeitsuchenden, die für seine Eignung 
für die Stelle wichtig sein können, gegeben 
werden, wenn diese Besonderheiten oder be- 
sonderen Eigenschaften amtlich bekanntge- 
worden sind und wenn es besondere Um- 
stände, namentlich die Aufnahme in die 
Hausgemeinschaft, rechtfertigen. 


§ 64 

(1) Der Bundesminister für Arbeit kann 
bei Notständen oder großer Arbeitslosigkeit 
nadh Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung anordnen, daß Arbeit- 
geber die bei Ihnen vorhandenen offenen 
Arbeits- und Ausbildungsplätze bei dem zu- 
ständigen Arbeitsamt oder einer Einrichtung, 
die von der Bundesanstalt mit der Arbeitsver- 
mittlung beauftragt Ist (§ 66), anzumelden 
haben. Die Anmeldepflidit kann auf be- 
stimmte Wirtschaftszweige, Bezirke, Berufe 
und Arbeitnehmergruppen beschränkt wer- 
den. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 
Arbeitsplätze, die durch Streik oder Aus- 
sperrung frei geworden sind. 

§ 65 

(1) Der Arbeitgeber hat die Einstellung 
und Entlassung von Arbeitnehmern ein- 
schließlich Lehrlingen, Anlernlingen und 
Praktikanten binnen drei Tagen dem Arbeits- 
amt anzuzeigen, in dessen Bezirk der Betrieb 
liegt. Die Anzeigen für Arbeitnehmer, die 
zur Mitgliedschaft bei Orts-, Land- oder 
Innungskrankenkassen verpflichtet sind, so- 
wie für nichtkrankenversicherungspflichtige 
Angestellte, für die Beiträge zur Arbeits- 
losenversicherung an Orts-, Land- oder 
Innungskrankenkassen entrichtet werden 
müssen, sind zusammen mit den An- und 
Abmeldungen für die Kranken- oder Arbeits- 
losenversicherung an die Krankenkassen zu 
richten. Die Krankenkassen sind verpflichtet, 
die für die Arbeitsämter bestimmten Anzei- 
gen an diese weiterzuleiten. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über Form 
und Inhalt der Anzeigen. Er kann für ein- 
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Bedeutung sein können, sowie auf besondere 
Eigenschaften eines Arbeitsuchenden, die für 
seine Eignung für die Stelle wichtig sein kön- 
nen, gegeben werden, wenn diese Besonder- 
heiten oder (besonderen Eigenschaften amt- 
lich bekanntgeworden sind und wenn es be- 
sondere Umstände, namentlich die Aufnahme 
in die Hausgemeinschaft, rechtfertigen; auf 
Verlangen müssen entsprechende Auskünfte 
gegeben werden. 

§64 

(1) Der Bundesminister für Arbeit kann 
bei großer Arbeitslosigkeit nach Anhörung 
des Verwaltungsrates durch Rechtsverord- 
nung anordnen, daß Arbeitgeber die bei 
Ihnen vorhandenen offenen Ar^beits- und 
Ausbildungsplätze ibei dem zuständigen Ar- 
beitsamt oder einer Einrichtung, die von der 
Bundesanstalt mit der Arbeitsvermittlung 
oder Lehrstellenvermittlung beauftragt ist 
(§ 66), anzumelden haben. Die Anmelde- 
pflicht kann auf bestimmte Wirtschaftszweige, 
Bezirke, Berufe und Arbeitnehmergruppen 
beschränkt werden. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendunjg auf 
Arbeitsplätze, die durch Arbeitskämpfe frei 
geworden sind. 

§ 65 

(1) Der Arbeitgdber hat die Einstellung 
und Entlassung von Arbeitnehmern sowie 
der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten 
binnen drei Tagen dem Arbeitamt anzuzei- 
gen, in dessen Bezirk der Betrieb liegt. Die 
Anzeigen für Arbeitnehmer, die zur Mit- 
glledsAaft bei Orts-, Land- oder Innungs- 
krankenkassen verpflichtet sind, sowie für 
nichtkrankenversicherungspflichtige Ange- 
stellte, für die Beiträge zur Arbeitslosenver- 
sicherung an Orts-, Land- oder Innungs- 
krankenfcassen entrichtet werden müssen, 
sind zusammen mit den An- und Abmeldun- 
gen für die Kranken- oder Arbeitslosenver- 
sicherung an die Krankenkassen zu richten. 
Die Krankenkassen sind verpflichtet, die für 
die Arbeitsämter bestimmten Anzeigen an 
diese weiterzuleiten. 

(2) Der Bundesminiater für Arbeit erläßt 
nach Anhörung des Verwaltungsrates und der 
Bundesverbäncle der Krankenkassen durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über Form 


36 



Entwurf Beschlüsse des 27. Ausschusses 

zelne Arbeitnehmergruppen Ausnahmen von und Inhalt der Anzeigen. Er kann für ein- 
der Anzeigepflicht nach Absatz 1 zulassen. zelne Arbeitnehmergruppen Ausnahmen von 

der Anzeigepflicht nach Absatz 1 zulassen. 


D. Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung im Aufträge der Bundesanstalt 

§ 66 

(1) Die Bundesanstalt kann auf Antrag 
Einrichtungen oder Personen mit der Ar- 
beitsvermittlung und mit der Lehrstellenver- 
mittlung für einzelne Berufe oder Personen- 
gruppen beauftragen, wenn es für die Durch- 
führung der Arbeitsvermittlung und der 
Lehrstellenvermittlung zweckmäßig ist und 
der Antragsteller die Gewähr für ordnungs- 
mäßige Ausführung des Auftrages bietet. Die 
Arbeitsvermittlung und Anwerbung von 
Arbeitnehmern für eine Beschäftigung im 
Auslande und die Anwerbung von Arbeit- 
nehmern im Auslande für eine Beschäftigung 
im Inlande ist nur auf Grund eines besonde- 
ren Auftrages der Bundesanstalt zulässig. 

(2) Für die Arbeitsvermittlung der See- 
leute erläßt der Bundesminister für Arbeit 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die Ein- 
richtung seemännischer Heuerstellen. 

(3) Die mit der Arbeitsvermittlung und 
Lehrstellenvermittlung beauftragten Einrich- 
tungen und Personen unterliegen der Auf- 
sicht der Bundesanstalt und sind an Ihre Wei- 
sungen gebunden. Diese Befugnisse übt für 
die seemännischen Heuerstellen die Bundes- 
anstalt nur durch den Präsidenten der Bun- 
desanstalt aus. Der Auftrag zur Arbeitsver- 
mittlung und Lehrstellenvermittlung kann 
widerrufen werden, wenn die mit der Ar- 
beitsvermittlung und Lehrstellenvermittlung 
beauftragte Einrichtung oder Person dies be- 
antragt oder wenn sie trotz wiederholter 
Aufforderung den über die Durchführung 
der Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung und die Geschäftsführung erlassenen 
Vorschriften oder den Weisungen der Bun- 
desanstalt nicht entspricht oder wenn sich 
ergibt, daß die Voraussetzungen für die Er- 
teilung des Auftrages nicht Vorgelegen haben 
oder weggefallen sind. 


Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung im Aufträge der Bundesanstalt 

§ 66 

(1) u n V e r ä n d e r /t 


(2) unverändert 


(3) Die mit der Arbeitsvermittlung und 
Lehrstellenvermlttlung beauftragten Einrich- 
tungen und Personen unterliegen der Auf- 
sicht der Bundesanstalt und sind an ihre 
Weisungen gebunden. Diese Befugnisse übt 
für die seemännischen Heuerstellen die Bun- 
desanstalt durch den Präsidenten der Bun- 
desanstalt aus. Der Auftrag zur Arbeitsver- 
mittlung und Lehrstellenvermittlung soll be- 
fristet erteilt werden. Er kann widerrufen 
werden, wenn die mit der Arbeitsvermitt- 
lung und Lehrstellenvermittlung beauftragte 
Einrichtung oder Person dies beantragt 
oder wenn sie trotz wiederholter Aufforde- 
rung den über die Durchführung der Ar- 
beitsvermittlung und Lehrstellenvermittlung 
und die Geschäftsführung erlassenen Vor- 
schirften oder den Weisungen der Bundesan- 
stalt nicht entspricht oder wenn sich ergibt, 
daß die Voraussetzungen für die Erteilung 
des Auftrages nicht Vorgelegen haben oder 
weggefallen sind. 
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(4) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit Vor- 
schriften über die Erteilung und den Wider- 
ruf des Auftrages, über die Durchführung 
der Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung, über die Geschäftsführung der be- 
auftragten Einrichtungen und Personen und 
über die Aufsicht durdi die Bundesanstalt. 

(5) Die Vorschriften des Gesetzes über die 
Wiederaufnahme der nichtgewerbsmäßigen 
Arbeitsvermittlung durch die Einrichtungen 
der freien Wohlfahrtspflege vom 9. Juli 1954 
(BundesgesetzbL I S. 179) bleiben unbe- 
rührt. 

§ 67 

(1) Einriditungen und Personen, die mit 
der Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung beauftragt sind, dürfen Gebühren 
nur zur Deckung ihrer Unkosten erheben, es 
sei denn, daß der Bundesminister für Arbeit 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung für einzelne Berufe die 
Erhebung höherer Gebühren zuläßt. 


(2) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit Vor- 
schriften über die Gebührenerhebung, insbe- 
sondere über die Voraussetzungen, über die 
Höhe und Fälligkeit der Gebühren und die 
Zahlungspflichtigen Personen. 

§ 68 

(weggefallen)“ 

Artikel II 

Der Dritte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„DRITTER ABSCHNITT 
Arbeitslosenversidierung 
A. Umfang der Versicherung 
I. Versicherungspflicht 
§ 69 

Für den Fall der Arbeitslosigkeit sind 
Arbeitnehmer sowie die zu ihrer Berufsaus- 
bildung Beschäftigten versichert, die 
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(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 67 

(1) Einrichtungen und Personen, die mit 
der Arbeitsvermittlung und Lehrstellenver- 
mittlung beauftragt sind, dürfen Gebühren 
nur zur Deckung ihrer Unkosten erheben. 
Der Bundesminister für Arbeit kann nach 
Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Erechtsverordnung die Erhebung höherer 
Gebühren zulassen, wenn und soweit dies für 
die zweckmäßige Arbeitsvermittlung in die- 
sen Berufen notwendig ist. 

(2) unverändert 


§ 68 

(waggefallen)“ 

Artikel II 

Der Dritte Abschnitt des Gesetzes über 
Ar^beitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„DRITTER ABSCHNITT 
Arbeitslosenversicherung 
A. Umfang der Versicherung 
L V et sicherungspflicht 
§ 69 

Für den Fall der Arbeitslosigkeit sind Ar- 
beitnehmer sowie die zu ihrer Berufsausbil- 
dung Beschäftigten versichert, die kranken- 
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1. auf Grund der Reichsversicherungsordnung 
oder des Reichsknappschaftsgesetzes für 
den Fall der Krankheit pflichtversichert 
sind oder 

2. auf Grund des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes pflichtversichert sind und der 
Pflicht zur Krankenversicherung nur des- 
halb nicht unterliegen^ weil sie die Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze der Krankenver- 
sicherung überschritten haben oder Ange- 
stellte in höherer oder leitender Stellung 
sind, oder 

3, auf Grund der Reichsversicherungsordnung 
oder des Reichsknappschaftsgesetzes für 
den Fall der Invalidität oder Berufsun- 
fähigkeit oder auf Grund des Angestellten- 
versicherungsgesetzes pflichtversichert sind 
und nur auf Grund einer zwischenstaat- 
lichen Vereinbarung der Pflicht zur Kran- 
kenversicherung nicht unterliegen oder 

4, auf Grund des § 172 Abs. 1 Nr. 7 der 
Reichsversicherungsordnung in der Fas- 
sung der Ersten Verordnung zur Verein- 
fachung des Leistungs- und Beitragsrechts 
in der Sozialversicherung vom 17. März 
1945 (Reichsgesetzbl. I S. 41) als Empfän- 
ger einer Witwenrente aus der Invaliden- 
oder Angestelltenversicherung von der 
Pflicht zur Krankenversicherung befreit 
sind, 

sofern ihre Beschäftigung nicht nach den 
§§ 69 a bis 75 c und dem § 208 Abs. 3 von 
der Versicherungspflicht ausgenommen ist. 

§ 69a 

Versidierungsfrei ist eine Beschäftigung 
von Personen, die das fünfund sechzigste Le- 
bensjahr vollendet oder einen Anspruch auf 
Rente wegen Invalidität oder Berufsunfähig- 
keit aus der Rentenversicherung der Arbei- 
ter, der Rentenversicherung der Angestellten 
oder der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung haben. 


§ 69b 

Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
von Personen, die wegen einer Minderung 
ihres körperlichen, geistigen oder seelischen 
Leistungsvermögens dauernd nicht vermitt- 
lungsfähig sind (§ 88), 
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versicherungspflichtig oder nur wegen der 
Höhe ihres Jahresarbeitsverdienstes oder auf 
Grund einer zwischenstaatlichen Vereinba- 
rung krankenversicherungsfrei sind, sofern 
ihre Beschäftigung nicht nach den §§ 69 a bis 
75 c und § 208 Abs. 3 von der Versiche- 
rungspflicht ausgenommen ist. 


§ 69 a 

Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
von Arbeitnehmern, die das fünfundsech- 
zigste Lebensjahr vollendet haben. Versiche- 
rungsfrei ist ferner eine Beschäftigung wäh- 
rend einer Zeit, für die dem Beschäftigten 
ein Anspruch auf Rente wegen Invalidität 
oder Berufsunfähigkeit aus der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, der Rentenversiche- 
run<g der Angestellten oder der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung oder auf ähnÜdie 
Bezüge öffentlich-rechtlicher Art zuerkannt 
ist. 

'§ 69 b 

Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
von Arbeitnehmern, die wegen einer Minde- 
rung ihres Leistungsvermögens der Arbeits- 
vermittlung dauernd nicht zur Verfügung 
stehen 88). 
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§70 

(1) Versidierungsfrel ist eine land- oder 
forstwirtschaftliche Beschäftigung, wenn der 
Arbeitnehmer 

1. eigene, gepachtete oder auf andere Weise 
überlassene land- oder forstwirtschaftliche 
Grundstücke nutzt, durch deren Ertrag 
sein und seiner Familie Lebensunterhalt 
überwiegend gewährleistet ist, oder 

2. Ehegatte, Abkömmling, für ehelich erklär- 
tes oder an Kindes Statt angenommenes 
Kind einer Person ist, auf welche die Vor- 
aussetzungen der Nummer 1 zutreffen, 
sofern mit dieser häusliche Gemeinschaft 
besteht. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit be- 
stimmt im Benehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten nach Anhörung des Verwaltungsrates 
durch Rechtsverordnung, bei welcher Min- 
destgröße und welchem Mindestertrag der 
Lebensunterhalt im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 als gewährleistet gilt. 

§ 70a 

(1) Versicherungsfrei Ist eine land- oder 
/orstwirtsdhaftlldhe Beschäftigung, wenn der 
Arbeitnehmer 

Lauf Grund eines schriftlichen Arbeitsver- 
trages von mindestens einjähriger Dauer 
beschäftigt wird oder 

2. auf Grund eines schriftlichen Arbeitsver- 
trages auf unbestimmte Zelt beschäftigt 
wird und ihm ohne wichtigen Grund nur 
mit mindestens sechsmonatiger Frist ge- 
kündigt werden darf. 

Dies gilt nur, wenn der Arbeitsvertrag die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch 
Zeitablauf oder Kündigung In der Zelt vom 
1. Januar bis 15. Februar vorsieht. 

(2) Die Versicherungsfreiheit erlischt 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 sechs 
Monate vor dem Tage, an dem das Ar- 
beitsverhältnis durch Zeitablauf endet, 
wenn nicht vorher entweder die Dauer des 
Arbeitsvertrages um mindestens ein wei- 
teres Jahr verlängert oder nad? gewiesen 
wird, daß der Arbeitnehmer ein anderes 
nach den Vorschriften des Absatzes 1 ver- 
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§ 70 

(1) Versicherungsfrei Ist eine land- oder 
forstwirtschaftliche Besdiäftigung, wenn der 
Ai'beitnehmer 

1 . eiigene, gepachtete oder auf andere Weise 
überlassene land- oder forstwirtschaftliche 
Grundstücke bewirtschaftet, durch deren 
Ertrag sein und seiner Familie Lebens- 
unterhalt überwiegend gewährleistet Ist, 
oder 

2. Ehegatte oder Abkömmling einer Person 
ist, auf welche die Voraussetzungen der 
Nummer 1 zutreffen, sofern mit dieser 
häusliche Gemeinschaft besteht. 


(2) unverändert 


§ 70 a 

(1) Versicherungsfrei ist eine landwirt- 
schaftliche Beschäftigung, wenn der Arbeit- 
nehmer in die häusliche Gemeinschaft des Ar- 
beitgebers aufgenommen ist und 

1. unverändert 


2. unverändert 


Dies gilt nur, wenn der Arbeitsvertrag die 
Beendiigung des Arbeitsverhältnisses durch 
Zeitablauf oder Kündigung in der Zeit vom 
1. Januar bis 15. Februar vorsieht. 

(2) Die Versicherungsfreiheit erlischt, 

1. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 sechs 
Monate vor dem Tage, an dem das Ar- 
beitsverhältnis durch Zeltablauf endet, 
wenn nicht vorher die Dauer des Arbeits- 
vertrages um mindestens ein weiteres Jahr 
verlängert wird. 
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sich er ungs freies Arbeitsverhältnis einge- 
gangen ist, das sich unmittelbar an das be- 
stehende Arbeitsverhältnis anschließt, 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 mit dem 
Tage, der auf die Kündigung des Arbeits- 
verhältnisses folgt, sofern nicht vorher 
nachgewiesen wird, daß der Arbeitnehmer 
ein anderes nach den Vorschriften des Ab- 
satzes 1 versicherungsfreies Arbeitsverhält- 
nis eingegangen ist, das sich unmittelbar an 
das bestehende Arbeitsverhältnis anschließt, 

(3) Wird das Arbeitsverhältnis aus einem 
vom Arbeitgeber zu vertretenden Grunde 
oder Im Einvernehmen mit Ihm vorzeitig 
gelöst, so erlischt die Versicherungsfreiheit 
rückwirkend mit Beginn des Arbeitsverhält- 
nisses, frühestens jedoch sechs Monate vor 
der Beendigung. 

§71 

Als land- und forstwirtschaftliche Beschäf- 
tigung im Sinne der §§ 70 und 70 a gilt die 
Beschäftigung eines Angestellten oder Arbei- 
ters, die ihrer Art nach unmittelbar der Ge- 
winnung land- oder forstwirtschaftlicher 
Naturprodukte in einem land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betriebe dient. Eine nur mit- 
telbar der Land- oder Forstwirtschaft die- 
nende Beschäftigung nlditlandwirtschaftlicher 
Art, insbesondere eine solche verarbeitender, 
handwerklicher oder kaufmännischer Art, ist 
auch dann nicht gemäß den §§ 70 und 70 a 
versicherungsfrei, wenn sie in einem land- 
oder forstwirtschaftlichen Betriebe ausgeübt 
wird. 

§72 

(1) Als land- oder forstwirtschaftlicher Be- 
trieb im Sinne des § 71 ist eine unmittelbar 
auf die erwerbsmäßige Gewinnung land- 
oder forstwirtschaftlicher Naturprodukte 
durch Bewirtschaftung eigenen, gepachteten 
oder auf andere Weise überlassenen Grund 
und Bodens gerichtete Wirtschaft anzusehen, 

(2) Unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 gehören zu den landwirtschaftlichen 
Betrieben auch 

1. Obst- und Weinbau, 

2. landwirtschaftliche Tierzucht und Tier- 
mästerei, sofern die Futtermittel überwie- 
gend durch eigene Bodenbewirtschaftung 
gewonnen werden, 


B e s c h 1 ü s IS e des 27. Ausschusses 


2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 mit 
dem Tage, der auf die Kündigung des Ar- 
beitsverhältnisses folgt. 


(3) unverändert 


§ 71 

Als land- oder forstwirtschaftliche Be- 
schäftigung im Sinne der §§ 70 und 70 a gilt 
die Beschäftigung eines Arbeitnehmers, die 
ihrer Art nach unmittelbar der Gewinnung 
land- oder forstwirtschaftlicher Naturpro- 
dukte in einem land- oder forstwirtschaft- 
lichen Betriebe dient. Eine nur mittelbar der 
Land- oder Forstwirtschaft dienende Be- 
schäftigung nichtlandwirtschafthcher Art, 
insbesondere eine solche verarbeitender, 
handwerklicher oder kaufmännischer Art, ist 
auch dann nicht gemäß den §§ 70 und 70 a 
versicherungsfrei, wenn sie in einem land- 
oder forstwirtschaftlichen Betriebe ausgeübt 
wird. 

§ 72 

(1) Als land- oder forstwirtschaftlicher Be- 
trieb im Sinne des § 71 gilt eine unmittelbar 
auf die erwerbsmäßige Gewinnung land- 
oder forstwirtschaftlicher Naturprodukte 
durch Bewirtschaftung eigenen, gepachteten 
oder auf andere Weise überlassenen Grund 
und Bodens gerichtete Wirtschaft. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 gehören zu den landwirtschaftlichen 
Betrieben auch 

1. unverändert 

2. landwirtschaftliche Tierzucht und Tier- 
mästerei, sofern die Futtermittel überwie- 
gend durch eigene Bodenbewirtschaftung 
gewonnen werden, sowie Wanderschäferei, 
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3. Gartenbau, soweit er nidit nadi steuer- 
rechtlichen Bestimmungen als Gewerbe 
gilt. 

(3) Nicht zu den land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben Im Sinne des § 71 gehören 

1. Hilfs- und Nebenbetriebe von land- oder 
forstwirtschaftlichen Betrieben, die der Be- 
und Verarbeitung sowie dem Absatz land- 
oder forstwirtschaftlicher Erzeugnisse oder 
anderen gewerblichen Zwecken dienen, 

2. land- oder forstwirtschaftliche Hilfs- und 
Nebenbetriebe von gewerblichen oder an 
deren Betrieben und Einrichtungen, 

3. Zusammenschlüsse land- oder forstwirt 
schaftlicher Betriebe, insbesondere öffent- 
lich-rechtlicher oder genossenschaftlicher 
Art, die nach Ihrem Betriebszweck über 
den Rahmen eines land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betriebes hinausgehen, auch 
wenn Ihre Tätigkeit mittelbar der Land- 
oder Eorstwirtschaft dient. 

§§ 72 a und 73 
(weggefallen) 

§ 74 

(1) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages 
von mindestens zweijähriger Dauer ohne 
Rücksicht auf die Höhe der Lehrlingsyevgü- 
tung his zur Beendigung des ersten Lehrjah- 
res, wenn der Lehrvertrag nur aus wichtigem 
Grunde gelöst werden kann. Die Beschäfti- 
gung Ist vom Beginn der Lehre ab versiche- 
rungsfrei, wenn der Lehrvertrag innerhalb 
eines Monats nach diesem Zeitpunkt schrift- 
lich abgeschlossen wird. Eine Beschäftigung 
auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages 
von mindestens zweijähriger Dauer liegt auch 
dann vor, wenn das Lehrverhältnis vorzeitig 
beendet, der Lehrling aber bei einem ande- 
ren Lehrherrn auf Grund eines schriftlichen 
Lehrvertrages weiterbeschäftigt wird und 
die Gesamtdauer der vertragsmäßigen Aus- 
bildung mindestens zwei Jahre umfaßt. 
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3. Gartenbau, Binnenfischerei und Teichwirt- 
schaft, soweit sie nicht nach steuerrecht- 
lichen Bestimmungen als Gewerbe gelten. 

(3) unverändert 


§§ 72 a und 73 
(weggefallen) 


§ 74 

(1) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
zur Ausbildung auf Grund eines schriftlichen 
Lehrvertraiges von miindestens zweijähriger 
Dauer ohne Rücksicht auf die Höhe der Ver- 
gütung, wenn der Lehrvertrag nur aus einem 
wichtigen Grunde gelöst werden kann und 
die Beschäftigung zur Ausbildung nicht vor 
Ablauf von zwei Jahren endet. Dabei bleibt 
eine frühere Beendigung außer Betracht, die 
nur infolge der Festsetzung eines vorzeitigen 
Prüfungstermines eintritt. Die Beschäftigung 
ist von ihrem Beginn ab versicherungsfrel, 
wenn der Lehrvertrag innerhalb eines Mo- 
nats nach diesem Zeitpunkt schriftlich abge- 
schlossen wird. Eine Beschäftigung auf Grund 
eines schriftlichen Lehrvertrages von minde- 
stens zweijähriger Dauer liegt auch dann vor, 
wenn das Lehrverhäknis vorzeitig beendet, 
der Auszubildende aber bei einem anderen 
Ausbildenden auf Grund eines schriftlichen 
Lehrvertrages weiterbeschäftigt wird und die 
Gesamtdauer der vertragsmäßigen Ausbil- 
dung mindestens zwei Jahre umfaßt. 
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(2) Das gleiche gilt für eine Beschäftigung 
auf Grund eines schriftlichen Ausbildungs- 
vertrages von mindestens achtzehnmonatiger 
Dauer 

1. als Anlernling in einem anerkannten An- 
lernberuf, 

2. als Umschüler, 

sofern der Ausbildungsvertrag nur unter den 
für Lehrlinge geltenden Voraussetzungen ge- 
löst werden kann. 


(3) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
als land- oder forstwirtschaftlicher Lehrling 
auf Grund eines schriftlichen Lehrvertrages. 


(4) § 74 c Abs. 2 bleibt unberührt. 

§74a 

(1) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
auf Grund eines schriftlichen Praktikanten- 
vertrages, die für den Besuch einer Hoch- 
oder Fachschule vorgeschrieben ist, ferner 
eine Beschäftigung während einer Ausbildung 
auf einer Hoch- oder Fachschule. 

(2) Versicherungsfrei ist die Beschäftigung 
eines Ausländers als Praktikant zu seiner be- 
ruflichen Fortbildung auf Grund einer zu 
diesem Zweck erteilten besonderen Beschäf- 
tigungsgenehmigung, 

(3) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung, 
solange der Arbeitnehmer eine Volks-, 
'Mittel- oder höhere Schule mit Ausnahme 
von schulischen Einrichtungen, die der Fort- 
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(2) unverändert 


(2 a) Die Versicherungsfreiheit erlischt 
zwölf Monate vor dem Tage, an dem die 
Beschäftigung zur Ausbildung durch Zeitab- 
lauf endet. Endet die Beschäftigung zur Aus- 
bildung vor diesem Zeitpunkt, so erlischt die 
Versicherungsfreiheit rückwirkend mit Be- 
ginn dieser Beschäftigung, frühestens jedoch 
zwölf Monate vor der Beendigung. Wird die 
Beschäftigung zur Ausbildung nach Beginn 
der Versicherungspflicht verlängert, so be- 
steht Versicherungspflicht bis zum Ende die- 
ser Beschäftigung. 

(3) Versicherunigsfrei ist eine landwirt- 
schaftliche Beschäftigung (§ 71) als Lehrling 
oder eine Beschäftigung als Lehrling der 
ländlichen Hauswirtschaft in einem land- 
wirtschaftlichen Betrieb (§ 72) auf Grund 
eines schriftlichen Lehrvertrages, wenn der 
Lehrling Abkömmling einer Person ist, auf 
welche die Voraussetzungen des § 70 Abs. 1 
Nr, 1 zutreffen. 

(4) unverändert 

§ 74 a 

(1) unverändert 


(2) Versldierungsfrei ist die Beschäftigung 
eines Ausländers als Praktikant zu seiner be- 
ruflichen Fortbildung auf Grund eineir aus- 
drücklich zu diesem Zweck erteilten Erlaub- 
nis. 

(3) unverändert 
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blldung außerhalb der üblichen Arbeitszeit 
dienen, besucht. 

§74b 

(weggefallen) 

S74c 

(1) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
bei Abkömmlingen, Stief-, Adoptiv- und 
Pflegekindern oder deren Ehegatten. 

(2) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
bei Eltern, Voreltern, Schwieger-, Stief-, 
Adoptiv- und Pflegeeltern. 

§ 75 

Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
von Angestellten auf Seefahrzeugen, wenn der 
regelmäßige Jahresarbeitsverdienst den als 
Grenze der Angestelltenversicherungsp flicht 
für sonstige Angestellte festgesetzten Betrag 
übersteigt. Die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
wird auf Grund der von der Seekrankenkasse 
für die Beitragsberechnung zugrunde geleg- 
ten Durchschnittsheuer berechnet, 

S 75a 

(1) Geringfügige Beschäftigungen sind ver- 
sicherungsfrei. 

(2) Als geringfügig im Sinne des Absatzes 1 
gilt eine Beschäftigung, wenn 

1. sie auf nicht mehr als wöchentlich vierund- 
zwanzig Stunden nach der Natur der 
Sache beschränkt zu sein pflegt oder im 
voraus durdi einen Arbeitsvertrag be- 
schränkt ist oder 

2. für sie kein höheres wöchentliches Arbeits- 
entgelt als 18 Deutsche Mark oder kein 
höheres monatliches Arbeitsentgelt als 78 
Deutsche Mark vereinbart oder ortsüblich 
Ist. Zufällige Abweichungen bleiben unbe- 
rücksichtigt. 

Die Arbeitszeiten und die Entgelte mehrerer 
nebeneinander ausgeübter Beschäftigungen 
dürfen bei Prüfung der Frage, ob es sich um 
eine geringfügige Beschäftigung handelt, nicht 
zusammengeredinet werden. Auf eine Be- 
schäftigung als Heimarbeiter ist Nummer 1 
nicht anzuwenden. 
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§ 74 b 
(weggefallen) 

§ 74 c 

(1) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
bei Abkömmlingen, Stief- und Pflegekindern 
oder deren Ehegatten. 

(2) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
bei Eltern, Voreltern, Schwieger-, Stief- und 
Pflegeeltern. 

§ 75 

entfällt 


§ 75 a 

(1) unverändert 

(2) Als geringfügig im Sinne des Absatzes 1 
gilt eine Beschäftigung, wenn 

1. unverändert 


2. für sie kein höheres Arbeitsentgelt ver- 
einbart oder ortsüblich ist, als in der vom 
Bundesminister für Arbeit zu erlassenden 
Rechtsverordnung festgesetzt ist. 


Gelegentliche, geringe Abweichungen bleiben 
unberücksichtigt. Die Arbeitszeiten und die 
Entgelte mehrerer nebeneinander ausgeübter 
Besdiäftigungen dürfen bei Prüfung der 
Frage, ob es sich um eine geringfügige Be- 
schäftigung handelt, nicht zusammengerech- 
net werden. Auf eine Beschäftigung als 
Heimarbeiter ist Nummer 1 nicht anzuwen- 
den. 
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(3) Nidit als geringfügi-g im Sinne des Ab- 
satzes 1 gelten Beschäftigungen, die 

1. zwar durch einen Arbeitsvertrag, gesetz- 
liche, tarifliche oder sonstige Bestimmun- 
gen auf nicht mehr als vierundzwanzig 
Stunden wöchentlich beschränkt sind, aber 
zusammen mit der für die Ausübung erfor- 
derlichen Vor- und Nacharbeit die Arbeits- 
kraft des Beschäftigten in der Regel ganz 
oder überwiegend in Anspruch nehmen, 

2. nur deshalb unter den im Absatz 2 bezeich- 
neten Grenzen bleiben, weil durch Rechts- 
vorschrift oder behördliche Anordnung 
eine kürzere Arbeitszeit vorgeschrieben ist 
oder weil der Arbeitnehmer in einer Ka- 
lenderwoche infolge Arbeitsmangels oder 
infolge von Naturereignissen die an seiner 
Arbeitsstelle übliche Zahl von Arbeitsstun- 
den nicht erreicht, 

3. von Lehrlingen, Anlernlingen, Umschülern, 
Praktikanten und unständig beschäftigten 
Hafenarbeitern (§ 75 b Abs. 2) ausgeübt 
werden. 

§ 75b 

(1) Versiehe rungsfrei sind unständige Be- 
schäftigungen. 

(2) Dies gilt nicht für Beschäftigung von 
Arbeitnehmerny die auf Grund einer regel- 
rnäßig wiederkehrende;? unständigem? Beschäf- 
tigung als Hafenarbeiter in See- oder Bin- 
nenhäfen gegen Krankheit pflichtversichert 
sind (unständig beschäftigte Hafenarbeiter). 


S 75c 

(1) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
von Heimarbeitern, 

1. die in der Regel mehr als zwei Familien- 
angehörige über vierzehn Jahre als Hilfs- 
kräfte ständig beschäftigeny 

2. die gleichzeitig Zwischenmeister sind und 
den überwiegenden Teil ihres Verdienstes 
aus ihrer Tätigkeit als Zwischenmeister 
beziehen. 

(2) Wer Heimarbeiter, Zwischenmeister 
oder Familienangehöriger im Sinne des Ab- 
satzes 1 ist, bestimmt sich nach § 2 Abs. 1 
und 3 bis 5 des Heimarbeitsgesetzes. 
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(3) Nicht als geringfügig im Sinne des Ab- 
satzes 1 gelten Beschäftigungen, die 

1 . zwar durch einen Arbeitsvertrag, gesetz- 
liche, tarifliche oder sonstige Bestimmun- 
gen auf nicht mehr als vierundzwanzig 
Stunden wöchentlich beschränkt sind, aber 
zusammen mit der für die Ausübung er- 
forderlichen Vor- und Nacharbeit die Ar- 
beitskraft ides Beschäftigten in der Regel 
ganz oder überwiegend in Anspruch neh- 
men, oder 

2. nur deshalb unter den im Absatz 2 be- 
zeichneten Grenzen bleiben, weil durch 
Rechtsvorschrift oder behördliche Anord- 
nung eine kürzere Arbeitszeit vorgeschrie- 
iben ist oder weil der Arbeitnehmer infolge 
Arbeitsmangels oder infolge von Natur- 
ereignissen die an seiner Arbeitsstelle üb- 
liche Zahl von Arbeitsstunden nicht er- 
reicht, oder 

3. unverändert 


§ 75 b 

(1) unverändert 

(2) Dies gilt nicht für die regelmäßig wie- 
detkehrende unständige Beschäftigung, die in 
See- oder Binnenhäfen von Hafenarbeitern 
hauptberuflicii ausgeübt wird (unständig be- 
schäftigte Hafenarbeiter). 


§ 75 c 

(1) Versicherungsfrei ist eine Beschäftigung 
von Heimarbeitern, die gleichzeitig Zwischen- 
meister sind und den überwiegenden Teil 
ihres Verdienstes aus ihrer Tätigkeit als Zwi- 
schenmeister beziehen. Der Bundesminister 
für Arbeit kann Richtlinien darüber erlas- 
sen, wann anzunehmen ist, daß der überwie- 
gende Teil des Verdienstes aus einer Tätig- 
keit als Zwischenmeister bezogen wird. 

(2) Wer Heimarbeiter oder Zwischen- 
meister im Sinne des Absatzes 1 ist, bestimmt 
sich nach § 2 Abs. 1, 3 und 4 des Heimar- 
beitsgesetzes. 
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SS 76 bis 80 
(weggefallen) 

IL Beginn und Ende der Ver- 
sieh e r u n g s p f 1 i c h t , An- und 
Abmeldung Versicherter 

§ 81 

Die Versicherungspflicht beginnt mit dem 
Tage des Eintritts in die versicherungspflich- 
tige Beschäftigung oder mit dem Erlöschen 
der Versicherungsfreiheit. 

S 82 

Die Versicherungspflicht endet mit dem 
Ausscheiden aus der versicherungspflichtigen 
Beschäftigung oder mit dem Eintritt der Ver- 
sicherungsfreiheit. Die V ersicherungsf reiheit 
wegen Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres tritt mit dem Ablauf des Monats 
ein, in dem der Versicherte das fünfundsech- 
zigste Lebensjahr vollendet. 

§ 83 

Abweichend von den §§81 und 82 beginnt 
bei unständig beschäftigten Hafenarbeitern 
(§ 75 b Abs. 2), die als solche in das Mitglie- 
derverzeichnis der zuständigen Krankenkasse 
eingetragen sind, die Versicherungspflicht mit 
der Eintragung und endet mit der Löschung. 

§ 84 

(1) Wenn der Versicherte auch für den 
Fall der Krankheit pflichtversichert ist, gel- 
ten für die An-, Um- und Abmeldung die 
Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 
oder des Reichsknappschaftsgesetzes über die 
Krankenversicherung entsprechend. Die An-, 
Um- und Abmeldung bei der Krankenkasse 
oder Bezirksknappschaft gilt auch für die 
Arbeitslosenversicherung. 

(2) Bei der Abmeldung von der Kranken- 
versicherung ist anzuzeigen, ob die Beschäf- 
tigung der Arbeitslosenversicherungspflicht 
unterlag oder nicht. 

(3) Wird eine Beschäftigung, die der Pflicht 
zur Krankenversicherung, nicht aber zur Ar- 
beitslosenversicherung unterlag, auch in dieser 
versicherungspflichtig, so bedarf es einer An- 
meldung. 
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§§ 76 bis 80 
(weggef allen) 

IL Beginn und Ende der Ver- 
sicherungspflicht, An- und 
Abmeldung Versicherter 

§ 81 

unverändert 


§ 82 

unverändert 


§ 83 

unverändert 


§ 84 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Wird eine Beschäftigung, die der Pflicht 
zur Krankenversicherung, nidht aber zur Ar- 
beitslosenversicherung unterliegt, auch in die- 
ser versicherungspflichtig, so bedarf es einer 
Anmeldung. 


46 



Entwurf 

§ 85 

(1) Versicherte im Sinne des J 69 Nr. 2 
bis 4 hat der Arbeitgeber binnen drei Tagen 
der Krankenkasse oder Bezirksknappsdiaft zu 
melden, an die nach § 145 Abs. 1 die Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung zu entrichten 
sind (Einzugsstellen). 

(2) Im übrigen gelten für die An-, Um- 
und Abmeldung die Vorschriften der Reichs- 
versicherungsordnung oder des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes über die Krankenversicherung. 

§ 86 

(weggefallen) 

B, Arbeitslosengeld 
I. Voraussetzungen 

§ 87 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer 
arbeitslos und vermittlungs fähig Ist, die An- 
wartschaftszeit erfüllt und sich beim Arbeits- 
amt gemeldet hat. 


(2) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat nicht, 
wer Anspruch auf Rente aus der knappschaft- 
llchen Rentenversicherung wegen des Alters, 
wegen Invalidität oder Berufsunfähigkeit hat. 


§ 87a 

(1) Arbeitslos im Sinne des § 87 Abs. 1 ist, 
wer berufsmäßig in der Hauptsache als Ar- 


Be Schlüsse des 2 7. Ausschusses 
§ 85 

(1) Versicherte, die nicht der Krankenver- 
sicher ungspflidit unterliegen, hat der Arbeit- 
geber binnen drei Tagen der Krankenkasse 
oder Bezirksknappschaft zu melden, an die 
nach § 145 Abs. 1 die Beiträge zur Arbeits- 
losenversicherung zu entrichten sind (Ein- 
zugsstellen). 

(2) unverändert 


§ 86 

(weggefallen) 


B, Arbeitslosengeld 

1. Voraussetzungen 

§ 87 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer 
arbeitslos ist, der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung steht, die Anwartschaftszeit er- 
füllt, sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemel- 
det und Arbeitslosengeld beantragt hat. 

(1 a) Arbeitslosengeld kann im Falle des 
§ 168 a Abs. 2 gewährt werden, wenn der 
Arbeitslose seinen Wohnort außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes, aber inner- 
halb des Gebietes des Deutschen Reiches nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 hat. Der 
Verwaltungsrat erläßt mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit Richtlinien über 
die Voraussetzungen, die Höhe und die 
Dauer. 

(2) Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht 
für Zeiten, für die dem Arbeitslosen ein An- 
spruch auf Rente aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung wegen Erreichung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres, wegen In- 
validität oder Berufsunfähigkeit zuerkannt 
ist, nur, soweit der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld auf beitragspflichtigen Beschäfti- 
gungen beruht. 

§ 87 a 

(1) unverändert 
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beitnehmer tätig zu sein pflegt, aber vorüber- 
gehend nicht in einem Beschäftigungsverhält- 
nis steht und nicht im Betriebe eines Ange- 
hörigen (§ 103 Abs. 2) mithilft. 

(2) Als arbeitslos gilt unbeschadet des Ab- 
satzes 1, wer geringfügige Beschäftigungen im 
Sinne des § 75 a ausübt oder in Betrieben von 
Angehörigen (§ 103 Abs. 2) in entsprechen- 
dem Umfange mithilft. Dies gilt nicht, wenn 
die Arbeitszeiten oder die Entgelte mehrerer 
Beschäftigungen oder mithelfender Tätigkei- 
ten zusammen die Ausmaße nach § 75 a 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 übersdirelten. 

(3) Nicht als arbeitslos gelten Selbständige. 
Wer schon vor dem Verlust der unselbstän- 
digen Beschäftigung nebenher selbständig 
war, gilt als arbeitslos, wenn er nach dem 
Verlust der unselbständigen Beschäftigung 
aus seiner Tätigkeit in dem selbständigen 
Beruf kein höheres Einkommen als 18 Deut- 
sche Mark wöchentlich oder 78 Deutsche 
Mark monatlich erzielt, der Umfang seiner 
Tätigkeit achtzehn Stunden wöchentlich 
nicht überschreitet und nach den Gesamtum- 
ständen angenommen werden kann, daß er 
auch künftig berufsmäßig in der Hauptsache 
als Arbeitnehmer tätig sein will. 

(4) Nicht als arbeitslos gelten Inhaber von 
Stadthausierscheinen, Legitimationsscheinen, 
Legitimationskarten, Gewerbelegitimations- 
karten oder Wandergewerbescheinen (§§ 42 b, 
43, 44 a und 55 der Gewerbeordnung) und 
die als Begleiter in Wandergewerbescheinen 
eingetragenen Personen, es sei denn, daß cllese 
Ausweise beim Arbeitsamt hinterlegt sind. 

(5) Nicht als arbeitslos gilt, wer als Heim- 
arbeiter mit anderen Heimarbeitern in ge- 
meinschaftlicher Arbeits- und Wohnstätte ge- 
arbeitet hat, solange das Gesamtentgelt der 
Gemeinschaft nicht mindestens um den Be- 
trag gemindert ist, der sich bei gleichmäßiger 
Verteilung des bisherigen Gesamtverdienstes 
auf die beteiligten Heimarbeiter als sein An- 
teil ergibt. Nicht als arbeitslos gilt ferner ein 
Heimarbeiter, sobald einer seiner Familien- 
angehörigen (§ 2 Abs. 5 des Heimarbeitsge- 
setzes) in der gemeinsamen Arbeits- oder 
Wohnstätte eine gleichartige Tätigkeit als 
Heimarbeiter aufnimmt. 

S 88 

(1) Vermittlungsfähig im Sinne des § 87 
Abs, 1 ist, wer bereit und ungeachtet der ge- 
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(2) unverändert 


(3) Nicht als arbeitslos gelten Selbständige 
ohne Rücksicht auf ihr Einkommen. Wer 
schon vor dem Verlust der uniselbständigen 
Beschäftigung nebenher selbständig war, gilt 
als arbeitslos, wenn er nach dem Verlust der 
unselbständigen Beschäftigung aus seiner Tä- 
tigkeit in dem selbständigen Beruf kein über 
die Grenzen des § 75 a Abs. 2 hinausgehendes 
Einkommen erzielt, der Umfang seiner Tä- 
tigkeit achtzehn Stunden wöchentlich nicht 
überschreitet und nach den Gesamtumstän- 
den angenommen werden kann, daß er auch 
künftig berufsmäßig in der Hauptsache als 
Arbeitnehmer tätig sein will. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 88 

(1) Der Arbeitsvermittlung steht zur Ver- 
fügung, wer 
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gebenen Vermittlungsmöglichkeiten nach sei- 
nem körperlicheriy geistigen und seelischen 
Leistungsvermögen imstande sowie nicht durch 
sonstige Umstände im Sinne des Absatzes 2 
gehindert ist, ein Arbeitsverhältnis unter den 
üblichen Bedingungen des allgemeinen freien 
Arbeitsmarktes einzugehen. 


(2) Als vermittlungsfähig gilt, wer wegen 
tatsächlicher oder rechtlidier Bindungen, ge- 
setzlicher Beschäftigungsverbote oder behörd- 
licher Anordnungen nicht für die übliche Ar- 
beitszeit, aber noch für mehr als vierundzwan- 
zig Stunden wöchentlich ein Arbeitsverhältnis 
unter den sonstigen üblichen Bedingungen 
des allgemeinen freien Arbeitsmarktes ein- 
gehen kann. 

(3) Als vermittlungs fähig gilt für die 
Dauer seines Anspruchs auf Arbeitslosengeld, 
wer nur Heimarbeit übernehmen kann, wenn 
er Innerhalb der Rahmenfrist des § 95 min- 
destens sechsundzwanzig Wochen versiche- 
rungspflichtige Besdiäftigung als Heimarbei- 
ter ausgeübt hat. 


§ 89 

Trifft der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
mit einem Anspruch auf Krankengeld, Wo- 
chengeld nach § 195 a der Reichsversicherungs- 
ordnung oder auf eine an deren Stelle tre- 
tende Ersatzleistung oder mit einem An- 
spruch auf Sonderunterstützung nach dem 
Mutterschutzgesetz zusammen, so ruht der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld. 
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1. ernstlich bereit und 

2. ungeachtet der Lage des Arbeitsmarktes 
nadi seinem Leistungsvermögen imstande 
sowie 

3. nicht durch sonstige Umstände, insbeson- 
dere tatsächliche oder rechtliche Bindun- 
gen, gesetzliche Beschäftigun^gsverbote oder 
behördliche Anordnungen, die eine Be- 
schäftigung von mehr als geringfügigem 
Umfange (§ 75 a) ausschÜeßen, gehindert 
Ist, 

eine Beschäftigung unter den üblichen Be- 
dingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 

auszuüben und nach der im Arbeitsleben 
herrschenden Verkehrsauffassung für eine 
Vermittlung als Arbeitnehmer in Betracht 
kommt. 

(2) entfällt hier 

siehe Absatz 1 Nr. 3 


(3) Kann der Arbeitslose nur Heimarbeit 
übernehmen, so steht dies für die Dauer sei- 
nes Anspruchs auf Arbeitslosengeld der An- 
nahme, daß er der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung steht, nicht entgegen, wenn er 
innerhalb der Rahmenfrist des § 95 minde- 
stens sechsundzwanzig Wochen versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung als Heimarbei- 
ter ausgeübt hat. 

(4) Leistet der Arbeitslose vorübergehend 
zur Beseitigung öffentlicher Notstände 
Dienste, die nicht auf einem Arbeitsverhält- 
nis beruhen, so steht dies der Annahme nicht 
entgegen, daß der Arbeitslose der Arbeits- 
vermittlung zur Verfügung steht. 

89 

Trifft der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
mit einem Anspruch auf Krankengeld, 
Wochengeld nach § 195 a der Reichsversiche- 
rungsordnung oder nach dem Mutterschutz- 
gesetz oder auf eine an deren Stelle tretende 
Ersatzleistung oder mit einem Anspruch auf 
Sonderunterstützung nach dem Mutterschutz- 
gesetz zusammen, so ruht der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld. 
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§90 

(1) Das Arbeitslosengeld ist für sechsund- 
dreißig Tage zu versagen (Sperrfrist), wenn 
der Arbeitslose sich ohne berechtigten Grund 
trotz Belehrung über die Reditsfolgen wei- 
gert, eine Arbeit anzunehmen oder anzutre- 
ten, oder das Zustandekommen eines Be- 
schäftigungsverhältnisses durch sein Verhal- 
ten vereitelt, auch wenn eine solche Beschäf- 
tigung außerhalb seines Wohnortes zu ver- 
richten ist. Dies gilt auch, wenn die Arbeits- 
aufnahme vor dem Beginn des Bezuges von 
Arbeitslosengeld verweigert oder vereitelt 
wird. 

(2) Ein berechtigter Grund liegt nur vor, 
wenn 

1. für die Arbeit nicht das tarifliche oder, so- 
weit eine tarifliche Regelung nicht besteht, 
das im Beruf ortsübliche Arbeitsentgelt ge- 
zahlt wird oder bindende Bestimmungen 
über sonstige Arbeitsbedingungen oder 
Arbeitsschutzvorschriften nicht eingehalten 
werden oder 

2. die Arbeit dem Arbeitslosen nach seinem 
körperlichen oder geistigen Leistungsver- 
mögen nicht zugemutet werden kann oder 
Ihm die künftige Ausübung seiner bisheri- 
gen überwiegenden Tätigkeit wesentlich 
erschweren würde oder 

3. die Arbeit durch Streik oder Aussperrung 
frei geworden Ist, für die Dauer des Streiks 
oder der Aussperrung, oder 

4. die Unterkunft gesundheitlich oder sittlich 
bedenklich Ist oder 

5. der Arbeitslose sich zur Verrichtung der 
Arbeit an einem anderen Wohn- oder Auf- 
enthaltsort als seine Angehörigen (§ 103 
Abs. 2) aufhalten muß und Infolgedessen 
deren weitere Versorgung wirtschaftlich 
nicht hinreichend gesichert oder aus beson- 
deren anderen Gründen gefährdet ist oder 

6. die Arbeit gegen ein Gesetz oder die guten 
Sitten verstößt. 

§ 91 

(weggefallen) 

S 92 

(1) Das Arbeitslosengeld Ist für sechsund- 
dreißig Tage zu versagen (Sperrfrist), wenn 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
S 90 

(1) Das Arbeitslosengeld ist für vierund- 
zwanzig Tao-e zu versagen (Sperrfrist), wenn 
der Arbeitslose sich ohne berechtigten Grund 
trotz Belehrung über die Rechtsfolgen wei- 
gert, eine Arbeit anzunehmen oder anzutre- 
ten oder das Zustandekommen eines Be- 
schäftigungsverhältnisses durch sein Verhal- 
ten vereitelt, auch wenn eine solche Be- 
schäftigung außerhalb seines Wohnortes zu 
verrichten Ist. Dies gilt auch, wenn die Ar- 
beitsaufnahme nach der Arbeitslosmeldung, 
aber vor dem Beginn des Bezuges von Ar- 
beitslosengeld verweigert oder vereitelt wird. 

(2) Ein berechtigter Grund liegt nur vor, 
wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. u n V e r ä n d e r t 

5. der Arbeitslose sich zur Verrichtung der 
Ai^beiit an einem anderen Wohn- oder Auf- 
enthaltsort als seine Angehörigen (§ 103 
Abs. 2) aufhalten muß und infolgedessen 
deren weitere Versorgung wirtschaftlich 
nicht hinreichend gesichert o-der in anderer 
Hinsicht besonders gefährdet ist oder 

6. unverändert 

S 91 

(weggefallen) 

§ 92 

(1) Das Arbeitslosengeld ist für vierund- 
zwanzig Tage zu versagen (Sperrfrist), wenn 
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der Arbeitslose sich ohne berechtigten Grund 
weigert, sich einer beruflichen Ausbildung, 
Fortbildung oder einer Umschulung zu unter- 
ziehen, oder an diesen Maßnahmen ohne 
hinreichende Entschuldigung nicht regelmäßig 
teilnimmt oder ihre Durchführung durch 
sein Verhalten gefährdet. 

(2) § 90 Abs. 1 Satz 2 und Absatz 2 ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 93 , 

(1) Das Arbeitslosengeld ist für sechsund- 
dreißig Tage zu versagen (Sperrfrist), wenn 
der Arbeitslose seine Arbeitsstelle leichtfertig 
oder ohne wichtigen oder ohne berechtigten 
Grund (§ 90 Abs. 2) aufgegeben oder durch 
ein Verhalten, das zur fristlosen Entlassung 
berechtigt, verloren oder wenn er den Ver- 
lust seiner Arbeitsstelle vorsätzlich oder grob- 
fahrlässig herbeigeführt hat. 


(2) Hat ein Arbeitsloser seine Arbeitsstelle 
freiwillig aufgegeben, um sich einem geregel- 
ten Ausbildungs'gang zur beruflichen Schu- 
lung zu unterziehen, so ist nach Beendig^ung 
der Ausbildung von der Verhängung der 
Sperrfrist abzusehen. Das gleiche gilt, wenn 
er seine Arbeitsstelle deshalb freiwillig aufge- 
geben hat, weil sonst der Arbeitgeber aus 
einem von dem Verhalten des Arbeitnehmers 
unabhängigen Grunde gekündigt hätte. Das 
gleiche gilt ferner, soweit in einem Berufs- 
zweige Infolge seiner Eigenart der Wechsel 
der Arbeitsstelle für das weitere Fortkom- 
men des Arbeitslosen notwendig und diese 
Notwendigkeit im Einzelfafle nachgewiesen, 
ein neues Arbeitsverhältnis jedoch ohne Ver- 
schulden des Arbeitslosen nicht zustande ge- 
kommen ist. Über die Durchführung erläßt 
der Verwaltungsrat nähere Vorschriften. 


§ 93a 

Eine Sperrfrist kann für eine kürzere oder 
längere Dauer als sechsunddreißig Tage fest- 
gesetzt werden, wenn die für die Verhängung 
der Sperrfrist maßgeblichen Tatsachen eine 
mildere oder die Gesamtumstände eine stren- 
gere Beurteilung rechtfertigen. Sie darf zwölf 
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der Arbeitslose sich ohne berechtigten Grund 
weigert, sich einer beruflichen Ausbildung, 
Fortbildung oder einer Umschulung zu un- 
terziehen, oder an diesen Maßnahmen ohne 
hinreichende Entschuldigung nicht regel- 
mäßig teilnimmt oder ihre Durchführung 
durch sein Verhalten gefährdet. 

(2) unverändert 


§ 93 

(1) Das Arbeitslosengeld ist für vierund- 
zwanzig Tage zu versagen (Sperrfrist), wenn 
der Arbeitslose seine Arbeitsstelle ohne wich- 
tigen oder ohne berechtigten Grund (§ 90 
Abs. 2) aufgegeben oder durch ein Verhalten, 
das zur fristlosen Entlassung berechtigt, ver- 
loren oder wenn er den Verlust seiner Ar- 
beitsstelle vorsätzlich oder grobfahrlässig 
herbeigeführt hat. Das gleidie gilt, wenn der 
Arbeitslose seine Arbeitsstelle aus einem be- 
reditigten Grund aufgegeben hat, ohne zu- 
vor zu dessen Beseitigung einen zumutbaren 
Versuch unternommen zu haben. 

(2) Hat ein Arbeitsloser seine Arbeitsstelle 
freiwillig aufgegdben, um sich einem -gere- 
gelten Ausbildungsgang zur beruflichen 
Schulung oder persönlichen Fortbildung zu 
unterziehen, so ist nach Beendigung der Aus- 
bildung von der Verhängung der Sperrfrist 
abzusehen. Das gleiche gilt, wenn er seine Ar- 
beitsstelle deshalb freiwillig aufgegeben hat, 
weil sonst der Arbeitgeber aus einem von 
dem Verhalten des Arbeitne'hmers unab- 
hängigen Grunde gekündigt hätte. Das 
gleidie gilt ferner, soweit in einem Berufs- 
zweige infolge seiner Eigenart der Wechsel 
der Arbeitsstelle für das weitere Fortkom- 
men des Arbeitslosen notwendig und diese 
Notwendigkeit im Einzelf alle , nachgewiesen, 
ein neues At^beltsverhältnis jedoch ohne Ver- 
schulden des Arbeitslosen nicht zustande ge- 
kommen ist. Über die Durchführung erläßt 
der Verwaltungsrat Richtlinien. 


§ 93 a 

Eine Sperrfrist kann für eine kürzere oder 
längere Dauer als vierundzwanzig Tage fest- 
gesetzt werden, wenn die für die Ver'hän- 
gung der Sperrfrist maßgeblichen Tatsachen 
eine mildere oder die Gesamtumstände eine 
strengere Beurteilung rechtfertigen. Sie darf 
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Tage nicht unter- und zweiundsiehzig Tage 
nicht überschreiten. 

§93b 

(1) Die Sperrfrist beginnt mit dem Tage, 
für den der Arbeitslose nach dem Ereignis, 
das Anlaß zur Verhängung der Sperrfrist ge- 
geben hat, erstmalig Anspruch auf Arbeits- 
losengeld hat. Läuft zu Beginn der Sperrfrist 
bereits eine andere Sperrfrist, so beginnt die 
neue Sperrfrist mit dem Tage, für den nach 
Ablauf der vorhergehenden Sperrfrist Ar- 
beitslosengeld zu zahlen wäre. 

(2) Die Sperrfrist läuft nur an Tagen, für 
die der Arbeitslose sonst Arbeitslosengeld 
erhalten würde. 

(3) Durch je drei Arbeitstage einer ver- 
sicherungspflichtigen oder nach den §§ 70, 
70 a, 75 oder dem § 208 Abs. 3 versicherungs- 
freien Beschäftigung, die mindestens zwei zu- 
sammenhängende Wochen gedauert hat, wird 
ein Sperrtag abgegolten. Dies gilt auch für 
Beschäftigungen, die vor der Verhängung der 
Sperrfrist, cd?er nach dem Ereignis, das An- 
laß zur Verhängung der Sperrfrist gegeben 
hat, ausgeübt worden sind. Dies gilt ferner 
für Beschäftigungen, die nach § 75 a ver- 
sicherungsfrei sind, es sei denn, daß der Be- 
schäftigte während dieser Zeit nach § 87 a 
Abs. 2 als arbeitslos gilt. 

(4) Die Sperrfrist ist nicht mehr zu ver- 
hängen, wenn der Arbeitslose seit dem Ereig- 
nis, das Anlaß zur Verhängung einer Sperr- 
frist gegeben hat, mindestens sechsundzwan- 
zig Wochen eine nicht nur geringfügige Be- 
schäftigung im Sinne des § 75 a Abs. 2 aus- 
geübt hat oder wenn seitdem zwölf Monate 
verstrichen sind. 

(5) Die Sperrfrist endet spätestens zwölf 
Monate nach ihrem Beginn. 

§93c 

Ist seit der letzten Erfüllung einer Anwart- 
schaftszelt (§ 95) wiederholt eine Sperrfrist 
verhängt worden und hat der Arbeitslose 
erneut Anlaß zur Verhängung einer Sperr- 
frist gegeben, so kann ihm der Ihm noch 
zustehende Anspruch auf Arbeitslosengeld 
entzogen werden. Das gleiche gilt, wenn der 
Arbeitslose vorhandene Arbeitsmöglichkelten 
beharrlich nicht wahrnimmt. 
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zwölf Tage nicht unter- und achtundvierzig 
Tage nicht überschreiten. 

§ 93 b 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Durch je drei Arbeitstage einer ent- 
lohnten Beschäftigung nach dem Ereignis, 
das Anlaß zur Verhängung der Sperrfrist ge- 
geben hat, wird ein Sperrtag abgegolten. 
Dies gilt nicht für die nach § 74 c versiche- 
rungsfreien Beschäftigungen. Für Beschäfti- 
gungen, die im Sinne des § 75 a geringfügig 
sind, gilt dies nur, wenn die Arbeitszeiten 
oder Entgelte mehrerer Beschäftigungen zu- 
sammen die Ausmaße nach § 75 a Abs. 1 
und 2 überschreiten. 


(4) Die Sperrfrist ist nicht mehr zu ver- 
hängen, wenn der Arbeitslose seit dem Er- 
eignis, das Anlaß zur Verhängung einer 
Sperrfrist gegeben hat, mindestens dreizehn 
Wochen eine nicht nur geringfügige Beschäf- 
tigung im Sinne des § 75 a Abs. 2 ausgeübt 
hat oder wenn seitdem zwölf Monate ver- 
strichen sind. 

(5) u n V e r äH d e r t 


§ 93 c 

Ist seit der letzten Erfüllung einer Anwart- 
schaftszelt (§ 95) wiederholt eine Sperrfrist 
verhängt worden und hat der Arbeitslose 
erneut Anlaß zur Verhängung einer Sperr- 
frist gegeben, so kann der ihm noch zuste- 
hende Anspruch auf Arbeitslosengeld entzo- 
gen werden. Das gleiche gilt, wenn der Ar- 
beitslose trotz Belehrung über die Reditsfol- 
gen vorhandene Arbeitsmöglichkelten be- 
harrlich nicht wahrnimmt. 
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§94 

(1) Durch die Gewährung von Arbeits- 
losengeld darf nicht In Arbeitskämpfe einge- 
griffen werden. 

(2) Ist die Arbeitslosigkeit durch einen in- 
ländischen Streik oder eine Inländische Aus- 
sperrung verursacht, so ruht der Ansprudi 
auf Arbeitslosengeld während der Dauer des 
Streiks oder der Aussperrung. 

(3) Ist die Arbeitslosigkeit durdi Streik 
oder Aussperrung mittelbar verursadit, ins- 
besondere durch Streik oder Aussperrung 
außerhalb des Betriebes, des Berufskreises 
oder des Arbelts- oder Wohnortes des 
Arbeitslosen, so kann Arbeitslosengeld bei 
Vorliegen der sonstigen Voraussetziungen zur 
Vermeidung uribilliger Härten gewährt wer- 
den. 


(4) Wann und von welchem Zeitpunkt an 
eine unbillige Härte im Sinne des Absatzes 3 
vorliegt, entscheidet der Verwaltungsaus- 
schuß des Landesarbeitsamtes, erstrecken sich 
die Auswirkungen eines Streiks oder einer 
Aussperrung über den Bezirk eines Landes- 
arbeitsamtes hinaus, der Verwaltungsrat. 
Dieser kann die Entscheidung jederzeit an 
sich ziehen. Der Verwaltungsrat kann mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
Richtlinien erlassen, in weldhen Fällen eine 
unbillige Härte anzunehmen ist. 

§ 95 

(1) Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, wer 
in den letzten zwei Jahren vor der Arbeits- 
losmeldung fRahmenfristJ sechsundzwanzig 
Wochien oder sechs Monate in versicherungs- 
pflichtiger Beschäftigung gestanden hat. Zei- 
ten, für die wegen Krankheit, Urlaub oder 
unberechtigter Arbeitsversäumnis kein Ar- 
beitsentgelt gezahlt wird, dienen nicht zur 
Erfüllung der Anwartschaftszelt. Das gleiche 
gilt für Zeiten, für die Stillegungsvergütung 
gewährt worden ist oder ohne Anwendung 
des § 130 n Abs. 3 oder des § 130 n Abs. 4 
in Verbindung mit § 114 gewährt worden 
wäre. 

(2) Die Rahmenfrist muß dem Tage der 
Arbeitslosmeldung unmittelbar vorausgehen, 
an dem die Voraussetzungen für den An- 
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§ 94 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Ist die Arbeitslosigkeit durch einen Ar- 
beitskampf in einem Betriebsteil oder durdi 
Aussperrung oder Streik einer bestimmten 
Gruppe von Arbeitnehmern des Betriebes 
oder durch einen Arbeitskampf außerhalb des 
Betriebes, des Berufskreises oder des Arbeits- 
oder Wohnortes des Arbeitslosen verursacht, 
so kann den Arbeitnehmern, die am Arbeits- 
kampf nicht beteiligt sind, bei Vor liegen der 
sonstigen Voraussetzungen zur Vermeidung 
unbilliger Härten Ar^beitslosengeld gewährt 
werden. 

(4) Ob und von welchem Zeitpunkt an 
eine unbillige Härte im Sinne des Absatzes 3 
vorliegt, entscheidet der Verwaltungsaus- 
schuß des Landesarbeitsamtes, erstrecken sich 
die Auswirkungen eines Streiks oder einer 
Aussperrung über den Bezirk eines Landes- 
arbeitsamtes hinaus, der Verwaltungsrat. 
Dieser kann die Entscheidung jederzeit an 
sich ziehen. Der Verwaltungsrat kann mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
Richtlinien erlassen, in welchen Fällen eine 
unbillige Härte anzunehmen ist. 

§ 95 

(1) Die Anwartschaftszeit hat erfüllt, wer 
in der Rahmenfrist sechsundzwanzig Wochen 
oder sechs Monate in versicherungspflichtiger 
Beschäftigung gestanden hat. Zeiten, für die 
wegen Krankheit, Urlaub oder unberechtig- 
ter Arbeitsversäumnis kein Arbeitsentgelt ge- 
^zahlt wird, dienen nicht zur Erfüllung der 
Anwartschaftszeit. Das gleiche gilt für Zei- 
ten, für die Stillegungsvergütung gewährt 
worden ist oder ohne Anwendung des 
§ 130n Abs. 3 oder des § 130 n Abs. 4 in 
Verbindung mit § 114 gewährt worden wäre. 


(2) Die Rahme^nfrist beträgt zwei Jahre. 
Sie geht dem Tage der Arbeitslosmeldung 
unmittelbar voraus, an dem die sonstigen 
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Spruch auf Arbeitslosengeld vorliegen. Sie 
verlängert sich um Zeiten einer auf Veran- 
lassung oder im Dienste des Bundes im Aus- 
lande ausgeübten Beschäftigung bis zur 
Höchstdauer von drei Jahren. 

§ 95 a 

Als versicherungspflichtige Beschäftigung 
im Sinne des § 95 gilt auch eine Beschäftigung 
Deutscher im Gebiet des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1937, 
aber außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes, wenn und soweit sie nach dem in 
diesem Gebiet geltenden Recht der Arbeits- 
losenversicherungspflicht unterlag und auch 
bei einer Ausübung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes der Arbeitslosenversicherungs- 
pflicht unterlegen hätte. 

§§ 96 bis 98 a 
(weggefallen) 

II. Dauer u n d Höhe 
§ 99 

(1) Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht 
nach einer versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gung innerhalb der Rahmenfrist (§ 95) 

1. von insgesamt mindestens sechsunidzwan- 
zig Wodien (sechs Monaten) für achtund- 
siebzig Tage, 

2. von insgesamt mindestens neununddreißig 
Wochen (neun Monaten) für hundert- 
zwanzig Tage, 

3. von Insgesamt mindestens zweiundfünfzig 
Wochen (zwölf Monaten) für hundert- 
sechsun df ünf zig Tage . 

§ 95 Abs. 1 Satz 2 und 3 und § 95 a sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Nach je weiteren zehn Wochen ver- 
sicherungs- und beitragspflichtiger Beschäfti- 
gung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
innerhalb der letzten sechs Jahre vor der 
Arbeitslosmeldung besteht ein Anspruch für 
je weitere sechs Tage. Beschäftigungen, nach 
denen der AAeitslose Arbeitslosengeld, Lohn- 
ausfallvergütung oder Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe bezogen hat oder ohne An- 
wendung der §§ 90, 92, 93, 114, 115, des 
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Voraussetzungen für den Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld erfüllt sind. 


§ 95 a 

Als versicherungspflichtige Beschäftigung 
im Sinne des § 95 gilt auch eine Beschäfti- 
gung Deutscher (Artikel 116 des Grundge- 
setzes) im Gebiet des Deutschen Reiches nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937, aber 
außerhalb des GeltungsbereicheiS dieses Ge- 
setzes, wenn sie bei einer Ausübung Im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes der Arbeits- 
losenversicherungspflicht unterlegen hätte. 

§§ 96 bis 98 a 
(weggefallen) 

II. D a u e r u n d Höhe 
§ 99 

(1) unverändert 


(2) Für je weitere zweiundfünfzig Wochen 
versicherungs- und beitragspflichtiger Be- 
schäftigung im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes innerhalb der letzten drei Jahre vor der 
Arbeitslosmeldung besteht ein Anspruch für 
je weitere achtundsiebzig Tage. Besdiäftigun- 
gen, nach denen der Arbeitslose Arbeits- 
losengeld, Lohnausfallvergütung oder Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe bezogen 
hat oder ohne Anwendung der §§ 90 bis 93 a. 
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§ 130 n Abs. 3 und des § 130 n Abs. 4 in Ver- 
bindung mit § 114 bezogen haben würde, 
begründen diesen Anspruch nicht. Der An- 
spruch besteht nicht, wenn und solange der 
Arbeitslose einen Anspruch auf Rente aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der Angestellten oder 
der knapp Schaf dich en Rentenversicherung 
wegen des Alters oder wegen Invalidität oder 
Berufsunfähigkeit hat. 


(3) Zeiten, für die Kurzarbeitergeld ge- 
währt oder auf Grund -des § 130 n Abs. 3 
oder des § 130 n Abs. 4 in Verbindung mit 
§114 versagt worden ist, begründen keinen 
Anspruch nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 und 
Absatz 2. 

(4) Hat vorher ein Anspruch auf Arbeits- 
losengeld für mehr als ach tund sieb zig Tage 
bestanden, so erweitert sich ein Anspruch 
nach Absatz 1 Nr. 1 oder 2 um den diese 
achtundsiebzig Tage übersteigenden und 
noch bestehenden Teil des vorherigen An- 
spruchs bis auf höchstens hundertsechsund- 
fünfzig Tage. 


siehe § 99a 


§ 99a 

(1) Der Anspruch erlischt mit der Erfül- 
lung einer neuen Anwartschaftszeit, soweit 
nicht § 99 Abs. 4 Anwendung findet. 
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93 c, 114, 115, des § 130 n Abs. 3 und des 
§ 130 n Abs. 4 in Verbindung mit § 114 be- 
zogen haben würde, beigründen diesen An- 
spruch nicht. 


(2 a) Wenn seit Erfüllung der vorherigen 
Anwartschaftszeit noch nicht zwei Jahre ver- 
strichen sind, besteht abweichend von den 
Absätzen 1 und 2 Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld mindestens für die Dauer eines Anspru- 
ches, der vor Erfüllung der neuen Anwart- 
schaftszeit noch bestand. 

(3) unverändert 


(4) entfällt 


(5) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
über hundertundsechsundfünfzig Tage hin- 
aus ruht während einer Zeit, für die dem 
Arbeitslosen ein Anspruch auf Rente wegen 
Erreichung des fünfundsechzigsten Lebens- 
jahres oder wegen Invalidität oder Berufs- 
unfähigkeit aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter, der Rentenversicherung der An- 
gestellten oder der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung oder auf ähnliche Bezüge 
öffentlich rechtlicher Art zuerkannt ist. 

(6) Der Anspruch erlischt mit der Erfül- 
lung einer neuen Anwartschaftszeit. Er kann 
nicht mehr geltend gemacht werden, wenn 
seit Erfüllung einer Anwartschaftszeit zwei 
Jahre verstrichen sind. 

§ 99 a 

entfällt hier 
siehe § 99 Abs. 6 
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(2) Der Anspruch kann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn seit der letzten Erfül- 
lung einer Anwartschaftszeit zwei Jahre ver- 
strichen sind. 

§ 100 

Auf die Dauer des Anspruchs auf Arbeits- 
losengeld sind anzurechnen 

1. Tage, für die der Arbeitslose nach den 
§§ 90, 92, 93, 93 a, 114 und 115 kein Ar- 
beitslosengeld bezogen hat, 

2. Tage, für die das Arbeitslosengeld auf 
Grund des § 116 nicht ausgezahlt wird, 

3. im Falle des § 176 a die Tage bis zur Ab- 
meldung, höchstens jedoch drei Tage, wenn 
die Abmeldung anläßlich der Beendigung 
der Arbeitslosigkeit oder anläßlich einer 
mit Arbeitsunfähigkeit verbundenen Er- 
krankung unterblieben ist, 

4. die Tage bis zur erneuten Arbeitslosmel- 
dung, wenn der Arbeitslose sich abmeldet, 
ohne daß die Arbeitslosigkeit beendet ist. 
In begründeten Fällen kann das Arbeits- 
amt Ausnahmen von dieser Vorschrift zu- 
lassen. 


§§ 101 und 102 
(weggefallen) 

§ 103 

(1) Das Arbeitslosengeld besteht aus dem 
Hauptbetrag und den Familienzuschlägen für 
Angehörige. 

(2) 2u den Angehörigen im Sinne des Ab- 
satzes 1 gehören 
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§ 100 

(1) Auf die Dauer des Anspruchs auf Ar- 
beitslosengeld sind anzurechnen 

1. Tage, für die der Ar^beitslose nach den 
§§ 90 bis 93 a, 114 und 115 kein Arbeits- 
losengeld bezogen hat, 

2. u n V e r ä n d e r t 

3. unverändert 


4. die Tage bis zur erneuten Arbeitslosmel- 
dung, wenn der Arbeitslose sich abmeldet, 
ohne daß die Arbeitslosigkeit beendet ist. 


5. Tage, für die das Arbeitslosengeld zu Un- 
recht geleistet worden ist, soweit auf die 
Rüchzahlung der zu Unrecht geleisteten 
Beträge verzichtet wird und nicht eine 
neue Anwartschaftszeit erfüllt ist. 

In begründeten Fällen hat das Arbeitsamt 
Ausnahmen von den Nummern 3 und 4 zu- 
zulassen. 

(2) Nicht anzurechnen sind bei Anwen- 
dung des § 112 so viele Tage, wie das Ar- 
beitslosengeld um volle Sechstel des Arbeits- 
losengeldes nach § 105 Abs. 6 gemindert ist. 

§§ 101 und 102 
(weggefallen) 

§ 103 

(1) Das Arbeitslosengeld besteht aus dem 
Hauptbetrag und den Familienzuschlägen 
für Angehörige des Arbeitslosen. 

(2) Zu den Angehörigen im Sinne des Ab- 
satzes 1 gehören 
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1. eheliche und für ehelich erklärte, an Kin- 
des Statt angenommene und uneheliche 
Kinder, 

2. sonstige Verwandte, Verschwägerte, der 
Ehegatte, der geschiedene Ehegatte, sofern 
er nicht allein oder überwiegend schuldig 
geschieden ist, und Pflegekinder 

des Arbeitslosen. 

(3) Für die Angehörigen im Sinne des Ab- 
satzes 2 Nr. 2 sind Familienzuschläge nur zu 
gewähren^ wenn 

1. der Arbeitslose ihnen bis zum Eintritt der 
Arbeitslosigkeit nicht nur vorübergehend 
und nicht nur geringfügig auf Grund einer 
rechtlichen oder sittliAen Pflicht Unter- 
halt gewährt hat oder 

2. der Unterhaltsanspruch oder die sittliche 
Pflicht zur Unterhaltsgewährung erst nach 
Eintritt der Arbeitslosigkeit im Falle seiner 
Leistungsfähigkeit entstanden wäre 

und soweit auch während der Arbeitslosigkeit 
eine rechtliche oder sittliche Pflicht zur Un- 
terhaltsgewährung im Falle der Leistungs- 
fähigkeit bestehen würde. 

(4) Der Familienzuschlag darf für densel- 
ben Angehörigen gleichzeitig nicht mehrfach 
gewährt werden. Beziehen der Vater und 
die Mutter eines unehelichen Kindes gleich- 
zeitig Arbeitslosengeld, so steht der Fami- 
lienzuschlag der Mutter zu, wenn sich das 
Kind in ihrer Obhut befindet. 


(5) Der Familienzuschlag wird nicht ge- 
währt^ wenn der Angehörige 

1. seinen Lebensunterhalt aus eigenen Kräf- 
ten und Mitteln beschaffen kann oder 


2. Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld oder 
Stillegungsvergütung bezieht oder 
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1. eheliche und für ehelich erklärte, an Kin- 
des Statt angenommene sowie uneheliche 
Kinder im Verhältnis zur Mutter, 

2. sonstige Verwandte, Verschwägerte, der 
Ehegatte, der geschiedene Ehegatte, sofern 
er nicht allein oder überwiegend schuldig 
geschieden ist, Pflegekinder sowie unehe- 
liche Kinder im Verhältnis zum Vater. 

(3) Für die Angehörigen im Sinne des Ab- 
satzes 2 Nr. 2 besteht Anspruch auf Familien- 
zuschläge nur, wenn 

1. unverändert 


2. unverändert 


und soweit auch während der Arbeitslosigkeit 
eine rechtliche oder sittliche Pflicht zur Un- 
terhaltsgewährung Im Falle der Leistungs- 
fähigkeit bestehen würde. 

(4) Der Familienzuschlag darf für densel- 
ben Angehörigen gleichzeitig nicht mehrfach 
gewährt werden. Beziehen der Vater und die 
Mutter eines unehelichen Kindes gleichzeitig 
Arbeitslosengeld, so steht der Familienzu- 
schlag der Mutter zu, wenn sich das Kind in 
ihrer Obhut befindet; der Vater wird in die- 
sem Fall in Höhe des Familienzuschlags von 
seiner Unterhaltspflicht befreit. 

(4 a) Besteht ein Anspruch auf Kindergeld 
für den Angehörigen nach dem Kindergeld- 
gesetz, nach dem Dritten Abschnitt des Kin- 
dergeldanpassungsgesetzes oder nach § 1 
Abs. 1 des Kindergeldergänzungsgesetzes, so 
ruht der Anspruch auf Familienzuschlag. 

(5) Anspruch auf Familienzuschlag besteht 
nicht, wenn der Angehörige 

1. seinen Lebensunterhalt aus eigenen Kräf- 
ten und Mitteln beschaffen kann oder der 
Lebensunterhalt durch Leistungen sicher- 
gestellt ist, die ein Dritter, insbesondere 
die Sozialversicherung für ihn gewährt, 
oder 

2. Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Still- 
legungsvergütung oder Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe bezieht oder 
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3. zu den Angehörigen im Sinne des Absat- 
zes 2 Nr. 2 gehört und von anderen Un- 
terhaltspflichtigen unterhalten wird. 


(6) Der Familienzuschlag kann bei ver- 
mittlungs fähigen Angehörigen davon abhän- 
gig gemacht werden, daß sie sich beim Ar- 
beitsamt arbeitsuchend melden; bei Ehegatten 
soll er in der Regel nicht davon abhängig 
gemacht werden. Die §§ 90 bis 93 a und 93 c 
gelten entsprechend. 

(7) Der Verwaltungsrat kann Richtlinien 
darüber erlassen, unter welchen Umständen 
anzunehmen ist, daß die Unterhaltsgewäh- 
rung nicht geringfügig (Absatz 3 Nr. 1) und 
der Lebensunterhalt gewährleistet (Absatz 5 
Nr. 1) ist. 

§ 104 

(weggefallen) 

§ 105 

(1) Der Hauptbetrag des Arbeitslosengeldes 
bcmißt sich nach dem durchschnittlichen 
Arbeitsentgelt (§ 160 der Reichsversiche- 

ingsordiiung) der letzten dreizehn Wochen, 
bei monatlicher Berechnung nach dem durch- 
schnittlichen Arbeitsentgelt der letzten drei 
Monate der versicherungspflichtigen Beschäf- 
tigung, durch die die Anwartschaftszeit er- 
füllt wird. Arbeitsentgelt im Sinne dieser 
Vorschrift sind auch die Bar- und Sachbezüge 
eines Lehrlings. 

(2) War das durchschnittliche Arbeitsent- 
gelt in der Bemessungszeit des Absatzes 1 in- 
folge einer Beschäftigung vermindert, die 
nicht dem Beruf des Arbeitslosen entsprach, 
so ist das Arbeitslosengeld nach dem durch- 
schnittlichen Arbeitsentgelt der letzten ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigungen inner- 
halb der Rahmenfrist des § 95 bis zu zwei- 
undfünfzig Wochen zu bemessen. 

(3) Hat der Arbeitslose infolge von Krank- 
heit, infolge genehmigten Fernbleibens von 
der Arbeit, Infolge von Wochenfeiertagen 
oder infolge eines auf wirtschaftlichen Ur- 
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3. unverändert 


Anspruch auf Familienzuschlag besteht fer- 
ner nicht, wenn der Arbeitslose seiner sitt- 
lichen Pflicht zur Unterhaltsgewährung wäh- 
rend der Arbeitslosigkeit nicht nachkommt. 

(6) Der Familienzuschlag kann bei Ange-- 
hörigen davon abhängig gemacht werden, 
daß sie sich beim Arbeitsamt ar*beitsuchend 
melden; dies gilt nicht für Ehefrauen. Die 
§§ 90 bis 93 a, 93 c und 114 gelten entspre- 
chend. 

(7) Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit Richt- 
linien darüber erlassen, unter welchen Um- 
ständen die Unterhaltsgewährung als nicht 
geringfügig (Absatz 3 Nr. 1) und der Le- 
bensunterhalt als gewährleistet (Absatz 5 
Nr. 1) gilt. 

§ 104 

(weggefallen) 

§ 105 

(1) unverändert 


(2) War das durchschnittliche Arbeitent- 
gelt in der Bemessungszeit des Absatzes 1 in- 
folge einer Beschäftigung vermindert, die 
nicht der bisherigen überwiegenden Tätig- 
keit des Arbeitslosen entsprach, so ist das Ar- 
beitslosengeld nach dem durchschnittlichen 
Arbeitsentgelt der letzten versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigungen innerhalb der 
Rahmenfrist des § 95 bis zu zweiundfünfzig 
Wochen zu bemessen. 

(3) Hat der Arbeitslose Infolge von Krank- 
heit, infolge genehmigten Fernbleibens von 
der Arbeit, infolge von Wochenfeiertagen 
oder infolge eines auf wirtschaftlichen Ur- 
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Sachen beruhenden Arbeitsmangels In einer 
Woche die betriebsübliche Arbeitszeit nicht 
erreicht und war sein Arbeitsentgelt Infolge- 
dessen vermindert, so Ist für diese Woche das 
Arbeitsentgelt zugrunde zu legen, auf das er 
in der betriebsüblichen Arbeitszeit Anspruch 
gehabt hätte; hat die betriebsübliche Arbeits- 
zeit mehr als achtundvierzig Stunden wöchent- 
lich betragen, so Ist das tatsächliche, 
mindestens aber das Arbeitsentgelt zu- 
grunde zu legen, auf das er in einer 
Arbeitszeit von achtundvierzig Stunden 
wöchentlich Anspruch gehabt hätte. Dies 
gilt nicht für eine Beschäftigung als Heim- 
arbeiter. 


(4) Der Berechnung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts ist zugrunde zu legen 

1. für die Zeit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung, für die Beiträge an die See- 
Krankenkasse zu entrichten waren, die 
Durchschnittsheuer, die der Beitragsberedi- 
nung von der See-Krankenkasse zugrunde 
gelegt worden Ist, 

2. für die Zeit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung als Heimarbeiter das Ar- 
beitsentgelt, das der Beitragsberechnung zu- 
grunde gelegt worden ist, 

3. für die Zeit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung als Lehrling mindestens ein 
Arbeitsentgelt von 10 Deutsche Mark 
wödientllch oder 43 Deutsche Mark mo- 
natlich, 

4. für die Zeit einer Beschäftigung, die nach 
§ 95 a als versicherungspflichtig gilt, das 
Arbeitsentgelt nach der tariflichen Rege- 
lung für den Wohn- oder Aufenthaltsort 
des Arbeitslosen (§ 168), in Ermangelung 
einer tariflichen Regelung das ortsübliche 
Arbeitsentgelt derjenigen Beschäftigung, 
für die der Arbeitslose nach dem Lebens- 
alter und seinem körperlichen^ geistigen 
und seelischen Leistungsvermögen unter 
billiger Berücksichtigung seines Berufs und 
seiner Ausbildung in Frage kommt. 

(5) Ein höheres Arbeitsentgelt als 16,67 
Deutsche Mark täglich, 116,69 Deutsche 
Mark wöchentlich oder 5ÖÖ Deutsche Mark 
monatlich darf nicht zugrunde gelegt wer- 
den. 
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Sachen beruhenden Arbeitsmangels in einer 
Woche- die betriebsübliche Arbeitszeit nicht 
erreicht und war sein Arbeitsentgelt infolge- 
dessen vermindert, so ist für diese Woche das 
Arbeitsentgelt zugrunde zu legen, auf das 
er in der betriebsüblichen Arbeitszeit An- 
spruch gehabt hätte; hat die betriebsübliche 
Arbeitszeit mehr als achtundvierzig Stunden 
wöchentlich betragen, so ist das tatsächliche, 
mindestens aber das Arbeitsentgelt zugrunde 
zu legen, auf das er in einer Arbeitszeit von 
achtundvierzig Stunden wöchentlich An- 
spruch gehabt hätte. Bei Heimarbeitem sind 
in den Zeitraum von dreizehn Wodien (drei 
Monaten) Tage der Krankheit und Wochen- 
feiertage nicht einzurechnen, soweit für 
diese Tage Arbeitsentgelt nicht oder nur teil- 
weise gewährt worden ist, 

(4) Der Berechnung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts ist zugrunde zu legen 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. für die Zeit einer Beschäftigung, die nach 
§ 95 a als versicherungspflichtig gilt, das 
Arbeitsentgelt nach der tariflichen Rege- 
lung für den Wohn- oder Aufenthaltsort 
des Arbeitslosen (§ 168), in Ermangelung 
einer tariflichen Regelung das ortsübliche 
Arbeitsentgelt derjenigen Beschäftigung, 
für die der Arbeitslose nach dem Lebens- 
alter und seinem Leistungsvermögen unter 
billiger Berücksichtigung seines Berufs und 
seiner Ausbildung in Frage kommt. 

(5) Ein höheres Arbeitslosenentgelt als 
25 Deutsche Mark täglich, 175 Deutsche 
Mark wöchentlich oder 750 Deutsche Mark 
monatlich darf nicht zugrunde gelegt wer- 
den. 
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(6) Hauptbetrag und Familienzu5c/?/^ee 
richten sich nach der dem Gesetz beigefügten 
Tabelle. 


§§ 106 bis 108 
(weggefallen) 

§ 109 

Das Arbeitslosengeld wird in bar und nur 
für die sechs Wochentage gewährt. Auf jeden 
Wochentag entfällt ein Sechstel des wöchent- 
lichen Arbeitslosengeldes. 


III. Wartezeiten 
§ HO 

(1) Das Arbeitslosengeld wird nach Ablauf 
einer Wartezeit gewährt. 

siehe § 110a Abs. 1 


(2) Die Wartezeit dauert in der Regel 

1. sieben Tage bei Arbeitslosen ohne zu- 
schlagsberechtigte Angehörige^ 

2. drei Tage bei Arbeitslosen mit zuschlags- 
berechtigten Angehörigen. 

(3) Die Wartezeit verkürzt sich im Falle 
des Absatzes 2 Nr. 1 auf drei Tage und fallt 
fort im Falle des Absatzes 2 Nr. 2, wenn die 
Arbeitslosmeldung erfolgt im unmittelbaren 
Anschluß an 

1. Kurzarbeit von mindestens vierwöchiger 
Dauer, sofern das Arbeitsentgelt um min- 
destens ein Drittel gekürzt war, oder 
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(6) Der Hauptbetrag richtet sich nach der 
dem Gesetz beigefügten Tabelle. Der Fami- 
lienzuschlag beträgt 6 Deutsche Mark 
wödientlich. Hauptbetrag und Familienzu- 
sdilag dürfen zusammen den Höchstbetrag 
der dem Gesetz beigefügten Tabelle nicht 
überschreiten. 

§'§ 106 bis 108 
(weggefallen) 

§ 109 

Das Arbeitslosengeld wird in bar und nur 
für die sechs Wochentage gewährt. Auf jeden 
Wochentag entfällt ein Sechstel des un- 
ter Berücksichtigung des § 112 festgesetzten 
wöchentlichen Arbeitslosengeldes. Das Ar- 
beitslosengeld kann in besonderen Fällen dem 
Empfangsberechtigten überwiesen werden. 


III. Wartezeiten 
§ HO 

(1) Nach Erfüllung der Anwartschaftszeit 
ist eine Wartezeit von drei Kalendertagen 
zurückzulegen. Die Wartezeit beginnt mit 
dem Tage der Arbeitslosmeldung. (§ 95). Ist 
der erste Tag der Arbeitslosigkeit ein Sonn- 
oder Feiertag, so beginnt die Wartezeit mit 
diesem, wenn der Arbeitslose sich am folgen- 
den Werktage arbeitslos meldet. 

(2) entfällt hier 

siehe Absatz 1 


(3) Die Wartezeit entfällt, 


l.wenn die Arbeitslosmeldung im unmittel- 
baren Anschluß an Kurzarbeit von minde- 
stens vierwöchiger Dauer erfolgt, sofern 
das Arbeitsentgelt um mindestens ein 
Drittel gekürzt war, oder 
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2. Arbeitsunfähigkeit von mindestens vier- 
wöchiger Dauer, sofern das Arbeitsentgelt 
nicht fortgezahlt wurde. 

Sie fällt fort bei Arbeitslosen mit vier oder 
mehr zuschlagsberechtigten Angehörigen. 


(4) Hat die letzte Beschäftigung des Ar- 
beitslosen vor der Arbeitslosmeldung nicht 
länger als dreizehn zusammenhängende 
Wochen gedauert, so verkürzt sich die 
Wartezeit nach den Absätzen 2 und 3 um so 
viele Wartetage, wie der Arbeitslose seit der 
Erfüllung der Anwartschaftszeit bereits zu- 
rückgelegt hat. 

siehe § 110a Abs. 2 


siehe § 110a Abs. 3 


§ 110a 

(1) Die Wartezeit beginnt mit dem Tage 
der Arbeitslosmeldung (§ 95). Ist der erste 
Tag der Arbeitslosigkeit ein Sonn- oder 
Feiertag, so beginnt die Wartezeit mit die- 
sem, wenn der Arbeitslose sich am folgenden 
Werktage meldet. 

(2) Der Beginn der Wartezeit wird im 
Falle des § 113 Abs. 1 um die Zeit hinausge- 
schoben, für die der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld ruht. 

(3) Die Wartezeit läuft nicht während des 
Meldezeltraumes, für den der Arbeitslose die 
vorgeschriebenen Meldungen (§ 173) ohne 
triftigen Grund unterläßt. Eine nachträgliche 
Entschuldigung ist zulässig. 
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2. bei Arbeitslosen mit drei oder mehr An- 
gehörigen, für die ein Anspruch auf Fami- 
lienzuschlag besteht, oder 

3. nachdem Arbeitslosengeld im Anschluß an 
die Wartezeit für mehr als zwölf Tage 
ohne Unterbrechung bezogen worden ist. 

(3a) Die Wartezeit verkürzt sich um die in 
der gesetzlichen Krankenversicherung bereits 
zurückgelegten Wartetage (§ 182 der Reichs- 
versicherungsordnung), wenn die Arbeitslos- 
meldung im unmittelbaren Anschluß an eine 
mit Arbeitsunfähigkeit verbundene Erkran- 
kung erfolgt. 

(4) entfällt 


(5) Der Beginn der Wartezeit wird im 
Falle des § 113 Abs. 1 um die Zeit hinausge- 
schoben, für die der Anspruch auf Arbeits- 
losengeld ruht. 

(6) Die Wartezeit läuft nicht während des 
Meldezeitraumes, für den der Arbeitslose die 
vorgeschriebenen Meldungen (§ 173) ohne 
triftigen Grund unterläßt. Eine nachträgliche 
EntsAuldlgung Ist zulässig. 

§ 110a 

entfällt hier 
s i e h e § 1 1 0 A b s. 1 


siehe § 110 Abs. 5 


siehe §110 Abs. 6 
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IV. Sonstige Vorschriften 
§ 111 

(1) Die Leistungen nach diesem Gesetz sind 
unpfändbar, nicht verpfändbar und nicht ab- 
tretbar, soweit nicht durch gesetzliche Vor- 
schrift anderes bestimmt ist. 

(2) Gegen Ansprüche auf Arbeitslosengeld 
kann mit Ansprüdien auf geschuldete Beiträge 
aufgerechnet werden. Die Aufrechnung darf 
nur bis zur Hälfte des wöchentlichen Arbeits- 
losengeldes erfolgen. 

§ lila 

Werden einem Arbeitslosen vor der Ent- 
scheidung über den Antrag auf Arbeitslosen- 
geld Leistungen aus öffentlichen Mitteln für 
eine Zeit gewährt, für die ihm Arbeitslosen- 
geld zusteht, so kann die leistende Stelle 
durch schriftliche Anzeige an das Arbeitsamt 
bewirken, daß der Anspruch des Arbeitslosen 
auf das Arbeitslosengeld zum Ersatz derjeni- 
gen Leistungen auf sie übergeht, die bei 
rechtzeitiger Bewilligung des Arbeitslosen- 
geldes nicht gewährt worden wären. Dem 
Arbeitslosen muß jedoch von dem Gesamt- 
betrag des Arbeitslosengeldes, das ihm bis 
zum Ablauf der Zeit zusteht, für die er Lei- 
stungen aus öffentlichen Mitteln erhalten 
hat, ein Betrag in Höhe des Arbeitslosengel- 
des für eine Woche verbleiben. Der Über- 
gang des Anspruchs wird nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß der Anspruch des Arbeits- 
losen unpfändbar ist. Der Zustimmung des 
Arbeitslosen bedarf es nicht. 


§ 112 

(1) Einkommen, das der Arbeitslose wäh- 
rend des Bezuges von Arbeitslosengeld aus 
einer unselbständigen oder selbständigen Tä- 
tigkeit erzielt, wird auf das Arbeitslosengeld 
zur Hälfte angerechnet, soweit es nach Abzug 
der tatsächlichen Werbungskosten 6 Deut- 
sche Mark, bei Empfängern von Arbeits- 
losengeld mit mehr als einem Eamilienzu- 
schlag 8 Deutsche Mark in der Woche über- 
steigt. Einkommen und Arbeitslosengeld dür- 
fen zusammen einhundertfünfzig vom Hun- 
dert des tabellenmäßigen Arbeitslosengeldes 
und den der Bemessung zugrunde liegenden 
Einheitslohn (Tabelle zu % 105 Abs. 6) nicht 
übersteigen. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
IV. Sonstige Vorschriften 
§ 111 

(1) unverändert 


(2) Gegen Ansprüche auf Arbeitslosengeld 
kann mit Ansprüchen auf geschuldete Bei- 
träge aufgerechnet werden, in jeder Woche 
jedoch nur bis zur Hälfte des wöchentlichen 
Arbeitslosengeldes nach § 105 Abs. 6. 

§ lila 

unverändert 


§112 

(1) Einkommen, das der Arbeitslose wäh- 
rend des Bezuges von Arbeitlosengeld aus 
einer unselbständigen oder selbständigen Tä- 
tigkeit erzielt, wird auf das Arbeitslosengeld 
zur Hälfte angerechnet, soweit es nach Abzug 
der Werbungskosten 9 Deutsche Mark in der 
Woche übersteigt. Einkommen und Arbeits- 
losengeld dürfen zusammen einhundertfünf- 
zig vom Hundert des Arbeitslosengeldes nach 
§105 Abs. 6 nicht übersteigen. 
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(2) Übersteigt das Einkommen (Absatz 1) 
den der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
zugrunde liegenden Einheitslohn, so ist der 
Mehrbetrag in den anschließenden Wochen 
gemäß Absatz 1 anzurechnen. 


§ 113 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ruht 

1. für die Zeit, für die der Arbeitslose noch 
Arbeitsentgelt bezieht oder zu beanspru- 
chen hat, 

2. wenn der Arbeitslose in ursächlichem Zu- 
sammenhang mit der Beendigung seiner 
letzten oder einer früheren Beschäftigung 
eine Abfindung, eine Entschädigung, Be- 
träge, die für eine Übergangszeit gewährt 
werden, oder ähnliche Bezüge, und zwar 
ohne Rücksicht auf deren Bezeichnung, 
Zweck und Redhtsgrund, laufend erhält, 
erhalten oder zu beanspruchen hat, für so 
viele Tage nach dem Ausscheiden aus der 
Beschäftigung, als diese Leistungen dem 
Arbeitsentgelt entsprechen, das der Arbeits- 
lose In den letzten vier Wochen vor Been- 
digung des Arbeitsverhältnisses erhalten 
hat oder bei betriebsübllcher Arbeitszeit 
erhalten hätte; als Bezüge im Sinne dieser 
Vorschrift gelten auch Urlaubsabgeltungs- 
beträge; 


3. solange dem Arbeitslosen auf Grund des 
§ 59 der Seemannsordnung oder des § 553 
des Handelsgesetzbuches Krankenfürsorge 
vom Reeder gewährt wird. 

(2) Das Arbeitslosengeld Ist unbeschadet 
des Absatzes 1 zu gewähren, solange der 
Arbeitslose die In Absatz 1 Nr. 1 und 2 er- 
wähnten Bezüge tatsächlich nicht erhält. Sein 
Anspruch auf die geschuldeten Bezüge geht 
In Höhe des gewährten Arbeitslosengeldes 
auf die Bundesanstalt über. Der Übergang 
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(2) Übersteigt das Einkommen (Absatz 1) 
den der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
zugrunde liegenden Einheitslohn (Tabelle 
zu § 105 Abs. 6), so ruht der Ansprudi auf 
Arbeitslosengeld für so viele aufeinander fol- 
gende Tage, als das Einkommen einem Sech- 
stel des Einheitslohnes voll entspricht, läng- 
stens jedoch für vierundzwanzig Tage. 

§ 113 

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ruht 

1. unverändert 


2. wenn der Arbeitslose In ursächlichem Zu- 
sammenhang mit der Beendigung seiner 
letzten oder einer früheren Beschäftigung 
eine Abfindung, eine Entschädigung, Ur- 
laubsabgeltungsbeträge, sonstige Beträge, 
die für eine Übergangszeit gewährt wer- 
den, oder ähnliche Bezüge, und zwar ohne 
Rücksicht auf deren Bezeichnung, Zweck 
und Rechtsgrund laufend erhält, erhalten 
oder zu beanspruchen hat, für so viele 
Tage nach dem Ausscheiden aus der Be- 
schäftigung, als diese Leistungen dem Ar- 
beitsentgelt entsprechen, das der Arbeits- 
lose in den letzten vier Wochen vor Be- 
endigung des Arbeitsverhältnisses erhalten 
hat oder bei betriebsüblicher Arbeitszeit 
erhalten hätte; ausgenommen sind Abfin- 
dungen oder Entsdiädigungen nach dem 
Kündigungsschutzgesetz auf Grund außer- 
gerichtlicher oder gerichtlicher Vergleiche 
oder gerichtlicher Entscheidungen, Über- 
gangsbeihilfen, die vom Arbeitgeber aus 
sozialen Gründen gewährt werden, sowie 
Urlaubsabgeltungsbeträge, die für einen 
Zeitraum gewährt werden, der länger als 
fünfzehn Monate vor der Arbeitslosmel- 
dung liegt. 

3. unverändert 


(2) Das Arbeitslosengeld ist unbeschadet 
des Absatzes 1 zu gewähren, solange der 
Arbeitslose die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 er- 
wähnten Bezüge tatsächlich nicht erhält. Sein 
Anspruch auf die geschuldeten Bezüge geht 
In Höhe des gewährten Arbeitslosengeldes 
auf die Bundesanstalt über. Der Übergang 
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wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der 
Anspruch unpfändbar ist. Der Zustimmung 
des Arbeitslosen bedarf es nicht. Der Arbeit- 
geber hat der Bundesanstalt die entsprechen- 
den Beiträge zur Krankenversicherung des 
Arbeitslosen zu erstatten. 


§ 113a 

Wenn der Arbeitslose ohne triftigen Grund 
einen ihm zustehenden Anspruch aus dem 
Arbeitsverhältnis aufgibt, so ruht der An- 
spruch auf Arbeitslosengeld in dem Umfange 
der Zeit und der Höhe nach, in dem er 
andernfalls nicht hätte entstehen können, 
längstens jedoch für sechsunddreißig Tage, 

S 114 

Das Arbeitslosengeld ist für die Tage eines 
Meldezeitraumes zu versagen, für den der 
Arbeitslose die vorgeschriebenen Meldungen 
(§ 173) ohne triftigen Grund unterläßt. Eine 
nachträgliche Entschuldigung Ist zulässig. 

§ 115 

Vereitelt der Arbeitslose durch sein Ver- 
halten Ermittlungen der Bundesanstalt (§ 171) 
oder kommt er der Anzeigepflicht nach § 176 
oder der Pflicht zur Vorlage des vorgeschrie- 
benen Vordrucks nach § 170 a Abs. 2 vorsätz- 
lich oder grobfahrlässig nicht nach, so kann 
ihm das Arbeitslosengeld ganz oder teilweise 
versagt werden, § 254 Nr. 6 und 8 bleibt un- 
berührt. 
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wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der 
Anspruch unpfändbar Ist. Der Zustimmung 
des Arbeitslosen bedarf es nicht. 


(3) Der Arbeitgeber hat der Bundesanstalt 
die im Falle des Absatzes 2 Satz 1 geleisteten 
Beiträge zur Krankenversicherung zu erstat- 
ten, soweit er für die gleiche Zeit Beiträge 
zur Krankenversidierung des Arbeitnehmers 
zu entriditen hat. Er wird insoweit von sei- 
ner Verpflichtung befreit, Beiträge an die 
Krankenkasse zu entrichten. 

(4) Hat auf Grund des Bezuges von Ar- 
beitslosengeld nach Absatz 2 Satz 1 eine 
andere Kasse die Krankenversidierung durch- 
geführt als diejenige Kasse, die für das Be- 
schäftigungsverhältnis zuständig ist, aus dem 
der Arbeitslose Arbeitsentgelt bezieht oder 
zu beanspruchen hat, so werden Beiträge und 
Leistungen wechselseitig erstattet. Für die Er- 
stattung der Leistungen gilt § 222 der 
Reichsversicherungsordnung entsprechend. 

§ n3a 

Wenn der Arbeitslose ohne triftigen Grund 
einen ihm zustehenden Anspruch aus dem 
Arbeitsverhältnis aufgibt oder nicht gel- 
tend macht, so ruht der Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld in dem Umfange der Zeit und 
der Höhe nach, in dem er andernfalls nicht 
hätte entstehen können, längstens jedoch für 
zwölf Tage. 

§ 114 

Das Arbeitslosengeld ist für die Tage eines 
Meldezeitraumes zu versagen, für den der 
Arbeitslose die vorgeschriebenen Meldungen 
(§ 173) ohne triftigen Grund trotz Belehrung 
über die Rechtsfolgen unterläßt. Eine nach- 
trägliche Entschuldigung ist zulässig. 

§ 115 

Vereitelt der Arbeitslose durch sein Ver- 
halten Ermittlungen der Bundesanstalt 
(§ 171) oder kommt er der Anzeigepflicht 
nach § 176 oder der Pflicht zur Vorlage des 
vorgeschriebenen Vordrucks nach § 170 a 
Abs. 2 trotz Belehrung über die Rechtsfolgen 
vorsätzlich oder grobfahrlässig nicht nach, so 
kann ihm das Arbeitslosengeld ganz oder 
teilweise versagt werden. § 254 Nr. 6 und 8 
bleibt unberührt. 
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§ 116 

(1) Der Anspruch auf Auszahlung des Ar- 
beitslosengeldes Ist ausgeschlossen, wenn seit 
dem Tage, für den es zu zahlen war, drei 
Monate verstrichen sind. Die Frist beginnt 
frühestens mit dem Tage, der auf die Be- 
kanntgabe der Bewilligung des Arbeitslosen- 
geldes folgt. Hinsichtlich des strittigen Teiles 
der Bezüge beginnt sie mit dem Tage, an 
dem die Entscheidung Rechtskraft erlangt. 

(2) Das Arbeitslosengeld darf nicht für eine 
Zeit bewilligt werden, die länger als drei 
Monate vor dem Tage liegt, an dem der An- 
trag auf Arbeitslosengeld gestellt ist. 


V. Sondervorschriften 

für unständig beschäftigte 
Hafenarbeiter 

§ 116a 

Unständig beschäftigte Hafenarbeiter 
(§ 75 b Abs. 2) gelten als arbeitslos, wenn sie 
in einer Woche weniger als vierzig Stunden 
oder weniger als fünf volle Schichten unstän- 
dige Hafenarbeit leisten. Zwei halbe Schich- 
ten stehen einer vollen Schicht gleich. 

§ 116 b 

Für die Erfüllung der Anwartschaftszeit 
stehen sechs Tage unständiger Beschäftigung 
als Hafenarbeiter von je mindestens acht 
Stunden oder einer vollen Schicht einer ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung von einer 
Woche Im Sinne des § 95 Abs. 1 Satz 1 gleich. 
Mehr als sechs Tage einer Woche können 
nicht zur Erfüllung der Anwartschaftszelt 
dienen. Zwei Tage innerhalb einer Woche, an 
denen je nur eine halbe Schicht gearbeitet 
worden ist, stehen für die Erfüllung der An- 
wartschaftszelt einem Tage unständiger Ha- 
fenarbeit von acht Stunden oder einer vollen 
Schicht gleich. * 

5 116 c 

Zeiten unständiger Beschäftigung als Ha- 
fenarbeiter begründen keinen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld nach § 99 Abs. 1 Nr. 2 und 
3 und Abs. 2. 
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§ 116 

(1) Der Anspruch auf Auszahlung des Ar- 
beitslosengeldes ist ausgeschlossen, wenn seit 
dem Tage, für den es zu zahlen war, drei 
Monate verstrichen sind. Die Frist beginnt 
frühestens mit dem Tage, der auf die Be- 
kanntgabe der Bewilligung des Arbeitslosen- 
geldes folgt. Hinsichtlich des strittigen Teils 
der Bezüge beginnt sie mit dem Tage, an dem 
die Entsdieidung eines Gerichtes der Sozial- 
geriditsbarkeit Rechtskraft erlangt. 

(2) unverändert 


V. Sondervorschriften 
für unständig beschäftigte 
Hafenarbeiter 

§ 116a 

unverändert 


§ 116b 

unverändert 


§ 116c 
entfällt 
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§ 116d 

Der Berechnung des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts nach § 105 Abs. 1 ist als wö- 
chentliches Arbeitsentgelt für die Zeit un- 
ständiger Beschäftigung als Hafenarbeiter das 
tarifliche Arbeitsentgelt für fünf Arbeits- 
schichten zugrunde zu legen. Bei Staffelung 
der Arbeitsentgelte nach erster, zweiter, drit- 
ter und Sonntagsschicht ist der niedrigste 
Schichtlohn zugrunde zu legen. § 105 Abs. 2 
ist auf eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung als unständig beschäftigter Hafenarbei- 
ter nicht anzuwenden. 

§ 116e 

Das Arbeitslosengeld wird zu gleichen Tei- 
len für die Zahl der Wochentage gezahlt, die 
nicht zur Erfüllung der Anwartschaftszeit 
dienen. 

§ 116f 

Ist die Anwartschaftszeit überwiegend 
durch unständige Beschäftigung als Hafen- 
arbeiter erfüllt, so Ist § 110 nur nach einer 
Beschäftigung von mindestens dreizehn zu- 
sammenhängenden Wochen anzuwenden. 

§ 116g 

(1) Arbeitsentgelt aus unständiger Be- 
schäftigung als Hafenarbeiter Ist auf das Ar- 
beitslosengeld anzurechnen, soweit es für 
jede in einer Woche geleistete Arbeitsschicht 
ein Fünftel des Unterschiedes zwischen dem 
Arbeitsentgelt für fünf Arbeitsschichten und 
dem Arbeitslosengeld übersteigt. Für Tage, 
an denen der Arbeitslose eine vorgeschrie- 
bene Meldung (§ 173) ohne triftigen Grund 
unterläßt, ist das Arbeitsentgelt einer Ar- 
beitsschicht anzurechnen. § 116d Satz 2 ist 
anzuwenden. Der Berechnung ist das Arbeits- 
entgelt nach Abzug von Steuern, Sozialbeiträ- 
gen und Werbungskosten zugrunde zu legen. 
Der Verwaltungsausschuß des Landesarbeits- 
amtes kann mit Zustimmung des Verwal- 
tungsrates für die Abzüge einheitliche Pausch- 
beträge für ein Hafengebiet festsetzen. 

(2) Trifft Arbeitsentgelt aus unständiger 
Beschäftigung als Hafenarbeiter mit Einkom- 
men aus anderen Beschäftigungen Im Sinne 
des § 112 zusammen, so ist dieses Einkommen 
zur Hälfte anzurechnen. 
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§ 116d 

Der Berechnung des durchschnittlichen Ar- 
beitsentgelts nach § 105 Abs. 1 ist als wö- 
chentliches Arbeitsentgelt für die Zeit un- 
ständiger Beschäftigung als Hafenarbeiter das 
tarifliche Arbeitsentgelt für sechs Arbeits- 
schichten zugrunde zu legen. Bei Staffelung 
der Arbeitsentgelte nach erster, zweiter, drit- 
ter und Sonntagsschicht ist der niedrigste 
Schichtlohn zugrunde zu legen. § 105 Abs. 2 
ist auf eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung als unständig beschäftigter Hafenarbei- 
ter nicht anzuwenden. 

§ 116e 

unverändert 


§ 116f 

unverändert 


§ 116g 

unverändert 
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C. Kranken- und Unfallversicherung 
der Arbeitslosen 

L Krankenversicherung 

§ 117 

Die Arbeitslosen werden während des Be- 
zuges des Hauptbetrages durch die Bundes- 
anstalt für den Fall der Krankheit versichert. 
Die Krankenversicherung der Arbeitslosen 
wird nach den Vorschriften der Reichsver- 
sicherungsordnung durchgeführt, soweit sich 
nicht aus den folgenden Vorschriften Abwei- 
chendes ergibt. 

§ 118 

(1) Soweit es sich um die Rechte und Pflich- 
ten aus der Krankenversicherung handelt, 
tritt an die Stelle der versicherungspflichtigen 
Beschäftigung der Bezug des Hauptbetrages. 
Nach ihm richten sich insbesondere Beginn 
und Ende der Mitgliedschaft. Soweit An- 
sprüche auf Leistungen der Krankenversiche- 
rung für Angehörige des Versicherten davon 
abhängen^ daß dieser die Angehörigen von 
seinem Arbeitsverdienst unterhalten hat^ steht 
das Arbeitslosengeld dem Arbeitsverdienste 
gleich. 

(2) Scheidet ein Arbeitsloser aus der Kran- 
kenversicherung aus, weil er keinen Haupt- 
betrag mehr bezieht, so stehen ihm die An- 
sprüche aus § 214 der Reichsversicherungs- 
ordnung in derselben Weise zu, wie wenn er 
wegen Erwerbslosigkeit ausgeschieden wäre. 

§ 119 

(1) Die Beiträge werden nach einem 
Grundlohn berechnety für den der Bundes- 
minister für Arbeit eine im Bundesdurch- 
schnitt angemessene Berechnungsgrundlage 
durch Rechtsverordnung festsetzen kann. 
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C. Kranken- und Unfallversicherung 
der Arbeitslosen 

I. Krankenversicherung 

§ 117 

Die Arbeitslosen sind während des Bezuges 
des Hauptbetrages durch die Bundesanstalt 
für den Fall der Krankheit versichert. Die 
Krankenversicherung der Arbeitslosen wird 
nach den Vorschriften der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung durchgeführt, soweit sich 
nicht aus den folgenden Vorschriften Abwei- 
chendes ergibt. 

§ 118 

(1) Soweit es sich um die Rechte und 
Pflichten aus der Krankenversicherung han- 
delt, tritt an die Stelle der versicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung der Bezug des 
Hauptbetrages. Nach ihm richten sich insbe- 
sondere Beginn und Ende der Mitgliedschaft. 


(2) unverändert 


§ 119 

(1) Für die Berechnung des Grundlohnes 
treten an die Stelle des auf den Kalendertag 
entfallenden Arbeitsentgelts zwei Siebentel 
des wöchentlichen Arbeitslosengeldes. Die 
Beiträge werden unter Zugrundelegung eines 
um ein Drittel geminderten Beitragssatzes 
berechnet. Die an die Krankenkasse insge- 
samt zu leistenden Beiträge werden nach der 
Summe des an ihre Mitglieder ausgezahlten 
Arbeitslosengeldes berechnet. 

(1 a) Die Bundesanstalt erstattet der Kran- 
kenkasse die Aufwendungen an Kranken-, 
Haus- und Taschengeld. 

(2) entfällt 


(2) Die Träger der Krankenversicherung 
sind verpflichtet, die Einnahmen und Aus- 
gaben der Krankenversicherung der Arbeits- 
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losen getrennt von ihren sonstigen Ein- 
nahmen und Ausgaben zu verbuchen. Der 
Bundesminister für Arbeit bestimmt das 
Näher ey insbesondere über Art und Termine 
der Berichterstattung. 

(3) Das Arbeitsamt kann mit der Kranken- 
kasse vereinbaren, daß zur V ereinfachung des 
Abredonungsverfahrens für die Berechnung 
der Beiträge zur Krankenversicherung der 
Arbeitslosen Pauschbeträge zugrunde zu 
legen sind. 


§ 120 

(1) Als Krankengeld wird derjenige Be- 
trag gewährt, den der Arbeitslose als Ar- 
beitslosengeld erhielte, wenn er nicht er- 
krankt wäre. Wird ein Arbeitsloser während 
des Bezuges von Arbeitslosengeld arbeits- 
unfähig, so wird das Krankengeld vom ersten 
Tage der Arbeitsunfähigkeit an gewährt. 
§175 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

(2) Trifft der Anspruch auf Krankengeld 
nach Absatz 1 oder auf Grund einer frei- 
willigen Höherversicherung nach §123 Abs, 1 
mit einem Anspruch auf Krankengeld auf 
Grund einer gelegentlichen krankenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung während des 
Bezuges von Arbeitslosengeld zusammen^ so 
steht dem Arbeitslosen nur der höhere An- 
spruch zu. 


§ 121 

(1) Arbeitslose y die im Zeitpunkt der Ar- 
beitslosmeldung 

1. der Seekrankenkasse oder einer Ersatzkasse 
angehöreny sind Mitglieder ihrer bisheri- 
gen Krankenkasse y 

2. einer Landkrankenkasse oder einer knapp- 
schaftlichen Krankenkasse angehöreny sind 
Mitglieder der örtlido zuständigen Kran- 
kenkasse gleicher Art. 

Dies gilt auch für ArbeitslosCy die bis zur Be- 
endigung ihres letzten Beschäftigungsverhält- 
nisses Mitglieder einer der vorgenannten 
Krankenkassen waren und sich innerhalb von 
drei Wochen nach seiner Beendigung arbeits- 
los melden. 

(2) Arbeitslosey die im Zeitpunkt der Ar- 
bei tslosmeldung 
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(3) Der Direktor des Arbeitsarates kann 
mit den Krankenkassen vereinbaren, daß für 
die Berechnung der Beiträge zur Kranken- 
versicherung der Arbeitslosen ein einheit- 
lidier Beitragssatz zugrunde gelegt wird. 


§ 120 

(1) Als Krankengeld wird derjenige Be- 
trag gewährt, den der Arbeitslose als Ar- 
beitslosengeld erhielte, wenn er nicht er- 
krankt wäre. Wird ein Arbeitsloser während 
des Bezuges von Arbeitslosengeld arbeitsun- 
fähig, so wird das Krankengeld vom ersten 
Tage der Arbeitsunfähigkeit an gewährt. 
§175 Abs. 3 und 4 gilt sinngemäß. 

(2) entfällt 


§ 121 

(1) Arbeitslose sind Mitglieder der Kran- 
kenkasse, der sie im Zeitpunkt der Arbeits- 
losmeldung angehören oder zuletzt vor Ein- 
tritt der Arbeitslosigkeit angehört haben, 
wenn diese Kasse örtlich zuständig ist, es sei 
denn, daß der Arbeitslose mit dem Antrag 
auf Arbeitslosengeld erklärt, nicht Mitglied 
dieser Krankenkasse sein zu wollen. 


(2) entfällt 
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1. einer Betriebskrankenkasse angehör en, 
sind Mitglieder dieser Krankenkasse oder 
der ihrem Wohnort am nächsten gelegenen 
Betriebskrankenkasse des gleichen Arbeit- 
gebersy 

2. einer Innungskrankenkasse angehör en^ 
sind Mitglieder dieser Krankenkasse, wenn 
sie örtlich zuständig ist, andernfalls der 
örtlich zuständigen entsprechenden In- 
nungskrankenkasse. 

Dies gilt auch für Arbeitslose, die bis zur Be- 
endigung ihres letzten Beschäftigungsverhält- 
nisses Mitglieder einer der vorgenannten 
Krankenkassen waren, sich innerhalb von 
drei Wochen nach seiner Beendigung arbeits- 
los melden und mit dem Antrag auf Arbeits- 
losengeld erklären, daß sie Mitglied der 
Krankenkasse sein wollen, der sie zuletzt 
angehört haben, 

siehe Absatz 4 


(3) Im übrigen sind die Arbeitslosen Mit- 
glieder der örtlich zuständigen allgemeinen 
Ortskrankenkasse. 


(4) örtlidi zuständig ist eine Kranken- 
kasse, deren Bereich den für die Zuständig- 
keit des Arbeitsamtes (§^ 168 und 168 a) 
maßgebenden Wohn- oder Aufenthaltsort 
des Arbeitslosen umfaßt. Besteht für diesen 
Ort keine allgemeine Ortskrankenkasse, so 
ist an ihrer Stelle die Landkrankenkasse, be- 
steht keine Landkrankenkasse, so ist an ihrer 
Stelle die allgemeine Ortskrankenkasse zu- 
ständig, 

(5) Übt ein Arbeitsloser während des Be- 
zuges von Arbeitslosengeld eine kranken- 
versicherungspflichtige Beschäftigung aus, so 
wird er auch für diese Beschäftigung bei der 
Krankenkasse versichert, bei der er während 
des Bezuges des Hauptbetrages für den Fall 
der Krankheit versichert ist. 
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(2 a) örtlich zuständig ist die Kranken- 
kasse, die Im Bezirk des zuständigen Arbeits- 
amtes (§§ 168 oder 168 a) Ihren Sitz oder 
eine Verwaltungsstelle hat. 

(3) Im übrigen sind Arbeitslose Mitglieder 
der allgemeinen Ortskrankenkasse oder, wo 
eine solche nicht besteht, der Landkranken- 
kasse, deren Bezirk den für die Zuständig- 
keit des Arbeitsamtes nach § 168 oder § 168 a 
Abs. 1 maßgebenden Wohn- oder Aufent- 
haltsort oder den nach § 168 a Abs. 2 maß- 
gebenden Beschäftigungsort des Arbeitslosen 
umfaßt. 

(4) e n t f ä 1 1 1 h i e r 

siehe Absatz 2a 


(5) Übt ein Arbeitsloser während des Be- 
zuges von Arbeitslosengeld eine krankenver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung aus, so ist 
für die Krankenversicherung auf Grund die- 
ser Beschäftigung die gleiche Krankenkasse 
zuständig, bei der er während des Bezuges 
des Hauptbetrages für den Fall der Krank- 
heit versichert ist. 
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5 122 

(1) Abweichend von j“ 121 sind die Arbeits- 
losen Mitglieder der Betriebskrankenkasse der 
Bundesanstalt, wenn der V erw altungsrat ihr 
die Durchführung der Krankenversicherung 
überträgt, 

(2) Als Zeitpunkt der Übertragung darf 
kein früherer Zeitpunkt bestimmt werden als 
der erste Tag des dritten Kalendermonats 
nach dem Beschluß des Verwaltungsrates, 

(3) Eine Vereinbarung im Sinne des §119 
Abs, 3 mit der Betriebskrankenkasse der Bun- 
desanstalt bedarf der Zustimmung des 'Ver- 
waltungsrates. 

§ 123 

(1) Arbeitslose, die zur Fortsetzung oder 
Aufrechterhaltung einer Versicherung gegen 
Krankheit nach einem höheren Grundlohn 
als dem Grundlohn nach ^ 119 Abs, 1 bei 
einer der in § 121 Abs, 1 bis 3 bezeichneten 
Krankenkassen berechtigt sind, können diese 
Versicherung auch für die Zeit des Bezuges 
des Hauptbetrages fortsetzen oder aufrecht- 
erhalten. 

(2) Soweit die Beiträge höher sind als die 
Beiträge, die nach § 119 Abs. 1 in Verbin- 
dung mit 125 von der Bundesanstalt zu ent- 
richten sind, hat der Arbeitslose den Unter- 
schiedsbetrag unmittelbar an die Kranken- 
kasse zu entrichten, 

§ 124 

(weggefallen) 

§ 125 

Die Beiträge werden von der Bundesanstalt 
getragen. 

§ 126 

Die Meldungen, die nach der Reichsver- 
sicherungsordnung dem Arbeitgeber obliegen, 
werden in der Krankenversicherung Arbeits- 
loser für die Arbeitsämter auf die zwei- 
wÖchentliche Meldung der Zahl der Empfän- 
ger von Arbeitslosengeld beschränkt, im 
übrigen aber durch die Meldekarte ersetzt, 
die das Arbeitsamt dem Arbeitslosen ausstellt. 
In der Meldekarte sind Beginn, Höhe und 
Ende des Arbeitslosengeldbezuges sowie die 
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§ 122 
entfällt 


§ 123 

entfällt 


§ 124 

(weggefallen) 

§ 125 

unverändert 

§ 126 

Die Meldungen, die nach der Reichsver- 
sicherungsordnung dem Arbeitgeber oblie- 
gen, werden in der Krankenversicherung Ar- 
beitsloser für die Arbeitsämter auf die 
zweiwöchentliche Meldung der Zahl der 
Empfänger von Arbeitslosengeld beschränkt, 
im übrigen durch die Meldekarte ersetzt, die 
das Arbeitsamt dem Arbeitslosen ausstellt. 
Das Arbeitsamt kann mit den Krankenkas- 
sen abweichende Meldefristen vereinbaren. 
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Zahl der Zuschlagsempfänger zu bescheinigen. 
Das Arbeitsamt kann mit den Krankenkassen 
abweichende Meldefristen vereinbaren. 

§ 127 

(weggefallen) 

§ 128 

(1) Unständig beschäftigte Hafenarbeiter 
(§ 75 b Abs. 2), die in das Mitgiiederverzeich- 
nis der Krankenkasse eingetragen sind, bleiben 
auch während des Bezuges von Arbeitslosen- 
geld eingetragen. Für sie gelten die §§ 117, 
118y der §119 Abs. J, die §§ 120 bis 123 und 
126 nicht. 

(2) Auf die Zahlung der Beiträge zur Kran- 
kenversicherung der in Absatz 1 Satz 1 ge- 
nannten Personen finden die 55 450 y 453 und 
454 der Reichsversicherungsordnung Anwen- 
dung. Das Arbeitsamt zahlt als Beitrag zur 
Krankenversicherung an die allgemeine Orts- 
oder die Landkrankenkasse y in deren Ver- 
zeichnis der unständig Beschäftigte einge- 
tragen isty einen Pauschbetrag, für dessen Be- 
rechnung 5 119 Abs. 1 mit der Maßgabe gilty 
daß die Beiträge von dem jeweils für die 
Woche gezahlten Arbeitslosengeld zu berech- 
nen sind. Der unständig beschäftigte Hafen- 
arbeiter ist insoweit von der Entrichtung von 
Beiträgen befreit. 

(3) Das Krankengeld wird von der Kran- 
kenkasse vom ersten Tage der Arbeitsun- 
fähigkeit an in Höhe des Wochensatzes ge- 
währt, den der Arbeitslose als Arbeitslosen- 
geld erhielte, wenn er nicht erkrankt wäre. 


11. Unfallversicherung 
§ 129 

(1) Für die Unfallversicherung der Arbeits- 
losen gelten die Vorschriften der Reichsver- 
sicherungsordnung und die zu ihrer Ände- 
rung, Ergänzung oder Durchführung erlas- 
senen Vorschriften. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


§ 127 

(weggefallen) 

§ 128 

(1) Unständig beschäftigte Hafenarbeiter 
(§ 75 b Abs. 2), die in das Mitgliederverzeich- 
nis der Krankenkasse eingetragen sind, blei- 
ben auch während des Bezuges von Arbeits- 
losengeld eingetragen. Für sie gelten die 
§§ 117 bis 126 nidit. 

(2) Die Bundesanstalt trägt für die Zahl 
der Tage, für die nach § 116 e Arbeitslosen- 
geld gezahlt wird, den Arbeitnehmeranteil 
des Beitrages zur Krankenversicherung. Der 
unständig beschäftigte Hafenarbeiter ist in- 
soweit von der Entrichtung von Beiträgen 
befreit. 


(3) Ist die Arbeitsunfähigkeit nicht wäh- 
rend einer Besdiäftigung und nicht vor Ab- 
lauf des Tages eingetreten, an dem die erste 
Meldung beim Arbeitsamt nach Beendigung 
der Besdiäftigung erfolgt Ist, so wird als 
Krankengeld vom ersten Tage der Arbeits- 
unfähigkeit ab derjenige Betrag gewährt, 
den der Arbeitslose als Arbeitslosengeld er- 
halten würde, wenn er nicht erkrankt wäre 
und keine Schicht geleistet hätte. Die Bun- 
desanstalt erstattet den Mehraufwand, wenn 
dieses Krankengeld höher ist als das Kran- 
kengeld nadi dem Ortslohn. 

II. Unfallversicherung 
§ 129 

(1) unverändert 
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(2) Die Vorschriften des Dritten Buches (2) entfällt hier 

der Reichsversidierungsordnung werden wie siehe Artikel X § 4a 

folgt geändert und ergänzt: 

1. Als § 537 a wird eingefügt: 

,§ 537 a 

Gegen Arbeitsunfall sind ferner ver- 
sichert 

1. die Teilnehmer an Maßnahmen nach 
§ 135 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung, 

2. Beschäftigte nach den §§ 140 und 141 i 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, 

3. Personen, die der Meldepflicht nach 
§ 173 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung unter- 
liegen." 

2. Als § 543 a wird eingefügt: 

,§ 543 a 

Bei den nach § 537 a Nr. 3 versicherten 
Personen gelten als Arbeitsunfälle nur Un- 
fälle auf dem Wege 

1. zwischen ihrer Wohnung und der Stelle, 
die sie zur Erfüllung der Meldepflicht 
aufsuchen, oder einer sonstigen Dienst- 
stelle der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 
oder efiner seemännischen Heuerstelle, 
die sie auf deren Veranlassung aufsuchen, 

2. zwischen einer der vorgenannten Stellen 
oder ihrer Wohnung und einem Arbeit- 
geber, den sie auf Veranlassung des Ar- 
beitsamtes oder einer seemännischen 
Heuerstelle zum Zwecke der Vorstel- 
lung oder Arbeitsaufnahme auf suchen, 

einschließlich des erforderlichen Aufent- 
haltes bei den wrgenannten Stellen." 

3. In § 563 wird folgender Absatz 5 einge- 
fügt: 

,(5) Als durchschnittlicher Verdienst für 
den vollen Arbeitstag im Unternehmen im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 gilt im Falle 
des § 543 a ein Sechstel des Einheitslohnes, 
der der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
oder der Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe zugrunde liegt." 

4. Im § 564 Abs. 1 erhält Nummer 7 fol- 
gende Fassung: 
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Beschlüsse des 2 7, Ausschusses 


,7. bei Teilnahme an einer Maßnahme nach 

§ 135 oder einer Beschäftigung auf 

Grund der §§ 139, 140 und 141 i des 

Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 

Arbeitslosenversicherung.’ 

5. Als § 626 wird eingefügt: 

,§ 626 

(1) In dem Falle des § 537 a Nr. 1 ist 
Träger der Versicherung die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung, soweit sie selbst diese Maß- 
nahmen eingerichtet hat. 

(2) In Fällen des § 537 a Nr. 1 und 2 
ist Träger der Versidherung der Versiche- 
rungsträger des Gemeindeverbandes oder 
der Gemeinde, wenn das Vorhaben von 
einer Gemeinde oder einem Gemeindever- 
bande oder einem in deren Aufträge han- 
delnden gemeinnützigen Unternehmen auf 
eigene Rechnung oder durch Dritte durch- 
geführt wird. Wird das Vorhaben von 
einem Lande oder einem in seinem Auf- 
träge handelnden gemeinnützigen Unter- 
nehmen auf eigene Rechnung oder durch 
Dritte durchgeführt, so ist Träger der Ver- 
sicherung das Land. 

(3) In dem Falle des § 537 a Nr. 3 ist 
Träger der Versicherung die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung,’ 

6. § 892 erhält folgenden Absatz 4: 

,(4) Die Aufgaben der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung als Träger der Versicherung 
(§ 626 Abs. 1 und 3) werden von der Bun- 
desausführungsbehörde für Unfallversiche- 
rung wahrgenommen.’ 

7. § 896 erhält folgenden Absatz 2: 

,(2) Die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung er- 
stattet der Bundesausführungsbehörde für 
Unfallversicherung (§ 892 Abs. 4) die Auf- 
wendungen für die Unfallversicherung der 
Arbeitslosen. Das Nähere über die Durch- 
führung der Erstattung und über die Höhe 
eines Verwaltungskostenpauschales be- 
stimmt der Bundesminister für Arbeit nach 
Anhörung des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung durch Rechtsver- 
ordnung.’ 
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D, Lohnausfallvergütung 

I. Kurzarbeitergeld 
§ 130 

(1) Die Bundesregierung bestimmt nadi 
Anhörung des Verwaltungsrates entsprediend 
der Arbeitsmarktlage durdi Reditsverord- 
nung, in weidien Wirtsdiaftszweigen die Ge- 
währung von Kurzarbeitergeld aus Mitteln 
der Arbeitslosenversicherung zulässig ist. Sie 
kann die Zulassung auf Betriebe bestimmter 
Größe, auf bestimmte Bezirke, auf Personen- 
gruppen oder zeitlich beschränken. Bei der 
Zulassung ist zu berücksiditigen, daß bei 
überdurdisdinittlidier Arbeitslosigkeit die 
Arbeitsplätze erhalten bleiben, dagegen bei 
Kräftemangel eine wlrtsdiaftlldi nicht ge- 
rechtfertigte Bindung von Arbeitskräften an 
die Betriebe vermieden wird. 


(2) Ausgenommen sind die Betriebe der 
Land- und Forstwirtschaft, der Binnen- 
fisdierei einschließlich der Teichwirtschaft, 
der See- und Blnnensdiiffahrt, des Sdiaustel- 
lergewerbes, ferner die Theater-, Liditsplel- 
und Konzertunternehmen, die Hauswirt- 
sdiaft, die in Heimarbeit sowie die unständig 
Besdiäftigten. 

§ 130 a 

(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist in einem Betrieb zulässig, wenn 

1. die Kurzarbeit dem Arbeitsamt angezeigt 
worden ist, 

2. die Kurzarbeit auf unvermeidbarem, vor- 
übergehendem Arbeitsmangel aus wirt- 
schaftlichen Ursachen beruht, 

3. in der ersten Doppelwodie, für die die 
Kurzarbeit angezeigt worden ist, von der 
Mehrheit der tatsächlich beschäftigten Ar- 
beitnehmer weniger als fünf Sechstel der 
betriebsüblichen Arbeitszeit gearbeitet wird. 
Lehrlinge, Praktikanten, Anlernlinge,Heim- 
arbeiter, geringfügig und unständig Be- 
schäftigte sind nicht mitzuzählen. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
D. Lohnausfallvergütung 
1. Kurzarbeitergeld 
■ § 130 

(1) Kurzarbeitergeld wird aus Mitteln der 
Arbeitslosenversicherung in den Betrieben 
den Arbeitnehmern gewährt, die in einer ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung stehen. 
Die Bundesregierung bestimmt nach Anhö- 
rung des Verwaltungsrates entsprechend der 
Arbeitsmarktlage durch Rechtsverordnung, in 
welchen Wirtschaftsgebieten und Wirtschafts- 
zweigen die Gewährung von Kurzarbeiter- 
geld zulässig ist. Sie kann die Zulassun,g auf 
Betriebe bestimmter Größe, auf bestimmte 
Bezirke, auf Personengruppen oder zeitlich 
beschränken. Bei der Zulassung ist zu berück- 
sichtigen, daß bei überdurchschnittlicher Ar- 
beitslosigkeit die Arbeitsplätze erhalten blei- 
ben, dagegen bei Kräftemangel eine wirt- 
schaftlich nicht gerechtfertigte Bindung von 
Arbeitskräften an die Betriebe vermieden 
wird. 

(2) unverändert 


§ 130a 

(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist In einem Betriebe zulässig, wenn 

1. unverändert 

2. die Kurzarbeit auf unvermeidbarem, vor- 
übergehendem Arbeitsmangel beruht, 

3. unverändert 
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(2) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist nur so lange zulässig, als die Zahl der be- 
zugsberechtiigten Kurzarbeiter in dem Be- 
triebe mehr als fünf vom Hundert der in der 
ersten Doppelwoche tatsächlich beschäftigten 
Arbeitnehmer beträgt. Absatz 1 Nr. 3 Satz 2 
ist anzuwenden. 

§ 130 b 

(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist in einem Betriebe frühestens mit Begann 
der Woche zulässig, in der die Anzeige über 
die Kurzarbeit bei dem Arbeitsamt eingegan- 
gen ist. Wird die Anzeige aus einem ent- 
schuldbaren Grunde nicht rechtzeitig erstat- 
tet, so kann ein früherer Zeitpunkt festge- 
setzt werden. Die Gewährung von Kurz- 
arbeitergeld ist jedoch nicht vor dem Tage 
zulässig, von dem ab das Arbeitsamt die Vor- 
aussetzungen für die Zulässigkeit der Gewäh- 
rung von Kurzarbeitergeld als gegeben an- 
erkennt. 


(2) Die Gewährung des Kurzarbeitergeldes 
ist erst mit Beginn der zweiten Doppelwoche 
der angezeigten Kurzarbeit zulässig, wenn 
in den letzten sechs Wodien vor Beginn der 
angezeigten Kurzarbeit die betriebsübliche 
Arbeitszeit um mehr als zehn vom Hundert 
überschritten worden ist. 

§ 130 c 

(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist in einem Betriebe für vierzehn Wochen 
zulässig. Der Verwaltungsrat kann mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit die 
Gewährung des Kurzarbeitergeldes für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes oder einzelne 
Bezirke in einzelnen Wirtschaftszweigen mit 
Rücksicht auf ihre besonderen Verhältnisse 
ganz oder teilweise oder In allen Wirtschafts- 
zweigen bei überdurchschnittlicher Arbeits- 
losigkeit bis zu zwelund fünfzig Wochen für 
zulässig erklären. 

(2) Die erneute Gewährung für die in Ab- 
satz 1 genannte Dauer ist nur zulässig, wenn 
die tatsächlich beschäftigten Arbeitnehmer 
(§ 130 a) nach dem letzten Bezug von Kurz- 
arbeitergeld mindestens dreizehn Wodien, 
wenigstens fünf Sechstel der betriebsüblichen 
Arbeitszeit gearbeitet haben. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

(2) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist nur so lange zulässig, als die Zahl der be- 
zugsberechtigten Kurzarbeiter in dem Be- 
triebe mehr als zehn vom Hundert der in der 
ersten Doppelwoche tatsächlich beschäftigten 
Arbeitnehmer beträgt. Absatz 1 Nr. 3 Satz 2 
ist anzuwenden. 

§ 130b 

(1) Die Gewährung von Kurzarbeitergeld 
ist In einem Betriebe frühestens mit Beginn 
der Woche zulässig, in der die Anzeige über 
die Kurzarbeit bei dem Arbeitsamt eingegan- 
gen ist. Wird die Anzeige aus einem ent- 
schuldbaren Grunde nicht rechtzeitig erstat- 
tet, so kann ein früherer Zeitpunkt festge- 
setzt werden, der jedoch nicht länger als 
einen Monat vor dem Tage des Eingangs der 
Anzeige liegen darf. Die Gewährung von 
Kurzarbeitergeld ist jedoch nicht vor dem 
Tage zulässig, von dem ab das Arbeitsamt die 
Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Ge- 
währung von Kurzarbeitergeld als gegeben 
anerkennt. 

(2) Die Gewährung des Kurzarbeitergeldes 
ist erst mit Beginn der zweiten Doppelwoche 
der angezeigten Kurzarbeit zulässig, wenn im 
Durchschnitt der letzten sechs Wochen vor 
Beginn der angezeigten Kurzarbeit die be- 
triebsübliche Arbeitszeit um mehr als zehn 
vom Hundert überschritten worden ist. 

§ 130c 

unverändert 
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§ 130 d 

(1) Ansprudi auf Kurzarbeitergeld haben 
Kurzarbeiter, soweit die Gewährung von 
Kurzarbeitergeld nach den §§ 130 bis 130 c 
zulässig ist. 

(2) Kurzarbeiter im Sinne des Absatzes 1 
ist, wer 

1. nach Beginn der Kurzarbeit als Arbeitneh- 
mer eine versidierungspflichtlge Beschäfti- 
gung in dem kurzarbeitenden Betriebe 
fortsetzt oder aus zwingenden betrieb- 
lichen Gründen aufnimmt und 

2. infolge Arbeitsmangels im Sinne des 
§ 130 a Abs. 1 Nr. 2 einen Arbeitsausfall 
von mehr als einem Sechstel der betriebs- 
üblichen Arbeitszeit erleidet und 

3. Infolge des Arbeitsausfalles ein verminder- 
tes Arbeitsentgelt bezieht, jedoch 

4 . in der Doppelwoche, bei monatlidier Lohn- 
abrechnung in jeder Monatshälfte min- 
destens eine volle Arbeitsschicht, minde- 
stens aber acht Arbeitsstunden in der Ar- 
beitsstätte beschäftigt wird. Diese Voraus- 
setzung gilt auch als erfüllt, wenn der Ar- 
beitnehmer diese Mindestarbeitszelt unver- 
schuldet versäumt. 

(3) Als Zelten des Arbeitsausfalles gelten 
Zeiten des Urlaubs und der Krankheit in 
keinem Falle, Wodienfelertage nur, soweit 
eine Lohnzahlungspflicht infolge des Arbeits- 
mangels entfällt. 

§ 130 e 

(1) Für die Bemessung des Kurzarbeitergel- 
des ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt (Kurz- 
lohn) und dem Arbeitsentgelt maßgebend, 
das der Kurzarbeiter ohne den Arbeitsausfall 
in der betriebsüblichen Arbeitszeit erzielt 
hätte (Vollohn). Arbeitsentgelt, auf das der 
Kurzarbeiter für die Zeit des Arbeitsausfalles 
Anspruch hat, oder Zuschüsse, die der Arbeit- 
geber freiwillig wegen des Arbeitsausfalles 
zum Arbeitsentgelt leistet, sind dem tatsädi- 
lidi erzielten Arbeitsentgelt hinzuzurechnen. 
Das gleiche gilt für Einkommen, das der 
Kurzarbeiter während des Bezuges von Kurz- 
arbeitergeld aus einer unselbständigen oder 
selbständigen Tätigkeit erzielt. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
§ 130d 

(1) unverändert 


(2) Kurzarbeiter im Sinne des Absatzes 1 
ist, wer 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. infolge des Arbeitsausfalles ein verminder- 
tes Arbeitsentgelt bezieht, jedoch in der 
Doppelwoche, bei monatlicher Lohnab- 
rechnung in jeder Monatshälfte mindestens 
eine volle Arbeitsschicht, mindestens aber 
acht Arbeitsstunden in der Arbeitsstätte be- 
schäftigt wird. Diese Voraussetzung gilt 
auch als erfüllt, wenn der Arbeitnehmer 
diese Mindestarbeitszelt unverschuldet ver- 
säumt. 

(3) unverändert 


§ 130e 

(1) Für die Bemessung des Kurzarbeiter- 
geldes ist der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt 
(Kurzlohn) und dem Arbeitsentgelt maß- 
gebend, das der Kurzarbeiter ohne den Ar- 
beitsausfall in der betriebsüblichen Arbeits- 
zeit erzielt hätte (Vollohn). Arbeitsentgelt, 
auf das der Kurzarbeiter für die Zeit des Ar- 
beitsausfalles Anspruch hat, oder Zuschüsse, 
die der Arbeitgeber freiwillig wegen des Ar- 
beitsausfalles zum Arbeitsentgelt leistet, sind 
dem tatsächlich erzielten Arbeitsentgelt hin- 
zuzurechnen. Das gleiche gilt für Einkom- 
men, das der Kurzarbeiter aus einer während 
des Bezuges von Kurzarbeitergeld ausgeübten 
unselbständigen oder selbständigen Tätigkeit 
erzielt oder zu beanspruchen hat. 
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(2) Das Kurzarbeitergeld richtet sich nach 
den dem Gesetz beigefügten Tabellen. 

§ 130 f 

Das Kurzarbeitergeld wird In der Regel je- 
weils für eine Doppelwoche gewährt. Wird 
in einem Betriebe das Arbeitsentgelt vier- 
wöchentlich oder monatlich abgerechnet, so 
sollen für die Berechnung und die Gewäh- 
rung des Kurzarbeitergeldes diese Zeiträume 
zugrunde gelegt werden. 


§ 130 g 

Betriebsübliche Arbeitszeit im Sinne der 
§§ 130 a bis 130 e ist die regelmäßige betrieb- 
liche Arbeitszeit, soweit sie die gesetzlich zu- 
lässige Arbeitszeit, für die kein Mehrarbeits- 
zuschlag zu zahlen Ist, nicht überschreitet. 


§ 130 h 

(1) In der Krankenversicherung bemessen 
sich bei Personen, die unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles Kurzarbeitergeld be- 
zogen haben, die Barleistungen nach dem 
Grundlohn, der vor Beginn der Zahlung von 
Kurzarbeitergeld für den Beitrag zur Kran- 
kenversicherung maßgebend war. 

(2) Der Mehraufwand an Krankengeld, der 
den Krankenkassen nach Absatz 1 entsteht, 
wird durch das Arbeitsamt erstattet. §119 
Abs. 2 gilt entsprechend. Erstattungspflichtig 
ist das Arbeitsamt, das das Kurzarbeitergeld 
gewährt. Der Bundesminister für Arbeit kann 
durch Rechtsverordnung eine Pauschalbe- 
rechnung des Mehraufwandes vorschreiben. 


II. Stillegungsvergütung 


§ 1301 

Die Gewährung von Stillegungsvergütung 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung ist 
in einem Betriebe für die Zeit der Stillegung^ 
längstens für sechs Wochen (drei Doppel- 


Be Schlüsse des 2 7. Ausschusses 
(2) unverändert 


§ 130f 

Das Kurzarbeitergeld wird in der Regel 
jeweils für eine Doppelwoche berechnet und 
gewährt. Wird in einem Betriebe das Arbeits- 
entgelt vierwöchentlich oder monatlich abge- 
rechnet, so sollen für die Berechnung und die 
Gewährung des Kurzarbeitergeldes diese Zeit- 
räume zugrunde gelegt werden. 

§ 130g 

unverändert 


§ 130h 

(1) unverändert 


(2) Der Mehraufwand an Barleistungen, 
der den Krankenkassen nach Absatz 1 ent- 
steht, wird durch das Arbeitsamt erstattet. 
Erstattungspflichtig ist das Arbeitsamt, das 
das Kurzarbeitergeld gewährt. Der Bundes- 
minister für Arbeit kann durch Rechtsver- 
ordnung eine Pauschalberechnung des Mehr- 
aufwandes vorschreiben. 


II. Stillegungsvergütung 


§ 1301 

% 

unverändert 
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Wochen) innerhalb von zwölf Monaten zu- 
lässig, wenn infolge allgemeinen Kohlenman- 
gels oder infolge einer angeordneten oder be- 
hördlich anerkannten Einschränkung der 
Wasser-, Gas- oder Stromlieferung die Arbeit 
mindestens in einer Doppelwoche ganz aus- 
fällt und die Stillegung dem Arbeitsamt an- 
gezeigt worden ist. § 130 b Abs. 1 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 130 k 

Anspruch auf Stillegungsvergütung hat, 
wer im Zeitpunkt der Stillegung als Arbeit- 
nehmer in einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung steht, solange das Arbeitsverhält- 
nis während der Stillegung fortdauert. Der 
Anspruch ruht während eines Urlaubs. § 89 
ist entsprechend anzuwenden. 

§ 1301 

(1) Die Stillegungs Vergütung bemißt sich 
nach dem Arbeitsentgelt, das der Anspruchs- 
berechtigte ohne den Arbeitsausfall in der 
betriebsüblichen Arbeitszeit, höchstens jedoch 
in einer Arbeitszeit von achtundvierzig Stun- 
den erzielt hätte. § 105 Abs. 4 Nr. 1 und 
Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden. Ein- 
kommen, das der Anspruchsberechtigte wäh- 
rend des Bezuges von Stillegungsvergütung 
aus einer unselbständigen oder selbständigen 
Tätigkeit erzielt und Beträge im Sinne des 
§ 130e Abs. 1 Satz 2 sind vom Arbeitsent- 
gelt abzusetzen. 

(2) Die Stillegungsvergütung richtet sich 
nach den dem Gesetz beigefügten Tabellen. 
Die §§ 109 und 130f sind ent3Sprechend anzu- 
wenden. 

§ 130 m 

Auf die Krankenversicherung der Empfän- 
ger von Stillegungsvergütung sind die §§117 
bis 121, 123, 125 und 126 entsprechend an- 
zuwenden. 


IIL Gemeinsame Vorschriften 
§ 130 n 

(1) Als Betrieb im Sinne dieser Vorschrif- 
ten gilt auch eine Betriebsabteilung. 
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§ 130 k 

unverändert 


§ 1301 

(1) Die Stillegungsvergütung bemißt sich 
nach dem Arbeitsentgelt, das der Anspruchs- 
berechtigte ohne den Arbeitsausfall in der be- 
triebsüblichen Arbeitszeit, höchstens jedoch in 
einer Arbeitszeit von achtundvierzig Stunden 
erzielt hätte, § 105 Abs. 4 Nr. 1 und Abs. 5 
ist entsprechend anzuwenden. Einkommen, 
das der Anspruchsberechtigte aus einer wäh- 
rend des Bezuges der Stillegungsvergütung 
ausgeübten unselbständigen oder selbständi- 
gen Tätigkeit erzielt oder zu beansprudien 
hat, und Beträge im Sinne des § 130e Abs. 1 
Satz 2 sind vom Arbeitsentgelt abzusetzen. 

(2) unverändert 


§ 130 m 

Empfänger von Stillegungsvergütung sind 
Mitglieder der Krankenkassen, der sie bei Be- 
ginn der Stillegung angehören. Im übrigen 
sind auf ihre Krankenversicherung die §§117 
bis 120, 125 und 126 entsprechend anzuwen- 
den. 

III. Gemeinsame Vorschriften 
§ 130 n 

(1) unverändert 
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(2) Anspruch auf Lohnausfallvergütung hat 
nicht, wer bei entsprechender Anwendung 
des § 87 a nicht als arbeitslos gelten würde. 

(3) Die Lohnausfallvergütung ist zu ver- 
sagen, wenn der Arbeitnehmer eine vom Ar- 
beitsamt zugewiesene Arbeit ohne berechtig- 
ten Grund (§ 90 Abs. 2) nicht annimmt oder 
nicht verrichtet. 

(4) § 94 Abs. 1, 3 bis A und die §§ lila, 
113 a, 114 und 116 gelten entsprechend. 

(5) Für die Unfallversicherung der Empfän- 
ger von Lohnausfall Vergütung gilt § 129 

Abs. 1 entsprechend, soweit sie auf Grund des 
§ 186 Abs. 4 der Meldepflicht nach § 173 
unterliegen." 


A r t i k e 1 ni 

Der Vierte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„VIERTER ABSCHNITT 

Maßnahmen zur Verhütung und 
Beendigung der Arbeitslosigkeit 

A. Förderung der Arbeitsaufnahme und der 
Berufsausbildung sowie berufliche 
Bildungsmaßnahmen 

§ 131 

Arbeitslosigkeit ist in erster Linie durch 
Vermittlung von Arbeit zu verhüten und zu 
beenden. 

§ 132 

(1) Zur Förderung der Arbeitsaufnahme 
im Inlande können für Bezieher von Ar- 
beitlosengeld folgende Leistungen gewährt 
werden: 

1. ÄeAekosten zum Zwecke der Begründung 
eines Arbeitsverhältnisses oder zur Auf- 
nahme einer Arbeit für sich und für die 
Mitreise und Übersiedlung der zu ihrer 
häuslichen Gemeinschaft gehörigen Fami- 
Wenmitglieder, 
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(2) entfällt 


(3) Die §§ 90 und 93 sind für eine vom 
Arbeitsamt zugewiesene Arbeit mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß die Lohnausfallver- 
gütung zu versagen ist. 

(4) § 94 Abs. 1, 3 und 4 und die §§ lila, 
113 a, 114 bis 116 gelten entsprechend. 

(5) Für die Unfallversicherung der Empfän- 
ger von Lohnausfallvergütung gilt § 129 ent^ 
sprechend, soweit sie auf Grund des § 186 
Abs. 4 der Meldepflicht nach § 173 unter- 
liegen." 


Artikel III 

Der Vierte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„VIERTER ABSCHNITT 

Maßnahmen zur Verhütung und 
Beendigung der Arbeitslosigkeit 

A, Förderung der Arbeitsaufnahme und der 
Berufsausbildung sowie berufliche 
Bildungsmaßnahmen 

§ 131 

entfällt 


§ 132 

(1) Zur Förderung der Arbeitsaufnahme im 
Inlande können für Bezieher von Arbeits- 
losengeld folgende Leistungen gewährt wer- 
den: 

1. Kosten der Vorstellung zum Zwecke der 
Begründung eines Arbeits- oder Ausbil- 
dungsverhältnisses sowie Kosten der Reise 
zur Aufnahme einer Arbeit und der Mit- 
reise und Übersledlung der zu ihrer häus- 
lichen Gemeinschaft gehörenden Familien- 
angehörigen, 
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2. Trennungsbeihilfen bei Führung eines ge- 
trennten Haushalts bis zur Übersiedlung 
der Familienangehörigen an den neuen Ar- 
beitsort^ 

3. Arbeitsausrüstung, 

4. Anlernzuschüsse, wenn die volle Leistungs- 
fähigkeit erst nach einer Einarbeitungszeit 
erreicht werden kann, 

5. Überbrückungsbeihilfen bis zur ersten 
Lohn- oder Gehaltszahlung, 

6. einmalige Wirtschaftsbeihilfen an Land- 
arbeiterfamilien für die zum Aufbau oder 
zur Übernahme einer Eigenwirtschaft er- 
forderlichen Beschaffungen, soweit Ihre Ar- 
beitsvermittlung oder der Bestand ihrer Be- 
schäftigungsverhältnisse hiervon abhängig 
ist, 

7. Begleitung von Sammelfahrten bei grup- 
penweiser Überführung an eine?? auswärti- 
gen Beschäftigungsort. 

(2) Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit bestim- 
men, ob und Inwieweit bei Annahme einer 
Arbeit im Auslande unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 und des §136 Abs. 1 die 
Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 ge- 
währt werden können. 

(3) Die Leistungen nach den Absätzen 1 
und 2 können als Zuschuß oder Darlehen ge- 
währt werden, soweit es nicht üblich oder an- 
gemessen ist, daß der Arbeitgeber die Kosten 
übernimmt. 

§ 133 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit zulas- 
sen, daß für Bezieher von Arbeitslosengeld 
Beihilfen zur Durchführung einer geordneten 
Berufsausbildung gewährt werden. Die Bei- 
hilfe« sollen in der Regel die tariflichen An- 
fangsbezüge in dem angestrebten Berufe oder, 
soweit eine tarifliche Regelung nicht besteht, 
die tariflichen Anfangsbezüge in einer ver- 
gleichbaren Berufstätigkeit nicht übersteigen. 
Die Zulassung von Ausbildungsbeihilfen kann 
auf einzelne Berufe beschränkt werden. 
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2. Trennungsbeihilfen, wenn die Arbeitsauf- 
nahme die Führung eines getrennten Haus- 
halts erfordert, 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 


7. Begleitung bei Sammelfahrten zur Arbeits- 
aufnahme an einem auswärtigen Beschäfti- 
gungsort. 

(2) Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit bestim- 
men, ob und inwieweit bei Annahme einer 
Arbeit im Auslande die Leistungen nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 und 2 gewährt werden können. 


(3) unverändert 


§ 133 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit zulassen, daß 
für Bezieher von Arbeitslosengeld Beihilfen 
zur Durchführung einer geordneten Berufs- 
ausbildung gewährt werden. Die Beihilfe darf 
nur ausnahmsweise, wenn die Kosten der 
Ausbildung sonst nicht gedeckt würden, den 
Unterschiedsbetrag zwisAen der vom Arbeit- 
geber zu gewährenden Vergütung und den 
tariflichen Anfangsbezügen in dem angestreb- 
ten Beruf oder, soweit eine tarifliche Rege- 
lung nicht besteht, den tariflichen Anfangs- 
bezügen in einer vergleichbaren Berufstätig- 
keit übersteigen. Die Gewährung von Aus- 
bildungsbeihilfen kann auf einzelne Berufe 
beschränkt werden. 
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§ 134 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit zulassen, daß 
Arbeitgebern zur Schaffung von Dauer arbeits- 
platzen für langfristig Arbeitslose Beihilfen 
bis zu fünfzig vom Hundert des tariflichen 
oder, soweit eine tarifliche Regelung nicht be- 
steht, des im Beruf ortsüblichen Arbeitsent- 
geltes für die Dauer von höchstens sechsund- 
zwanzig Wochen als Darlehen oder Zuschuß 
gewährt werden können. Die Beihilfe darf 
das Eineinhalbfache des Arbeitslosengeldes 
nicht übersteigen. 

§ 135 

Die Bundesanstalt kann Maßnahmen, die 
der beruflichen Fortbildung und Umschulung 
dienen oder geeignet sind, die Kenntnisse und 
Fähigkeiten von Beziehern von Arbeitslosen- 
geld zu erhalten oder zu erweitern und da- 
mit die Vermittlung in Arbeit fördern, ein- 
richten oder unterstützen oder das übliche 
Schulgeld für die Teilnahme zahlen. 


§ 136 

(1) Die Leistungen nach den §§ 132, 133 
und 135 dürfen nur gewährt werden, wenn 
die erforderlichen Mittel den Beziehern von 
Arbeitslosengeld nicht oder nicht in aus- 
reichendem Maße zur Verfügung stehen und 
auch nicht von Dritten zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

(2) Bezieher von Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe werden für die Anwendung 
der §§ 132 bis 135 den Beziehern von Ar- 
beitslosengeld gleichgestellt. Der Verwal- 
tungsrat kann mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit bestimmen, ob und in- 
wieweit andere Arbeitsuchende und Schul- 
abgänger Beziehern von Arbeitslosengeld 
gleichgestellt werden können. 

(3) Zur Durchführung der Maßnahmen 
naA den §§ 132 bis 13^ erläßt der Verwal- 
tungsrat mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Arbeit Richtlinien. Er kann die 
Leistungen nach der Höhe und der Dauer be- 
grenzen. 
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§ 134 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustimmung 
des Bundesministers für Arbeit zulassen, daß 
Arbeitgebern zur Eingliederung von lang- 
fristig Arbeitslosen Beihilfen bis zu fünfzig 
vom Hundert des tariflichen oder, soweit 
eine tarifliche Regelung nicht besteht, des im 
Beruf ortsüblichen Arbeitsentgeltes für die 
Dauer von höchstens sechsundzwanzig 
Wochen als Darlehen oder Zuschuß gewährt 
werden können. Die Beihilfe darf das Ein- 
einhalbfache des Arbeitslosengeldes nidit 
übersteigen. 

§135 

Die Bundesanstalt kann Maßnahmen, die 
der Vorbereitung auf den Beruf, der beruf- 
lichen Fortbildung und Umschulung dienen 
oder geeignet sind, die Kenntnisse und Fähig- 
keiten von Beziehern von Arbeitslosengeld 
zu erhalten oder zu erweitern und damit die 
Vermittlung in Arbeit zu fördern, unter- 
stützen oder durchführen oder das übliche 
Schulgeld für die Teilnahme zahlen. 

§ 136 

entfällt hier 
siehe § 138, a Abs. 1 


siehe § 138a Abs. 2 


siehe § 138b Abs. 1 


§ 136a 

Der Verwaltungsrat kann zulassen, daß die 
Erriditung von Arbeiterwohnheimen und 
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§§ 137 bis 138 
(weggefallen) 


siehe § 136 Abs. 1 


siehe § 136 Abs. 2 
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Jugendwohnheimen durdi Gewährung von 
Darlehen oder Zuschüssen aus Mitteln der 
Bundesanstalt gefördert wird, wenn die För- 
derung Voraussetzung dafür ist, daß Arbeits- 
suchende und Berufsanwärter auswärts 
untergebradit und freie Arbeitsplätze oder 
Ausbildungsplätze besetzt werden können, 
für die am Ort selbst oder in dessen näherer 
Umgebung geeignete Kräfte nicht zur Ver- 
fügung stehen. 


§ 137 

(1) In Ausnahmefällen kann Beziehern 
von Arbeitslosengeld, die eine selbständige 
Tätigkeit aufnehmen, bis zur Erreichung 
eines angemessenen Einkommens, längstens 
jedoch bis zur Dauer von sechsundzwanzig 
Wochen eine Überbrückungshilfe gewährt 
werden. Die Überbrückungsbeihilfe darf den 
Betrag des Arbeitslosengeldes nicht überstei- 
gen, auf den bei Vorliegen der Voraussetzun- 
gen Anspruch bestehen würde. 

(2) § 132 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ist entspre- 
chend anzuwenden. 


§ 138 

Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit zulas- 
sen, daß nach den Erfordernissen des Arbeits- 
marktes weitere Maßnahmen geföi-dert wer- 
den, soweit sie zur Verhütung und Beendi- 
gung der Arbeitslosigkeit zweckdienlich und 
geeignet sind, die Ausgaben für Arbeitslosen- 
geld zu vermindern. In vordringlichen Fäl- 
len kann der Präsident der Bundesanstalt 
solche Maßnahmen zulassen. 

§ 138 a 

(1) Die Förderung nach den §§ 132, 133, 
135, 137 und 138 darf nur gewährt werden, 
wenn die erforderlichen Mittel den Beziehern 
von Arbeitslosengeld nicht oder nicht in aus- 
reichendem Maße zur Verfügung stehen und 
auch nicht von Dritten zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

(2) Die §§ 132 bis 135, 137 und 138 und 
Absatz 1 sind auf Bezieher von Unterstüt- 
zung aus der Arbeitslosenhilfe entsprechend 
anzuwenden. Der Verwaltungsrat kann für 
die Anwendung der §§ 132 bis 135 und 138 
bestimmen, ob und inwieweit andere Ar- 
beitsuchende und Schulabgänger Beziehern 
von Arbeitslosengeld gleichgestellt werden 
können. 
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siehe § 136 Abs. 3 


B. Wert schaff ende Arbeitslosenhilfe 
L Notstandsarbeiten 
§ 139 

(1) Die Bundesanstalt kann Maßnahmen 
zur Arbeitsbeschaffung als Notstandsarbeiten 
aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung nach 
den folgenden Vorschriften fördern (Grund- 
förderung). 

(2) Als Notstandsarbeiten dürfen unbe- 
schadet der Vorschrift des Absatzes 3 nur 
Maßnahmen gefördert werden, die zusätzlich, 
gemeinnützig und volkswirtschaftlich wert- 
voll sind und im öffentlichen Interesse liegen. 
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§ 138 b 

(1) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit zur 
Durchführung der Maßnahmen nach den 
§§ 132 bis 138 allgemeine Richtlinien. Er 
kann die Leistungen nach der Höhe und der 
Dauer begrenzen. 

(2) Die Maßnahmen sollen insbesondere 
dazu dienen, die Arbeitslosigkeit in Gebieten 
mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit 
zu beheben und die Eingliederung älterer Ar- 
beitsuchender in geeignete Arbeitsplätze zu 
fördern. 

§ 138c 

(1) Der Verwaltungsrat erläßt ferner mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
nach den §§ 132 bis 138 und § 139 besondere 
Richtlinien zur Durchführung von Maßnah- 
men zur Erhaltung, Besserung und Wieder- 
herstellung der beruflichen Erwerbsfähigkeit 
von Arbeitsuchenden und Berufsanwärtern, 
deren Eingliederung in Arbeit wegen ihrer 
körperlichen oder geistigen Behinderung 
unter den üblidien Bedingungen des Arbeits- 
marktes gefährdet oder erschwert ist. § 138 a 
Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Der Verwaltungsrat kann ferner mit 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit 
zulassen, daß die Bundesanstalt für den in 
Absatz 1 genannten Personenkreis allgemeine 
Maßnahmen der Arbeits- und Berufsförde- 
rung selbst durchführt oder sonstige Einrich- 
tungen, die Maßnahmen dieser Art durchfüh- 
ren, durch Darlehen und Zuschüsse fördert. 


B. Wertschaffende Arbeitslosenhilfe 

I. Notstandsarbeiten 
§ 139 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Zusätzlidi sind nur solche Maßnahmen, die 
auf andere Weise nicht, nicht in diesem Um- 
fange oder nicht zu diesem Zeitpunkt vorge- 
nommen werden können. 

(3) Als Notstandsarbeiten dürfen auch ge- 
meinnützige Maßnahmen gefördert werden, 
die zusätzliche Arbeitsgelegenheit für arbeits- 
lose ältere Angestellte schaffen und im öffent- 
lichen Interesse liegen, insbesondere kulturel- 
len oder wissenschaftlichen Zwecken dienen. 
Zu diesen Arbeiten können auch Arbeitslose 
zugewiesen werden, denen die Beschäftigung 
bei Maßnahmen nach Absatz 2 die künftige 
Ausübung ihrer bisherigen überwiegenden 
Tätigkeit wesentlich erschweren würde. 


(4) Maßnahmen, die in hohem Maße 
menschliche Arbeitskraft beanspruchen, sind 
zu bevorzugen. Das gleiche gilt für Maß- 
nahmen, die geeignet sind, unmittelbar oder 
mittelbar Dauerarbeitsplätze oder die Vor- 
aussetzungen für die Beschäftigung von Ar- 
beitslosen in Dauerarbeit zu schaffen. 

(5) Maßnahmen, die privaten erwerbswirt- 
schaftlichen Zwedcen dienen, dürfen nicht 
gefördert werden. 

(6) Die Grundförderung soll die durch- 
schnittlichen Aufwendungen an Arbeitslosen- 
geld und an Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe nicht übersteigen. Sie kann als Dar- 
lehen oder Zuschuß gewährt werden. 

(7) Die Grundförderung kann beim Aus- 
setzen der Arbeit infolge von Witterungsein- 
flüssen weitergewährt werden, wenn für die 
Ausfallzeit Lohn mindestens in Höhe der 
Grundförderung gezahlt wird, 

(8) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung der Bundesregierung die erforderlichen 
Richtlinien über Art und Träger der Maß- 
nahmen, über Art, Umfang und Dauer der 
Förderung sowie über das Verfahren. Er 
kann mit Rücksicht auf die Lage des Arbeits-' 
marktes oder sonstige wirtschaftliche Ver- 
hältnisse mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Arbeit bestimmte Arten von Arbei- 
ten zeitweise fördern oder ausschließen. 

§139a 

(1) Zur Verstärkung der Grundförderung 
(§ 139) können für Maßnahmen, die für die 
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(3) Als Notstandsarbeiten dürfen auch zu- 
sätzliche gemeinnützige Maßnahmen geför- 
dert werden, die Arbeitsgelegenheiten für 
arbeitslose ältere Arbeitnehmer, insbesondere 
ältere Angestellte, schaffen und im öffent- 
lichen Interesse liegen, insbesondere kultu- 
rellen oder wissenschaftlichen Zwecken die- 
nen. Zu diesen Arbeiten können auch Ar- 
beitslose zugewiesen werden, denen die Be- 
schäftigung bei Maßnahmen nach Absatz 2 
die künftige Ausübung ihrer bisherigen über- 
wiegenden Tätigkeit wesentlich erschwereli 
würde. 

(4) Maßnahmen, die vorwiegend mensch- 
liche Arbeitskraft beanspruchen, sind zu be- 
vorzugen. Das gleiche gilt für Maßnahmen, 
die geeignet sind, unmittelbar oder mittelbar 
Dauerarbeitsplätze oder die Voraussetzungen 
für die Beschäftigung von Arbeitslosen in 
Dauerarbeit zu schaffen. 

(5) Maßnahmen, die unmittelbar privaten 
erwerbswirtschaftlichen Zwecken dienen, 
dürfen nicht gefördert werden. 

(6) unverändert 


(7) entfällt 


(8) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zu- 
stimmung der Bundesregierung die erforder- 
lichen Richtlinien über Art und Träger der 
Maßnahmen, über den Personenkreis, über 
Art, Umfang und Dauer der Förderung so- 
wie über das Verfahren. Er kann mit Rück- 
sicht auf die Lage des Arbeitsmarktes oder 
sonstige wirtschaftliche Verhältnisse mit Zu- 
stirrimung des Bundesministers für Arbeit 
bestimmte Arten von Arbeiten zeitweise för- 
dern oder ausschließen. 

§ 139a 

(1) Zur Verstärkung der Grundförderung 
(§ 139) können für Maßnahmen, die für die 
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Wirtschaft und den Arbeitsmarkt besonders 
wertvoll sind, vom Bundesminister für Ar- 
beit aus den verfügbaren Haushaltsmitteln 
des Bundes (verstärkte Förderung aus Bun- 
desmitteln) und vom Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt aus Mitteln der Arbeitslosen- 
versicherung (verstärkte Förderung aus Mit- 
teln der Bundesanstalt) Darlehen oder Zu- 
schüsse bewilligt werden. Vorzugsweise sol- 
len damit solche Notstandsarbeiten gefördert 
werden, die der Vorbereitung oder Ergän- 
zung anderer wirtschaftsfördernder Maßnah- 
men, insbesondere in Bezirken mit einer den 
Bundesdurchschnitt übersteigenden Arbeits- 
losigkeit zur Beschäftigung langfristig Arbeits- 
loser dienen. Der Bundesminister für Arbeit 
kann den Präsidenten der Bundesanstalt mit 
der Zuteilung der Bundesmittel beauftragen. 
Die Bundesregierung erläßt die für die Durch- 
führung erforderlichen Richtlinien, hinsicht- 
lich der Mittel der Arbeitslosenversicherung 
nach Anhörung des Verwaltungsrates, 


(2) Die Zuteilung von Darlehen und Zu- 
schüssen nach Absatz 1 setzt in der Regel 
voraus, daß auch das Land, dem die Maß- 
nahme zugute kommt, Darlehen und Zu- 
sdiüsse in gleicher Höhe und nicht unter un- 
günstigeren Bedingungen gewährt (verstärkte 
Förderung aus Landesmitteln). Die Bundes- 
anstalt kann die Zuteilung dieser Landes- 
mittel auf Antrag des Landes übernehmen. 


11. Gemeinschaftsarbeiten 
§ 140 

(1) Arbeitslosengeld erhält der Arbeitslose 
auch dann, wenn er eine vom Verwaltungs- 
ausschuß des Arbeitsamtes als gemeinnützig 
und zusätzlich anerkannte Arbeit (Gemein- 
schaftsarbeit) verrichtet, die ihm vom Ar- 
beitsamt zugewiesen worden ist § 139 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Für Mehraufwendungen, die dem Ar- 
beitslosen bei ordnungsmäßiger Ausführung 
der nach Absatz 1 zugewiesenen Arbeit ent- 
stehen, ist ihm neben dem Arbeitslosengeld vom 
Träger der Arbeit eine angemessene Entschä- 
digung zu gewähren. Arbeitslosengeld und 
Entschädigung zusammen dürfen achtzig 
vom Hundert des tariflichen oder des orts- 
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Wirtschaft und den Arbeitsmarkt besonders 
wertvoll sind, vom Bundesminister für Ar- 
beit aus den verfügbaren Haushaltsmitteln 
des Bundes (verstärkte Förderung aus Bun- 
desmitteln) und vom Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt aus Mitteln der Arbeitslosen- 
versicherung (verstärkte Förderung aus Mit- 
teln der Bundesanstalt) Darlehen oder Zu- 
schüsse bewilligt werden. Vorzugsweise sol- 
len damit solche Notstandsarbeiten gefördert 
werden, die der Vorbereitung oder Ergän- 
zung anderer wirtschaftsfördernder Maßnah- 
men, insbesondere in Bezirken mit einer den 
Bundesdurchschnitt übersteigenden Arbeits- 
losigkeit zur Beschäftigung langfristig Ar- 
beitsloser dienen. Der Bundesminister für Ar- 
beit kann den Präsidenten der Bundesanstalt 
mit der Zuteilung der Bundesmittel beauf- 
tragen. Die Bundesregierung erläßt hierfür 
die für die Durchführung erforderlichen 
Richtlinien. Der Verwaltungsrat erläßt hin- 
sichtlich der Mittel der Arbeitslosenversiche- 
rung die erforderlichen Richtlinien mit Zu- 
stimmung der Bundesregierung. 

(2) unverändert 


11. Gemeinschaftsarbeiten 
§ 140 

(1) Arbeitslosengeld erhält der Arbeitslose 
auch dann, wenn er eine vom Verwaltungs- 
ausschuß des Arbeitsamtes als gemeinnützig 
und zusätzlich anerkannte Arbeit (Gemein- 
schaftsarbeit) verrichtet, die ihm vom Ar- 
beitsamt angeboten worden ist. § 139 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Für Mehraufwendungen, die dem Ar- 
beitslosen bei ordnungsmäßiger Ausführung 
der nach Absatz 1 angebotenen Arbeit ent- 
stehen, ist ihm neben dem Arbeitslosengeld 
vom Träger der Arbeit eine angemessene 
Entschädigung zu gewähren. Arbeitslosengeld 
und Entschädigung zusammen dürfen 80 
vom Hundert des tariflichen oder in Erman- 
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üblichen Arbeitsentgelts für gleichartige Ar- 
beiten nicht übersteigen. 

(3) Eine Beschäftigung auf Grund des Ab- 
satzes 1 begründet kein Arbeitsverhältnis im 
Sinne des Arbeitsrechts und kein Beschäfti- 
gungsverhältnis im Sinne der gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung. Die Vor- 
sdiriften über den Arbeitsschutz finden An- 
wendung. 

(4) Der Verwaltungsrat kann mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit Vor- 
schriften über die Art der Arbeiten, das Aus- 
maß der Arbeitsleistung und der Entschädi- 
gung für Mehraufwand sowie über das Ver- 
fahren erlassen. 


HI. Siedlungshilfe 
§ 140 a 

(1) Die Arbeit eines Empfängers von Ar- 
beitslosengeld an seinem Eigenheim oder 
seiner Kleinsiedlung oder die unentgeltliche 
Mitarbeit im Wege der Selbsthilfe an der- 
artigen Bauvorhaben^ die in das Eigentum 
der Mitarbeitenden übergehen^ schließt Ar- 
beitslosigkeit (§ 87 a) nicht aus, wenn das 
Arbeitsamt nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften der Arbeit zustimmt. 


(2) Eigenheime und Kleinsiedlungen 
müssen hinsichtlich Größe, Ausstattung und 
Lasten den Vorschriften des sozialen Woh- 
nungsbaues entsprechen. Wohnungen in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums und 
eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts 
(§20 Abs. 4 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
in der Fassung vom 25. August 1953 
— Bundesgesetzbl. I S. 1047) stehen den 
Eigenheimen i landwirtschaftliche Neben- 
erwerbsstellen den Kleinsiedlungen gleich. Als 
landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen gel- 
ten Siedlungsvorhaben, die auf Grund der 
Vorschriften des Reichssiedlungsgesetzes vom 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

gelung einer tariflichen Regelung des orts- 
üblichen Arbeitsentgelts für gleichartige Ar- 
beiten nicht übersteigen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


IIL Siedlungshilfe 
§ 140a 

(1) Die unentgeltliche Arbeit oder Mitar- 
beit bei der Errichtung eines Eigenheimes 
oder einer Kleinsiedlung im Wege der Selbst- 
hilfe schließt die Verfügbarkeit für die Ar- 
beitsvermittlung (§ 88) nicht aus, wenn 

1. der Arbeitende Bauherr ist oder das 
Grundstück in sein Eigentum übergehen 
oder ihm an dem Grundstück ein Erbbau- 
recht bestellt werden soll oder 

2. der Mitarbeitende die Arbeitsleistung an 
einem solchen Bauvorhaben als zur Fami- 
lie rechnender Angehöriger erbringt oder 

3. die Arbeitsleistungen im Wege der Ge- 
genseitigkeit an solchen Bauvorhaben er- 
bracht werden 

und das Arbeitsamt der Arbeit nach Maßgabe 
der folgenden Vorschriften zustimmt. 

(2) Eigenheime und Kleinsiedlungen müs- 
sen hinsichtlich Größe, Ausstattung und Be- 
lastung den Vorschriften des sozialen Woh- 
nungsbaues entsprechen. Landwirtschaftliche 
Nebenerwerbsstellen stehen den Kleinsied- 
lungen gleich. Als landwirtschaftliche Neben- 
erwerbsstellen gelten Siedlungsvorhaben, die 
auf Grund der Vorschriften des Reichssied- 
lungsgesetzes vom 11. August 1919 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1429) und der dazu ergangenen 
landesrechtlichen Vorschriften errichtet wer- 
den und die nach Größe und Ausstattung die 
hauptberufliche Betätigung des Siedlers als 
Arbeitnehmer nicht in Frage stellen. 
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11. August 1919 (Reichsgsetzbl. I S. 1429) 
und der dazu ergangenen landesrechtlichen 
Vorschriften errichtet werden und die nach 
Größe und Ausstattung die hauptberufliche 
Betätigung des Siedlers als Arbeitnehmer 
nicht in Frage stellen. 


(J) Das Arbeitsamt darf bei der gemein- 
samen Errichtung von Eigenheimen und 
Kleinsiedlungen nur zustimmen^ wenn für die 
Bauvorhaben ein gemeinnütziger Träger be- 
stimmt ist und der Wert der unentgelt- 
lichen Mitarbeit den Umfang der nach dem 
Finanzierungsplan für den Erwerb des Eigen- 
tums erforderlichen Eigenleistung nicht über- 
schreitet, 

(4) Die Mitarbeit gilt auch als unentgelt- 
lich, wenn sie als Eigenleistung im Finanzie- 
rungsplan bewertet wird.' 


(5) Das während der Arbeit am eigenen 
Bauvorhaben oder während der Mitarbeit ge- 
währte Arbeitslosengeld kann zurück- 
gefordert werden, wenn der Empfänger 
innerhalb von fünf Jahren, nachdem das von 
ihm errichtete Bauwerk bezugsfertig ge- 
worden Ist, seine Eigentums- oder Nutzungs- 
rechte veräußert oder wenn er seine Mit- 
arbeit vorzeitig aufgibt, bevor er seinen 
vollen Eigenanteil geleistet hat, und den 
Gegenwert seiner Eigenleistung abtritt oder 
auf andere Weise veräußert. 


(6) Die Bundesregierung erläßt nach An- 
hörung des Verwaltungsrates durch Rechts- 
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(2 a) Die Absätze 1 und 2 sind für die un- 
entgeltliche Arbeit oder Mitarbeit bei der 
Errichtung einer Eigentumswohnung oder 
einer Genossenschaftswohnung (§§ 12 und 13 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes vom 
27. Juni 1956 — Bundesgesetzbl. I S. 523) 
entsprechend anzuwenden, wenn die Woh- 
nung zum Bewohnen durch den Inhaber des 
Rechts oder seine Angehörigen bestimmt ist. 

(3) entfällt 


(4) Arbeit und Mitarbeit, die als Eigen- 
leistung bewertet werden, gelten als unent- 
geltlich, soweit sie den Umfang der im Finan- 
zierungsplan vorgesehenen Eigenleistung 
nicht überscJireiten. 

(5) Das während der Arbeit am eigenen 
Bauvorhaben oder während der Mitarbeit ge- 
währte Arbeitslosengeld kann zurückgefor- 
dert werden, wenn der Bezieher des Arbeits- 
losengeldes innerhalb von fünf Jahren, nach- 
dem das von ihm errichtete Bauwerk bezugs- 
fertig geworden ist, seine Eigentums- oder 
Nutzungsrechte veräußert oder wenn er 
seine Arbeit aufgibt, bevor er seinen vollen 
Eigenanteil geleistet hat und den Gegenwert 
seiner Eigenleistung abtritt oder auf andere 
Weise veräußert, 

(5 a) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 
gelten sinngemäß für Selbsthilfeleistungen, 
die bei der Errichtung von Dauerkleingarten- 
Anlagen für die Aufschließung und Kulti- 
vierung des Geländes sowie die Herstellung 
von Gemeinschaftsanlagen unentgeltlich er- 
bracht werden. 

(6) Die Bundesregierung kann nach An- 
hörung des Verwaltungsrates durch Rechts- 
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Verordnung Vorschriften, unter welchen 
sonstigen Voraussetzungen und für welche 
Dauer die Zustimmung erteilt werden darf, 
sowie über das Zustimmungsverfahren und 
über die Rückforderung nadi Absatz 5/‘ 


Gesetz vom 16. April 1956'^) 
Artikel I 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung erhalt folgende« 
Fünfte« Abschnitt: 


„FÜNFTER ABSCHNITT : 

: 

: 

Arbeitslosenhilfe | 

§ 141 i 

: 

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des : 
Grundgesetzes haben Anspruch auf Unter- • 
Stützung aus der Arbeitslosenhilfe nach Maß- : 
gäbe der folgenden Vorsdiriften. Im übrigen • 
gelten die sonstigen Vorschriften dieses Ge- • 
setzes sinngemäß, soweit die Besonderheiten : 
der Arbeitslosenhilfe nicht entgegenstehen. • 
§ 87 Abs. 2, 5 Abs. 3 und § 168 a sind | 
nicht anzuwenden. : 


*) Der in «•«•••••••••, eingerahmte Text wurde mit 

dem Schriftlichen Bericht des Ausschusses für 
Arbeit (27. Ausschuß) — Drucksache 2101 — 
vorweggenommen, ist als Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 16. April 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
in Kraft getreten und wird gemäß Artikel X 
§ 7 Abs. 2 Nr. 38 des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs aufgehoben. Er ist hier lediglich zur 
Information den Beschlüssen des Ausschusses 
gegenübergestellt. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

Verordnung zur Vermeidung von Miß- 
bräuchen Vorschriften darüber erlassen, welche 
Angehörigen im Sinne des Absatzes 1 zur 
Familie rechnen, für welche Dauer die Zu- 
stimmung erteilt werden darf, sowie über 
das Zustimmungsverfahren und über die 
Rückforderung nach Absatz 5. Sie kann da- 
bei auch bestimmen, unter welchen anderen, 
durch Maßnahmen auf dem Gebiete der För- 
derung des Eigenheimbaus bedingten Vor- 
aussetzungen die Zustimmung erteilt werden 
darf.“ 


A r t i k e 1 IV 

Der Fünfte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 


„FÜNFTER ABSCHNITT 

Arbeitslosenhilfe 

§ 141 

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes haben Anspruch auf Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenhilfe nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften. Im 
übrigen gelten die sonstigen Vorschriften 
dieses Gesetzes sinngemäß, soweit die Beson- 
derheiten der Arbeitslosenhilfe nicht entge- 
genstehen. § 87 Abs. 1 a und § 168 a Abs. 2 
sind nicht anzuwenden. 
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• 

(2) Fremde Staatsangehörige stehen Deut- J 
sehen gleich, wenn in ihrem Heimatstaat ; 
arbeitslosen Deutschen Leistungen gewährt j 
werden, die denen der Arbeitslosenhilfe • 
gleichwertig sind. Ob dies der Fall ist, stellt I 

der Bundesminister für Arbeit fest. | 

• 

(3) Der Bundesminister für Arbeit kann : 

mit Zustimmung des, Bundesministers der S 
Finanzen durch Rechtsverordnung sonstige ; 
fremde Staatsangehörige und Staatenlose | 
Deutschen gleichstellen. Er kann die Gleich- • 
Stellung insbesondere von einer bestimmten ; 
Dauer des Aufenthalts und der Beschäftigung j 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes abhängig * 
machen. § 18 des Gesetzes über die Rechts- ! 
Stellung heimatloser Ausländer im Bundes- j 
gebiet vom 25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I ; 
S. 269) bleibe unberührt. i 


§ 141 a : 

(1) Anspruch auf Unterstützung hat, wer | 

1. arbeitslos ist, der Arbeitsvermittlung zur • 

Verfügung steht und sich beim Arbeitsamt : 
arbeitslos gemeldet hat, * 

2. die Anwartschaft auf ArbeItslosen^^;?ter- | 

Stützung nach § 95 nicht erfüllt oder den • 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung • 
nach § 99 erschöpft hat, | 

3. bedürftig ist und i 

4. innerhalb eines Jahres vor der letzten Ar- • 
beitslosmeldung, die dem erstmaligen : 

Antrag auf Unterstützung vorausgeht, | 

• 

a) KrheitsXosenunterstützung bezogen hat, | 
ohne daß er von dem Bezug auf Grund • 
des § 93 c ausgeschlossen worden ist, • 

oder : 

• 

b) mindestens zehn Wochen in entlohnter, • 
aber nicht nur gelegentlicher oder ge- • 
ringfügiger (§ 75 a Abs. 2) Beschäfti- : 
gung, auch außerhalb des Geltungsbe- • 
reichs dieses Gesetzes, gestanden hat. : 
Zeiten, für die wegen Krankheit, Ur- j 
laub oder unberechtigter Arbeitsver- | 
säumnis kein Arbeitsentgelt gezahlt | 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister für Arbeit kann 
mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen durch Rechtsverordnung sonstige 
fremde Staatsangehörige und Staatenlose 
Deutschen gleichstellen. Er kann die Gleich- 
stellung insbesondere von einer bestimmten 
Dauer des Aufenthalts und der Beschäftigung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes abhängig 
machen. 

(4) Die Vorschriften zwischenstaatlicher 
Verträge über die Arbeitslosenhilfe sowie 

§18 des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer Im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269) 
bleiben unberührt. 


§ 141 a 

(1) Anspruch auf Unterstützung hat, wer 

1. arbeitslos Ist, der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung steht, sich beim Arbeitsamt ar- 
beitslos gemeldet und Unterstützung be- 
antragt hat, 

2. keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, 
weil er die Anwartschaftszelt naA § 95 
nicht erfüllt, 

3. unverändert 

4. Innerhalb eines Jahres vor der letzten Ar- 
beitslosmeldung, die dem erstmaligen An- 
trag auf Unterstützung vorausgeht, 

a) Arbeitslosengeld bezogen hat, ohne daß 

ihm der Anspruch nach § 93 c entzogen 
worden ist, oder 

b) mindestens zehn Wochen, sofern der 
letzte Anspruch auf Grund des § 93 c 
entzogen worden Ist, danach minde- 
stens sechsundzwanzig Wochen (sechs 
Monate) in entlohnter Beschäftigung 
gestanden hat. Eine abgeschlossene oder 
endgültig aufgegebene Ausbildung auf 
Hodi- oder anerkannten Fachschulen 
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• 

: worden ist, bleiben außer Betracht. 

• Ferner bleiben Beschäftigungen außer 

: Betracht, die vor dem Tage liegen, mit 

• dem der Arbeitslose auf Grund des 

J § 93 c vom Bezug der Arbeitslosen- 

: Unterstützung oder der Unterstützung 

• aus der Arbeitslosenhilfe ausgeschlossen 

• worden ist. Eine abgeschlossene oder 

: endgültig aufgegebene Ausbildung auf 

• Hoch- oder anerkannten Fachschulen 

: steht einer Beschäftigung als Arbeit- 

: nehmet gleich. 

• 

: Wird die Unterstützung ohne erneute Ar- 

• beitslosmeldung für eine Zeit nach Er- 

• Schöpfung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 

: Unterstützung beantragt, so tritt an die 

• Stelle des Tages der Arbeitslosmeldung der 

• erste Tag nach Erschöpfung des Anspruchs 

: auf KrheitsXo^tnunterstützung, an dem die 

• sonstigen Voraussetzungen des Anspruchs 

i auf Unterstützung erfüllt sind. 

• 

• 

: (2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 

• Nr. 4 gelten bei Vertriebenen und Sowjet- 

• Zonenflüchtlingen im Sinne der §§ 1 bis 3 des 
: Bundes vertriebenengesetzes vom 19. Mai 1953 

• (Bundesgesetzbl. I S. 201), die nach den §§ 9 

• bis 13 des Bundesvertriebenengesetzes Rechte 
I und Vergünstigungen in Anspruch nehmen 

• können, als erfüllt, wenn sie innerhalb der 
: letzten zwei Jahre vor der Arbeitslosmeldung 

• im Geltungsbereich dieses Gesetzes Aufenthalt 

• genommen haben oder dorthin zurückgekehrt 
I sind und ohne ihr Verschulden die Voraus- 

• Setzungen des Absatzes 1 Nr. 4 nicht erfüllen 

• konnten. 


(3) Der Bundesminister für Arbeit kann für | 
Personengruppen durch Rechtsverordnung • 
andere Erwerbstätigkeiten von bestimmter 1 
Dauer einer entlohnten Beschäftigung im | 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 4 Buchstabe b * 
gleichstellen und bestimmen, unter welchen : 
Voraussetzungen eine vorherige entlohnte Be- | 
schäftigung zur Begründung des Anspruchs | 
auf Unterstützung nicht erforderlich ist. : 
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steht einer Beschäftigung als Arbeit- 
nehmer gleich. Die Beschäftigung kann 
auch außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes ausgeübt worden sein. 
Außer Betracht bleiben gelegentliche 
Beschäftigungen, Beschäftigungen, die 
nach § 75 a Abs. 2 und 3 als gering- 
fügig gelten oder nach § 74 c versiche- 
rungsfrei sind, und Beschäftigungszei- 
ten, für die wegen Krankheit, Urlaub 
oder unberechtigter Arbeitsversäumnis 
kein Arbeitsentgelt gezahlt worden ist. 

Wird die Unterstützung ohne erneute Ar- 
beitslosmeldung für eine Zeit nach Er- 
schöpfung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld beantragt, so tritt an die Stelle des 
Tages der letzten Arbeitslosmeldung, die 
dem erstmaligen Antrag auf Unterstüt- 
zung vorausgeht, der erste Tag nach Er- 
schöpfung des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld, an dem die sonstigen Voraussetzun- 
gen des Anspruchs auf Unterstützung 
erfüllt sind. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 4 gelten bei Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlingen im Sinne der §§ 1 bis 3 
des Bundesvertriebenengesetzes vom 19. Mai 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201), die nach den 
§§ 9 bis 13 des Bundesvertriebenengesetzes 
Rechte und Vergünstigungen in Anspruch 
nehmen können, als erfüllt, wenn sie inner- 
halb der letzten zwei Jahre vor der Arbeits- 
losmeldung im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes Aufenthalt genommen haben oder dort- 
hin zurückgekehrt sind und dort ohne ihr 
Verschulden die Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 Nr. 4 nicht erfüllen konnten. Das 
gleiche gilt bis zur Entscheidung über den 
Antrag auf Erteilung des Ausweises C gemäß 
§ 15 des Bundesvertriebenengesetzes für Per- 
sonen, deren Aufenthaltserlaubnis mit § 1 
Abs. 2 des Gesetzes über die Notaufnahme 
von Deutschen im Bundesgebiet in der Fas- 
sung des § 101 des Bundesvertriebenengeset- 
zes begründet ist. 

(3) unverändert 
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(4) Der Arbeitsvermittlung steht zur Ver- 
fügung, wer zur Aufnahme einer Arbeitneh- 
mertätigkeit ernstlich bereit und ungeachtet 
der Lage des Arbeitsmarktes 

1, nach seinem Leistungsvermögen imstande 
sowie nicht durch sonstige Umstände ge- 
hindert ist, eine Beschäftigung von nicht 
nur geringfügigem Umfange (§ 75 a) unter 
den üblichen Bedingungen des allgemeinen 
Arbeitsmarktes auszuüben und 

2. nach der im Arbeitsleben herrschenden Ver- 
kehrsauffassung für eine Vermittlung als 
Arbeitnehmer in Betracht kommt. 


! § 141 b j 

• Anspruch auf Unterstützung hat nicht, wer ; 

• das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet • 
: hat. Ein Anspruch besteht ferner nicht wäh- • 

• rend der Zeit, für die dem Arbeitslosen ein : 
I Anspruch auf Rente wegen Invalidität oder | 
: Berufsunfähigkeit aus der Rentenversicherung • 

• der Arbeiter, der Rentenversicherung der An- • 
I gestellten oder der knappschaftlichen Renten- • 
l Versicherung zuerkannt ist oder für die er | 

• ähnliche Bezüge öffentlich-rechtlicher Art • 

: erhält. • 

• • 
• • 
• • 
• • 
• • 
• • 
• • 

I § 141 c i 

• • 

: (1) Der Anspruch auf Unterstützung er- : 

: lischt : 

: : 

• l.mit der Erfüllung einer Anwartschaft in • 

i der Arbeitslosenversicherung, • 

! i 

• 2. mit der erneuten Erfüllung der Voraus- • 

: Setzungen des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buch- : 

I stabe b, : 

I I 

• • 

: 3. nach Ablauf von zwei Jahren seit dem l 

• letzten Tag des Unterstützungsbezuges. • 

{ • 

• (2) Eine Unterstützungsdauer von einhun- • 

• dertsechsundfünfzig WoAen kann die Ver- • 
: mutung begründen, daß der Arbeitslose der : 

• Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung steht. • 
I Der Arbeitslose hat auf Verlangen nachzu- j 
I weisen, daß er sich ernstlich bemüht hat, Ar- | 

• beit zu finden. Dabei ist die Arbeitsmarkt- | 

: läge zu berücksichtigen. § 100 ist entsprechend : 
: anzuwenden. • 
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§ 141b 

Anspruch auf Unterstützung hat nicht, 
wer das fünfundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet hat. Ein Anspruch besteht ferner nicht 
während der Zeit, für die dem Arbeitslosen 
ein Anspruch auf Rente wegen Invalidität 
oder Berufsunfähigkeit aus der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, der Rentenversiche- 
rung der Angestellten oder der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung oder auf ähnliche 
Bezüge öffentlich-rechtlicher Art zuerkannt 
ist. 


§ 141 c 

(1) Der Anspruch auf Unterstützung er- 
lischt 

1. mit dem Erwerb eines Anspruchs auf Ar- 
beitslosengeld durch Erfüllung der An- 
wartschaftszeit, 

2. mit dem Erwerb eines neuen Anspruchs 
auf Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
hilfe durch Erfüllung der Voraussetzungen 
des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b, 

3. mit Ablauf von zwei Jahren seit dem letz- 
ten Tag des Unterstützungsbezuges. 

(2) Eine Unterstützungsdauer von ein- 
hundertsechsundfünfzig Wochen kann die 
Vermutung begründen, daß der Arbeitslose 
der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung 
Steht. Der Arbeitslose hat auf Verlangen 
nachzuweisen, daß er sich ernstlich bemüht 
hat, Arbeit zu finden. Dabei ist die Arbeits- 
marktlage zu berücksichtigen. § 100 Abs. 1 
ist entsprechend anzuwenden. 
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S 141 d I 

(1) Die YL^inptunterstützung richtet sich : 

nach dem Bemessungsentgelt. Als Bemessungs- • 
entgeh ist zugrunde zu legen • 

1. in dem Falle des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buch- | 

stabe a das Arbeitsentgelt, das zuletzt der • 
Bemessung der KrhMsXosenunterstützung J 
zugrunde gelegt worden ist, | 

2. in dem Falle des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buch- : 
stabe b das durchschnittliche Arbeitsentgelt • 
der letzten zehn Wochen der Beschäftigung, : 
durch die die Voraussetzung dieser Vor- : 
Schrift erfüllt wird. § 105 Abs. 1 Satz 2 • 
und 3 und Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. i 

(2) Liegen gleichzeitig die Voraussetzungen | 

des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a und b : 
vor, so ist Absatz 1 Nr. 2 anzu wenden. | 


• i 

: (3) Kann die Ü^LUptunter Stützung nicht : 

: nach den Absätzen 1 und 2 bemessen werden • 
: oder wäre eine Bemessung nach Abs. 1 Nr. 2 • 
I mit Rücksicht auf die von dem Arbeitslosen z 
; zuvor überwiegend ausgeübte Beschäftigung 5 
: unbillig hart, so ist als Bemessungsentgelt das | 
: am Wohn- oder Aufenthaltsort des Arbeits- | 

• losen (§ 168) maßgebliche tarifliche oder | 

I mangels einer tariflichen Regelung das orts- i 
I übliche Arbeitsentgelt derjenigen Beschäfti- • 
; gung zugrunde zu legen, für die der Arbeits- | 
: lose nach dem Lebensalter und seinem Lei- | 

• stungsvermögen unter billiger Berücksichti- • 
; gung seines Berufes und seiner Ausbildung in : 

: Betracht kommt. • 

• • 

• (4) Steht der Arbeitslose aus Gründen, die J 
: In seiner Person liegen, der Arheitsvermitt- i 
I lung nicht für eine Beschäftigung zur Ver- | 
: fügungy deren Entgelt der Bemessung nach | 
: den Absätzen 1 und 2 zugrunde zu legen ! 

• wäre, so ist Absatz 3 anzuwenden. | 

: . . : 

i (5) Die ÜSLuptunterstützung und die Fami- { 

I lienzuschU’ge sind, unbeschadet der Bedürftig- • 
: keitsprüfung (§§ 141 e und 141 f), nach der : 
: dem Gesetz als Anlage beigefügten Tabelle ! 

• zu gewähren. | 

s : 

• • 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
§ 141 d 

(1) Der Hauptbetrag richtet sich nach dem 
Bemessungsentgelt. Als Bemessungsentgelt 
ist zugrunde zu legen 

l.in dem Falle des § 141a Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe a das Arbeitsentgelt, das zuletzt 
der Bemessung des Arbeitslosengeldes zu- 
grunde gelegt worden ist, 

2. in dem Falle des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe b das durchschnittliche Arbeits- 
entgelt der letzten zehn Wochen der Be- 
schäftigung, durch die die Voraussetzung 
dieser Vorschrift erfüllt wird. i§ 105 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden. 

(2) Liegen gleichzeitig die Voraussetzungen 
des § 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a und b 
vor, so ist Absatz 1 Nr. 2 anzuwenden. Hat 
der Arbeitslose nach Erschöpfung des An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld nicht oder we- 
niger als zehn Wochen in einer Beschäftigung 
gestanden, so ist Absatz 1 Nr. 1 anzuwen- 
den. 

(3) Kann der Hauptbetrag nicht nach den 
Absätzen 1 und 2 bemessen werden oder 
wäre eine Bemessung nach Absatz 1 Nr. 2 
mit Rücksicht auf die von dem Arbeitslosen 
zuvor überwiegend ausgeübte Beschäftigung 
unbillig hart, so ist als Bemessungsentgelt das 
am Wohn- oder Aufenthaltsort des Arbeits- 
losen (§ 168) maßgebliche tarifliche oder 
mangels einer tariflichen Regelung das orts- 
übliche Arbeitsentgelt derjenigen Beschäfti- 
gung zugrunde zu legen, für die der Arbeits- 
lose nach dem Lebensalter und seinem Lei- 
stungsvermögen unter billiger Berücksichti- 
gung seines Berufes und seiner Ausbildung In 
Betracht kommt. 

(4) Kann der Arbeitslose aus Gründen, die 
in seiner Person oder in seinen Verhältnissen 
liegen, nicht mehr ein Entgelt erzielen, das 
der Bemessung nach den Absätzen 1 und 2 
zugrunde zu legen wäre, so ist Absatz 3 an- 
zuwenden. 

(5) Der Hauptbetrag richtet sich nach der 
dem Gesetz beigefügten Tabelle. Der Fami- 
lienzuschlag beträgt 6 Deutsche Mark wö- 
chentlich. Hauptbetrag und Familienzuschlag 
dürfen zusammen den Höchstbetrag nicht 
überschreiten. 
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§ 141e i 

• 

(1) Als bedürftig im Sinne des § 141 a : 
Abs. 1 Nr. 3 gilt der Arbeitslose, soweit er • 
seinen Lebensunterhalt nidit auf andere Weise : 
als durch Unterstützung aus der Arbeitslosen- : 
hilfe bestreitet oder bestreiten kann, und das • 
Einkommen, das nadi § 141 f zu berücksidi- : 
tigen ist, den Tabellensatz nicht erreidit. • 


(2) Bedürftigkeit im Sinne des § 141 a j 
Abs. 1 Nr. 3 besteht nicht, solange mit Rück- | 
sicht auf das Vermögen des Arbeitslosen und • 
das Vermögen seines im gemeinsamen Haus- j 
halt lebenden Ehegatten oder seiner im ge- j 
meinsamen Haushalt lebenden Verwandten • 
in gerader Linie Arbeitslosenhilfe offenbar ; 

nicht gereditfertigt ist. • 

• 

• 

(3) Haben Ehe/ew^e, die im gemeinsamen | 
Haushalt leben, oder Personen, die in ehe- • 
ähnlicher Gemeinschaft leben, die Voraus- j 
Setzungen des Anspruchs auf Unterstützung • 
nadi § 141 a Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 erfüllt, : 
so gelten beide zusammen nur insoweit als : 
bedürftig, als die bei jedem der beiden Be- • 
rechtigten nach § 141 f zu berücksichtigenrfew : 
Einkommen zusammengerechnet den nach • 
dem höheren der beiden Bemessungsentgelte ; 
(§ 141 d) ermittelten und um 6 Deutsche | 
Mark erhöhten Tabellensatz nicht erreiche«. • 
Dabei ist das Einkommen der Berechtigten : 
nach § 141 f Abs, 1 Nr. 1 nur zu berück- j 
sichtigen, soweit es 18 Deutsche Mark in der • 
Woche übersteigt. Bei der Bemessung des : 
Tabellensatzes ist die Gesamtzahl der Ange- • 
hörigen zu berücksichtigen, bei denen die ; 
V oraussetzungen für den Familienzuschlag er- | 
füllt sind. Ist die hiernach ermittelte Gesamt- • 
Unterstützung geringer als die Unterstützung, ; 
die einem der Berechtigten zustehen würde^ • 
wenn nur dieser einen Anspruch geltend ; 
machen würde, so ist der höhere Betrag als : 
Gesamtunterstützung zu gewähren. Jedem \ 
der Berechtigten steht der Teil der hiernach • 
ermittelten Gesamtunterstützung als Unter- | 
Stützung zu, der dem Verhältnis der beiden • 
wöchentlichen Einheitslöhne zueinander ent- : 
spricht (Spalte 2 der Anlage zu § 141 d). £r- j 
krankt einer der Berechtigten und hat er An- • 
Spruch auf Krankengeld, so hat der andere 5 
Berechtigte dessenungeachtet Anspruch auf j 
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§ 141 e 

(1) Als bedürftig im Sinne des § 141 a 
Abs. 1 Nr. 3 gilt der Arbeitslose, soweit er 
seinen Lebensunterhalt und den seiner Ange- 
hörigen, für die ein Ansprudi auf Familien- 
zuschlag besteht, nicht auf andere Weise als 
durch Unterstützung aus der Arbeitslosen- 
hilfe bestreitet oder bestreiten kann und das 
Einkommen, das nach § 141 f zu berücksich- 
tigen ist, den Unterstützungssatz nach § 141 d 
Abs. 5 nidit erreicht. 

(2) Bedürftigkeit im Sinne des § 141 a 
Abs. 1 Nr. 3 besteht nicht, solange mit Rück- 
sicht auf das Vermögen des Arbeitslosen, das 
Vermögen seines im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Ehegatten und das Vermögen sei- 
ner im gemeinsamen Haushalt lebenden Ver- 
wandten in gerader Linie die Gewährung 
von Unterstützung offenbar nicht gerecht- 
fertigt ist. 

(3) Haben Ehegatten, die im gemeinsamen 
Haushalt leben, die Voraussetzungen des An- 
spruchs auf Unterstützung nadi § 141 a 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 für die gleiche Zeit 
erfüllt, so gelten beide zusammen nur inso- 
weit als bedürftig, als das Einkommen, das 
nadi § 141 f Abs. 1 a und 2 zu berücksichtigen 
ist, den nach dem höheren der beiden Be- 
messungsentgelte (§ 141 d) ermittelten und 
um 9 Deutsche Mark erhöhten Unterstüt- 
zungssatz nadi § 141 d Abs. 5 nicht erreicht. 
Bei der Ermittlung des Unterstützungssatzes 
nadi § 141 d Abs. 5 sind alle Angehörigen 
mit Ausnahme des Ehegatten zu berücksidi- 
tigen, für die einem der Ehegatten ein An- 
spruch auf den Familienzuschlag zusteht. Ist 
die nadi den Sätzen 1 und 2 ermittelte Ge- 
samtunterstützung geringer als die Unter- 
stützung, die einer der Ehegatten zu bean- 
sprudien hätte, wenn nur dieser einen An- 
spruch geltend madien würde, so ist der 
höhere Betrag als Gesamtunterstützung zu 
gewähren. Jedem der Ehegatten steht der 
Teil, der nadi den Sätzen 1 bis 3 ermittelten 
Gesamtunterstützung als Unterstützung zu, 
der dem Verhältnis der Einheitslöhne (Ta- 
belle zu § 141 d Abs. 5) zueinander ent- 
spricht. Bezieht einer der Ehegatten Kran- 
kengeld auf Grund einer Versicherung nach 
den Vorschriften über die Krankenversiche- 
rung der Arbeitslosen, so hat der andere Ehe- 
gatte gleichwohl Anspruch auf Unterstützung 
nach den Sätzen 1 bis 4. Auf Personen, die 
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: 

• 

Unterstützung in Höhe des nadi den Sätzen ; 
1 bis 5 errechneten Betrages. : 

• 

(4) Unbeschadet des Absatzes 1 kann das : 
Arbeitsamt gleichwohl Unterstützung gewäh- • 
ren, solange und soweit der Arbeitslose Lei- • 
stungen, auf die er einen Anspruch hat, nicht : 
erhält. Das Arbeitsamt hat die Gewährung • 
der Unterstützung dem Leistungspflichtigen • 
unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige be- : 
wirkt, daß die Ansprüche des Arbeitslosen in • 
Höhe der Afe/? rauf Wendungen an Unterstüt- : 
zung, die infolge der Nichtberücksichtigung | 
der Leistungen entstanden sind oder ent- • 
stehen, auf den Bund übergehen. Der Über- ; 
gang wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß S 
der Anspruch unpfändbar ist. Der Zustim- ; 
mung des Arbeitslosen bedarf es nicht. Die : 
Bundesanstalt ist berechtigt und verpflichtet, • 
die Ansprüche für den Bund geltend zu ; 

machen. : 

• 

(5) Im Sinne der Vorschriften der Ab- ; 
Sätze 1 und 2 sind das Einkommen und das • 
Vermögen einer Person, mit der der Arbeits- : 
lose in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, in | 
gleicher Weise zu berücksichtigen wie das Ein- ; 
kommen und das Vermögen des Ehegatten. l 

(6) Der Bundesminister für Arbeit kann ; 

nach Anhörung des Verwaltungsrats und mit i 
Zustimmung der Bundesminister des Innern • 
und der Finanzen durch Rechtsverordnung ; 
bestimmen, inwieweit Vermögen zu berück- • 
sichtigen und unter welchen Voraussetzungen • 
anzunehmen ist, daß der Arbeitslose seinen : 
Lebensunterhalt auf andere Weise bestreitet • 
oder bestreiten kann. • 

§ 141 f i 

(1) Im Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung : 
sind als Einkommen zu berücksichtigen, so- \ 

weit nicht § 112 anzuwenden ist: ; 

• 

1. Einkommen des Arbeitslosen elnsdiließlich : 
der Leistungen, die er von Dritten erhält \ 
oder beanspruchen kann, soweit es insge- • 
samt 9 Deutsche Mark in der Woche über- : 

steigt; : 

• 

2. Einkommen des mit dem Arbeitslosen im : 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten, S 
soweit es 30 Deutsche Mark in der Woche : 

übersteigt; • 

• 

3. Einkommen der mit dem Arbeitslosen im | 
gemeinsamen Haushalt lebenden Verwand- J 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

in eheähnlicher Gemeinschaft leben, sind die 
Vorschriften dieses Absatzes entsprechend an- 
zuwenden. 

(4) Unbeschadet des Absatzes 1 kann das 
Arbeitsamt gleichwohl Unterstützung ge- 
wahren, solange und soweit der Arbeitslose 
Leistungen, auf die er einen Anspruch hat, 
nicht erhält. Das Arbeitsamt hat die Gewäh- 
rung der Unterstützung dem Leistungspflich- 
tigen unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige 
bewirkt, daß die Ansprüche des Arbeitslosen 
in Höhe der Aufwendungen an Unterstüt- 
zung, die infolge der Nichtberücksichtigung 
der Leistungen entstanden sind oder entste- 
hen, auf den Bund übergehen. Der Über- 
gang wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß 
der Anspruch unpfändbar ist. Der Zustim- 
mung des Arbeitslosen bedarf es nicht. Die 
Bundesanstalt ist berechtigt und verpflichtet, 
die Ansprüche für den Bund geltend zu 
machen. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 141 f 

(1) Im Rahmen der Bedürftigkeitsprü- 
fung sind als Einkommen zu berücksichtigen, 
soweit nicht § 112 anzuwenden Ist, 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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i ten in gerader Linie, soweit es 36 Deutsche ; 

• Mark in der Woche übersteigt, zur Hälfte. : 

: Die Beträge von 30 und 36 Deutsche Mark j 

• erhöhen sich um 15 Deutsdie Mark für jede • 
; Person, die der Angehörige auf Grund einer ; 

• rechtlichen oder sittlichen Pflicht überwiegend ; 

• unterhält. Hierbei wird der Arbeitslose nicht • 
: mitgerechnet. Wird der Unterhalt teilweise, • 
I aber nicht überwiegend gewährt, so verrin- j 

• gert sich der Betrag von 15 Deutsche Mark • 
: entsprediend. Wird für die unterhaltene Per- i 
5 son ein Familienzuschlag oder das gesetzliche S 
: Kindergeld gewährt, so verringert sich der • 

• Erhöhungsbetrag um den Familienzuschlag : 

• oder das Kindergeld. • 


(2) Als Einkommen gelten alle Einkünfte • 
in Geld oder Geldeswert nadi Abzug der • 
Steuern, der Beiträge zur Sozial- und Arbeits- : 
losenversicherung oder entsprechender Auf- • 
Wendungen zur sozialen Siciierung in ange- ; 
messenem Umfange und Werbungskosten. • 

(3) NicJit als Einkommen gelten • 

1. Leistungen, die nach bundes- oder landes- : 

gesetzlichen Vorschriften gewährt werden, • 
um einen Mehrbedarf zu dechen, der durch • 
einen Körperschaden verursacht ist, l 

2. Leistungen der vorbeugenden oder nach- • 

gehenden Gesundheitsfürsorge, • 

3. zweckgebundene Leistungen, insbesondere : 
nichtsteuerpflichtige Aufwandsentschädi- • 
gungen und Leistungen zur Erziehung, Er- • 
werbsbefähigung und Berufsausbildung, ; 

4. Leistungen, die dem Arbeitslosen unter An- ; 

rechnung der Unterstützung von anderen | 
Leistungsträgern gewährt werden, • 

5. die Grundrente der Beschädigten nach § 31 : 
des Bundesversorgungsgesetzes und die • 
Renten, die den Opfern nationalsozialisti- : 
scher Verfolgung wegen einer durch die • 
Verfolgung erlittenen Gesundheitsschädi- • 
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Die Beträge von 30 und 36 Deutsche Mark 
erhöhen sich um 15 Deutsche Mark für jede 
Person, die der Angehörige auf Grund einer 
rechtlichen oder sittlichen Pflicht überwie- 
gend unterhält. Hierbei wird der Arbeitslose 
nicht mitgerechnet. Wird der Unterhalt teil- 
weise, aber nicht überwiegend gewährt, so 
mindert sich der Betrag von 15 Deutsche 
Mark entsprechend. Wird für die unterhal- 
tene Person ein Familienzuschlag oder das ge- 
setzliche Kindergeld gewährt, so mindert sich 
der Erhöhungsbetrag um den Familienzu- 
schlag oder das Kindergeld. 

(1 a) Im Falle des § 141 e Abs. 3 ist das Ein- 
kommen der Ehegatten nach Absatz 1 Nr. 1 
nur zu berücksichtigen, soweit es 18 Deutsche 
Mark in der Woche übersteigt. Dies gilt auch, 
wenn nur einer der Ehegatten Einkommen 
hat. Absatz 1 Nr. 2 ist nicht anzuwenden. 
Absatz 1 Nr. 3 und Satz 2 bis 5 sind auch 
dann anzuwenden, wenn der Angehörige nur 
mit einem der Ehegatten in gerader Linie 
verwandt ist. 

(2) Als Einkommen gelten alle Einkünfte 
In Geld oder Geldeswert nach Abzug der 
Steuern, der Beiträge zur Sozial- und Ar- 
beitslosenversicherung oder entsprechender 
Aufwendungen zur sozialen Sicherung In an- 
gemessenem Umfange und der Werbungs- 
kosten. 

(3) Nicht als Einkommen gelten 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. Leistungen, die unter Anrechnung der 
Unterstützung von anderen Leistungs- 
trägern gewährt werden, 

5. unverändert 
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gung gewährt werden bis zur Höhe des • 
Betrages, der in der Kriegsopferversorgung : 
bei gleicher Minderung der Erwerbsfähig- S 
keit als Grundrente gewährt würde, • 

6. Leistungen zum Ausgleich eines Schadens, • 

soweit sie nicht für entgangenes oder ent- • 
gehendes Einkommen oder für den Verlust : 
gesetzlicher Unterhaltsansprüche gewährt • 
werden; die Vorschriften über die Berück- : 
sichtigung von Vermögen bleiben unbe- • 
rührt, • 

7. Unterstützungen auf Grund eigener Vor- j 

sorge für den Fall der Arbeitslosigkeit und • 
Zuwendungen, die die freie Wohlfahrts- I 
pflege gewährt oder die ein Dritter zur Er- • 
gänzung der Unterstützung aus der Ar- • 
beitslosenhilfe gewährt, ohne dazu rechtlich : 
oder sittlich verpflichtet zu sein. • 

§ 141g 2 

Die Wartezeit entfällt, wenn die Unter- • 

Stützung im unmittelbaren Anschluß an Ar- : 
hoAtsloscnunterstützung bezogen wird. Im | 
übrigen kann in Härtefällen von einer Warte- • 
zeit abgesehen werden. Eine Harte liegt ins- : 

besondere dann vor, wenn der Arbeitslose • 
ohne sein Verschulden nicht in der Lage ist, • 
den Lebensunterhalt für sich und seine unter- l 
haltsberechtigten Angehörigen während der » 
Wartezeit zvi bestreiten. • 

§ 141 h i 

(1) Der Arbeitslose hat unbeschadet des S 

§170 auf Verlangen des Arbeitsamtes wäh- • 
rend des Bezuges von Unterstützung glaub- ; 
haft zu machen, daß die tatsächlichen Vor- • 
aussetzungen für die Gewährung der Unter- • 
Stützung fortbestehen. : 

(2) Er hat ferner unbeschadet des § 176 ; 

unverzüglich anzuzeigen j 

1. jede Änderung seines eigenen Einkommens ; 

und Vermögens, j 

2. jede Änderung des Einkommens und des i 

Vermögens der rechtlich zu seinem Unter- • 
halt verpflichteten und seiner sonstigen mit • 
ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden i 
Angehörigen, • 

3. die Aufnahme einer entlohnten Arbeit oder j 

einer selbständigen Tätigkeit durch die in • 
Nummer 2 und die in § 141 e Abs. 5 ge- i 
nannten Personen. : 
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6. unverändert 


7. unverändert 


§ 141g 

Die Wartezeit entfällt, wenn die Unter- 
stützung im unmittelbaren Anschluß an den 
Bezug von Arbeitslosengeld gewährt wird. 


§ 141 h 

(1) unverändert 


(2) Er hat ferner unbeschadet des § 176 

unverzüglich anzuzeigen 

1. unverändert 

2. jede Änderung des Einkommens und des 
Vermögens der rechtlich zu seinem Unter- 
halt verpflichteten Angehörigen, seiner 
sonstigen mit ihm im gemeinsamen Haus- 
halt lebenden Angehörigen und der in 
§ 141 e Abs. 5 genannten Personen, 

3. die Aufnahme einer entlohnten Arbeit 
oder einer selbständigen Tätigkeit durch 
die In Nummer 2 genannten Personen. 
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(3) Vereitelt der Arbeitslose durch sein ! 
Verhalten Ermittlungen der Bundesanstalt • 
171) oder kommt er seiner Anzeige p flicht : 
vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht nachy so • 
kann ihm die Unterstützung ganz oder teil- : 
weise versagt werden, • 

§ 141i j 

Für Empfänger von Unterstützung aus der • 
Arbeitslosenhilfe gelten die §§ 132 bis 139 5 
und 140 Abs, 2, soweit der Bundesminister • 
für Arbeit oder eine Stelle, die er beauftragt • 
hat, die Zustimmung dazu erteilt hat. ; 


: § 141k 

• Soweit die Vorschriften dieses Gesetzes be- 
; stimmen, daß Ansprüche auf die Bundes- 
: anstalt übergehen, daß ihr Aufwendungen zu 
i erstatten sind oder daß ihr Schadenersatz zu 
: leisten ist, finden diese Vorschriften in der 
I Arbeitslosenhilfe mit der Maßgabe Anwen- 

• düng, daß die Ansprüche auf den Bund über- 
: gehen, die Aufwendungen dem Bund zu er- 

• statten sind oder dem Bund Schadenersatz zu 

• leisten ist. Die Bundesanstalt ist berechtigt 
I und verpflichtet, die Ansprüche für den Bund 

• geltend zu machen. 
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(3) § 115 ist entsprechend anzuwenden. 


§ 141 i 
entfällt 


§ 114ii 

(1) Die Unterstützung ist von einer Ar- 
beitsleistung abhängig, soweit dazu Gelegen- 
heit besteht. § 140 ist entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit kann 
mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen durch Rechtsverordnung zulassen, 
daß während der Teilnahme an Gemein- 
schaftsarbeiten Unterstützung ohne Be- 
rücksichtigung des Einkommens, der Unter- 
haltsleistungen und des Vermögens der An- 
gehörigen gewährt wird an 

1. Arbeitslose unter einundzwanzig Jahren, 
auch wenn sie die Voraussetzungen des 
§ 141 a Abs. 1 Nr. 4 nicht erfüllt haben, 

2. Arbeitslose, die nur auf Grund des § 141 e 
keine oder eine verminderte Unterstüt- 
zung erhalten. 

Die Zulassung kann allgemein oder bezirks- 
weise nach Lebensalter oder Geschlecht erfol- 
gen und nach der Dauer begrenzt werden, 

§ 141k 

unverändert 
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§ 1411 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern und dem Bundesminister 
der Finanzen allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften zu erlassen. 


Artikel II 

Ü hergangsvorschriften 

5 1 

In Übergangsfällen erhält nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe 

1. bis zum Ablauf von drei Monateny 

a) wer als fremder Staatsangehöriger oder 
Staatenloser nicht nach .§ 141 Abs, 2 
und 3 Deutschen gleichgestellt ist, 

b) wer nach ^ 141 b keinen Anspruch auf 
Unterstützung haty 

2, bis zum Ablauf von sechs Monateny wer 
die V oraussetzungen des § 141 a Abs, 1 
Nr, 4 nicht erfüllt, 

wenn die sonstigen V oraussetzungen für den 
Anspruch auf Unterstützung gegeben sind. 

§ 2 

Mietzuschläge und Sonderbeihilfen, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gewährt 
worden sind, können in Übergangs fällen im 
Rahmen des Höchstbetrages bis zur Erfül- 
lung einer neuen Anwartschaft (§ 95) oder 
bis zur Erfüllung der V oraussetzungen des 
§ 141 a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b, längstens 
jedoch für die Dauer von zwölf Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in der 
bisherigen Höhe weitergewährt werden. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

§ 141k, 

Die Arbeitslosenhilfe ist Arbeitslosenfür- 
sorge im Sinne des Artikels 120 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und des § 1 Abs. 1 Nr. 9 des 
Ersten Überleitungsgesetzes in der Fassung 
vom 28. April 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 193), 

§ 1411 

unverändert 


entfällt 
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. i 

Als Übergangs fälle im Sinne der §§ 1 \ 

und 2 gelten die Unter st ützungf alle ^ in denen • 
seit dem letzten Tage des Bezuges von Ar- j 
beitslosenfür sorgeunter Stützung bis zum ln- • 
krafttreten dieses Gesetzes nicht mehr als drei \ 
Monate vergangen sind. • 

$ 4 I 

Bis zum Erlaß von Vorschriften nach : 

§ 141 e Abs. 6 bleiben insoweit die gelten- • 
den Vorschriften in Kraft. j 

j ’ I 

(1) Die Unterstützung aus der Arbeitslosen- • 

hilfe ist auf Antrag neu zu bemessen, wenn • 
die letzte Errechnung des Bemessungsentgelts j 
früher als drei Monate vor dem Inkrafttreten • 
dieses Gesetzes erfolgt ist. Abweichend von • 
§ 141 d ist als Bemessungsentgelt das Entgelt l 
zugrunde zu legen, das der Arbeitslose erzielt i 
hätte, wenn er die Beschäftigung, nach deren : 
Entgelt die Arbeitslosenunterstützung oder • 
die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung über- i 
wiegend bemessen worden ist, in dem glei- • 
chen oder in einem vergleichbaren Betriebe • 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- ; 
setzes ausgeübt hätte. • 

(2) Der Antrag wirkt drei Monate zurück, : 
jedoch nicht über den Zeitpunkt des Inkraft- • 

tretens dieses Gesetzes hinaus. : 

• 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht im • 

Falle des Artikels II § 1 Nr. 1. : 


: Artikel III 

• Schlußvorschriften 

1 . . 

• (1) Soweit in anderen Vorschriften auf 

• Bestimmungen verwiesen wird oder Bezeich- 
: nungen verwendet werden, die durch dieses 

• Gesetz geändert werden, treten an ihre Stelle 
i die entsprechenden Bestimmungen und Be- 
i Zeichnungen dieses Gesetzes. 

i (2) Die Arbeitslosenhilfe ist Arbeitslosen- 
S für sorge im Sinne des Artikels 120 Abs. 1 
I des Grundgesetzes und des § 1 Abs. 1 Nr. 9 


entfällt 
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des Ersten Überleitungsgesetzes in der Fas- 
sung vom 28. April 1955 (Bunde sgesetzbl. I 
S. 193). 

5 2 

Im Gesetz über Zulagen und Mindestlei- 
stungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
und zur Überleitung des Unfallversicherungs- 
rechtes im Land Berlin vom 29. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 253) in der Fassung des 
Gesetzes vom 30. April 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 259) werden in § 2 Abs. 2 die 
Worte yyoder von Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung'' gestrichen. 

§ 3 

Die Überschriften der Abschnitte des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung werden wie folgt geändert: 

Der bisherige „Fünfte Abschnitt" erhält die 
Überschrift „Sechster Abschnitt" y der bisherige 
yySechste Abschnitt" die Überschrift „Sieben- 
ter Abschnitt" y der bisherige „Siebente Ab- 
schijitt" die Überschrift yy Achter Abschnitt", 
der bisherige „Achte Abschnitt" die Über- 
schrift „Neunter Abschnitt" , der bisherige 
„Neunte Abschnitt" die Überschrift „Zehn- 
ter Abschnitt" . 

§ 4 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin mit folgenden Besonder- 
heiten: 

a) an Stelle des in § 141 c Abs. 2 genann- 
ten § 100 des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung ist 
§ 12 Abs. 3y 

b) an Stelle des in § 141 h Abs. 2 genannten 
§ 176 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung ist §10 

des Gesetzes über die Regelung der Arbeits- 
losenunterstützung in Groß-Berlin vom 
25. April 1949 (Verordnungsl?latt für Groß- 
Berlin I S. 145) in der Fassung des Gesetzes 
vom 16. Oktober 1953 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin S. 1283) anzuwenden. 

(2) Artikel 1 § 141 a Abs. 1 Nr. 4 gilt im 
Land Berlin in Übergangs fällen mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle der in dieser Vor- 
schrift vorgesehenen Frist von einem Jahr 
eine Frist von zwei Jahren tritt. § 141 c 
Abs. 1 ist anzuwenden. 
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• (J) Rechtsverordnungerij die auf Grund • 

; dieses Gesetzes erlassen werden^ gelten im : 

: Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- • 

• tungsgesetzes. : 

I ^ ^ I 

I (1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1956 in • 
i Kraft. : 

: (2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes • 

• werden vorbehaltlich Artikel 11 § 4 folgende • 

: Vorschriften aufgehoben: i 

• l.die Verordnung Nr. 117 der Militärregie- • 

: rung Deutschland — Britisches Kontroll- : 

• gebiet — (Amtsblatt der Militärregierung • 

• Deutschland — Britisches Kontrollgebiet ; 

: Nr. 22 — S. 652), | 

: 2 . die Verordnung über die Arbeitslosen für- : 

: sorge des Bayerischen Staatsministers für • 

I Arbeit und soziale Fürsorge vom 24. No- • 

• vember 1948 (Bayerisches Gesetz- und J 

: Verordnungsblatt 1949 S. 25) in der Fas- ; 

• sung der Zweiten Verordnung über die Ar- : 

: beitslosenfür sorge des Bayerischen Staats- • 

: ministers für Arbeit und soziale Fürsorge • 

• vom 30. Mai 1949 (Bayerisches Gesetz- | 

: und Verordnungsblatt S. 172), • 

• 3. die Verordnung Nr. 734 des Arbeits- • 

: ministeriums über die Arbeitslosenfürsorge • 

• vom 20. Januar 1949 (Regierungsblatt der : 

; Regierung Württemberg-Baden S. 50) in • 

: der Fassung der V er Ordnung Nr. 740 des • 

• Arbeitsministeriums vom 20. August 1949 : 

: (Regierungsblatt der Regierung Württem- • 

: berg-Baden S. 221), ; 

: 4. die V erordnung über die Arbeitslosen für- • 

I sorge des Ministers für Arbeit und Wohl- ; 

• fahrt des Landes Hessen vom 5. Juli 1948 j 

: (Gesetz- und Verordnungsblatt für das • 

• Land Hessen S. 84) in der Fassung der i 

• Verordnung des Hessischen Staatsministe- • 

: riums vom 3. Juni 1949 (Gesetz- und Ver- • 

• ordnungsblatt für das Land Hessen S. 83) : 

• und der Fassung der V erordnung des Bun- • 

: desministers für Arbeit über die Ände- : 

• rung und Verlängerung der Gültigkeits- : 

• dauer der Hessischen V erordnung über • 

: die Arbeitslosenfürsorge vom 19. Dezem- : 

• ber 1950 (Bundesgesetzbl. 1951 1 S. 75), 5 

: 5. die V erordnung über die Arbeitslosen für- • 

: sorge vom 15. August 1949 (Gesetzblatt ; 

• Freien Hansestadt Bremen S. 167), • 
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6. das Landesgesetz über Arbeitslosenhilfe • 

vom 1. März 1950 (Gesetz- und Verord- i 
nungsblatt der Landesregierung Rhein- : 
land-Pfalz Teil I S, 57), ; 

7. die y erordnung des Arbeitsministeriums • 

über die Arbeitslosenfürsorge vom 7. Ok- • 
tober 1949 (Regierungsblatt für das Land : 
Wüttemberg-Hohenzollern S. 420), • 

8. die Landesverordnung über die Arb eit s- : 

losenfürsorge vom 16. September 1949 • 
(Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt • 
5. 441), I 

9. das in Berlin erlassene Gesetz über die 
Arbeitslosenfürsorge vom 9. Dezember 
1949 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 
S. 485), 

10. § 141 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung in der 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gültigen 
Fassung, 

11. das Gesetz über die Bemessung und Höhe 
der Arbeitslosenfürsorgeunterstützung vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 221), 

12. § 4 Satz 3 des Gesetzes über die Erhöhung 
der Grundbeträge in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Rentenversiche- 
rung der Angestellten sowie über die Er- 
höhung der Renten in der knappsdoaft- 
lidoen Rentenversicherung (Grundbetrags- 
erhöhungsgesetz) vom 17. April 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 125), 

13. das Gesetz über die Anrechnung von 
Renten in der Arbeitslosenfür sorge vom 
18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 660), 

14. die §§ 4 und 5 des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung von Vorschriften auf 
dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung 
und der Arbeitslosenfürsorge vom 24. 
August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1022), 

15. Artikel 2 des Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 1. Dezember 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 353). 

Im übrigen werden vorbehaltlich Artikel II 
§ 4 alle Vorschriften aufgehoben, die diesem 
Gesetz entgegenstehen. Ferner treten vorbe- 
haltlich Artikel II § 4 die Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften außer Kraft, die zur 
Durchführung, Änderung und Ergänzung der 
aufgehobenen Vorschriften erlassen worden 
sind. \ 
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Artikel V 

Der Fünfte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung erhält folgende Fassung: 


„SECHSTER ABSCHNITT 

Aufbringung und Verwaltung 
der Mittel 

A, Beitragspfliditiger Personenkreis 
§ 142 

Die Mittel zur Durchführung der Auf- 
gaben der Bundesanstalt nach diesem Gesetz 
werden unbeschadet der §§ 1 und 163 durch 
Beiträge der versicherten Arbeitnehmer und 
ihrer Arbeitgeber aufgebracht. 

§ 143 

(1) Versicherte und Ihre Arbeitgeber 
tragen die Beiträge je zur Hälfte, soweit 
im folgenden nicht Abweichendes bestimmt 
ist. 

(2) Für einen Versicherten, dessen regel- 
mäßiges Arbeitsentgelt 65 Deutsche Mark 
monatlich oder 15 Deutsche Mark wöchent- 
lich nicht übersteigt, trägt der Arbeitgeber 
den Beitrag allein. 

siehe § 143a 


§ 143 a 

Im Falle des § 70 a Abs. 3 trägt der Ar- 
beitgeber die Beiträge für die Zeit, für die die 
Versicherungsfreiheit rückwirkend erlischt, 
allein. 

143 b 

Beitragsfrei ist eine Beschäftigung als Lehr- 
ling, Anlernling oder Umschüler im Sinne 
des § 74 Abs. 1 und 2 nach Ablauf des 
zweiten Ausbildungsjahres. § 74 Abs. 1 
Satz 3 gilt entsprechend. 
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Artikel V 

Der Sechste Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 


„SECHSTER ABSCHNITT 

Aufbringung und Verwaltung 
der Mittel 

A. Beitragspflichtiger Personenkreis 
§ 142 

Die Mittel zur Durchführung der Auf- 
gaben der Bundesanstalt nach diesem Gesetz 
werden unbeschadet der §§ 1, 162 und 163 
durch Beiträge der versicherten Arbeitneh- 
mer und ihrer Arbeitgeber aufgebracht. 

§ 143 

(1) Versicherte und ihre Arbeitgeber tra- 
gen die Beiträge je zur Hälfte. § 381 Abs. 1 
Satz 2 der Reichsversicherungsordnung ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) entfällt 


(3) Im Falle des § 70 a Abs. 3 trägt der 
Arbeitgeber die Beiträge für die Zeit, für 
welche die Verslcherun^gsfreiheit rückwirkend 
erlischt, allein. 

§ 143 a 

entfällt hier 
siehe § 143 Abs. 3 


§ 143 b 
entfällt 
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§ 144 

Der Bundesminister für Arbeit kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, wie weit die 
deutschen Bediensteten ausländischer Staaten 
und solcher Personen, die nicht der in- 
ländischen Gerichtsbarkeit unterstehen, die 
Pflichten der Arbeitgeber zu erfüllen haben. 


B. Einziehung der Beiträge 
§ 145 

(1) Die Beiträge werden entrichtet: 

1. soweit die Versicherten für den Fall der 
Krankheit pflichtversichert sind, mit den 
Beiträgen zur Krankenversicherung und 
zur Rentenversicherung in einem Betrage; 

2. soweit die Versicherten nicht für den Fall 
der Krankheit pflichtversichert sind, an die 
Krankenkasse, bei der sie ohne Rücksicht 
auf die Mitgliedschaft bei einer Ersatzkasse 
krankenversicherungspflichtig wären. 

(2) Auf die Zahlung sind die §§ 28, 29, 
383, 393 bis 396, 397a bis 405 und, wenn 
es sich um Zahlungen an die See-Krankenkasse 
handelt, außerdem § 490 Abs. 2 Satz 2 und 
Satz 3 erster Halbsatz und § 493 a Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung anzuwenden. Die 
Befugnis, rückständige Beiträge zur Arbeits- 
losenversicherung beizutreiben, ebenso das 
Recht auf Auskunftserteilung durch den Ar- 
beitgeber gemäß § 318 a der Reichsversiche- 
rungsordnung steht den Ersatzkassen im 
gleichen Umfange wie den Krankenkassen 
nach der Reichsversicherungsordnung (§ 225) 
zu. 

(3) Die Einzugsstellen sind unter den Vor- 
aussetzungen des § 397 a der Reichsversiche- 
rungsordnung verpflichtet, in der dort vor- 
gesehenen Höhe Säumniszuschläge zu den 
Beiträgen zu erheben. Der Verwaltungsrat 
kann auf die Erhebung der Säumniszuschläge 
In begründeten Fällen verzichten. Die Ein- 
zugsstellen können auf die Erhebung von 
Säumniszuschlägen verzichten, soweit die 
Bundesanstalt dies zuläßt. 

§ 146 

Über die Abführung der Beiträge sowie 
über deren Verwaltung und Abrechnung 
durch die Einzugsstellen erläßt der Bundes- 
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§ 144 

unverändert 


B. Einziehung der Beiträge 
§ 145 

unverändert 


§ 146 

Über die Einziehung und Abführung der 
Beiträge sowie über deren Verwaltung und 
Abrechnung durch die Einzugsstellen erläßt 
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minister für Arbeit Vorschriften nach An- 
hörung des Verwaltungsrates und der Spitzen- 
verbände der Krankenkassen. 

§ 147 

Die Einzugsstellen erhalten zur Abgeltung 
der Kosten, die ihnen durch die Einziehung 
und Abführung der Beiträge entstehen, eine 
Vergütung. Der Bundesminister für Arbeit 
bestimmt nach Anhörung der Spitzen- 
verbände -der Krankenkassen und des Vor- 
standes der Bundesanstalt durch Rechtsver- 
ordnung die Höhe der Vergütung. 


§ 148 

(1) Die Einzugsstellen haben den recht- 
zeitigen und vollständigen Eingang der Ar- 
beitslosenversicherungsbeiträge zu ^ über- 
wachen. 

(2) Die Bundesanstalt Ist berechtigt und 
verpflichtet, die Einziehung und Abführung 
der Beiträge bei den Einzugsstellen nachzu- 
prüfen. 

(3) Die Aufsichtsbehörden der Einzugs- 
stellen wachen darüber, daß diese ihre Auf- 
gaben hinsichtlich der Arbeitslosenversiche- 
rungsbeiträge ordnungsmäßig erfüllen. Diese 
Aufgabe nimmt gegenüber den Ersatzkassen 
das V ersicherungsamt wahr, das für den Sitz 
der Ersatzkasse zuständig ist. Hat eine Ersatz- 
kasse der Krankenversicherung für An- 
gestellte oder für Arbeiter Zweigstellen, so 
ist das Versicherungsamt des Sitzes der 
Zweigstelle zuständig. Alle erheblichen An- 
stände in der Geschäftsführung einer Einzugs- 
stelle hat das Versicherungsamt dem zustän- 
digen Landesarbeitsamt mitzuteilen. 

C. Festsetzung der Beiträge 
S 149 

(weggefallen) 

§ 150 

(1) Der Beitrag beträgt drei vom Hundert 
des nach Absatz 2 für die Bemessung maß- 
geblichen Betrages, 
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der Bundesminister für Arbeit Vorschriften 
nach Anhörung des Verwaltungsrates und 
der Bundesverbände der Krankenkassen. 

§ 147 

Die Einzugsstellen erhalten zur Abgeltung 
aller Kosten für die Einziehung und Abfüh- 
rung der Beiträge sowie für die Geltend- 
madiung von Ansprüchen, die im Zusam- 
menhang mit der Einziehung der Beiträge 
entstehen, eine Vergütung. Der Bundesmini- 
ster für Arbeit bestimmt nach Anhörung der 
Bundesverbände der Krankenkassen und des 
Vorstandes der Bundesanstalt durch Rechts- 
verordnung die Höhe der Vergütung. 

§ 148 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Aufsichtsbehörden der Einzugsstel- 
len wachen darüber, daß diese ihre Aufgaben 
hinsichtlich der Arbeitslosenversicherungsbei- 
träge ordnungsmäßig erfüllen. Alle erheb- 
lichen Anstände haben sie dem zuständigen 
Landesarbeitsamt mitzuteilen. 


C. Festsetzung der Beiträge 
§ 149 

(weggefallen) 

§ 150 

(1) Der Beitragssatz ist zwei vom Hun- 
dert. Für VersiAerte im Bau- und Bau- 
nebengewerbe und in Gewerbezweigen, 
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(2) Der Beitrag bemißt sidi 

1. für die Versicherten, die für den Fall der 
Krankheit pflichtversichert sind, nach dem 
Grundlohn (Lohnstufe, Mitgliederklasse, 
wirklidier Arbeitsverdienst), der nach der 
Reichsversicherungsordnung für die Bei- 
träge zur Krankenversicherung maßgebend 
ist, für Lehrlinge, die keine Lehrlings- 
Vergütung erhalten, nach dem Grundlohn 
der Lohnstufe 1, 


2. für die Y er sichert en^ die wegen der Höhe 

ihres Arbeitsverdienstes oder als höhere 
oder leitende Angestellte mit einem Ar- 
beitsverdienst über 500 Deutsche Mark 
monatlich nicht krankenv ersieh er ungs- 

pflichtigy aber angestelltenversicherungs- 
pflichtig sind, nach einem Betrag von 
16y67 Deutsche Mark für den Kalendertag, 

3. für die sonstigen V ersicherten nach dem 
Grundlohn, der nach der Reichsversiche- 
rungsordnung für die Beiträge zur 
Krankenversicherung maßgebend wäre. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

welche infolge Witterungseinflüssen Arbeits- 
ausfällen ausgesetzt zu sein pflegen, ist der 
Beitragssatz drei vom Hundert. Der Bundes- 
minister für Arbeit kann nach Anhörung des 
Verwaltungsrates unter Zugrundelegung des 
Verzeichnisses der Wirtschaftszweige für die 
Arbeitsstatistik die unter diese Regelung fal- 
lenden Betriebsstätten näher bezeidinen. 

(2) Der Beitrag bemißt sich 

1. für die Versicherten, die für den Fall der 
Krankheit pflichtversichert sind und deren 
Entgelt die Beitragsbemessungsgrenze der 
Krankenversicherung nicht überschreitet, 
nach dem Grundlohn (wirklicher Arbeits- 
verdienst, Lohnstufe, Mitgliederklasse), 
der nach der Reichsversicherungsordnung 
für die Bemessung des Beitrags zur Kran- 
kenversicherung maßgebend ist, für Lehr- 
linge, die keine Vergütung erhalten, nach 
dem Grundlohn der Lohnstufe 1; 

2. e n t f ä 1 1 1 


3. entfällt 


4. für die übrigen Versicherten nach der 
Grundlage, die für die Bemessung des Bei- 
trags zur Rentenversicherung maßgebend 
ist oder maßgebend wäre, wenn sie der 
Pflicht zur Angestelltenversicherung unter- 
lägen. 

(2 a) Für unständig beschäftigte Hafenar- 
beiter (§ 75 b), die in das Mitgliederverzeich- 
nis der allgemeinen Orts- oder der Land- 
krankenkasse eingetragen sind, bemißt sich 
der Beitrag abweichend von Absatz 2 nach 
dem Schichtlohn. § 116 d Satz 2 ist entspre- 
chend anzuwenden. 

(2 b) Ein höherer Betrag als 750 Deutsche 
Mark monatlich, 175 Deutsche Mark wö- 
chentlich oder 25 Deutsche Mark täglich darf 
der Bemessung des Beitrags nicht zugrunde 
gelegt werden. 
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(3) Für die 5eifr^?g5erhebung sind die 
Wodie zu sieben und der Monat zu dreißig 
Tagen anzusetzen. 

§§ 151 bis 157 
(weggefallen) 


D. Rücklage, Vermögensverwaltung, 
Zusdiußpflidit 

§ 158 

Die Mittel der Bundesanstalt dürfen nur 
für die gesetzlich vorgeschriebenen oder zu- 
gelassenen Zwecke verwendet werden. 

§ 159 

(1) Die Bundesanstalt hat eine Rücklage zu 
bilden. Die Rücklage muß mindestens ein 
Viertel des jährlichen Haushaltsbedarfs be- 
tragen. 

(2) Die Rücklage soll verzinslich angelegt 
werden. Über die Anlage hat der Ver- 
waltungsrat Riditlinien aufzustellen, die der 
Zustimmung der Bundesregierung bedürfen. 

§§ 160 und 161 
(weggefallen) 

S 162 

Die Aufwendungen für die Unfallversiche- 
rung der Empfänger von Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe werden der Bundes- 
anstalt zur Hälfte vom Bund erstattet. 

§ 163 

Kann der Bedarf der Bundesanstalt aus 
den Beiträgen und aus der Rücklage nicht ge- 
deckt werden, so gewährt der Bund die er- 
forderlichen Zuschüsse nach Artikel 120 des 
Grundgesetzes. 
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(3) Für die Erhebung der Beiträge sind die 
Woche zu sieben und der Monat zu dreißig 
Tagen anzusetzen. 

§§ 151 bis 157 
(weggefallen) 


D. Mittel Verwendung, Vermögensverwaltung, 
Zuschußpflicht 

§ 158 

unverändert 


S 159 

(1) Die Bundesanstalt hat die Überschüsse 
der Einnahmen über die Ausgaben der Rück- 
lage zuzuführen. Die Rücklage soll verzins- 
lich angelegt werden. 

(2) Über die Anlage der Rücklage und die 
Verwaltung des sonstigen Vermögens hat der 
Verwaltungsrat Richtlinien zu erlassen, die 
der Zustimmung der Bundesregierung be- 
dürfen. 

§§ 160 und 161 
(weggefallen) 

§ 162 

Die Aufwendungen für die Unfallversiche- 
rung der Empfänger von Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe werden der Bundes- 
anstalt vom Bund erstattet. 

§ 163 

unverändert 


§§ 164 und 165 
(weggefallen) 


10 ? 


§ 164 und 165 
(weggefallen) 



Entwurf 
E. Beitragserstattung 
§ 165 a 

(1) Beiträge, die irrtümlich entricJitet 
worden sind, hat die Bundesanstalt auf An- 
trag zu erstatten, soweit dem Rückforde- 
rungsbereditigten nicht auf Grund solcher 
Beiträge Leistungen gewährt worden sind. 
Rückforderungsberechtigt ist, wer die Bei- 
träge getragen hat. Erstattungspflichtig ist 
das Arbeitsamt, in dessen Bezirk die Einzugs- 
stelle ihren Sitz hat. Die Krankenkassen sind 
berechtigt, die Beiträge unmittelbar zu er- 
statten, soweit die Bundesanstalt dies zuläßt. 

(2) § 29 Abs. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprechend, 

§§ 166 und 167 
(weggefallen)"* 


A r t i k e 1 VI 

Der Sechste Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung; 


„SIEBENTER ABSCHNITT 

Verfahren 

§ 168 

(1) Arbeitslosengeld wird nur auf Antrag 
gewährt. Der Antrag ist persönlich bei dem 
Arbeitsamt zu stellen, in dessen Bezirk der 
Arbeitslose bei Eintritt der Arbeitslosigkeit 
seinen Wohnort hat. Hat der Arbeitslose 
keinen Wohnort oder konnte er sich infolge 
Berufstätigkeit an seinem Wohnort in der 
Regel nicht aufhalten, so ist das Arbeitsamt 
zuständig, in dessen Bezirk er sich bei Eintritt 
der Arbeitslosigkeit aufhält. Im zweiten Falle 
jedoch nur so lange, als er sich an seinem 
Wohnort nldit aufhält. 

(2) Wer sich an einem Ort auf hält, um 
eine Beschäftigung auszuüben, die ihrer 
Natur nach auf einen Teil des Jahres be- 
schränkt ist, begründet dadurch allein noch 
keinen Wohnort. 
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E. Beitragserstattung 
§ 165 a 

(1) Beiträge, die irrtümlich entrichtet wor- 
den sind, hat die Bundesanstalt auf Antrag zu 
erstatten, soweit dem Rückforderungsberech- 
tigten nicht auf Grund solcher Beiträge Lei- 
stungen gewährt worden sind. Rückforde- 
rungsberechtigt ist, wer die Beiträge getragen 
hat. Zuständig für die Erstattung ist das Ar- 
beitsamt, in dessen Bezirk die Einzugsstelle 
ihren Sitz hat. Die Krankenkassen sind be- 
rechtigt, die Beiträge unmittelbar zu erstat- 
ten, soweit die Bundesanstalt dies zuläßt. 

(2) unverändert 

§§ 166 und 167 
(weggefallen)“ 


A r t i k e 1 VI 

Der Siebente Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung erhält folgende Fassung: 


„SIEBENTER ABSCHNITT 

Verfahren 

§ 168 

(1) Der Antrag auf Arbeitslosengeld ist 
persönlich bei dem zuständigen Arbeitsamt 
zu stellen. Zuständig ist das Arbeitsamt, In 
dessen Bezirk der Arbeitslose bei Eintritt der 
Arbeitslosigkeit seinen Wohnort hat. Hat der 
Arbeitslose keinen Wohnort oder konnte er 
sich infolge Berufstätigkeit an seinem Wohn- 
ort in der Regel nicht aufhalten, so ist das 
Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk er 
sich bei Eintritt der Arbeitslosigkeit aufhält, 
im zweiten Fall jedoch nur solange, als er sich 
an seinem Wohnort nicht aufhält. 

(2) unverändert 
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(3) Hält sich der Arbeitslose bei Eintritt 
der Arbeitslosigkeit außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes auf, so ist das 
Arbeitsamt zuständig, in dessen Bezirk er sich 
erstmalig polizeilich angemeldet hat, 

(4) Bei Streit zwischen Arbeitsämtern über 
die Zuständigkeit nach den Absätzen 1 bis 3 
entscheidet, wenn die Arbeitsämter dem Be- 
zirk des gleichen Landesarbeitsamtes ange- 
hören, dessen Präsident, andernfalls der Prä- 
sident der Bundesanstalt. 

§ 168a 

(1) Auf Antrag des Arbeitslosen kann das 
Arbeitsamt ein anderes Arbeitsamt für zu- 
ständig erklären, falls das Verbleiben des 
Arbeitslosen im Bezirk des Arbeitsamtes für 
ihn eine unbillige Härte bedeuten würde. 
Der Verwaltungsrat kann Richtlinien darüber 
aufstellen, unter welchen Voraussetzungen 
eine unbillige Härte anzunehmen ist. 


(2) Hat der Arbeitslose bei Eintritt der 
Arbeitslosigkeit seinen Wohnort im Gebiet 
des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937, aber außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes, und hält 
er sich während der Arbeitslosigkeit dort auf, 
so kann das Arbeitsamt des Beschäftigungs- 
ortes sich für zuständig erklären, wenn der 
Arbeitslose zuletzt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes beschäftigt gewesen ist. Der Ver- 
waltungsrat bestimmt mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit das Nähere über 
das Verfahren, insbesondere unter welchen 
Voraussetzungen und für welche Dauer das 
Arbeitsamt des Beschäftigungsortes sich für 
zuständig erklären kann. 

§ 168 b 

Wer Anspruch auf Arbeitslosengeld erhebt, 
hat sich unbeschadet einer vorherigen Mel- 
dung beim Arbeitsamt des Beschäftigungs- 
ortes bei dem Arbeitsamt arbeitslos zu mel- 
den, das nach § 168 Abs. 1 bis 3 für die Ent- 
gegennahme des Antrages zuständig ist. 

§ 169 

(1) Männlichen Arbeitslosen, die eine Lehr- 
zeit beendigt und Anspruch auf Arbeits- 
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(3) Hält sich der Arbeitslose bei Eintritt 
der Arbeitslosigkeit außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes auf, so ist unbescJia- 
det des § 168 a Abs. 2 das Arbeitsamt zu- 
ständig, in dessen Bezirk er sich erstmalig 
polizeilich anmeldet. 

(4) unverändert 


§ 168 a 

(1) Auf Antrag des Arbeitslosen kann das 
Arbeitsamt ein anderes Arbeitsamt für zu- 
ständig erklären, wenn nadi der Arbeits- 
marktlage Bedenken nidit entgegenstehen 
oder die Ablehnung für ihn eine unbillige 
Härte bedeuten würde. Der Verwaltungsrat 
kann Richtlinien darüber aufstellen, unter 
weldien Umständen Bedenken berechtigt 
sind und unter welchen Voraussetzungen eine 
unbillige Härte anzunehmen ist. 

(2) Für Arbeitslose, die vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit eine versicherungspflichtige 
Beschäftigung befugt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ausgeübt haben, ihren Wohn- 
ort außerhalb dieses Bereidies, aber inner- 
halb des Gebietes des Deutschen Reiches nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 haben, 
kann der Präsident der Bundesanstalt zulas- 
sen, daß sich das Arbeitsamt des Beschäfti- 
gungsortes für zuständig erklärt. Der Ver- 
waltungsrat bestimmt mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit das Nähere über 
das Verfahren, insbesondere über die Vor- 
aussetzungen und die Gültigkeitsdauer der 
Zuständigkeitserklärung. 


§ 168 b 

Wer Anspruch auf Arbeitslosengeld erhebt, 
hat sich unbeschadet der Wirkung einer vor- 
herigen Arbeitslosmeldung beim Arbeitsamt 
des Beschäftigungsortes bei dem Arbeitsamt 
arbeitslos zu melden, das nach den §§ 168 
und 168 a für die Entgegennahme des An- 
trages zuständig ist. 

§ 169 

unverändert 
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losengeld haben, kann auf ihren Antrag vom 
Arbeitsamt ein Wanderschein ausgestellt wer- 
den, wenn das Wandern zur Erlangung einer 
geeigneten Beschäftigung und zur beruflichen 
Weiterbildung berufsüblich ist und zweck- 
mäßig erscheint. 

(2) Der Wanderschein darf für denselben 
Arbeitslosen innerhalb eines Jahres nur ein- 
mal ausgestellt werden; er ist auf höchstens 
dreizehn Wochen zu befristen. 

(3) Der Wanderschein begründet die Zu- 
ständigkeit zum Bezüge des Arbeitslosen- 
geldes in den Orten der Wanderschaft. 

(4) Der Verwaltungsrat bestimmt mit Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit das 
Nähere über die Voraussetzungen für die Er- 
teilung eines Wanderscheines und über das 
Verfahren. 

§ 170 § 170 

(1) Der Arbeitslose hat mit dem Antrag unverändert 

auf Arbeitslosengeld alle Tatsachen glaubhaft 

zu machen, deren Kenntnis für die Festset- 
zung des Arbeitslosengeldes erforderlich ist. 

Er hat insbesondere seine Familienverhält- 
nisse, Art, Beginn, Ende und Lösungsgrund 
seiner Arbeitsverhältnisse sowie geldliche und 
sonstige Leistungen anzugeben, die er hier- 
aus oder in ursädblichem Zusammenhang mit 
der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses 
(§ 113 Abs. 1 Nr. 2) bezogen oder noch zu 
beanspruchen hat. 

(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, nach 
Beendigung eines Arbeitsverhältnisses auf 
Verlangen eine Bescheinigung unter Verwen- 
dung des vorgeschriebenen Vordrucks auszu- 
stellen, aus der Art, Beginn, Ende und Lö- 
sungsgrund des Arbeitsverhältnisses hervor- 
gehen. Anzugeben sind darin ferner alle geld- 
lichen und sonstigen Leistungen, die der Ar- 
beitslose hieraus oder in ursächlichem Zusam- 
menhang mit der Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses (§ 113 Abs. 1 Nr. 2) erhalten 
oder noch zu beanspruchen hat. Das gleiche 
gilt für Zwischenmeister und andere Auftrag- 
geber von Heimarbeitern. 

§ 170 a § 170 a 

(1) Wer einem Bezieher von Arbeitslosen- unverändert 

geld eine Tätigkeit gegen Vergütung über- 
trägt, ist verpflichtet, Art und Dauer der 
Tätigkeit sowie die Höhe der Vergütung zu 
bescheinigen. 
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(2) Wer als Bezieher von Arbeitslosengeld 
Dienst“ oder Werkleistungen gegen Vergü- 
tung erbringt, ist verpflichtet, dem Dienst- 
berechtigten oder Besteller den für die Be- 
sheinigung nah Absatz 1 vorgeshriebenen 
Vordruck vorzulegen. 

§ 171 

(1) Die Bundesanstalt kann Ermittlungen 
jeder Art mit Ausshluß eidliher Verneh- 
mungen anstellen, die zur Feststellung, ob die 
Voraussetzungen zum Bezüge des Arbeits- 
losengeldes vorliegen, erforderlih sind. Sie 
kann im Rahmen der Ermittlungen Einsiht 
in Lohn- und Auftragsbücher sowie in Listen, 
Entgeltverzeihnisse und Entgeltbelege für 
Heimarbeiter nehmen, soweit cnes zur Durh- 
führung des Gesetzes erforderlih ist. Sie 
kann ferner den Arbeitslosen ärztlih unter- 
suhen lassen. 

(2) Behörden und Versiherungsträger 
haben der Bundesanstalt Amtshilfe zu leisten, 
insbesondere die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Durhführung dieses Gesetzes erforder- 
lih sind. Die Finanzbehörden haben der 
Bundesanstalt Auskunft zu geben über die 
Einkommens- und V ermögensverhältnisse 
des Arbeitslosen und seiner zuschlagsberech- 
tigten Angehörigen, der dem Arbeitslosen 
zum Unterhalt verpflihteten Personen und 
der Rückzahlungspflihtigen, soweit dies zur 
Durhführung dieses Gesetzes erforderlih ist. 

, (3) Wer einen Arbeitslosen oder einen sei- 
ner zuschlagsberechtigten Angehörigen be- 
shäftigt oder einer solhen Person Leistungen 
gewährt oder zu Leistungen verpflihtet ist, 
die geeignet sind. Ansprühe des Arbeits- 
losen nah diesem Gesetz auszushließen oder 
zu mindern, ist verpflihtet, hierüber Aus- 
kunft zu erteilen, soweit dies zur Durhfüh- 
rung dieses Gesetzes erforderlih ist,insibeson- 
dere über Art und Umfang selbständiger oder 
unselbständiger Tätigkeit sowie über Gegen- 
leistungen für solhe Tätigkeiten. 

§ 172 

(1) Über den Antrag auf Arbeitslosengeld 
entsheidet der Direktor des Arbeitsamtes. 

siehe Absatz 2 
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§ 171 

(1) Die Bundesanstalt kann Ermittlungen 
jeder Art mit Ausshluß eidliher Verneh- 
mungen anstellen, die zur Feststellung, ob 
die Voraussetzungen zum Bezüge des Ar- 
beitslosengeldes vorliegen, erforderlih sind. 
Sie kann Einsiht in Geshäftsbücher, Ge- 
schäftsunterlagen und Belege sowie in Listen, 
Entgeltverzeihnisse und Entgeltbelege für 
Heimarbeiter nehmen, soweit dies zur 
Durhführung des Gesetzes erforderlih ist. 
Sie kann ferner den Arbeitslosen ärztlih 
untersuhen lassen. 

(2) Behörden und Versicherungsträger 
haben der Bundesanstalt Amtshilfe zu leisten, 
insbesondere die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lih sind. Die Finanzbehörden haben der 
Bundesanstalt Auskunft zu geben über die 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
des Arbeitslosen und seiner Angehörigen, für 
die ein Anspruh auf Familienzushlag be- 
steht, der dem Arbeitslosen zum Unterhalt 
verpflihteten Personen und der Rückzah- 
lungspflihtigen, soweit dies zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes erforderlich ist. 

(3) Wer einen Arbeitslosen oder einen sei- 
ner Angehörigen, für den ein Anspruh auf 
Familienzushlag besteht, beshäftigt oder 
einer solhen Person Leistungen gewährt 
oder zu Leistungen verpflihtet ist, die geeig- 
net sind. Ansprühe des Arbeitslosen nah 
diesem Gesetz auszushließen oder zu min- 
dern, ist verpflihtet, hierüber Auskunft zu 
erteilen, soweit dies zur Durhführung die- 
ses Gesetzes erforderlih ist, insbesondere 
über Art und Umfang selbständiger oder un- 
selbständiger Tätigkeit sowie über Gegenlei- 
stungen für solhe Tätigkeiten. 

§ 172 

(1) Über den Antrag auf Arbeitslosengeld 
entsheidet der Direktor des Arbeitsamtes. 
Die Entsheidung ist dem Arbeitslosen 
shriftlih bekanntzugeben. Dabei sind der 
Rehtsbehelf, die Stelle und deren Sitz, bei 
der der Rehtsbehelf anzubringen ist, sowie 
die dabei einzuhaltende Frist anzugeben. 
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(2) Eine Entscheidung, durch die eine Lei- 
stung ganz oder teilweise abgelehnt oder ent- 
zogen wird, ist dem Arbeitslosen schriftlich 
unter Angabe der Rechtsbehelfe bekanntzu- 
geben. 

(3) Der Direktor des Arbeitsamtes kann 
unbeschadet der bindenden Wirkung einer 
Entscheidung oder der Rechtskraft eines Ur- 
teils zugunsten des Arbeitslosen die Entschei- 
dung abändern oder erneut entscheiden, wenn 
Leistungen ganz oder teilweise abgelehnt, 
entzogen oder eingestellt worden sind. 


§ 172 a 

Der Entscheidung über die Verhängung 
einer Sperrfrist nadi § 93 Abs. 1 soll der 
Direktor des Arbeitsamtes hinsichtlich der 
Gründe für die Lösung des Arbeits Verhält- 
nisses die Auffassung eines Gerichts für Ar- 
beitssachen oder eines auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften vereinbarten Schiedsgerichts zu- 
grunde legen, die in der rechtskräftigen Ent- 
scheidung eines Streites zwischen dem das Ar- 
beitslosengeld beantragenden Arbeitnehmer 
und seinem früheren Arbeitgeber niederge- 
legt ist. Durch ein schwebendes Verfahren 
wird die Entscheidung des Direktors des Ar- 
beitsamtes nicht aufgehalten. 


§ 173 

(1) Wer Arbeitslosengeld bezieht, hat sich 
zur Erlangung von Arbeit und zum Nach- 
weis der Arbeitslosigkeit regelmäßig und auf 
Vorladung beim Arbeitsamt zu melden. 
Die Pflicht zur Meldung besteht auch wäh- 
rend einer Sperrfrist (f 90 Abs. 1, ^ 92 
Abs. 1, § 93 Abs. 1), während der Wartezeit 
(§ 110) und während eines Rechtsmittelver- 
fahrens für die Zeit, für die dem Arbeitslosen 
im Falle seines Obsiegens ein Anspruch auf 
Arbeitslosengeld zustände. 

(2) Der Verwaltungsrat erläßt Bestimmun- 
gen über die Meldepflicht der Bezieher von 
Arbeitslosengeld. Er kann auch bestimmen, 
inwieweit Einrichtungen außerhalb der Bun- 
desanstalt auf ihren Antrag zur Entgegen- 
nahme der Meldungen zuzulassen sind. Die 
Bestimmungen bedürfen der Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit. 
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(2) entfällt hier 

siehe Absatz 1 


(3) entfällt 


§ 172 a 

unverändert 


§ 173 

(1) Wer Arbeitslosengeld bezieht, hat sich 
zur Erlangung von Arbeit und zum Nach- 
weis der Arbeitslosigkeit regelmäßig und auf 
Vorladung beim Arbeitsamt zu melden. Die 
Pflicht zur Meldung besteht auch während 
einer Sperrfrist (§§ 90 bis 93 a), während der 
Wartezeit (§ 110), während eines Vorverfah- 
rens oder eines Verfahrens bei den Gerichten 
der Sozialgerichtsbarkeit für die Zeit, für die 
dem Arbeitslosen im Falle seines Obsiegens 
ein Anspruch auf Arbeitslosengeld zustände. 

(2) unverändert 
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§ 174 

Bei der Meldung arbeitsloser Seeleute haben 
auf Verlangen der Arbeitsämter die seemän- 
nisdien Heuerstellen mitzuwirken. 

§ 175 

(1) Das Arbeitslosengeld wird naditräglidi 
ausgezahlt. Die Zahlungszeiträume bestimmt 
der V erw altungsrat. 

(2) Die Auszahlung liegt dem nach den 
§§ 168, 168 a oder 169 zuständigen Arbeits- 
amt ob. 

(3) Solange ein zuschlagsberechtigter Ange- 
höriger nicht in die häusliche Gemeinschaft 
aufgenommen^ist oder wenn ein Arbeitsloser 
seinen gesetzlichen Unterhaltspflichten ge- 
genüber einem zuschlagsberechtigten Ange- 
hörigen nicht nachkommt, kann der Direk- 
tor des Arbeitsamtes anordnen, daß ein an- 
gemessener Teil des Arbeitslosengeldes an den 
Angehörigen, dessen Vormund oder diejenige 
Person, Anstalt oder Behörde ausgezahlt 
wird, in deren Obhut er sich befindet oder 
die ihm Unterhalt gewährt. 

(4) Wird einem Arbeitslosen innerhalb sei- 
ner Familie oder durch eine gemeinnützige 
Einrichtung Unterhalt gewährt und kommt 
der Arbeitslose seinen Verpflichtungen zur 
Deckung der Unterhaltskosten nicht nach, so 
kann der Direktor des Arbeitsamtes anord- 
nen, daß das Arbeitslosengeld bis zur Höhe 
der für den gleichen Zeitraum entstandenen 
Unterhaltskosten an den, der sie trägt, aus- 
gezahlt wird. 

§ 175 a . 

Bei der Auszahlung sind die Leistungen auf 
den nächsten höheren oder niedrigeren durch 
fünf teilbaren Betrag abzurunden. 

§ 176 

Wer Arbeitslosengeld bezieht, ist ohne 
Aufforderung verpflichtet, jede Änderung in 
seinen Verhältnissen, die für die Beurteilung 
seines Anspruches auf Arbeitslosengeld dem 
Grunde oder der Höhe nach von Bedeutung 
ist, und in den Einkommens- und Vermögens- 
verhältnissen seiner Angehörigen, für die ihm 
Familienzuschläge gewährt werden, anzuzei- 
gen, insbesondere 
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§ 174 

unverändert 


§ 175 

(1) Das Arbeitslosengeld wird in der Regel 
nachträglich wöchentlich ausgezahlt. 

(2) unverändert 

(3) Solange ein Angehöriger des Arbeits- 
losen (§ 103 Abs, 2) nicht In die häusliche 
Gemeinschaft aufgenommen ist, oder wenn 
ein Arbeitsloser seinen gesetzlichen Unter- 
haltspflichten gegenüber einem Angehörigen 
nicht nachkommt, kann der Direktor des Ar- 
beitsamtes anordnen, daß ein angemessener 
Teil des Arbeitslosengeldes an den Angehöri- 
gen, dessen Vormund oder diejenige Person, 
Anstalt oder Behörde ausgezahlt wird, in 
deren Obhut er sich befindet oder die ihm 
Unterhalt gewährt. 

(4) unverändert 


§ 175 a 

unverändert 


§ 176 

Wer Arbeitslosengeld bezieht, ist ohne 
Aufforderung verpflichtet, jede Änderung in 
seinen Verhältnissen, die für die Beurteilung 
seines Anspruches auf Arbeitslosengeld dem 
Grunde oder der Höhe nach von Bedeutung 
ist, und in den Einkommens- und Vermögens- 
verhältnissen seiner Angehörigen, für die 
Anspruch auf Famillenzuschräge besteht, an- 
zuzeigen, insbesondere 
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1. wenn er aus seiner früheren Bediäftigung 
Bezüge erhält (§ 113 Abs. 1 Nr. 1 und 2), 

2. wenn er oder einer seiner Angehörigen, für 
den ein Familienzuschlag gewährt wird, 
eine entlohnte Arbeit oder eine selbstän- 
dige Tätigkeit übernimmt, 

3. wenn ihm Krankengeld, Wochengeld, Son- 
derunterstützung nach dem Mutterschutz- 
gesetz, Rente aus der Unfallversicherung, 
Invalidenrente nach der Reichsversiche- 
rungsordnung, Ruhegeld nach dem Ange- 
stelltenversicherungsgesetz, Knappschafts- 
oder Knappschaftsvollrente nai dem 
Reichsknappschaftsgesetz, Rente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz oder Unterhalts- 
hilfe nach dem Lastenausgleichsgesetz zu- 
gebilligt wird oder wenn er eine dieser Lei- 
stungen beantragt, 

4. wenn einer seiner Angehörigen, für den 
ein Familienzusdilag gewährt wirdy stirbt, 
die häusliche Gemeinschaft verläßt, eine 
der in Nummer 3 genannten Leistungen er- 
hält oder ihm von einem Dritten Unter- 
halt gewährt wird. 

§ 176 a 

Der Arbeitslose hat sich bei Unterbrechung 
des Bezuges von Arbeitslosengeld unverzüg- 
lich unter Angabe des Grundes abzumelden. 
Die Abmeldung kann auch durch einen Be- 
auftragten oder schriftlich erfolgen. Eine 
nachträgliche Abmeldung kann in begrün- 
deten Fällen anerkannt werden. 

§ 177 

(1) Der Anspruch ist von Amts wegen 
ganz oder teilweise zu entziehen, wenn die 
Voraussetzungen dem Grunde oder der Höhe 
nach nicht Vorlagen oder weggefallen sind. 
Die zu Unrecht geleisteten Beträge sind fest- 
zustellen. 

(2) Die zu Unrecht geleisteten Beträge sind 
vom Empfänger zurückzufordern, wenn und 
soweit er 

1. die Gewährung der Leistung verschuldet 
hat oder 

2. wußte oder wissen mußte, daß die Leistung 
nicht geschuldet wurde, oder 

3. Ansprüche im Sinne des § 177 a Abs. 1 hat 
oder 
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1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. wenn einer seiner Angehörigen, für den 
ein Anspruch auf Familienzuschlag besteht, 
stirbt, die häusliche Gemeinschaft verläßt, 
eine der in Nummer 3 genannten Leistun- 
gen erhält oder ihm von einem Dritten 
Unterhalt gewährt wird. 

§ 176 a 

Der Arbeitslose hat sich bei Unterbrechung 
des Bezuges von Arbeitslosengeld unverzüg- 
lich unter Angabe des Grundes abzumelden. 
Die Abmeldung kann auch durch einen Be- 
auftragten oder schriftlich erfolgen. 


§ 177 

(1) unverändert 


(2) Die zu Unrecht geleisteten Beträge 
sind vom Empfänger zurückzufordern, wenn 
und soweit er 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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4. für die Zeit Arbeitslosengeld erhalten hat, 
für die nachträglich eine Sperrfrist verhängt 
wird. 

Auf die Rückforderung kann im Falle der 
Nummer 1 verzichtet werden, wenn der 
Empfänger die Gewährung der Leistung 
nicht vorsätzlich oder grobfahrlässig herbei- 
geführt hat. 

(3) Hat der Empfänger Bezüge im Sinne 
des § 113 Abs. 1 trotz des Rechtsübergangs 
nach § 113 Abs. 2 erhalten, so gelten inso- 
weit die nach § 113 Abs. 2 gewährten Beträge 
als zu Unrecht geleistet und sind zurückzu- 
fordern. 

(4) Der Empfänger kann nicht geltend 
machen, daß er durch die zu Unrecht gelei- 
steten Beträge (Absätze 2 und 3) nicht mehr 
bereichert Ist. 

(5) Ist ein Anspruch ganz entzogen wor- 
den, so darf die Leistung von neuem nur ge- 
währt werden, wenn sie erneut beantragt Ist 
und die zur Entscheidung zuständige Stelle 
festgestellt hat, daß die Voraussetzungen zum 
Bezüge vorliegen. 

(6) Der Verwaltungsrat erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit und des 
Bundesministers der Finanzen Vorschriften 
über die Niederschlagung von Rückforderun- 
gen und die Einstellung des Einziehung s Ver- 
fahrens. 


§ 177 a 

(1) Das Arbeitsamt kann durch schriftliche 

Anzeige an den Leistungspfliditigen bewirken, 

daß Ansprüche eines nach § 177 Abs. 2 und 3 

Rückzahlungspflichtigen 

Lauf Renten der Sozialversicherung, 

2. auf Renten nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz, 

3. auf Renten nach den §§ 66 und 66 a des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen, 

4. auf Unterhaltsbeihilfe nach dem Gesetz 
über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen in der Fassung vom 
30. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 262), 

5. auf Unterhaltshilfe nach dem Lastenaus- 
ausglelchsgesetz, 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
4. unverändert 

Auf die Rückforderung soll im Falle der 
Nummer 1 verzichtet werden, wenn der 
Empfänger die Gewährung der Leistung 
nicht vorsätzlich oder grobfahrlässlg herbei- 
geführt hat. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 177 a 

unverändert 
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6. auf Wochengeld und auf Sonderunter- 
stützung nach dem Mutterschutzgesetz, 

7. auf sonstige Geldleistungen zur Deckung 
des Lebvensunterhalts, 

8. auf Arbeitsentgelt aus einem Arbeitsver- 
hältnis, das während des Bezuges von Ar- 
beitslosengeld bestanden hat, 

in Höhe und zum Ausgleich der zurückgefor- 
derten Beträge auf die Bundesanstalt über- 
gehen. Der Übergang beschränkt sich auf An- 
sprüche, die dem Rückzahlungspflichtigen für 
die Vergangenheit zustehen. Hat der Rück- 
zahlungspflichtige den unrechtmäßigen Be- 
zug der Leistungen nach diesem Gesetz vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig herbei geführt, so 
geht in den Fällen der Nummern 1 bis 
5 und 7 auch der Anspruch auf die Hälfte der 
laufenden Bezüge auf die Bundesanstalt über, 
es sei denn, daß der Rückzahlungspflichtige 
dieses Teils der Bezüge ganz oder teilweise 
zur Deckung des Lebensunterhalts für sich 
und seine unterhaltsberechtigten Angehörigen 
bedarf. 

(2) Der Leistungspflichtige hat seine Lei- 
stungen in Höhe des nach Absatz 1 über- 
gegangenen Anspruchs an das Arbeitsamt ab- 
zuführen. 

(3) Der nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 Lei- 
stungspflichtige hat den Eingang eines An- 
trages auf Rente, Unterhaltsbeihilfe oder 
Unterhaltshilfe dem Arbeitsamt mitzuteilen, 
von dem der Antragsteller zuletzt Lei- 
stungen nach diesem Gesetz bezogen hat. Die 
Mitteilungspflicht entfällt, wenn der Bezug 
dieser Leistungen im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung länger als drei Jahre zurückliegt. Be- 
züge für eine zurückliegende Zeit dürfen an 
den Antragsteller frühestens zwei Wochen 
nach Abgang der Mitteilung an das Arbeits- 
amt ausgezahlt werden, falls bis zur Aus- 
zahlung eine Anzeige des Arbeitsamtes nach 
Absatz 1 nicht vorliegt. 

(4) Der Rechtsübergang nach Absatz 1 wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß der An- 
spruch unpfändbar ist. Der Zustimmung des 
Arbeitslosen bedarf es nicht. 


§§ 178 bis 184 
(weggefallen) 
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§ 185 

Beträge, die zu erstatten sind, können 
durch Abzüge von späteren Leistungen zu- 
rückbehalten werden, wenn die Rückforde- 
rung auf § 177 Abs. 2 Nr. 4 beruht oder der 
Arbeitslose den unrechtmäßigen Bezug der 
Leistungen vorsätzlich oder grobfahrlässig 
herbeigeführt hat und die Entscheidung, mit 
der die Erstattung angeordnet ist, dies aus- 
spricht oder wenn der Arbeitslose schriftlich 
zustimmt. Soweit sie weder auf diese Welse 
zurüdtbehalten noch freiwillig zurückgezahlt 
werden, richtet sich die Vollstreckung nach 
dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz, 

§ 186 

(1) Die Anzeigen nach den §§ 130 a und 
130 i sind vom Arbeitgeber, im Falle seiner 
Säumnis von der Betriebsvertretung schriftlich 
bei dem Arbeitsamt zu erstatten, in dessen 
Bezirk der Betrieb (§ 130 n Abs. 1) liegt. Dem 
Anzeigenden ist ein schriftlicher Bescheid zu 
erteilen, ob die Gewährung von Lohnausfall- 
vergütung dem Grunde nach zulässig ist, im 
verneinenden Falle unter Angabe der Rechts- 
behelfe. Es bedarf einer neuen Anzeige, wenn 
die Lohn ausf all Vergütung für mindestens zwei 
Doppelwochen nicht gewährt worden ist. 

(2) Lohnausfallvergütung wird auf Antrag 
gewährt. Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entspre- 
chend. 


(3) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt 
die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Lohnausfallvergütung nachzuweisen. Auf 
Verlangen des Arbeitsamtes hat er die Lei- 
stungen kostenlos zu errechnen und auszu- 
zahlen. 


(4) Im übrigen sind auf das Verfahren die 
Vorschriften über das Leistungsverfahren mit 
Ausnahme der §§ 168 bis 169, 174, des § 175 
Abs. 2 bis 4 und des § 176 a entsprechend an- 
zuwenden. § 173 ist entsprechend anzu wen- 
den, wenn das Arbeitsamt die persönliche 
Meldung des Beziehers von Lohnausfallver- 
gütung an arbeitsfreien Tagen anordnet. 
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§ 185 

Beträge, die zu erstatten sind, können 
durch Abzüge von späteren Leistungen zu- 
rückbehalten werden, wenn die Rückforde- 
rung auf § 177 Abs. 2 Nr. 4 beruht oder der 
Arbeitslose den unrechtmäßigen Bezug der 
Leistungen vorsätzlich oder grobfahrlässig 
herbeigeführt hat und die Entscheidung, mit 
der die Erstattung angeordnet ist, dies aus- 
spricht oder wenn der Arbeitslose schriftlich 
zustimmt. Soweit sie weder auf diese Weise 
zurückbehalten noch freiwillig zurückgezahlt 
werden, werden sie wie Gemeindeabgaben 
beigetrieben. 


§ 186 

(1) Die Anzeigen nach den §§ 130 a und 
130 i sind vom Arbeitgeber schriftlich bei 
dem Arbeitsamt zu erstatten, in dessen Be- 
zirk der Betrieb (§ 130n Abs. 1) liegt. Die 
Betriebsvertretung ist zur Anzeigenerstat- 
tung berechtigt. Dem Anzeigenden ist ein 
schriftlicher Bescheid zu erteilen, ob die Ge- 
währung von Lohnausfallvergütung dem 
Grunde nach zulässig ist, im verneinenden 
Falle unter Angabe der Rechtsbehelfe. Es be- 
darf einer neuen Anzeige, wenn die Lohn- 
ausfallvergütung für mindestens zwei Dop- 
pelwochen nicht gewährt worden ist. 

(2) Lohnausfallvergütung wird auf Antrag 
gewährt. Der Antrag umfaßt jeweils den 
Zeitraum, für den die Lohnausfallvergütung 
nach § 130 f oder nach § 1301 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit § 130 f gewährt wird. Absatz 1 
Satz lund 2 gilt entsprechend. 

(3) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitsamt 
die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Lohnausfallvergütung nachzuweisen. Auf 
Verlangen des Arbeitsamtes hat er die Lei- 
stungen kostenlos zu errechnen und auszu- 
zahlen. Die Lohnausfallvergütung wird nach- 
träglich für den Zeitraum ausgezahlt, für den 
sie nach § 130 f oder nach § 1301 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 130 f gewährt wird. 

(4) Im übrigen sind auf das Verfahren die 
Vorschriften über das Leistungsverfahren 
mit Ausnahme der §§ 168 bis 169, 174, 175 
und 176 a entsprechend anzuwenden. § 173 
ist entsprechend anzuwenden, wenn das Ar- 
beitsamt die persönliche Meldung des Bezie- 
hers von Lohnausfallvergütung an arbeits- 
freien Tagen anordnet. 
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(5) Der Bundesminister für Arbeit kann 
nach Anhörung des Verwaltungsrates durch 
Rechtsverordnung weitere Vorschriften über 
das Verfahren erlassen. 

§§ 187 bis 194 
(weggefallen) 

§ 195 

Die Sitzungen der Organe und ihrer Aus- 
schüsse sind nicht öffentlich. 

§§ 196 bis 198 
(weggefallen) 

§ 199 

(1) Die §§ 124 bis 127, 137 und 138 der 
Reichsversicherungsordnung über Fristen, Ge- 
bühren und Stempel sind auf die Arbeits- 
losenversicherung entsprechend anzuwenden. 

(2) Der Verwaltungsrat kann Vorschriften 
über die Erhebung von Gebühren für die er- 
satzweise Ausstellung von Meldekarten er- 
lassen. 

§ 200 

(weggefallen) 

§ 201 

Die Organe dürfen die Erledigung von 
Aufgaben in den Fällen der §§ 22, 27, 29, 30 
und 32 nicht auf Ausschüsse übertragen.“ 


Artikel VII 

Der Siebente Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift lautet: 

„ACHTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften” 

2. In den Vorschriften dieses Abschnittes 
treten an die Stelle der Reichsregierung 
die Bundesregierung, an die Stelle des 
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(5) unverändert 


§§ 187 bis 194 
(weggefallen) 

§ 195 

unverändert 

§§ 196 bis 198 
(weggefallen) 

§ 199 

unverändert 


§ 200 

(weggefallen) 

§ 201 

Die Organe dürfen die Erledigung von 
Aufgaben in den Fällen der §§ 20, 22, 27, 
29, 30 und 32 nicht auf Ausschüsse über- 
tragen." 


A r t i k e 1 VII 

Der Achte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift lautet: 

„ACHTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften" 

2. In den Vorschriften dieses Abschnittes tre- 
ten an die Stelle der Reichsregierung die 
Bundesregierung, an die Stelle des Reichs- 
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Reidisarbeitsministers der Bundesminister 
für Arbeit, an die Stelle der Reichsanstalt 
die Bundesanstalt und an die Stelle des 
Vorsitzenden des Arbeitsamtes der Direk- 
tor des Arbeitsamtes. 

3. § 204 erhält folgende Fassung: 

4 204 

Die Dienststellen der Bundesanstalt 
sind innerhalb ihrer Zuständigkeit ver- 
pflichtet, den an sie gerichteten Ansuchen 
anderer Behörden um Amtshilfe zu ent- 
sprechen." 

4. § 206 a erhält folgende Fassung: 

„§ 206 a 

Als Arbeitnehmer gelten im Sinne der 
die Arbeitsvermittlung betreffenden Vor- 
schriften dieses Gesetzes die in Fleimar- 
beit Beschäftigten (§ 1 Abs. 1 des Heim- 
arbeitsgesetzes), im Sinne der Vorschrif- 
ten über Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenhilfe die Fleimarbeiter (§ 2 
Abs. 1 des Heimarbeitsgesetzes)." 

5. § 208 erhält folgende Fassung: 

4 208 

(1) Der Bundesminister für Arbeit kann 
durch Rechtsverordnung Beschäftigungen, 
die im Ausland ausgeübt werden, inlän- 
dischen versicherungspflichtigen Beschäf- 
tigungen gleichstellen. Er kann bei Aus- 
ländern die Gleichstellung davon abhängig 
machen, daß ihr Heimatstaat Deutschen 
die gleichen Rechte einraumt. 
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arbeitsministers der Bundesminister für 
Arbeit und an die Stelle der Reichsanstalt 
die Bundesanstalt. 


3. § 204 erhält folgende Fassung: 

4 204 

Die Dienststellen der Bundesanstalt sind 
innerhalb ihrer Zuständigkeit verpflichtet, 
den an sie gerichteten Ansuchen anderer 
Behörden und Versicherungsträger um 
Amtshilfe zu entsprechen." 

4. unverändert 


5. § 208 erhält folgende Fassung: 

4 208 

(1) Der Bundesminister für Arbeit kann 
nach Anhörung des Verwaltungsrates 
durch Rechtsverordnung Beschäftigungen, 
die im Ausland ausgeübt werden, inländi- 
schen versicherungspflichtigen Beschäfti- 
gungen gleichstellen. Er kann die Gleich- 
stellung auf Beschäftigungen in bestimm- 
ten Staaten oder Grenzbezirken beschrän- 
ken und die Versicherung davon abhängig 
machen, daß die Versicherten die Beiträge 
allein tragen und die Beiträge selbst ent- 
richten, sowie bestimmen, an welche Stelle 
und innerhalb welcher Frist die Beiträge 
zu entrichten sind. Er kann ferner als Be- 
messungsgrundlage für den Beitrag und 
für den Hauptbetrag des Arbeitslosengel- 
des das Arbeitsentgelt einer vergleichbaren 
Beschäftigung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes festsetzen. Für Ausländer kann 
er die Gleichstellung davon abhängig 
machen, daß ihr Heimatstaat Deutschen 
die gleichen Rechte einräumt. 

(la) Für die Anwendung der §§ 95 und 
99 bleiben Zeiten außer Betracht, für 
welche die Beiträge nicht fristgemäß ent- 
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(2) Werden Beschäftigungen in einem 
Grenzbezirk im Auslände ausgeübt y so 
kann der Bundesminister für Arbeit bei 
der Gleichstellung mit inländischen Be- 
schäftigungen nach Absatz 1 durch Rechts- 
verordnung anordneny 

1. daß die Gleichstellung sich auf be- 
stimmte Grenzbezirke beschränkty 

2. daß der Arbeitnehmer als Beitrag zur Ar- 
beitslosenversicherung den Arbeitneh- 
meranteil selbst zu entrichten haty der im 
Falle inländischer Beschäftigung vom Ar- 
beitgeber abzuführen wärey 

3. an welche Stelle und innerhalb welcher 
Fristen der Beitrag zu entrichten ist. 

Beschäftigungszeiteny für die der Beitrag 
nicht innerhalb der bestimmten Frist ent- 
richtet isty können nicht zur Erfüllung der 
Anwartschaftszeit dienen. 


(3) Der Bundesminister für Arbeit kann 
durch Rechts Verordnung Beschäftigun- 
gen, die im In- oder Auslande im Bezirk 
des Grenzverkehrs oder von Ausländern 
im Inlande ausgeübt werden, von der 
Versicherungspflicht befreien/' 


6.1m § 210 a werden die Worte „oder 

§ 209“ gestrichen. 


7.1m § 213 werden die Worte „bis 209" 
durch ein Komma und die Zahl „208“ er- 
setzt. 
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richtet worden sind. Sind die Beiträge für 
drei aufeinanderfolgende Monate nicht 
fristgemäß entrichtet worden, so erlischt 
die Versicherung. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit 
kann nach Anhörung des Verwaltungsrates 
durch Rechtsverordnung die Beschäftigung 
von Grenzgängern im Auslande der Ver- 
sicherungspflicht unterwerfen. Absatz 1 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 


(3) unverändert 


6.1m § 210a werden hinter den Worten 
„§ 208“ die Worte „Abs. 3“ eingefügt, die 
Worte „oder § 209“ werden gestrichen. 


6 a. § 212 erhält folgende Fassung: 

4 212 

Der Bundesminister für Arbeit kann die 
zur Durdiführung dieses Gesetzes erfor- 
derlichen allgemeinen V er wal tungs vor- 
schriften erlassen.“ 


7. unverändert 
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8. § 215 erhält folgende Fassung; 
4 215 


(1) Die Bundesanstalt hat regelmäßig 
Berichte über Beschäftigung und Arbeits- 
losigkeit von Arbeitnehmern, über Ar- 
beitsvermittlung, Arbeitsbeschaffung, Be- 
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
sowie über Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenhilfe zu veröffentlichen. Sie 
hat aus den in ihrem Geschäftsbereich an- 
fallenden Unterlagen die hierfür erforder- 
lichen Statistiken zusammenzustellen und 
zu veröffentlichen. Der Bundesminister 
für Arbeit kann das Nähere über Inhalt 
und Umfang dieser Statistiken bestimmen. 

(2) Die Einzugsstellen (§ 145) haben aus 

den bei ihnen anfallenden Unterlagen 
eine laufende Statistik des Personenkrei- 
ses und der Beitragszahler der Arbeits- 
losenversicherung zusammenzustellen. Das 
Nähere hierzu bestimmt auf Vorschlag 
des Vorstandes der Bundesanstalt und 
nach Anhörung der verbände der 

Krankenkassen der Bundesminister für 
Arbeit. 

(3) Die Träger der Sozialversicherung 
haben der Bundesanstalt die bei ihnen 
vorhanidenen statistischen Ergebnisse und 
Geschäftsunterlagen auf Verlangen vorzu- 
legen, soweit sie zur Erfüllung der Auf- 
gaben der Bundesanstalt erforderlich sind. 
Das Nähere bestimmt der Bundesminister 
für Arbeit nach Anhörung oder auf Vor- 
schlag des Verwaltungsrates. 

(4) Die Bundesanstalt kann zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben auf dem Gebiete der Ar- 
beltsvernuittlung, der Berufsberatung und 
der Lehrstellenvermittlung sowie der Ar- 
beitslosenversicherung und Arbeitslosen- 
hilfe auch mit der Durchführung statisti- 
scher Erhebungen beauftragt werden, bei 
denen Personen oder Stellen außerhalb 
ihres Anstaltsbereiches befragt werden. 
Auf diese Erhebungen findet das Gesetz 
über die Statistik für Bundeszwecke vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
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8. § 215 erhält folgende Fassung: 

4 215 

(vor 1) Die Bundesanstalt hat die Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes im 
allgemeinen und in den einzelnen Wirt- 
schaftszweigen, Berufen und Gebieten zu 
beobachten und zu untersuchen. 

(1) Die Bundesanstalt hat regelmäßig 
Berichte über Beschäftigung und Arbeits- 
losigkeit von Arbeitnehmern, über Ar- 
beitsvermittlung, Arbeitsbeschaffung, Be- 
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
sowie über Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenhilfe zu veröffentlichen. Sie 
hat aus den in ihrem Geschäftsbereich an- 
fallenden Unterlagen die hierfür erforder- 
lichen Statistiken zusammenzustellen und 
zu veröffentlichen. Der Bundesminister für 
Arbeit kann die Durchführung bestimm- 
ter Statistiken dieser Art nach Inhalt und 
Umfang vorschreiben. 

(2) Die Einzugsstellen (§ 145) haben aus 
den bei ihnen anfallenden Unterlagen eine 
laufende Statistik des Personenkreises und 
der Beitragszahler der Arbeitslosenver- 
sicherung zusammenzustellen. Das Nähere 
hierzu bestimmt auf Vorschlag des Vor- 
standes der Bundesanstalt und nach An- 
hörung der Bundesverbände der Kranken- 
kassen der Bundesminister für Arbeit. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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S. 1314) mit Ausnahme der §§ 14 bis 15 
sinngemäß Anwendung.“ 

9. In § 216 treten an die Stelle des Wortes 
„Reichs-"" das Wort „Bundes-“ und an die 
Stelle des Wortes „reichsgesetzlidier“ das 
Wort „gesetzlicher“. 

10. Im § 217 Abs. 1 treten im Satz 1 an die 
Stelle des Wortes „Arbeitslosenunter- 
stützung“ die Worte „Leistungen der Ar- 
beitslosenversicherung“, Absatz 1 Satz 2 
und Absatz 1 a werden gestrichen. 

11. § 218 erhält folgende Fassung: 

4 218 

Ein auf anderen gesetzlichen Vorschrif- 
ten beruhender Anspruch auf Ersatz eines 
Schadens, der durch Arbeitslosigkeit oder 
Kurzarbeit erwachsen ist, geht insoweit 
auf die Bundesanstalt über, als diese dem 
Entschädigungsberechtigten nach diesem 
Gesetz Leistungen zu gewähren hat.“ 

12. § 218 a erhält folgende Fassung: 

4 218 a 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

L eine Bescheinigung nach § 170 Abs. 2 
oder § 170 a Abs. 1 nicht, unrichtig 
oder unvollständig ausfüllt oder 

2. In einer Auskunft, zu der er nach § 171 
Abs. 3 verpflichtet Ist, unrichtige oder 
unvollständige Angaben macht oder 

3. die Ihm nach § 186 Abs. 3 obliegenden 
Verpflichtungen verletzt, 

ist der Bundesanstalt zum Ersatz des dar- 
aus entstehenden Schadens verpflichtet.“ 

13. Als § 219 a wird eingefügt: 

„S 219 a 

Der Anspruch auf Leistungen verjährt 
in vier Jahren nach der Fälligkeit, soweit 
dieses Gesetz nichts anderes vorschreibt.“ 

14. Als § 219b wird eingefügt: 

4 219 b 

Der Erlaß von Rechtsvorschriften nach 
§ 54 Abs. 2, § 55 Abs. 2, § 64 Abs. 1, 
§ 66 Abs. 2, § 67 Abs. 1, § 70 Abs. 2, 
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9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. § 218 a erhält folgende Fassung: 

„§ 218 a 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. unverändert 

2. u n V e r ä n d e r t 

3. die ihm nach § 186 Abs. 3 Satz 1 und 2 
obliegenden Verpflichtungen verletzt, 

ist der Bundesanstalt zum Ersatz des dar- 
aus entstehenden Schadens verpflichtet.“ 

13. unverändert 


14. Als § 219 b wird eingefügt: 

4 219 b 

Der Erlaß von Rechtsvorschriften nach 
§ 54 Abs. 2, § 55 Abs. 2, § 64 Abs. 1, 
§ 66 Abs. 2, § 67 Abs. 1, § 70 Abs. 2, 
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§ 129 Abs. 2 Nr. 7, § 130 Abs. 1, § 141 
Abs. 3, § 141 d Abs. 4, § 141 i 
Abs. 2, § 144, § 186 Abs. 5, § 208 bedarf 
nicht der Zustimmung des Bundesrates.“ 


Artikel VIII 

Der Neunte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„NEUNTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

A, Strafvorschriften 
§ 247 

(1) Wer vorsätzlich Berufsberatung im 
Sinne des § 56 oder ohne einen Auftrag der 
Bundesanstalt Arbeitsvermittlung im Sinne 
des § 50 Abs. 1 oder Lehrstellenvermittlung 
im Sinne des § 58 Abs. 1 ausübt, wird mit 
Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten bestraft. 

(2) Wird die Tat gewerbsmäßig begangen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu sechs Mo- 
naten. Daneben kann auf Geldstrafe erkannt 
werden. 

§ 248 

Wer vorsätzlich ohne die nach § 54 Abs. 1 
Satz 2 erforderliche Zustimmung oder ohne 
den nach § 66 Abs. 1 Satz 2 erforderlichen 
Auftrag Arbeitnehmer für eine Beschäftigung 
im Auslande vermittelt oder anwirbt oder im 
Auslande für eine Beschäftigung im Inlande 
anwirbt, wird mit Geldstrafe oder mit Ge- 
fängnis bis zu sechs Monaten bestraft. 

§ 249 

(1) Wer vorsätzlich 

1. in Bescheinigungen auf Grund des § 170 
Abs. 2, 

2. in Bescheinigungen auf Grund des § 170 a 
Abs. 1, 

3. bei Auskünften auf Grund des § 171 Abs. 3 
oder 
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§ 75 a Abs. 2 Nr. 2, § 130 Abs. 1, § 141 
Abs. 3 § 141 a Abs. 3, § 141 e Abs. 6, 
§ 41 Abs. 2, § 144, § 186 Abs. 5, § 208 
bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates.“ 

Artikel VIII 

Der Zehnte Abschnitt des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung erhält folgende Fassung: 

„NEUNTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

A. Strafvorschriften 
§ 247 

(1) Wer vorsätzlich Berufsberatung im 
Sinne des § 56 oder ohne einen Auftrag der 
Bundesanstalt Arbeitsvermittlung im Sinne 
des § 50 oder Lehrstellenvermittlung im 
Sinne des § 58 ausübt, wird mit Geldstrafe 
oder mit Gefängnis bis 'Zu drei Monaten be- 
straft. 

(2) unverändert 


§ 248 

unverändert 


§ 249 

unverändert 
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4. beim Nachweis der Voraussetzungen nach 

§ 186 Abs. 3 

unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht, wird mit Geldstrafe oder mit Gefäng- 
nis bis zu sechs Monaten bestraft. 

(2) Wer die Tat fahrlässig begeht, wird 
mit Geldstrafe bestraft. 

§ 250 

(1) Wer als Arbeitgeber Beltragstelle, die 
er Beschäftigten elnbehalten oder von Ihnen 
erhalten hat, der berechtigten Kasse vorsätz- 
lich vorenthält, wird mit Gefängnis bestraft. 

(2) Die gleiche Strafe trifft Mitglieder von 
Ersatzkassen, wenn sie Beitragsteile, die sie 
von ihren Arbeitgebern erhalten haben, der 
berechtigten Kasse vorsätzlich vorenthalten. 

. (3) Daneben kann auf Geldstrafe und auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

(4) Bei mildernden Umständen kann aus- 
schließlich auf Geldstrafe erkannt werden. 

§ 251 

Für Verstöße gegen Meldevorschriften nach 
den §§ 84 und 85 gilt § 530 der Reichsver- 
sicherungsordnung entsprechend. Die Beträge, 
die nach Satz 1 zu zahlen sind, werden ge- 
mäß § 145 abgefUhrt. Sie fließen den Mitteln 
der Bundesanstalt zu. 


B. Bußgeldvorschriften 
§ 252 

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeit- 
geber 

1. Arbeitnehmer in der Ausübung ihres Am- 
tes als Mitglied in den Organen und Aus- 
schüssen der Bundesanstalt beschränkt oder 
sie wegen der Übernahme oder der Aus- 
übung des Amtes benachteiligt oder 

2. den Beschäftigten höhere Beltragsteile vom 
Arbeitsentgelt abzieht, als dieses Gesetz zu- 
läßt, oder den Vorschriften dieses Gesetzes 
zuwider Abzüge macht. 

§ 253 

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeit- 
geber vorsätzlich oder fahrlässig 
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§ 250 

unverändert* 


§ 251 

Für Verstöße gegen Meldevorschriften 
nach den §§ 84 und 85 gilt § 530 der Reichs- 
versicherungsordnung entsprechend. 

B. Bußgeldvorschriften 
§ 252 

unverändert 


§ 253 

Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeit- 
geber vorsätzlich oder fahrlässig 
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1. der nach § 53 Abs. 1 begründeten Pflicht 
zur Anzeige bei Ausbruch oder Beendigung 
eines Streiks oder bei Vornahme oder Be- 
endigung einer Aussperrung nicht nach- 
kommt oder in der Anzeige unrichtige 
Angaben macht, 

2. der Pflicht zur Anmeldung offener Arbeits- 
plätze nicht nachkommt oder in der An- 
meldung unrichtige Angaben macht, wenn 
auf Grund des § 64 Abs. 1 angeordnet ist, 
daß Arbeitgeber die bei ihnen vorhan- 
denen offenen Arbeitsplätze anzumelden 
haben, 

3. der Anzeigepflicht nach § 65 Abs. 1 nicht 
nachkommt oder in der Anzeige unrichtige 
Angaben macht oder 

4. den §§ 400 und 402 der Reichsversiche- 
rungsordnung, soweit diese nach § 145 
Abs. 2 auf die Arbeitslosenversicherung An- 
wendung finden, zuwiderhandelt. 

§ 254 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig 

1. einer mit einem Aufträge zur Arbeitsver- 
mittlung oder Lehrstellenvermittlung oder 
mit einem besonderen Aufträge zur Arbeits- 
vermittlung oder Anwerbung von Arbeit- 
nehmern für eine Beschäftigung im Aus- 
lande oder zur Anwerbung von Arbeitneh- 
mern im Auslande für eine Beschäftigung 
im Inlande erteilten Weisung (§ 66 Abs. 3 
Satz 1) zuwiderhandelt, sofern die Weisung 
ausdrücklich auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist, 

2. ohne die nach § 50 Abs. 2 Satz 3 erforder- 
liche Zustimmung der Bundesanstalt ein Stel- 
lenangebot für eine Beschäftigung im Aus- 
lande veröffentlicht, 

3. ohne die nach § 55 Abs. 1 Satz 1 erforder- 
liche Erlaubnis einen Arbeitnehmer fremder 
Staatsangehörigkeit oder einen staatenlosen 
Arbeitnehmer beschäftigt oder als Arbeit- 
nehmer fremder Staatsangehörigkeit oder als 
staatenloser Arbeitnehmer eine Beschäfti- 
gung ausübty 

4. einer Rechtsvorschrift auf Grund des § 65 
Abs. 2 zuwiderhandelt, sofern die Rechts- 
vorschrift ausdrücklich auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist, 
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1. der nach § 53 Abs. 1 begründeten Pflicht 
zur Anzeige bei Ausbruch oder Beendi- 
gung von Arbeitskämpfen nicht nach- 
kommt oder in der Anzeige unrichtige An- 
gaben macht, 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


§ 254 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. ohne die nach § 55 Abs. 1 Satz 1 erforder- 
liche Erlaubnis als nichtdeutscher Arbeit- 
nehmer eine Beschäftigung ausübt oder 
entgegen § 55 Abs. 1 Satz 3 einen nicht- 
deutsdien Arbeitnehmer beschäftigt. 


4. unverändert 
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5. die Ausstellung einer Bescheinigung nach 
§ 170 Abs. 2 verweigert oder die Ausstel- 
lung einer Bescheinigung nach § 170 a Abs. 1 
unterläßt, 

6. die Vorlage des Vordrucks nach § 170 a 
Abs. 2 unterläßt, 

7. eine Einsichtnahme in Unterlagen (§ 171 
Abs. 1 Satz 2) oder eine Auskunft, zu der 
er nach § 171 Abs. 3 verpflichtet ist, ver- 
weigert, 

8. die ihm nach den §§ 141 h und 176 obliegen- 
den Anzeigen unterläßt, 

9. Auskünfte, zu denen er nach § 215 Abs. 4 
verpflichtet ist, ganz oder teilweise verwei- 
gert oder nicht rechtzeitig erteilt oder un- 
richtige oder unvollständige Angaben macht. 

§255 

(1) Die Ordnungswidrigkeiten nach den 
§§ 252 bis 254 können mit einer Geldbuße 
geahndet werden. 

(2) Im Falle des § 253 Nr. 3 bleibt § 53Q 
der Reichs Versicherungsordnung unberührt. 

(3) In den Fällen des § 254 Nr. 6 und 8 
können die Geldbußen durch Abzüge von 
höchstens zehn vom Flundert des wöchent- 
lichen Arbeitslosengeldes oder der wöchent- 
lidien Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
einbehalten werden. 

§ 256 

Wird in einem Betrieb eine durch die Vor- 
schriften dieses Gesetzes mit Strafe oder Geld- 
buße bedrohte Handlung begangen, so kann 
gegen den Arbeitgeber und, falls dieser eine 
juristische Person oder eine Personengesell- 
schaft des Handelsrechts ist, auch gegen diese 
eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn der 
Arbeitgeber oder der zur gesetzlichen Vertre- 
tung Berechtigte vorsätzlich oder fahrlässig 
.seine Aufsichtspflicht verletzt hat und der 
Verstoß hierauf beruht. 

§ 257 

(1) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
zulässig. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die 
Hauptstelle oder die von ihr bestimmte 
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5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

§ 255 

unverändert 


§ 256 

unverändert 


§ 257 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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Dienststelle der Bundesanstalt. Die Befugnisse 
der obersten Verwaltungsbehörde (§ 66 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkelten) wer- 
den von der Hauptstelle wahrgenommen. 

(3) Die Vollstreckung von Bußgeldheschei- 
den der Hauptstelle oder der von ihr be- 
stimmten Dienststelle erfolgt nach Maßgabe 
des V erwaltungsvollstreckungsgesetzes. 


C, Gemeinsame Vorsdiriften 


§ 258 

(1) Die Straf- und Bußgelddrohungen die- 
ses Abschnittes gelten auch dem, der als Organ 
oder Vertreter für einen anderen handelt oder 
zu handeln verpflichtet ist. 

(2) Hat der Arbeitgeber die Erfüllung von 
Pflichten, die Ihm dieses Gesetz auferlegt, 
einem Angehörigen seines Betriebes ausdrück- 
lich übertragen und bei dessen Auswahl die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet, 
so trifft, wenn der Betriebsangehörige den 
Vorschriften dieses Gesetzes zuwiderhandelt, 
nur diesen die Strafe oder Geldbuße* Die all- 
gemeine Aufsichtspflicht des Arbeitgebers 
bleibt unberührt. 


§ 259 

Durch die vorstehenden Vorschriften wer- 
den andere Rechtsvorschriften, nach denen 
Strafen oder Geldbußen verwirkt sind, nicht 
berührt.“ 


Artikel IX 

Übergangsvorsdiriften 

§1 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 54 
Abs. 2 bleibt die Verordnung über Vermitt- 
lung, Anwerbung und Verpflichtung von 
Arbeitnehmern nach dem Ausland vom 
28. Juni 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 903) in 
Kraft. 
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(3) Geldbußen werden wie Gemeindeab- 
;aben beigetrieben. § 255 Abs. 3 bleibt un- 
berührt. 

C. Gemeinsame Vorschriften 
§ 258 

unverändert 


§ 259 

unverändert 


Artikel IX 

übergangsvorsdiriften 

§ 1 

unverändert 
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§2 

Bis zum Erlaß von Vorschriften nach § 55 
Abs. 2 bleibt die Verordnung über auslän- 
dische Arbeitnehmer vom 23. Januar 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 26) in Kraft. Auf Ver- 
stöße gegen diese Verordnung ist § 254 Nr. 3 
anzuwenden. 


§3 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 65 
Abs. 2 bleibt die Verordnung über die Durch- 
führung der Meldepflicht gemäß § 24 des 
Kündigungssdiutzgesetzes vom 16. September 
1954 (Bundesanzeiger Nr. 181) in Kraft. 

S 4 

(1) Bis zum Erlaß der Vorschriften nach 
§ 66 Abs. 2 bleibt die Verordnung über see- 
männische Heuerstellen vom 8. November 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 739) mit den Än- 
derungen der Verordnung vom 20. September 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 303) in Kraft. Auf 
Verstöße gegen die VorscJirlften dieser Ver- 
ordnung ist § 254 Nr. 1 anzuwenden. 

(2) § 66 Abs. 3 gilt auch für die mit der 
nichtgewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung und 
Lehrstellen Vermittlung beauftragten Einrich- 
tungen und die gewerbsmäßigen Artisten-, 
Konzert- und Bühnenvermittler, die bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes erlaubterweise 
Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr- 
stellenvermittlung betreiben. 

(3) Bis zum Erlaß der Vorschriften nach 
§ 66 Abs. 4 bleiben die Vorschriften über die 
Durchführung der nichtgewerbsmäßigen Ar- 
beitsvermittlung, Berufsberatung und Lehr- 
stellenvermittlung außerhalb der Reichs- 
anstalt vom 30. November 1935 (Deutscher 
Reichsanzeiger Nr. 280) für die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes mit der nichtgewerbs- 
mäßigen Arbeitsvermittlung und Lehrstellen- 
vermittlung beauftragten Einrichtungen und 
die nach Inkrafttreten des Gesetzes mit der 
Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermitt- 
lung nach § 66 beauftragten EinricJitungen 
in Kraft. 

S 5 

Für die gewerbsmäßigen Arbeitsvermittler 
für Artisten, die gewerbsmäßigen Arbeits- 
vermittler, deren Tätigkeit sich auf die Ver- 


Be Schlüsse des 2 7. Ausschusses 
§ 2 

Bis zum Erlaß von Vorschriften nach § 55 
Abs. 2 bleibt die Verordnung über auslän- 
dische Arbeitnehmer vom 23. Januar 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 26) in Kraft, soweit sie 
nicht zu § 55 Abs. 1 in Widerspruch steht. 
Auf Verstöße gegen diese Verordnung ist 
§ 254 Nr. 3 anzuwenden. 

§ 3 

unverändert 


§5 

unverändert 
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mittlung zu Instrumental- und Vokal- 
konzerten und Gesangs- und anderen Vor- 
trägen erstreckt, bei denen ein höheres 
Interesse der Kunst oder Wissenschaft ob- 
waltet (Konzertagenten), und die gewerbs- 
mäßigen Bühnenvermittler, die bei Inkraft- 
treten des Gesetzes erlaubterweise Arbeits- 
vermittlung betrieben haben, bleiben die 
Vorschriften über die Durchführung der ge- 
werbsmäßigen Arbeitsvermittlung vom 
30. November 1935 (Deutscher Reichs- 
anzeiger Nr. 280), die Vorschriften über die 
Durchführung der gewerbsmäßigen Arbeits- 
vermittlung für Artisten vom 30. November 
1935 (Deutscher Reichsanzeiger Nr. 280), die 
Vorschriften über die Durchführung der ge- 
werbsmäßigen Konzertvermittlung vom 
28. Mai 1937 (Deutscher Reichsanzeiger 
Nr. 121), die Vorschriften über die Durch- 
führung der gewerbsmäßigen Bühnenvermitt- 
lung vom 17. Januar 1938 (Reichsarbeitsbl. I 
S. 20) und die für diese Vermittlungszweige 
erlassenen Gebührenordnungen bis zum Er- 
laß der Vorschriften nach § 66 Abs. 4 und 
§ 67 Abs. 2 In Kraft. Mit dem Inkrafttreten 
dieser Vorschriften gelten die zugelassenen 
gewerbsmäßigen Arbeitsvermittler In bis- 
herigem Umfange als beauftragt im Sinne 
des 5 66 Abs. 1. 

§ 6 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 70 
Abs. 2, § 139 Abs. 8, § 139 a Abs. 1, § 173 
Abs. 2 und § 177 Abs. 6 bleiben die ent- 
sprechenden geltenden Vorschriften oder 
Richtlinien in Kraft, soweit sie zu diesem Ge- 
setz nicht In Widerspruch stehen. Sie sind 
sinngemäß anzuwenden. 


5 7 

Besteht eine Beschäftigung im Sinne des 
§74 Abs. 1 und 2 zur Zeit des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes länger als ein Jahr^ so erlischt 
die Versicherungsfreiheit zwölf Monate vor 
dern Tage^ an dem die Beschäftigung durch 
Zeitablauf endet. § 143 b ist nicht anzu- 
wenden. 


§6 

Bis zum Erlaß von Vorschriften, Bestim- 
mungen und Richtlinien nach § 70 Abs. 2, 
§ 132 Abs. 2, § 133, § 138a Abs. 2, § 138b, 
§ 139 Abs. 8, § 139 a Abs. 1, § 173 Abs. 2 
und § 177 Abs. 6 bleiben die zur Zeit des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden 
entsprechenden Vorschriften, Bestimmungen 
und Richtlinien in Kraft, soweit sie zu die- 
sem Gesetz nicht In Widerspruch stehen. Sie 
sind sinngemäß anzuwenden. 

§7 

entfällt 


§7a 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach 
§ 75 a Abs. 2 Nr. 2 gelten Beschäftigungen 
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als geringfügig im Sinne des § 75 a Abs. 1, 
wenn für sie kein höheres wöchentliches Ar- 
beitsentgelt als 10 Deutsche Mark oder kein 
höheres monatliches Arbeitsentgelt als 
45 Deutsche Mark vereinbart oder ortsüblich 
ist. 


§ 8 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 93 
Abs. 2 bleiben die Richtlinien zu § 93 Abs. 2 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 5. November 1930 
(Reichsarbeitsblatt I S. 242) in Kraft. Sie sind 
sinngemäß anzuwenden. 


§8 


unverändert 


§ 9 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 94 
Abs. 4 sind die Richtlinien über die Ge- 
währung von Arbeitslosenunterstützung an 
durch Ausstand oder Aussperrung mittelbar 
betroffene Arbeitslose vom 27. März 1928 
(Reichsarbeitsblatt I S. 97) und die Erläuterun- 
gen zu den Richtlinien des Verwaltungsrats 
nach § 94 Abs. 3 AVAVG vom 26. April 
1928 (Reichs arbeitsblatt I S. 163) sinngemäß 
anzuwenden. 


S 10 

Besteht ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 
auf Grund einer vor dem 1, August 1953 
erfüllten Anwartschaftszeit, so ist ^ 99 Abs. 2 
anzuwenden. Dies gilt nicht, wenn 5 99 
Abs. 1 Satz 3 in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung von Vorschriften 
auf dem Gebiete der Arbeitslosenversicherung 
und der Arbeitslosenfürsorge vom 24. August 
1953 (Bundes^esetzbl. I S. 1022) bereits an-- 
gewandt worden ist. 


§9 


unverändert 


§ 10 

entfällt 


§ 10a 

Für Beschäftigungen, die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes ausgeübt worden sind, 
darf bei Anwendung des § 105 Abs. 1 bis 4 
und des § 141 d Abs. 1 Nr. 2 kein höheres 
Arbeitsentgelt als 16,67 Deutsche Mark täg- 
lich, 116,69 Deutsche Mark wöchentlich oder 
500 Deutsche Mark monatlich zugrunde ge- 
legt werden. Das gleiche gilt bei Anwendung 
des § 141 d Abs. 3 bis zu dem Zeitpunkt, in 
dem die Voraussetzungen für den Anspruch 
auf Unterstützung durdi die tatsächliche Aus- 
übung einer Beschäftigung im Sinne des 
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§ 141a Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes erfüllt worden 
sind. 


(1) Bis zur erstmaligen Festsetzung der Be- 
rechnungsgrundlage für die Beiträge zur 
Krankenversicherung der Arbeitslosen nach 
§119 Abs, 1 gelten als Grundlohn an Stelle 
des auf den Kalendertag entfallenden Arbeits- 
entgelts zwei Siebentel des wöchentlichen 
Arbeitslosengeldes, 

(2) Die erstmalige Festsetzung der Berech- 
nungsgrundlage nach §119 Abs, 1 tritt ein 
Jahr vor der Festsetzung in Kraft. 


§ 11 


entfällt 


§ 12 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 130 
Abs. 1 bleiben unbeschadet des § 130 Abs. 2 
die geltenden Vorschriften über die zur Kurz- 
arbeiterunterstützung zugelassenen Wirt- 
schaftszweige oder Gewerbegruppen in Kraft. 
In den Vorschriften nach § 130 Abs. 1 kann 
angeordnet werden, daß in laufenden Fällen 
Kurzarbeitergeld zur Vermeidung unbilliger 
Härten für eine Übergangszeit auch in nidit 
mehr zugelassenen Betrieben weitergewährt 
werden darf. 


§ 1 ^ 

Bis zum Erlaß der Bestimmungen des Ver- 
waltungsrates gemäß §132 Abs, 2 und §133 
und der Richtlinien nach §136 Abs, 2 und 3, 
längstens jedoch für die Dauer eines Jahres 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bleiben die 
zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes be- 
stehenden Richtlinien zu den §§ 131 bis 138 
und 140 alter Fassung in Kraft, 

§ 14 

(1) Bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
hält Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe, 

1. wer als fremder Staatsangehöriger oder 
Staatenloser nicht nach ^ 141 Abs, 2 und 3 
Deutschen gleichgestellt ist, 

2. wer das fünfundsechzigste Lebensjahr voll- 
endet hat oder eine Rente wegen Invali- 
dität oder Berufsunfähigkeit aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter, der 


§ 12 


unverändert 


§ 13 


entfällt 


§ 14 

(1) entfällt 
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Rentenversicherung der Angestellten oder 
der knappschaftlichen Rentenversicherung 
erhält y 

3. wer die Voraussetzungen des § 141 a Nr. 4 
nicht erfüllt, 

4. wer das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet und nach 5 141 b Abs. 2 keinen 
Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hat, 

wenn ihm Arbeitslosenfürsorgeunterstützung 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
willigt worden war und er die sonstigen 
Voraussetzungen für den Anspruch auf 
Unterstützung erfüllt. Dies gilt nicht, wenn 
der Unterstützungsbezug unterbrochen wor- 
den ist und im Zeitpunkt einer Arbeitslos- 
meldung nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes seit dem letzten Tage des Bezuges von 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung sechs Mo- 
nate vergangen sind. 

(2) Eine Bemessung der Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung nad) § 1 Abs. 3 des Ge- 
setzes über die Bemessung und Hohe der Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung vom 29. März 
1951 (Bundesgesetzbl. 1 S. 221) bleibt nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes maß- 
gebend, bis der Arbeitslose eine neue An- 
wartschaftszeit erfüllt oder insgesamt zwanzig 
Wochen oder mindestens dreizehn zusammen- 
hängende’ W ochen in einer Beschäftigung ge- 
standen hat, deren Entgelt mindestens dem 
Entgelt für eine Beschäftigung in seinem Be- 
ruf oder auf Grund seiner Ausbildung ent- 
sprochen hat. 

(3) Mietzuschläge und Sonderbeihilfen, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ge- 
währt worden sind, können im Rahmen des 
Höchstbetrages längstens bis zur Erfüllung 
einer neuen Anwartsdiaftszelt (§ 95) oder bis 
zur Erfüllung der Voraussetzungen des 
§ 141 a Nr. 4 Buchstabe b weiterhin nach den 
Vorschriften gewährt werden. Absatz 1 Satz 2 
ist anzuwenden. 
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(2) entfällt 


(3) Mietzuschläge und Sonderbeihilfen, die 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur' Än- 
derung und Ergänzung des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversidie- 
rung vom 16. April 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 243) gewährt worden sind, können neben 
dem Hauptbetrag unter Berücksiditigung des 
Höchstbetrages bis zur Erfüllung einer neuen 
Anwartschaftszeit (§ 95) oder bis zur Erfül- 
lung der Voraussetzungen des § 141a Abs. 1 
Nr. 4 Buchstabe b, längstens jedoch bis zum 
31. März 1957, in der bisherigen Höhe wei- 
tergewährt werden, wenn seit dem letzten 
Tage des Bezuges von Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung bis zum Tage des Inkrafttre- 
tens des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung vom 16. April 
1956 nidit mehr als drei Monate vergangen 
sind. 
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(4) Bis zum Erlaß der Vorschriften nach 
§ 141 d Abs. 4 bleiben insoweit die geltenden 
Vorschriften über Arbeitslosenfürsorge und 
Arbeitslosenhilfe in Kraft. 

§ 15 

Bis zum Erlaß von Vorschriften auf Grund 
des § 144 bleiben die entsprechenden Vor- 
schriften der Verordnung des Reichsarbeits- 
ministers über die Kranken- und die Ar'beits- 
losenversicherung der deutschen Bediensteten 
ausländischer Staaten und solcher Personen, 
die nicht der inländischen Gerichtsbarkeit 
unterstehen, vom 11. Dezember 1937 (Reichs- 
arbeitsblatt IV S. 375) in Kraft. 

§ 16 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 146 
bleiben die Verordnung über die Einziehung 
der Beiträge zur Reichsanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
9. Februar 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 182) 
und die zu ihrer Ausführung erlassenen Vor- 
schriften in Kraft. 

§ 17 

Bis zum Erlaß der Bestimmungen nach 
§ 147 bleibe?! die Anordnung über die Ver- 
gütung der Einzugs stellen für die Einziehung 
der Beiträge zum Reichsstock für Arbeits- 
einsatz vom 14. Dezember 1943 (Reichs- 
arbeitsblatt II S. 520) und die zu ihrer Aus- 
führung erlassenen Vorschriften in Kraft, 

§ 18 

Bis zum Erlaß der Richtlinien nach § 168 a 
Abs. 1 bleibt die Verordnung des Vorstandes 
der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung über die Zuständig- 
keit der Ar'beitsämter im Unterstützungsver- 
fahren vom 25. Juni 1931 (Reichs arbeitsblatt I 
S. 144) in Kraft, Sie ist sinngemäß anzu- 
wenden. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 

(3 a) Mietzuschläge sind nidit mehr zu ge- 
währen, wenn sich die Miete des Arbeitslosen 
auf fünfundzwanzig vom Hundert des Haupt- 
betrages zuzüglich der Familienzusdiläge und 
des bei der Bedürftigkeitsprüfung nidit mehr 
zu berücksichtigenden Einkommens ermäßigt. 
Eine Sonderbeinilfe ist nicht mehr zu gewäh- 
ren, wenn der Notstand, zu dessen Behebung 
sie gewährt worden ist, nicht mehr besteht. 

(4) Bis zum Erlaß von Vorschriften nach 
§ 141 e Abs. 6 bleiben insoweit die bisher gel- 
tenden Vorschriften in Kraft. 

§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


S 17 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 147 
bleibt die Verordnung über die Vergütung 
der Krankenkassen für die Einziehung der 
Beiträge zur Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
29. Oktober 1955 (Bundesanzeiger Nr. 214) 
in Kraft. 

§18 

unverändert 
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§ 19 

Bis zum Erlaß der Bestimmungen nach 
§ 169 Abs. 4 bleibt die Verordnung über den 
Wandersdiein für Arbeitslose vom 30. März 
1928 (Reidisarbeitsblatt I S. 98) in Kraft. Sie 
ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 20 

Bis zum Erlaß von Vorschriften nach § 186 
Abs. 5 bleiben bestehende Vorschriften über 
das Verfahren für das Kurzarbeitergeld in 
Kraft. 


§ 21 

Bis zum Erlaß der Vorschriften nach § 208 
bleibe die Verordnung über den Erwerb der 
Anwartschaft auf Ar^beitslosenunterstützung 
durch Beschäftigung im Ausland vom 5. De- 
zember 1929 (Reidisgesetzbl. I S. 244) in 
Kraft. 
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§ 19 

unverändert 


§ 20 

unverändert 


§ 21 

Bis zum Erlaß der entsprechenden Vor- 
schriften nach § 208 bleiben die Verordnung 
über die Arbeitslosenversicherung der Grenz- 
gänger an der deutsch-schweizerischen Grenze 
vom 25, Mai 1928 (Reichsgesetzbl. I S. 157) 
und die Verordnung über den Erwerb der 
Anwartschaft auf Arbeitslosenunterstützung 
durch Beschäftigung im Ausland vom 5. De- 
zember 1929 (Reichsgesetzbl. I S. 244) in 
Kraft. 


§22 

(1) Beruht ein Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld auf einer vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erfüllten Anwartschaftszeit, so gilt 
folgendes: 

1. § 87 Abs. 2 und § 99 Abs. 1 bis 3 sind nicht 
anzuwenden, 

2. Im Falle des § 88 Abs. 3 alter Fassung sind 
§ 88 Abs. 1 Nr. 2 und § 105 Abs. 6 nicht 
anzuwenden, 

3. Zuständig bleibt die Krankenkasse, bei 
der der Arbeitslose als solcher versichert 
ist, bis zur ersten Arbeitslosmeldung nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

4. Ist die letzte Arbeitslosmeldung vor dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes er- 
folgt, so ist unbeschadet der Nummer 2 der 
§ 105 Abs, 6 erst mit Beginn des Zahlungs- 
zeitraumes anzuwenden, der nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes beginnt. 

5. Tage der Wartezeit, die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zurückgelegt sind, 
sind auf die Wartezeit nach § 110 anzu- 
rechnen. 
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(2) § 130 e Abs. 2 und § 1301 Abs. 2 sind 
mit Beginn des Zahlungszeitraumes anzuwen- 
den, der nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes beginnt. 

(3) Absatz 1 Nr. 3 und 4 ist in der Arbeits- 
losenhilfe entsprechend anzuwenden. 

(4) Im übrigen sind die Vorschriften dieses 
Gesetzes anzuwenden. 


Artikel X 

Schluß Vorschriften 

§ 1 

Der Erste Abschnitt des Gesetzes über die 
Errichtung einer Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
10. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 123) gilt 
als Bestandteil des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung. 

§ 2 

Soweit in anderen Vorschriften auf Be- 
stimmungen und Bezeichnungen verwiesen 
wird, die durch dieses Gesetz geändert wer- 
den, treten an ihre Stelle die entsprechenden 
Vorschriften und Bezeichnungen dieses Ge- 
setzes. 

§ 3 

In der Sozialversicherungsdirektive Nr. 20 
(Arbeitsblatt für die britische Zone 1947 
S. 19) werden in Nummer 2 die Worte „so- 
wie zur Arbeitslosenversicherung (Reichsstock 
für Arbeitseinsatz)“ und in Nummer 4 die 
Worte „und Arbeitslosenversicherung“ ge- 
strichen. 

§4 

Im § 1267 Abs, 1 der Reich sversicherungs- 
Ordnung erhält die Nummer 5 folgende 
Fassung: 

„5. als Arbeitsloser 

a ) Arbeitslosengeld ( versicherungsmä ßige 
Arbeitslosenunterstützung) oder Ar- 
beitslosenhilfe ( Krisenunter Stützung^ 

Arbeitslosenfürsorgeunterstützung) 
oder Unterstützung aus der öffent- 
lichen Fürsorge, 


Artikel X 

Schluß Vorschriften 

§1 

unverändert 


§2 

unverändert 


§3 

unverändert 


§4 

entfällt 
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b) Familienunterstützung 
erhalten hat'' 

siehe Artikel II § 129 Abs. 2 


§ 4a 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 

folgt geändert und ergänzt: 

1. Als § 537a wird eingefügt: 

4 537 a 

Gegen Arbeitsunfall sind ferner ver- 
sichert 

1. die Teilnehmer an Maßnahmen nach den 
§§ 135 und 138 des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung, sofern die Teilnehmer nicht 
auf Grund anderer Vorschriften gegen 
Arbeitsunfall versichert sind, 

2. Beschäftigte nach den §§ 140 und 141 ij 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, 

3. Personen, die der Meldepflicht nach 
§ 173 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung un- 
terliegen. ‘‘ 

2. Als § 543 a wird eingefügt: 

4 543 a 

Bei den nach § 537 a Nr. 3 versicherten 
Personen gelten als Arbeitsunfälle nur Un- 
fälle 

1. auf dem Wege zwischen ihrer Wohnung 
und der Stelle, die sie zur Erfüllung der 
Meldepflicht aufsuchen, oder einer son- 
stigen Dienststelle der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung oder einer seemännischen 
Heuerstelle, die sie auf deren Veranlas- 
sung aufsuchen, 

2. auf dem Wege zwischen einer der vor- 
genannten Stellen oder ihrer Wohnung 
und einer Stelle, die sie auf Veranlassung 
des Arbeitsamtes oder einer seemänni- 
schen Heuerstelle zum Zwecke der An- 
bahnung eines Arbeitsverhältnisses oder 
zur Ablegung von Arbeits- oder Ver- 
träglichkeitsproben aufsuchen, 

3. während des erforderlichen Aufenthaltes 
bei den in den Nummern 1 und 2 ge- 
nannten Stellen.“ 

3. In § 563 wird folgender Absatz 5 einge- 
fügt: 
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„(5) Als durchschnittlicher Verdienst für 
den vollen Arbeitstag im Unternehmen im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 gilt im Falle 
des § 543 a ein Sechstel des Einheitslohnes, 
der der Bemessung des Arbeitslosengeldes 
oder der Unterstützung aus der Arbeits- 
losenhilfe zugrunde liegt. ‘‘ 

4. Im § 564 Abs. 1 erhält Nummer 7 fol- 
gende Fassung: 

„7. bei Teilnahme an Maßnahmen nach den 
§§ 135 und 138 oder an einer Beschäfti- 
gung auf Grund der §§ 139, 140 und 
141 i| des Gesetzes über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung. " 

5. Als § 626 wird eingefügt: 

4 626 

(1) In dem Falle des § 537 a Nr. 1 ist 
Träger der Versicherung die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung, soweit sie selbst diese Maß- 
nahmen eingerichtet hat. 

(2) In Fällen des § 537 a Nr. 1 und 2 ist 
Träger der Versicherung der Versicherungs- 
träger des Gemeindeverbandes oder der 
Gemeinde, wenn das Vorhaben von einer 
Gemeinde oder einem Gemeindeverbande 
oder einem in deren Aufträge handelnden 
gemeinnützigen Unternehmen auf eigene 
Rechnung oder durch Dritte durchgeführt 
wird. Wird das Vorhaben von einem Lande 
oder einem in seinem Aufträge handelnden 
gemeinnützigen Unternehmen auf eigene 
Rechnung oder durch Dritte durchgeführt, 
so ist Träger der Versicherung das Land. 

(3) In dem Falle des § 537 a Nr. 3 ist 
Träger der Versicherung die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung.“ 

6. § 892 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Die Aufgaben der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung als Träger der Versicherung 
(§ 626 Abs. 1 und 3) werden von der Bun- 
desausführungsbehörde für Unfallversiche- 
rung wahrgenommen.“ 

7. § 896 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung erstattet 
der Bundesausführungsbehörde für Unfall- 
versicherung (§ 892 Abs. 4) die Aufwen- 
dungen für die Unfallversicherung der Ar- 
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beitslosen. Das Nähere über die Durchfüh- 
rung der Erstattung und über die Höhe 
eines Verwaltungskostenpauschales be- 
stimmt der Bundesminister für Arbeit nach 
Anhörung des Verwaltungsrates der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung durdi Rechtsverord- 
nung. Die Reditsverordnung bedarf nicht 
der Zustimmung des Bundesrates.“ 


§4b 

Das Heimkehrergesetz vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 221) in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Heimkehrergesetzes vom 17. Au- 
gust 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 931) wird wie 
folgt geändert: 

1. Im § 15 Abs. 1 Satz 3 wird die Zahl „45“ 
durdi die Zahl „70“ ersetzt. 

2. § 15 Abs. 2 wird gestrichen. 

3. In § 16 wird Satz 1 durch folgenden Satz 
ersetzt: 

„Der Anspruch auf Arbeitslosengeld nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes be- 
steht für insgesamt hundertsechsundfünfzig 
Tage, hach einer Kriegsgefangenschaft, In- 
ternierung oder Verschleppung von minde- 
stens zwei Jahren für zweihundertvierund- 
dreißig Tage, nach einer Kriegsgefangen- 
schaft, Internierung oder Versdkleppung 
von mindestens drei Jahren für dreihun- 
dertundzwölf Tage.“ 

4. § 19 erhält folgende Fassung; 

4 19 

(1) Erhalten Angehörige des Heimkeh- 
rers, auch wenn sie mit ihm im gemeinsa- 
men Haushalt leben, Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe, so bleiben das Ein- 
kommen aus selbständiger oder unselbstän- 
diger Tätigkeit des Heimkehrers sowie Be- 
züge aus öffentlichen Mitteln, die der 
Heimkehrer für seine Person erhält, bei 
der Prüfung der Bedürftigkeit für insge- 
samt sechsundzwanzig Wochen außer Be- 
tracht. Diese Frist beginnt mit dem Tage, 
für den der Heimkehrer erstmals nach der 
Entlassung Arbeitseinkommen oder Bezüge 
aus öffentlichen Mitteln erhält. 

(2) § 141 d Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung ist nicht anzuwenden, wenn 
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die Bemessung der Unterstützung nach 
§ 141 d Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung für den Heimkehrer günstiger 
ist.*" 


§ 4 c 

Das Gesetz über die Anpassung der Leistun- 
gen für Kinder in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung, in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen, in der Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenfürsorge sowie in der Kriegs- 
opferversorgung an das Kindergeldgesetz 
(Kindergeldanpassungsgesetz — KGAG) vom 
7 . Januar 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 17) in der 
Fassung des Gesetzes zur Ergänzung des Kin- 
dergeldgesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz 
— KGEG) vom 23. Dezember 1955 (Bundcs- 
gesetzbl. I S. 841) wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte „der 
§§ 90 bis 93 b oder des § 112“ ersetzt 
durch die Worte „der §§ 90 bis 93 b, 112 
oder 141 ii“. 

2. In § 3 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „An- 
rechnung des eigenen Einkommens oder des 
Einkommens seiner Familienangehörigen“ 
ersetzt durch die Worte „Berücksichtigung 
von Einkommen“. 

3. In § 4 Abs. 3 werden die Worte „§ 94 
Abs. 1“ ersetzt durch die Worte „§ 94 
Abs. 2“. 

4. § 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die §§ 171, 172 und § 177 Abs. 1, 
Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 bis 6 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versidierung gelten entsprechend.“ 

5. In § 7 Abs. 2 werden die Worte „§ 94 
Abs. 2“ ersetzt durdi die Worte „§ 94 
Abs. 3“. 

6. § 8 erhält folgende Fassung: 

4 8 

Geldbußen 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. die in § 5 Abs. 5 vorgeschriebene An- 
zeige nicht erstattet, 

2. eine Einsichtnahme in Unterlagen (§ 5 
Abs. 3 in Verbindung mit § 171 Abs. 1 
Satz 2 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
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§ 5 

Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, das Gesetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversidierung unter Berück- 
sichtigung der Änderungen durch dieses Ge- 
setz neu bekanntzumachen. Er kann dabei 
Unstimmigkeiten der Paragraphenfolge und 
des Wortlautes beseitigen. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


lung und Arbeitslosenversicherung) oder 
eine Auskunft, zu der er nach § 5 Abs, 3 
in Verbindung mit § 171 Abs. 3 des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung verpflichtet ist, 
verweigert. 

(2) § 255 Abs. 1 und die §§ 256 und 259 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(3) Geldbußen können durch Abzüge 
vom späteren Kindergeld zurückbehalten 
werden. § 5 Abs. 4 Sätze 2 und 3 sind ent- 
sprechend anzuwenden.“ 

7. § 9 wird gestrichen. 

8. In § 13 werden die Nummern 1 und 3 ge- 
strichen. 

§4d 

Das Dritte Gesetz zur Änderung und Er- 
gänzung von Vorschriften des Zweiten 
Buches der Reichsversicherungsordnung (Ge- 
setz über die Krankenversicherung der Rent- 
ner — KVdR) vom 12. Juni 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 500) wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 4 Abs. 4 werden die Worte „und 
der Arbeitslosenversicherung“ gestrichen. 

2. Artikel 4 Abs. 5 und 6 wird gestrichen. 


§ 6 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

(3) Der Senat von Berlin kann nach An- 
hörung des Verwaltungsausschusses des Lan- 
desarbeitsamtes Berlin durch Rechtsverord- 
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nung bestimmen, daß Arbeitsuchende, die 
ihren Wohnsitz außerhalb des Geltungsberei- 
ches dieses Gesetzes, aber innerhalb des Ge- 
bietes des Deutschen Reiches nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1937 haben, der beson- 
deren Genehmigung des Arbeitsamtes des 
Beschäftigungsortes für die Aufnahme einer 
versicherungspfliditigen Beschäftigung be- 
dürfen. 

(4) Beruht ein Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld auf einer vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erfüllten Anwartschaftszeit, so kön- 
nen Mietzuschläge, die nach § 7 Abs. 4 des 
Gesetzes über die Regelung der Arbeitslosen- 
unterstützung in Groß-Berlin vom 25. April 
1949 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin I 
S. 145) gewährt worden sind, unter Berück- 
sichtigung des Höchstbetrages bis zur Erfül- 
lung einer neuen Anwartschaftszeit (§ 95), 
längstens jedoch bis zum Ablauf von sechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes im Land Berlin in der bisherigen Höhe 
weitergewährt werden. Artikel IX § 14 
Abs. 3 a Satz 1 ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Auf Unterstützungsfälle, in denen seit 
dem letzten Tage des Bezuges von Arbeits- 
losenfürsorgeunterstützung bis zum Inkraft- 
treten des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung vom 
16. April 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
nicht mehr als drei Monate vergangen sind, 
ist § 141 a Abs. 1 Nr. 4 im Land Berlin mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle 
der Jahresfrist eine Frist von zwei Jahren 
tritt. § 141 c Abs. 1 ist anzuwenden. 

(6) § 105 Abs. 4 ist in Berlin mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß der Berechnung des 
durchschnittlichen Arbeitsentgeltes für die 
Zeit einer versicherungspflichtigen Beschäf- 
tigung auf Grund des Tarifvertrages für die 
im Notstandsprogramm beschäftigten Ange- 
stellten vom 19. Oktober 1954 in der jeweils 
geltenden Fassung das entsprechende Entgelt 
der Beschäftigung bei einer wöchentlichen 
Arbeitszeit von achtundvierzig Stunden zu- 
grunde zu legen ist. 

(7) Bei der Anwendung dieses Gesetzes in 
Berlin bleibt § 6 des Gesetzes über den Zu- 
zug nach Berlin vom 9. Januar 1951 (Ver- 
ordnungsblatt für Berlin I S. 84) in der Fas- 
sung des Änderungsgesetzes vom 20. März 
1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Ber- 
lin S. 184) unberührt. 


141 



Entwurf 

S 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
vierten des auf die Verkündung folgenden 
Monats in Kraft. § 70 Abs. 2, § 103 Abs. 7, 
§ 116g Abs. 1 Satz 5, § 141 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 3 und $ 141 d Abs. 4 treten am Tage 
nach der Verkündung dieses Gesetzes in 
Kraft. 


(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden folgende Vorschriften aufgehoben: 

1. §§ 202, 205, 205a, 206, 209, 210, 
214, 219 und 220 bis 246 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung, 

2. die Verordnung zur Ausführung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 29. September 
1927 (Reidisgesetzbl. I S. 312), 

3. Artikel 2 § 2 der Verordnung zur Klein- 
siedlung und Bereitstellung von Klein- 
gärten vom 23. Dezember 1931 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Januar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 17), 

4. die Verordnung über arbeitslose landwirt- 
schaftliche Siedlungsanwärter vom 
18. Februar 1932 (Reichsgesetzbl. I S. 78), 

5. das Gesetz über Arbeitsvermittlung, Be- 
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
vom 5. November 1935 (Reichsgesetzbl. I 

S. 1281), 

6. das Gesetz zur Regelung des Arbeitsein- 
satzes vom 15. Mai 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 381) in der Fassung des Gesetzes zur 
Befriedigung des Bedarfs der Landwirt- 
schaft an Arbeitskräften vom 26. Februar 
1935 (Reichsgesetzbl. I S. 310), 

7. die Verordnung über die Verteilung von 
Arbeitskräften vom 10. August 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 786), 

8. das Gesetz über die Einführung eines 
Arbeitsbuches vom 26. Februar 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 311), 

9. die Verordnung zur Sicherstellung des 
Kräftebedarfs für Aufgaben von beson- 
derer staatspolitischer Bedeutung vom 
13. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 206), 
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S 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
vierten auf die Verkündung folgenden Mo- 
nats in Kraft. § 70 Abs. 2, § 75 a Abs. 2 
Nr. 2, § 103 Abs. 7, § 116 g Abs. 1 Satz 5, 
§ 141 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3, § 141 a 
Abs. 3, § 141 e Abs. 6, § 150 Abs. 1 Satz 3 
und § 219 b treten am Tage nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes in Kraft. § 150 
Abs. 1 Satz 1 und 2 tritt mit der Neurege- 
lung des Rechtes der Rentenversicherung in 
Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden folgende Vorschriften aufgehoben: 

1. §§ 202, 205, 205 a, 206, 209, 210, 214 
und 220 bis 246 des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung, 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 
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10. die Zweite Verordnung zur Durdi- 
führung des Vierjahresplanes vom 5. No- 
vember 1936 (Reidisgesetzbl. I S. 936) 
und die auf Grund dieser Verordnung er- 
lassenen Verordnungen und Anordnun- 
gen mit Ausnahme der Dritten Verord- 
nung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs 
für Aufgaben von besonderer staats- 
politischer Bedeutung (Notdienstverord- 
nung) vom 15. Oktober 1938 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1441) und der dazu er- 
lassenen Durchführungsverordnungen, 

11. die Verordnung zum Schutze der 
Rüstungswirtschaft vom 21. März 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 165), 

12. der Erlaß über einen Generalbevoll- 
mächtigten für den Arbeitseinsatz vom 
21. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 179), 

13. die Verordnung über die Rechtsetzung 
durch den Generalbevollmächtigten für 
den Arbeitseinsatz vom 25. Mai 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 347), 

14. die Verordnung über die Meldung von 
Männern und Frauen für Aufgaben der 
Reihsverteidigung vom 27. Januar 1943 
(Reihsgesetzbl. I S. 67), die Zweite Ver- 
ordnung über die Meldung von Männern 
und Frauen für Aufgaben der Reihsver- 
teidigung vom 10. Juni 1944 (Reihsge- 
setzbl. I S. 133), die Dritte Verordnung 
über die Meldung von Männern und 
Frauen für Aufgaben der Reichsverteidi- 
gung vom 28. Juli 1944 (Reihsgesetzbl. I 
S. 168), die Vierte Verordnung über die 
Meldung von Männern und Frauen für 
Aufgaben der Reihsverteidigung vom 
29. August 1944 (Reihsgesetzbl. I S. 190), 

15. die Verordnung über die Meldepfliht 
von Männern und Frauen, die aus Anlaß 
des Luftkrieges ihre bisherige Tätigkeit 
aufgegeben haben, vom 17. Januar 1944 
(Reihsgesetzbl. I S. 23), 

16. die Verordnung über die Meldung von 
Arbeitskräften in Sheinarbeitsverhältnis- 
sen vom 28. Juli 1944 (Reihsgesetzbl. I 
S. 167), 

17. der Erlaß über den totalen Kriegseinsatz 
vom 25. Juli 1944 (Reihsgesetzbl. I 
S. 161) und die Verordnung zur Sihe- 
rung des totalen Kriegseinsatzes vom 
25. August 1944 (Reihsgesetzbl. I S. 184), 
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10. unverändert 


11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 


15. unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 
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18. die Verordnung über den Arbeitseinsatz 
während der Sdileditwetterregelung vom 
15. Januar 1941 (Deutscher Reichsan- 
zeiger Nr. 14), 

19. die Verordnung über den Arbeitseinsatz 
während eines Arbeitsausfalles infolge 
sdilechten Wetters vom 8. November 1941 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 264), 

20. die Verordnung über die Arbeitslosen- 
versicherung unständig beschäftigter Hafen- 
arbeiter vom 23. Oktober 1930 (Reichs- 
arbeitsblatt I S. 228), 

21. die Verordnungen über die Arbeitslosen- 
versicherung von Hausgewerbetreibenden 
und Heimarbeitern vom 18. Oktober 
1930 (Reichs arbeitsblatt I S. 227) und vom 
19. März 1932 (Reichsarbeitsblatt I S. 49), 

22. § 14 Abs. 1 Satz 4 der Verordnung über 
die Krankenversicherung der Rentner 
vom 4. November 1941 (Relchsgesetzbl. I 
S. 689), 

23. § 16 Abs. 2 der Zweiten Verordnung über 
die Vereinfachung des Lohnabzugs vom 

24. April 1942 (Relchsgesetzbl. I S. 252), 

24. § 17 der Verordnung zur Durchführung 
der sozialversicherungsrechtlichen Vor- 
schriften der Zweiten Verordnung über 
die Vereinfachung des Lohnabzugs vom 
15. Juni 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 403), 
auch in der Fassung des Artikels 9 der 
Ersten Verordnung zur Vereinfachung 
des Lelstungs- und Beitragsrechts in der 
Sozialversicherung vom 17. März 1945 
(Relchsgesetzbl. I S. 41), 

25. Artikel I und die Artikel III bis VI der 
Verordnung Nr. 111 der Militärregie- 
rung Deutschland — Britisches Kontroll- 
gebiet — (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgeblet 

— 1947 S. 614), 

26. Erster Durchführungserlaß des Präsiden- 
ten des Zentralamtes für Arbeit zur Ver- 
ordnung Nr. 111 der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgeblet 

— (Arbeitsblatt für die britische Zone 
1947 S. 390), 

27. das im Lande Bayern erlassene Gesetz 
über die Vergütung von Lohnausfällen 
der Arbeitnehmer bei Betriebseinschrän- 
kungen und -Stillegungen wegen Strom-, 
Kohlen- oder Gasmangels vom 30. No- 
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18. unverändert 


19. unverändert 


20, unverändert 


21. u n V e r ä n d e r t 


22. e n t f ä 1 1 1 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. Verordnung Nr. 111 der Militärregie- 
rung Deutschland — Britisches Kontroll- 
gebiet — (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgeblet 
— 1947 S. 614), 

26. unverändert 


27. das im Lande Bayern erlassene Gesetz 
über die Vergütung von Lohnausfällen 
der Arbeitnehmer bei Betriebseinschrän- 
kungen und -Stillegungen wegen Strom-, 
Kohlen- oder Gasmangels vom 30. No- 
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vember 1949 (Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 286) und unbeschadet der 
Vorschrift des Artikels IX § 12 Satz 1 die 
in den Ländern geltenden Vorschriften 
über Unterstützung bei Lohnausfall wegen 
Kurzarbeit oder Stillegung von Betrieben 
einschließlich des Artikels II der Verord- 
nung Nr, 111 der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

— ( Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

— 1947 S. 614), 

28. Zweiter Durchführungserlaß des Präsi- 
denten des Zentralamtes für Arbeit zur 
Verordnung Nr. 111 der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet 

— vom 27. Oktober 1947 (Arbeitsblatt 
für die britische Zone 1947 S. 391), 

29. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 29. März 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 219), 

30. Gesetz über die Bemessung und Höhe der 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung vom 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 221), 

31. § 24 des Kündigungsschutzgesetzes vom 
10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 499), 

32. § 11 Abs. 2 Satz 3 des Mutterschutzge- 
setzes vom 24. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 69), 


33. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Anbeitslosenver- 
sicherung vom 9. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 790), 

34. das Gesetz über die verstärkte Förderung 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen aus 
Mitteln der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 4. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 719), 

35. §§ 1 bis 4 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung von Vorschriften auf dem Ge- 
biete der Arbeitslosenversidierung und 
der Arbeitslosenfürsorge vom 24. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1022), 
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vember 1949 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 286), 


28. unverändert 


29. unverändert 


30. entfällt 


31, unverändert 

32. unverändert 


32a. §§ 14 und 21 des Gesetzes über die Er- 
höhung der Einkommensgrenzen in der 
Sozialversicherung und der Arbeitslosen- 
versicherung und zur Änderung der 
Zwölften Verordnung zum Aufbau der 
Sozialversicherung vom 13. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 437), 

33. unverändert 


34. unverändert 


35. §§ 1 bis 3 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung von Vorschriften auf dem Ge- 
biete der Arbeitslosenversicherung und 
der Arbeitslosenfürsorge vom 24. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1022), 
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36. § 222 des Sozialgerichtsgesetzes vom 36. unverändert 

3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239). 


37. das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung vom 1. Dezember 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 353), 

38. das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung vom 16. 
April 1956 (Bundesgesetzbl. IS. 243), 

39. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 26. Januar 1949 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 93), 

40. Verordnung des Badischen Ministeriums 
der Wirtschaft und Arbeit über Kurz- 
arbeiterunterstützung vom 17. Septem- 
ber 1949 (Badisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 365), 

41. Gesetz Nr. 900 zur Änderung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 8. Oktober 
1947 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden S. 112), 

42. Verordnung Nr. 901 der Landesregierung 
über Kurzarbeiterunterstützung vom 
8. Oktober 1947 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden S. 130), 

43. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 26. Oktober 1948 (Regie- 
rungsblatt für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 161), 

44. Verordnung des Arbeitsministeriums 
über die Unterstützungsberechtigung in 
der Arbeitslosenversicherung vom 7. Ja- 
nuar 1949 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern S. 38), 

45. Rechtsanordnung über Lohnausgleich bei 
Kurzarbeit und Umsetzungen von Ar- 
beitskräften (Lohnausgleidüsanordnung) 
vom 17. Januar 1947 (Regierungsblatt 
für das Land Württemberg-Hohenzol- 
lern S. 73, in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung der Lohnausgleichsanord- 
nung vom 6. August 1948 (Regierungs- 
blatt für das Land Württemberg-Hohen- 
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Zollern S. 89) und des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung der Lohnausgleichsanord- 
nung vom 26. Oktober 1948 (Regie- 
rungsblatt für das Land Württemberg- 
Hohenzollern S. 169), 

46. Gesetz über Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 20. Oktober 1947 (Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 185), 

47. Verordnung des Bayerischen Ministerprä- 
sidenten Nr. 143 über Kurzarbeiterunter- 
stützungen vom 26. Januar 1948 (Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S, 14), 

48. Gesetz über die Regelung der Arbeits- 
losenunterstützung in Groß-Berlin vom 
25. April 1949 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin I S. 145), 

49. Gesetz über die Änderung des Gesetzes 
über die Regelung der Arbeitslosenunter- 
stützung in Groß-Berlin vom 13. März 
1950 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin 
I S. 137), 

50. Gesetz zur vorläufigen Regelung der Ar- 
beitslosenversicherung in Berlin vom 
28. Dezember 1950 (Verordnungsblatt 
für Berlin I S. 566), 

51. Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Regelung der Arbeitslosenunter- 
stützung in Groß-Berlin vom 13. Dezem- 
ber 1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 1147), 

52. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 21. Februar 1952 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 106), 

53. Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur vorläufigen Regelung der Arbeits- 
losenversicherung in Berlin vom 26. Fe- 
bruar 1953 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 150), 

54. Verordnung über die Kurzarbeiterunter- 
stützung vom 2. April 1952 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 252), 

55. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 16. Oktober 1947 (Gesetz- 
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Blatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 259), 

56. Verordnung des Präsidenten des Senats 
über Kurzarbeiterunterstützung vom 
17. Oktober 1947 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 268), 

57. Verordnung über die Arbeitslosenfür- 
sorge für Heimkehrer vom 15. August 
1949 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 170), 

58. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 18. Oktober 1947 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hes- 
sen S. 83), 

59. Verordnung des Ministerpräsidenten und 
Ministers für Arbeit und Wohlfahrt über 
die Wiedereinführung von Kurzarbeiter- 
unterstützung vom 30. Oktober 1947 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 90), 

60. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 27. September 1948 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz S. 355), 

61. Gesetz über Kurzarbeiter Unterstützung 
und Ergänzungsarbeiten für das Land 
Rheinland-Pfalz vom 3. Dezember 1947 
(Gesetz- und Verordnungsblatt der Lan- 
desregierung Rheinland-Pfalz S. 493) in 
der Fassung des Landesgesetzes vom 
11. Januar 1949 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land -Pfalz S. 9), 

62. Landesgesetz über die Erfüllung der An- 
wartschaft auf Arbeitslosenunterstützung 
nach Entlassung aus der Kriegsgefangen- 
schaft vom 11. Januar 1949 (Gesetz- und 
V erordnungsbla tt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 10), 

63. Landesgesetz über die Erfüllung der An- 
wartschaft auf Gewährung der Arbeits- 
losenunterstützung bei Lehrlingen und 
Junggehilfen vom 5. September 1949 
(Gesetz- und Verordnungsblatt der Lan- 
desregierung Rheinland-Pfalz S. 438), 
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Im übrigen werden vorbehaltlidi Artikel IX 
alle Vorschriften aufgehoben, die diesem Gesetz 
entgegenstehen. Ferner treten vorbehaltlidi 
Artikel IX die Redits- und Verwaltungsvor- 
sdiriften außer Kraft, die zur Durdiführung, 
Änderung und Ergänzung der aufgehobenen 
Vorsdiriften erlassen worden sind. 

(3) Mit dem Erlaß der Vorsdiriften nach 
§ 141 d Abs. 4 tritt die Verordnung Nr. 117 
der Militärregierung Deutschland — Briti- 
sches Kontrollgebiet — (Amtsblatt der Mili- 
tärregierung Deutschland — Britisches Kon- 
trollgebiet — 1947 S. 652) außer Kraft. 


64. Reditsanordnung vom 26. Oktober 1948 
über die Gewährung von Leistungen auf 
Grund des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung vom 
16. Juli 1927 (Amtsblatt des Bayerischen 
Kreises Lindau Nr. 79), 

65. Anordnung des Kreispräsidenten Lindau 
über Arbeitslosenfürsorge vom 7. Fe- 
bruar 1949 (Amtsblatt des Bayerischen 
Kreises Lindau Nr. 6), 

66. Rechtsanordnung über Lohnausgleich bei 
Kurzarbeit und Umsetzung von Arbeits- 
kräften (Lohnausgleichsanordnung) vom 
8. Januar 1948 (Amtsblatt des Bayeri- 
schen Kreises Lindau Nr. 3), 

jedoch hinsichtlich der Nummer 40, 42, 45, 
47, 54, 56, 59, 61 und des Artikels II der in 
Nummer 25 genannten Verordnung Nr. 111 
der Militärregierung Deutschland — Briti- 
sches Kontrollgebiet — unbeschadet des Arti- 
kels IX § 12 Satz 1. Im übrigen werden vor- 
behaltlich Artikel IX alle Vorschriften auf- 
gehoben, die diesem Gesetz entgegenstehen. 
Ferner treten vorbehaltlich Artikel IX die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften außer 
Kraft, die zur Durchführung, Änderung und 
Ergänzung der aufgehobenen Vorschriften 
erlassen worden sind. 

(3) entfällt 


149 



Anlage zu § 105 Abs. 6 

(Arbeitslosengeld) 


j 

Arbeitsentgelt 

Ein- 

heits- 

lohn 

Haupt- 

■betrag 

Höchst- 

betrag 

Arbeitsentgelt 

Ein- 

heits- 

lohn 

Haupt- 

'betrag 

Höchst- 

betrag 

wöchentlich | 


w ö c h e n 

tlich 


von 

DM 

bis ' 

1 

DM 

DM 

1 

DM 1 

von 

DM 

bis 1 

DM 

DM 1 

DM 

1 

1 2 

1 

4 

1 

2 

3 1 

4 

10,— 

11,99 

11 

9,60 

9,90 

92,— 

93,99 

93 

40,80 

65,10 

12,— 

13,99 

13 

10,50 

11,70 

94,- 

95,99 

95 

41,40 

66,60 

14 — 

15,99 

15 

11,70 

13,50 

96,— 

97,99 

97 

42,30 

67,80 

16,- 

17,99 

17 

12,90 

15,30 

98,- 

99,99 

99 

42,90 

69,30 

18,— 

19,99 

19 

14,10 

17,10 

100,— 

101,99 

101 

43,80 ‘ 

70,80 

20,- 

21,99 

21 

14,40 

17,40 

102,— 

103,99 

103 

44,40 

72.- 

22,— 

23,99 

23 

15,60 

18,60 

104,— 

105,99 

105 

45,30 

73,50 

24,— 

25,99 

25 

16,50 

20,10 

106,— 

107,99 

107 

45,90 

75,- 

26 - 

27,99 

27 

17,40 

21,60 

108,— 

109,99 

109 

46,80 

76,20 

28,- 

29,99 

29 

18,30 

23,10 

110,- 

111,99 

111 

47,40 

77,70 

30,- 

31,99 

31 

19,20 

24,90 

112,- 

113,99 

113 

48,— 

79,20 

32,— 

33,99 

33 

19,80 

26,40 

114,- 

115,99 

115 

48,90 

80,40 

34,- 

35,99 

35 

20,70 

27,90 

116,— 

117,99 

117 

49,50 

81,90 

36,— 

37,99 

37 

21,30 

29,70 

118,— 

119,99 

119 

50,40 

83,40 

38,- 

39,99 

39 

21,90 

31,20 

120,— 

121,99 

121 

51,- 

84,60 

40,— 

41,99 

41 

22,50 

32,70 

122,— 

123,99 

123 

51,90 

86,10 

42,— 

43,99 

43 

22,80 

34,50 

124,- 

125,99 

125 

52,50 

87,60 

44,- 

45,99 

45 

23,10 

36,- 

126,— 

127,99 

127 

53,40 

88,80 

46,- 

47,99 

47 

23,70 

37,50 

128,— 

129,99 

129 

54,- 

90,30 

48,— 

49,99 

49 

24,30 

38,40 

130,— 

131,99 

131 

54,90 

91,80 

50,— 

51,99 

51 

24,60 

39,— 

132,— 

133,99 

133 

55,50 

93,- 

52,- 

53,99 

53 

24,90 

39,30 

134,- 

135,99 

135 

56,40 

94,50 

54,- 

55,99 

55 

25,80 

39,60 

136,— 

137,99 

137 

57,- 

96,— 

56,— 

57,99 

57 

26,70 

40,20 

138,— 

139,99 

139 

57,60 

97,20 

58,- 

59,99 

59 

27,60 

41,40 

140,— 

141,99 

141 

58,50 

98,70 

60,- 

61,99 

61 

28,20 

42,60 

142,— 

143,99 

143 

59,10 

100,20 

62,- 

63,99 

63 

29,10 

44,10 

144,— 

145,99 

145 

59,70 

101,40 

64,- 

65,99 

65 

30,- 

45,60 

146,— 

147,99 

147 

60,60 

102,90 

66,— 

67,99 

67 

30,90 

46,80 

148,— 

149,99 

149 

61,20 

104,40 

68,- 

69,99 

69 

31,50 

48,30 

150,- 

151,99 

151 

61,80 

105,60 

70,— 

71,99 

71 

32,10 

49,80 

152,- 

153,99 

153 

62,7Ö 

107,10 

72,— 

73,99 

73 

33,- 

51,— 

154,- 

155,99 

155 

63,30 

108,60 

74,- 

75,99 

75 

33,90 

52,50 

156,— 

157,99 

157 

63,90 

109,80 

76,- 

77,99 

77 

34,50 

54,— 

158,— 

159,99 

159 

64,80 

111,30 

78,- 

79,99 

79 

35,40 

55,20 

160,— 

161,99 

161 

65,40 

112,80 

80,- 

81,99 

81 

36,30 

56,70 

162,— 

163,99 

163 

66,30 

114,— 

82,- 

83,99 

83 

36,90 

58,20 

164,— 

165,99 

165 

66,90 

115,50 

84,- 

85,99 

85 

37,80 

59,40 

166,— 

167,99 

167 

67,50 

117,- 

86,— 

87,99 

87 

38,40 

60,90 

168,— 

169,99 

169 

68,10 

118,20 

88,— 

89,99 

89 

39,30 

62,10 

170,- 

171,99 

171 

68,70 

119,70 

90,— 

91,99 

91 

39,90 

63,60 

172,— 

173,99 

173 

69,60 

121,20 






174,— un 

d mehr 

175 

70,20 

122,40 



Anlage zu § 150 e Abs. 2 und 130 1 Absatz 2 

(Kurzarbcitergeld und Stillegungsvergütung) 
Steuerklasse 1 


Ktinlolm 

(brutto) 

einscfalieBlich 

Beittgo 

§ 130 t Abi . 1 
Satx 2 und 3 

OM 

Ton bii 


VoUohn (brutto) gemäß § 130 e Abs, 1 Satz 1 und Arbeitsentgelt (brutto) gemäß § 130 1 Abs. 1 Satz 1 

für die Doppelwodie in DM 


Toa 

bii 


420 , - 40 «.— 399 ,— 390 ,— 381 ,— 372 ,— 
Q . mehr 419,99 407,99 398,99 389,99 380,99 


363 ,— 354 ,— 345 ,— 336 ,— 327 ,— 318 ,— 

371,99 362,99 353.99 344,99 335,99 326,99 


309 ,— 300 ,— 291 ,— 282 ,— 273 ,— 264 ,— 
317,99 308,99 299,99 290,99 281,99 272,99 


255 ,— 246 ,— 237 ,— 228 ,— 219 ,— 210 ,— 
263,99 254,99 245,99 236,99 227,99 218,99 


201 .— 192 ,— 183 ,— 174 ,— 165 ,— 156 ,— 

209.99 200,99 191,99 182,99 173,99 164,99 


147 ,— 138 ,— 
155,99 146,99 


129 ,— 120 ,— 
137,99 128.99 


114 ,— 108 ,— 

119,99 113,99 


102 ,— 96 .— 

107,99 101,99 


90 ,— 84 .— 

95,99 89,99 


78 ,— 72 ,— 

83,99 77,99 


66 ,— 60 ,— 54 ,— 4 «.— 42 ,— 
71,99 65,99 59,99 53,99 47,99 


36 ,— 30 ,— 

41,99 35.99 


A) Kurzarbeitergeld für die Doppelwoche in DM 

350 , — «. mehr 0 

340 ,— 349,99 3,10 0 


332.50 

339,99 

5,75 

2,70 

0 




























325 ,- 

332,49 

8,25 

5,25 

2,60 

0 



























317,50 

324,99 

10,75 

7,85 

5,25 

2,65 

0 


























310 ,— 

317,49 

13,30 

10,45 

7.90 

5,35 

2,75 

0 

























302,50 

309,99 

15,80 

13 .— 

10,50 

8,05 

5,50 

2,80 

0 
























295 ,— 

302,49 

17,35 

15,70 

13,30 

10,90 

8,35 

5,10 

3 ,— 

0 























280,50 

294,99 

20,90 

18,25 

15,85 

13,50 

11 ,— 

8,45 

5,75 

2,80 

0 






















280 ,— 

287,49 

23,50 

20,85 

17,95 

16,20 

13,80 

11,25 

8,65 

5,80 

3 ,— 

0 





















272,50 

279,99 

26,10 

23,50 

21,25 

19 ,— 

16,60 

14,10 

11,50 

8,80 

6,05 

3,05 

0 




















265 ,— 

272,49 

28,95 

26,45 

24,25 

22 ,- 

19,70 

17,30 

14,80 

12,10 

9,45 

6,40 

3,40 

0 



















257,50 

264,99 

31,60 

29,20 

27 ,— 

24,85 

22,60 

20,25 

17,80 

15.15 

12,60 

9,55 

6,50 

3,15 

0 


















250 ,— 

257,49 

34,30 

31,90 

29.80 

27,70 

25,50 

23,20 

20,85 

18,25 

15,75 

12,70 

9,65 

6,30 

3,15 

0 

















242,50 

249,99 

37 ,— 

34,70 

32.65 

30,60 

28,45 

26.20 

23,90 

21,40 

18,90 

15,90 

12,80 

9,45 

6,35 

3,20 

0 
















235 ,—' 

242,49 

39,70 

37,50 

35,45 

33,50 

31,40 

29,20 

26,95 

24,50 

22,10 

19,10 

16 ,— 

12,65 

9,50 

6,40 

3,20 

0 















227,50 

234,99 

42,20 

40,05 

38,10 

36,15 

34,10 

32 ,— 

29,80 

27,40 

25,05 

22.05 

18,90 

15,60 

12,50 

9,40 

6,15 

3 ,— 

0 














220 ,— 

227,49 

45,10 

43 ,- 

41,10 

39,25 

37,25 

35,20 

33,05 

30,75 

28,50 

25,50 

22.30 

19 ,— 

15,90 

12,80 

9,55 

6,35 

3,40 

0 













212,50 

219,99 

47,85 

45,80 

43,95 

42.15 

40,20 

38,20 

36,10 

33,90 

31,70 

28,70 

25,50 

22,20 

19,10 

16,05 

12,75 

9,60 

6,60 

3,25 

0 












205 ,— 

212,49 

50,55 

48,90 

46,80 

45 ,— 

43,15 

41,20 

39,15 

37 ,— 

34,90 

31,85 

28,70 

25,40 

22,30 

19,25 

15,90 

12,75 

9,80 

6,45 

3,15 

0 











197,50 

204,99 

53,30 

51,40 

49,65 

47,90 

46,10 

44,20 

42,25 

40,15 

38,10 

35,05 

31,90 

28,60 

25,50 

22,50 

19,15 

16 ,— 

13 .— 

9.70 

6,40 

3,20 

0 










190 ,— 

197,49 

56,30 

54,45 

52,75 

51,10 

49,35 

47,55 

45,65 

43,60 

41,60 

38,60 

35,40 

32,10 

29 ,— 

26,05 

22,65 

19,50 

16,55 

13,25 

9,85 

6,70 

3,50 

0 









182,50 

189,99 

59,05 

57,25 

55,65 

54 ,— 

52,35 

50,60 

48,75 

46 , 80 * 

44,85 

41,85 

38,60 

35,35 

32,25 

29,30 

25,90 

22,70 

19,75 

16,50 

13,05 

9,95 

6.75 

3,Ä 

0 








175 ,— 

182,49 

61,85 

60,15 

58,55 

57 ,— 

55,40 

53,70 

51,90 

50 ,— 

48,15 

45,10 

41,90 

38,65 

35,55 

32,60 

29,15 

26,05 

23,10 

19,80 

16,35 

13,20 

10.05 

6,55 

3.25 

0 







167,50 

174,99 

64,70 

63 ,— 

61,50 

60,05 

58,45 

56,80 

55,10 

53,30 

51,50 

48,45 

45,20 

42 ,— 

38,90 

36 ,— 

32,50 

29,35 

26.40 

23,15 

19,65 

16,50 

13,35 

9,90 

6,55 

3,30 

0 






160 ,— 

167,49 

67,50 

65,95 

64.50 

63,05 

61,50 

59,95 

58.30 

56,55 

54,80 

51,80 

48,50 

45,30 

42,25 

39.35 

35,85 

32,70 

29,75 

26,55 

23 ,— 

19,85 

16,70 

13,20 

9,90 

6,65 

3,35 

0 





152,50 

159,99 

70,40 

68,90 

66,90 

66,10 

64,65 

63,10 

61,50 

59,85 

58,20 

55,20 

51,90 

48,70 

45,60 

42,70 

39,20 

36,10 

33,15 

29,90 

26,35 

23,20 

20,05 

16,60 

13,25 

10 ,— 

6,70 

3,40 

0 




145 ,— 

152,49 

73,30 

71,90 

70,50 

69,15 

67,80 

66,35 

64,80 

63,20 

61,60 

58,60 

55,30 

52,10 

49,05 

46,20 

42,65 

39,50 

36,60 

33,40 

29.75 

26,60 

23,50 

20,05 

16,65 

13,45 

10,15 

6,80 

3,40 

0 



137,50 

144,99 

76,20 

74,80 

73,55 

72,30 

70,90 

69,55 

68,10 

66,55 

65 ,— 

62 ,— 

58,70 

55,50 

52,45 

49,60 

46 ,— 

42,90 

40 ,— 

36,85 

33,15 

30 ,— 

26.85 

23,45 

20 ,— 

16,85 

13,55 

10,25 

6,80 

3,40 

0 


130 ,— 

137,49 

79,15 

77,85 

76,65 

75,45 

74,15 

72,80 

71,40 

70 ,- 

68,50 

65,50 

62,15 

59 ,— 

55,90 

53,10 

49,50 

46,40 

43,45 

40,35 

36.60 

33,50 

30,35 

26,95 

23,50 

20,30 

17 .— 

13,75 

10,25 

6,90 

3,50 

0 

122,50 

129,99 

82,10 

80,90 

79,70 

78,50 

77.35 

76,10 

74,75 

73,40 

72 ,— 

69 ,— 

65,65 

62,45 

59,40 

56,60 

53 .— 

49,90 

47,60 

43.85 

40,05 

36.95 

33,80 

30.40 

27 ,— 

23,80 

20,50 

17,20 

13,70 

10,35 

7 ,— 

3,50 

115 ,— 

122,49 

86,40 

84,15 

83,05 

82 ,— 

80.80 

79,60 

78,35 

77,05 

75,75 

72,75 

69,35 

66,20 

63,20 

60,40 

56,75 

53,65 

50,70 

47,60 

43.80 

40,70 

37,55 

34,20 

30,65 

27,50 

24,25 

21 ,— 

17,45 

14,10 

10,75 

7,30 

107,50 

114,99 

88,30 

87,25 

86,20 

85,20 

84,05 

82,95 

81,75 

80,50 

79,30 

76,30 

72,90 

69,70 

66,70 

63,95 

60,30 

57,20 

54.20 

51,20 

47,50 

44,20 

41,10 

37,75 

34,20 

31,05 

27,80 

24,55 

20,95 

17,65 

14,30 

10,90 

100 ,— 

107,49 

91,40 

90,40 

89,40 

88,45 

87,40 

86,35 

85,20 

84,10 

82.90 

79,90 

76,50 

73,35 

70,35 

67,60 

63,90 

60,80 

57,85 

54,85 

50,90 

47,80 

44,70 

41,40 

37,80 

34,65 

31,40 

28,20 

24,55 

21,25 

17,95 

14,50 

95 ,— 

99,99 

93,90 

92,95 

92 ,— 

91,05 

90,10 

89,10 

88 ,— 

« 6,95 

85,85 

82,85 

79,40 

76,25 

73,25 

70.55 

66,80 

' 63,75 

60,80 

57,80 

53,80 

50.70 

47,60 

44,30 

40,70 

37,60 

34,30 

31,10 

27,45 

24,20 

20,35 

17,50 

90 ,— 

94,99 

96,10 

95,15 

94,30 

93,40 

92,45 

91,50 

90.50 

89,45 

88,40 

85,40 

82 ,— 

78,85 

75,80 

73,10 

69,40 

66,30 

63,35 

60,40 

56,35 

53,30 

50,15 

46,85 

43,20 

40,10 

36,90 

33,70 

30 ,— 

26.70 

23,45 

20,05 

85 ,— 

89,99 

98,15 

97,30 

96,45 

95,60 

94,70 

93,80 

92,80 

91,85 

90,85 

87.85 

84,40 

81,25 

78,25 

75,55 

71,80 

68,75 

65,80 

62,80 

58,80 

56,35 

52,60 

49,30 

45,65 

42,55 

39,30 

36,10 

32,40 

29,15 

25,90 

22,50 

80 ,— 

84,99 

100,35 

99,55 

98,75 

98 ,— 

97,10 

96,25 

95,30 

94,40 

93,45 

90,45 

87 ,— 

83,85 

80,85 

78,20 

74,40 

71,30 

68,40 

65,45 

61,40 

58,30 

55,20 

51,90 

48,20 

45,15 

41,90 

38.70 

35 ,— 

31,75 

28,50 

25,15 

75 ,— 

79,99 

102,50 

101,75 

101 ,— 

100,25 

99,40 

98,60 

97,70 

96,85 

96 ,— 

93 ,— 

89,50 

86,35 

83,40 

80,70 

76.90 

73,85 

70,90 

68 ,— 

63,85 

60,80 

57,70 

54,40 

50,70 

47,65 

44,40 

41,25 

37,50 

34,25 

31 ,— 

27,70 

70 ,— 

74,99 

104,40 

103,70 

103 ,— 

102,30 

101,50 

100,70 

' 99,85 

99,05 

98,20 

95,20 

91,70 

88,60 

85,60 

83 ,— 

79,15 

76.10 

73,15 

70,25 

66,10 

63 ,— 

59,95 

56,70 

52,90 

49,90 

46,65 

43,50 

39,75 

36,50 

33,25 

29.95 

65 ,— 

69,99 

106,85 

106,20 

105,50 

104,90 

104,50 

103,40 

102,60 

101,90 

101,10 

98,05 

94.60 

91,50 

88,50 

85,85 

82 ,— 

79 ,— 

76 ,— 

73,15 

69 ,- 

65,90 

62,80 

59,55 

55,80 

52,75 

49,50 ‘ 

46.40 

42,60 

39,40 

36,15 

32,85 

60 ,— 

64,99 

109,30 

108,75 

108,10 

107,50 

106,80 

106,15 

105,40 

104,75 

104 ,— 

101 ,— 

97,50 

94,40 

91,40 

88.85 

84.90 

81,90 

78,90 

76,10 

71,85 

68,80 

65,70 

62,45 

58,70 

55,65 

52,40 

49,30 

45,50 

42.30 

39,05 

35,80 

55 .— 

59,99 

111,80 

111,25 

110,70 

110,15 

109,50 

108,90 

108,40 

108 ,— 

106,90 

103,90 

100,40 

97,30 

94,30 

91,70 

87,80 

84,80 

81.85 

79 ,— 

74,75 

71,70 

68,60 

65,40 

61,55 

58,55 

55.35 

52,25 

48,40 

45,20 

42 ,— 

38,75 

50 ,— 

54,99 

114,25 

113,80 

113,30 

112,80 

112,20 

111,60 

111 ,— 

110,45 

109,80 

106,80 

103,30 

100,20 

97,25 

94,65 

90,75 

87,70 

84,75 

82 ,— 

77,65 

74.60 

71,50 

68,30 

64,45 

61,45 

58,25 

55,15 

51,30 

48,10 

44,90 

41,70 

45 ,— 

49,99 

116,75 

116,30 

115,85 

115,40 

114,85 

114,35 

113,75 

113,30 

112,70 

109,70 

106,20 

103,10 

100,15 

97,60 

93,65 

90,60 

87,65 

84,90 

80,50 

77,50 

74, tO 

70,70 

67,35 

64,40 

61,15 

58,10 

54,20 

51 .— 

47,85 

44,60 

40 ,— 

44,99 

119,20 

118,85 

118,45 

118,05 

117,55 

117,10 

116,60 

116,15 

115,65 

112,60 

109,50 

106 ,— 

103,05 

100,50 

96,55 

93,50 

90,60 

87,80 

83,40 

80,40 

77,30 

74,15 

70,25 

67,30 

64,05 

61 ,- 

57,10 

53,90 

50,75 

47,55 

35 ,— 

39,99 

121.70 

121,40 

121 ,— 

120.65 

120,25 

119.85 

119,35 

119 ,— 

118,55 

115,50 

112 ,— 

108,90 

106 ,— 

103,45 

99,50 

96.40 

93,50 

90,75 

86,30 

83,30 

80,20 

77,05 

73,10 

70,20 

67 ,— 

63,90 

60 ,— 

56,80 

53,70 

50,50 

30 ,- 

34,99 

124,20 

123,90 

123.60 

123,30 

122,90 

122,60 

122,15 

121,85 

121,45 

118,45 

114,85 

111,85 

108,90 

106,40 

102,40 

99,35 

96,40 

93,70 

89.20 

86,20 

83,10 

80 .— 

76 ,— 

73,10 

69,90 

66,85 

62,85 

59,75 

56,60 

53,45 

25 ,— 

29,99 

126,65 

126.50 

126,20 

125,95 

125,60 

125,30 

124,90 

124,70 

124,40 

121,35 

117,75 

114,75 

111,80 

109,30 

105,30 

102,25 

99,30 

96,60 

92,10 

89,10 

S6 ,— 

32,90 

78,90 

76 ,— 

72,80 

69,75 

65,75 

62,65 

59,50 

56,40 

20 ,— 

24.99 

129,10 

129 ,— 

128,75 

128,60 

128,25 

128,05 

127,75 

127,55 

127.30 

124,25 

120,65 

117,65 

114,70 

112,25 

108,20 

105,20 

102,20 

99,60 

95 ,— 

92 ,— 

88,90 

85,80 

81,80 

78,90 

75,70 

73,30 

68,65 

65,55 

62,45 

59,30 

15 ,— 

19,99 

131,60 

131,50 

131,35 

131,20 

130,95 

130,80 

130,50 

130,35 

130,20 

127,20 

123,55 

120,55 

117,60 

115,15 

111,10 

108,10 

105,10 

102,50 

97,90 

94,90 

91,80 

88.70 

84,70 

81,80 

78.60 

76,25 

71,55 

68,45 

65,35 

62,25 

10 ,— 

14,99 

134,60 

134,05 

133,95 

133,85 

133,65 

133,50 

133,30 

133,25 

133,10 

130,10 

126,45 

123,40 

120,50 

118,10 

114 , - 

111 ,— 

108 ,— 

105,40 

100,80 

97 , 8a 

94,75 

91,60 

87,55 

84,70 

81,50 

79,15 

74,45 

71,35 

68,30 

65,20 

5 ,— 

9,99 

136,85 

136,60 

136,50 

136,50 

136,30 

136,25 

136,10 

136,10 

136 ,— 

133 ,— 

129,35 

126,40 

123,45 

121 ,— 

116,90 

113,90 

111 ,— 

108.40 

103,70 

100,70 

97,60 

95,20 

89,95 

87,60 

84,40 

82,10 

77,30 

74.25 

71,20 

68,10 


B) Stillegungsyergütung für die Doppelwodie in DM 

140,40 140,40 140,40 140,40 140,40 140,40 140.40 140,40 140,40 137,40 133,80 130 , 8(r 127,80 125,40 i ^ 1,20 118,20 115,20 112,80 108 ,— 105 ,— 102 ,- 99 ,— 94,80 91,80 88,80 85,80 81,60 78,60 75,60 72,60 


0 

3,70 0 

7,25 3,50 0 

10,80 7,10 3,65 0 


13,75 

10 ,— 

6,60 

3 ,— 

0 















16,30 

12,60 

9,20 

5,55 

2,60 

0 














18,70 

15 ,— 

11,70 

8 ,— 

5,05 

2,40 

0 













21,30 

17,60 

14,30 

10,65 

7,75 

5 ,— 

2,60 

0 












23,75 

20,10 

16,80 

13,20 

10,20 

7,50 

5,15 

2,60 

0 











26 ,— 

22,30 

19,10 

15,50 

12,50 

9,70 

7,40 

4,90 

2,40 

0 










28,85 

25,20 

22 ,— 

18,40 

15,40 

12,60 

10,30 

7,90 

5,50 

3,10 

0 









31,75 

28,05 

25 ,— 

21,30 

18,40 

15,45 

13,20 

10,90 

8,60 

6,30 

3,30 

0 








34,60 

30,95 

27,90 

24,30 

21,30 

18,35 

16,15 

13,90 

11,70 

9.45 

6,65 

3,40 

0 







37,50 

33,85 

30,85 

27,20 

24,25 

21,25 

19,05 

16,90 

14,80 

12,60 

10 ,— 

6,80 

3,60 

0 






40,40 

36,75 

33.80 

30,20 

27,20 

24,10 

22 .— 

19,95 

17,90 

15,70 

13.30 

10,20 

7,20 

3,65 

0 





43,30 

39,65 

36,75 

33,10 

30,15 

27 ,— 

24,90 

22,95 

21 ,— 

18,90 

16,65 

13,60 

10,80 

7,30 

3,85 

0 




46,20 

42,55 

39,65 

36,05 

33,10 

29,90 

27,85 

26 ,— 

24,10 

22,05 

20 ,— 

17,05 

14,40 

11 ,— 

7,70 

3,90 

0 



49.10 

45/40 

42,60 

39 .— 

36,05 

32,80 

30,75 

29 ,— 

27,20 

25,20 

23,30 

20,45 

18 ,— 

14,60 

11,55 

7.75 

4,15 

0 


52 ,— 

48.30 

45.55 

42 ,— 

39 ,— 

35.70 

33,70 

32 .— 

30.30 

28,30 

26,65 

23,85 

21,60 

18,25 

15.40 

11,65 

8,30 

4,30 

0 

54,85 

51,20 

48.50 

44,90 

41,95 

58,60 

36,60 

35 .— 

33,40 

31,50 

30 ,— 

27,25 

25,20 

21,90 

19,25 

15,50 

12,45 

8,65 

4,50 

57,75 

54,10 

51.45 

47,85 

44,90 

41,45 

39,55 

38 ,— 

36,50 

34,65 

33,30 

30,65 

28,80 

25,60 

23,10 

19,40 

16,60 

13 .— 

9 ,— 

60,60 

57 ,— 

54.40 

50,80 

47,85 

44,35 

42,45 

41 .— 

39,60 

rr,80 

36,65 

34,05 

32,40 

29,25 

27 ,— 

23,25 

20,80 

17,35 

13,50 

63,50 

59,90 

57,30 

53,75 

51,45 

47,25 

45,40 

44 ,— 

42,75 

40,90 

40 .— 

37,45 

36 ,— 

32,90 

30,80 

27,15 

24,95 

21,70 

18 .— 

67,80 

64.20 

61,80 

58,20 

55.20 

51,60 

49,80 

48,60 

47,40 

45,60 

45 ,— 

42,60 

41,40 

38,40 

36,60 

33 ,— 

31,20 

28,20 

25,80 



Anlage zu § 130 e Abs. 2 und 130 1 Absatz 2 

(KurzarbeitergeW und Stillegungsvergütung) 
Steuerklasse 11 


Kurzlohn 
(brutto) 
einscbließlidi 
Bezüge nadi 
§ 130 e Abs. 1 

Satz 2 und 3 

DM 

von bis 

von 420, — 
bis u. mehr 

408,— 399,— 

419.99 407,99 

390,— 381,— 

1 398,99 389,99 

372,— 

380,99 

363,— 

371,99 

354,— 

362,95 

345,— 

1 353,99 

336,— 

344,99 

327,— 

335,99 

318,— 

326,99 

309,— 

317,99 

300,- 

308,99 

291,— 

299,99 

Vbllohn (brutto) 

282,— 273,— 264,— 

290,99 281,99 272,99 

gemäß 

255,— 

263,99 

§ 130< 

246,- 

254,99 

2 Abs. 1 Satz 1 und Arbeitsentgeld (brutto) gemäß 

für die Doppelwoche in DM 

237,— 228,— 219,— 210,— 201,— 192,— 183,— 
245,99 236,99 227,99 218,99 209,99 200,99 191,99 

§ 1301 

174,— 

182,99 

Abs. 1 Satz 1 

165,— 156,— 
173,99 164,99 

147,- 

155,99 

138,— 

146,99 

129,— 

137,99 

120,— 

128,99 

114,— 

119,99 

108,— 

113,99 

102,— 

107.99 

96,— 

101,99 

90,— 

95,99 

84,— 

89,99 

78,— 

83,99 

72,— 

77,99 

66,— 

71,99 

60,— 

65,99 

54.— 

59,99 

48,— 

53,99 

42,— 

47,99 

36,— 

41,99 

30,— 

35,99 

350,— 

u. mehr 

0 


















A) Kurzarbeitergeld für die Doppelwoche in DM 























340,— 

349,99 

2,45 

0 
















































332,50 

339,99 

5,10 

2,70 

0 















































325,— 

332,49 

7,50 

5,40 

2,90 

0 














































317,50 

324,99 

10,65 

8.30 

5,70 

2,90 

0 













































310,— 

317,49 

13,45 

11,20 

8,65 

5,85 

3,— 

0 












































302,50 

309,99 

16,20 

14.— 

11,50 

8,75 

6,— 

3 — 

0 











































295,— 

302,49 

19,05 

16,90 

14,40 

11,75 

9,05 

6,15 

3,20 

0 










































287,50 

294.99 

21,80 

19,70 

17,30 

14,70 

12,05 

9,20 

6,30 

3,20 

0 









































280,— 

287,49 

24,70 

22,60 

20,25 

17,70 

15,10 

12,35 

9,50 

6,45 

3,35 

0 








































272,50 

279,99 

27,55 

25,50 

23,20 

20,70 

18,20 

15,50 

12,70 

9,70 

6.65 

3,35 

0 







































265,— 

272,49 

30,70 

28,70 

26.45 

24,— 

21,55 

18,90 

16,20 

13,30 

10,35 

7,— 

3,65 

0 






































257,50 

264,99 

33,60 

31,70 

29,50 

27,10 

24,70 

22,15 

19,50 

16,65 

13,75 

10,45 

7,10 

3,45 

0 





































250,— 

257,49 

36,55 

34.65 

32,55 

30,20 

27,90 

25,35 

22,80 

20,— 

17,20 

13,90 

10,55 

6,90 

3,45 

0 




































242,50 

249,99 

39,55 

37,70 

35,65 

33.35 

31,10 

28,65 

26,10 

23,40 

20,70 

17,40 

14,05 

10,45 

7.— 

3,35 

0 



































235,— 

242,49 

42,55 

40,75 

38,75 

36,50 

34,30 

31,90 

29,50 

26,85 

24,15 

20,85 

17,50 

13,90 

10,50 

7,10 

3,55 

0 


































227,50 

234,99 

45,55 

45,80 

41.85 

39,65 

37,50 

35,20 

32,85 

30,25 

27,65 

24,35 

21,05 

17,45 

14,05 

10,65 

7,10 

3,55 

0 

































220,— 

227,49 

48,40 

46.70 

44,80 

42,70 

40,60 

38,40 

36,10 

33,55 

31,05 

27,75 

24.40 

20,85 

17,45 

14,05 

10,50 

7,— 

3,45 

0 
































212,50 

219,99 

51,30 

49,65 

47,85 

45,75 

43,75 

41,55 

39,30 

36.90 

34,40 

31,15 

27,80 

24,75 

20,85 

17,50 

13,90 

10,40 

6,90 

3,45 

0 































205,— 

212,49 

54,25 

52,60 

50,85 

48,85 

46,85 

44,75 

42,60 

40,20 

37,80 

34,55 

31,20 

27,65 

24,30 

21,— 

17,35 

13,85 

10,35 

6,95 

3,45 

0 






























197,50 

204,99 

57,25 

55,65 

53,95 

52,— 

50,10 

48,05 

45,95 

43,70 

41,30 

38,05 

34,70 

31,15 

27,80 

24,50 

20,90 

17,40 

13,90 

10,55 

7,“ 

3,60 

0 





























190,— 

197,49 

60,40 

58,90 

57,25 

55,35 

53,50 

51,55 

49,50 

47,25 

45,05 

41,75 

39,10 

34,90 

31,55 

28,30 

24,70 

21,20 

17,10 

14,40 

10,80 

7,35 

3,80 

0 




























182,50 

189,99 

63,45 

62,— 

60,35 

58,50 

56,75 

54,85 

52,90 

50,70 

48,55 

45,35 

41,95 

38,45 

35,10 

31,90 

28,25 

24,80 

21,30 

18,— 

14,40 

10,95 

7,40 

3,65 

0 



























175,— 

182,49 

66,50 

65,05 

63,50 

61,75 

60,— 

58,20 

56,30 

54,20 

52,10 

48,85 

45,50 

42,— 

38,70 

35,50 

31,80 

28,40 

24,90 

21,60 

18,— 

14,60 

11,05 

7,30 

3,65 

0 


























167,50 

174,99 

69,50 

68,15 

66,65 

64,95 

63,30 

61,55 

59,70 

57,70 

55,65 

52,40 

49,05 

45,60 

42,30 

39,10 

35,45 

32,— 

28,50 

25.30 

21,60 

18,25 

14,05 

11.— 

7,30 

3,70 

0 

























160,— 

167,49 

72,65 

71,30 

69,90 

68,20 

66,65 

64,95 

63,20 

61,25 

59,30 

56,05 

52,70 

49,25 

45,95 

42,80 

39,25 

35,70 

32,25 

29,05 

25,30 

21,90 

18,45 

14,75 

11,05 

7,45 

3,80 

0 
























152,50 

159,99 

75,75 

74.50 

73,10 

71,50 

70,— 

68,40 

66,70 

64,80 

62,90 

59,75 

56,35 

52,90 

49,60 

46,50 

42,80 

39,40 

35,90 

32,80 

28,— 

25,60 

22,20 

18,50 

14,80 

11,20 

7,55 

3,80 

0 























145,— 

152,49 

78,95 

77,70 

76,40 

74,85 

73,40 

71,85 

70,25 

68,45 

66,65 

63,40 

60,05 

56.65 

53,35 

50,25 

46,60 

43,15 

39,70 

36,6(T 

32,80 

29,50 

26,— 

22,35 

18,65 

15,05 

11,45 

7,70 

3,90 

0 






















137,50 

144,99 

82,15 

81,— 

79,70 

78,25 

76,85 

75.40 

11,20 

72.10 

70,40 

67,15 

63,80 

60,40 

57,15 

54,05 

50,35 

47,— 

43,55 

40,55 

36,60 

33,25 

29,85 

26,20 

22,50 

18,95 

15,35 

11,65 

7,80 

3,95 

0 





















130,— 

137,49 

85.35 

84,25 

83,05 

81,65 

80,30 

78,90 

77,45 

75,75 

74,15 

70,90 

67,60 

64,20 

60,95 

57,90 

54,20 

50,80 

47,35 

44,30 

40,40 

37,10 

33.70 

30,10 

26,35 

22,85 

19,25 

15,60 

11,75 

7,90 

4,— 

0 




















122,50 

129,99 

88,70 

87,60 

86,50 

85,15 

83,90 

82,55 

81,15 

79,35 

78.— 

74,90 

71,45 

68,10 

64,80 

61,80 

58,10 

54,70 

51.30 

48,30 

44,35 

41,— 

37,65 

34,10 

30,35 

26,85 

23,30 

19,65 

15,80 

12,— 

8,15 

4,20 

0 



















115,— 

122,49 

92,15 

91,10 

90,05 

88,80 

87,60 

86,3^ 

85,05 

83,50 

82,05 

78,85 

75,50 

72.15 

68,90 

65,90 

62,20 

58,80 

55,40 

52,45 

48,50 

45,15 

41,80 

38,30 

34,50 

31,— 

27,95 

23,90 

20,05 

16,25 

12,45 

8,55 

4,35 

0 


















107^50 

114,99 

95,40 

94,40 

93,45 

92,20 

91,10 

89,90 

88,65 

87,20 

85,85 

82,60 

79,30 

75,95 

72,70 

69,75 

66,— 

62,65 

59,30 

56,35 

52,30 

49,— 

43,70 

42,20 

38,40 

34,95 

31,45 

27.90 

24,— 

20,25 

16,50 

12,65 

8,40 

4,10 

0 

















100,— 

107,49 

98,65 

97,75 

96,80 

95,65 

94,60 

93,50 

92,30 

90,95 

89,65 

86,45 

83,10 

79,80 

76,55 

73,65 

69,90 

66,55 

63,15 

60,55 

56,20 

52,90 

49,60 

46,10 

42,30 

38,90 

35,45 

31,90 

28,— 

24,30 

20,60 

16,75 

12,50 

8,25 

4,20* 

0 
















95,— 

99,99 

101,90 

101,— 

100,15 

99,05 

98,10 

97,05 

95,95 

94,65 

93,40 

90,35 

86,90 

83,60 

80,40 

77,50 

73,70 

70,40 

67,— 

64.15 

60,05 

56,75 

53,50 

50,05 

46,20 

42,80 

39,40 

35,85 

31,95 

28,30 

24,65 

20,85 

16,55 

12,30 

8,40 

4,20 

0 















90,— 

94,99 

104,50 

103,65 

102,85 

101,80 

100,85 

99,90 

98.85 

97,60 

96,45 

93,25 

89,90 

86,60 

83,40 

80,05 

76,80 

73,45 

70,10 

67,25 

63,10 

59,85 

56,60 

53,15 

49,30 

45,95 

42,55 

39,05 

35,10 

31,50 

27,90 

24,15 

19,80 

15,60 

11,80 

7,60 

3,45 

0 














85.— 

89,99 

107,50 

106,30 

105,50 

104,50 

103,65 

102.75 

101,75 

100,60 

99,45 

96,25 

92,95 

89,65 

86.50 

83,35 

79,85 

76,50 

73,30 

70.35 

66,20 

62,90 

59,70 

56,30 

52.45 

49,05 

45,70 

42,20 

38,30 

34,70 

31,10 

27,40 

23,05 

18,90 

15,10 

11.— 

6,90 

3,45 

0 













80,— 

84,99 

109.65 

108,90 

108,10 

107,25 

106,40 

105,55 

104,65 

103,50 

102,50 

99,30 

95,95 

92,70 

89,50 

86,70 

82,90 

79,60 

76,25 

73,45 

69,25 

66,— 

62,80 

59,40 

55,55 

52,90 

48,85 

45,40 

41,45 

37.85 

34,35 

30,65 

26,30 

22,15 

18,50 

14,10 

10,30 

6,90 

3,50 

0 












75,— 

79,99 

112,25 

111,55 

110,85 

109,95 

109,20 

108,40 

107,55 

106,50 

105,50 

102,45 

99,— 

95,75 

92,55 

89,75 

85,95 

82,65 

79,35 

76,35 

72.35 

69,10 

65,90 

62,55 

58,65 

55,30 

52,— 

48,55 

44,60 

41,05 

37,55 

33,95 

29,55 

25,45 

21,80 

17,50 

13,75 

10,30 

7,05 

3,65 

0 











70,— 

74,99 

114.80 

114,15 

113,55 

112,70 

112,— 

111,25 

110,45 

109,45 

108,50 

105,35 

102,— 

98,75 

95,60 

92,80 

89,— 

85,75 

82,40 

79,65 

75,40 

72,15 

69,— 

65,65 

61,75 

58,45 

55,15 

51,70 

47,75 

44,25 

40,80 

37,20 

32,80 

28,70 

25,20 

20,90 

17,20 

13,75 

10,55 

7.35 

3,80 

0 










65, — 

69,99 

117,40 

116,80 

116,20 

115,40 

114,75 

114,10 

113,35 

112,40 

111,45 

108,35 

105,— 

101,80 

98,65 

95,90 

92,05 

88,80 

85,50 

82,80 

78,50 

75,25 

72,10 

68,80 

64,85 

61,55 

58,30 

54,90 

50,90 

47,45 

44,— 

40,45 

36,— 

32,— 

28,55 

24,25 

20,65 

17,20 

14,10 

11 — 

7,65 

3,95 

0 









60, — 

64,99 

120,— 

119,40 

118,90 

118,15 

117,55 

116,95 

116,25 

115,35 

114,55 

111,40 

108,05 

104,85 

101.70 

98,95 

95,10 

91,85 

88,55 

85,85 

81,55 

78,35 

75,20 

71,90 

68.— 

64,70 

61,40 

58,05 

54,10 

50,60 

47,25 

43,70 

39,25 

35,25 

31,90 

27,65 

24,10 

20,65 

17,65 

14,70 

11,50 

7,95 

4,20 

0 








55,— 

59,99 

122,60 

122,05 

121,55 

120,85 

120,15 

119,75 

119,15 

118,30 

117,60 

114,60 

111,05 

107,90 

104,75 

102,05 

98,20 

94,95 

91,65 

89,— 

84,25 

81,40 

78,30 

75,05 

71,10 

67,80 

64,60 

61,25 

57,25 

53,80 

50,50 

47.— 

42,50 

38,55 

35,25 

31.— 

27,75 

24,10 

21,15 

18,35 

15,30 

11,90 

8,45 

4.35 

0 







50, — 

54,99 

125,20 

124,65 

124,25 

123,60 

123,10 

122,60 

122,— 

121,25 

120,60 

117,45 

114,10 

110,90 

107,80 

105,10 

101,25 

98,— 

94,70 

92,10 

87,70 

84,50 

81,40 

78,15 

74,20 

70,95 

67,75 

64,40 

60,40 

57,— 

53,70 

50,25 

45,75 

41,80 

38,60 

34,40 

31 

27,75 

24,70 

22,— 

19,10 

15,90 

12,65 

8,75 

4,50 

0 






45, — 

49,99 

127,75 

127,30 

126,90 

126,30 

125,90 

125,45 

124,90 

124,20 

123,60 

120,45 

117,10 

113,95 

110,35 

108,15 

104,30 

101,05 

97,80 

95,20 

90,80 

87,60 

84,50 

81,25 

77,30 

74,10 

70,90 

67,60 

63,60 

60,20 

56,95 

53,50 

49,— 

45,10 

41.95 

37,80 

34,40 

31,— 

28,20 

25,70 

23,— 

19,85 

16,90 

13,10 

9,— 

4,50 

0 





40,— 

44,99 

130,35 

129,90 

129,60 

129,05 

128,70 

128,30 

127,80 

127,20 

126.65 

123,50 

120,15 

117,— 

113,90 

111,25 

107,35 

104,15 

100,90 

98,30 

93,85 

90,65 

87,60 

84,40 

80,40 

77,20 

74,— 

70,75 

66,75 

63,40 

60,20 

56,80 

52,25 

48,35 

45,30 

41,15 

37,85 

34,40 

31,75 

29,35 

26,80 

23,80 

21.10 

17,45 

13,50 

9,— 

4,50 

0 




35,— 

39,99 

132,95 

132,55 

132,30 

131,75 

131,45 

131,10 

130,70 

130,35 

129,65 

126,70 

123,15 

120,05 

116,95 

114,30 

110,40 

107,20 

103,95 

101,40 

96,90 

93,75 

90,70 

87,50 

83,50 

80,35 

77,20 

73,95 

69,90 

66,60 

63,40 

60,05 

55.50 

51,65 

48,65 

44,55 

41,30 

37,85 

35,25 

33,05 

30,60 

27,80 

25,30 

21,80 

18,— 

13,50 

9,— 

4,50 

0 



30, — 

34,99 

135,50 

135,20 

134,95 

134,50 

134,25 

134,— 

133,60 

133,10 

132.70 

129,50 

126,20 

123,05 

120,— 

117,40 

113,50 

110,30 

107,05 

104,50 

100,— 

96,80 

93,80 

90,65 

86,65 

83,45 

80,35 

77,10 

73,10 

69,75 

66,65 

63,30 

58,— 

54,90 

52.— 

47,90 

44,75 

41,30 

38,80 

36,70 

34,40 

31,80 

29,55 

26,20 

22,50 

18,— 

13,50 

9,— 

4,50 

0 


25,— 

29,99 

138,10 

137,80 

137,65 

137,25 

137,— 

136,80 

136,50 

136,05 

135,70 

132,55 

129,20 

126,10 

123,05 

120,45 

116,55 

113,35' 

110,10 

107,60 

103,50 

99,90 

96,90 

93,75 

89,75 

86,60 

83,50 

80,30 

76,25 

72,95 

69,90 

66,60 

61,20 

58,20 

55,35 

51,30 

48,20 

44,75 

42,30 

40,40 

38,30 

35,75 

33,75 

30.55 

27.— 

22,50 

18 — 

13,50 

9.- 

4,50 

0 

20, — 

24,99 

140,70 

140,45 

140,30 

140,— 

139,80 

139,65 

139,40 

139,— 

138,70 

135,60 

132,25 

129,15 

126,05 

123,50 

119,60 

116,40 

113,20 

110,70 

106,15 

103,— 

100,— 

96,90 

92,85 

89,70 

86,60 

83,45 

79,40 

76,15 

73,10 

69,85 

64,40 

61,50 

58,70 

54,70 

51,60 

48,20 

45,85 

44,05 

42,10 

39,75 

38,— 

34,90 

31,50 

27,— 

22,50 

18,— 

13,50 

9.— 

4,50 

15,— 

19,99 

143,30 

U3,05 

143,— 

142,70 

142,60 

142,50 

142,30 

141,95 

141,75 

138,60 

135,25 

132,20 

129,10 

126,60 

122,65 

119,50 

116,25 

113,80 

109,20 

106,10 

103,10 

100,— 

95,95 

92,85 

89,80 

86,60 

82,55 

79,35 

76,35 

73,10 

67,60 

64,75 

62,05 

58,05 

55,10 

51,60 

49,40 

47,70 

45,90 

43,70 

42,20 

39,30 

36,— 

31.50 

27,— 

22,50 

18,— 

13,50 

9,— 

10, — 

14,99 

145,90 

145,70 

145,65 

145,40 

145,35 

145,30 

145,20 

144,90 

144,75 

141,60 

138,30 

135,20 

132,15 

129,65 

125,70 

122,55 

119,35 

116,90 

112,30 

109,15 

106,20 

103,15 

99,05 

95,95 

92,90 

89,80 

85,70 

82,50 

79,55 

76,40 

70,80 

68,— 

65.40 

61,45 

58,50 

55,10 

52,90 

51,40 

49,70 

47,70 

46,45 

43,65 

40,50 

36,— 

31,50 

27,— 

22,50 

18,— 

13,50 

5, — 

9,99 

148,45 

148,30 

148,30 

148.15 

148,15 

148,15 

148,10 

147,85 

147,75 

144;85 

141,30 

138,25 

135,20 

132,70 

128,80 

125,60 

122,40 

120,05 

115,35 

112.25 

109,30 

106,25 

102,20 

99,10 

96,10 

92,95 

88,90 

85,70 

82,80 

79,65 

74,— 

71,30 

68,75 

64,80 

62,— 

58,45 

56,45 

55.10 

53,60 

51,65 

50,65 

48,— 

45,— 

40,50 

36.— 

31,50 

27,— 

22,50 

18,— 





















B) Stillegungsvergütung für die Doppelwoche in 

DM 

























152,40 

152,40 

152,40 

152,40 

152,40 

152,40 

152,40 

152,40 

152,40 

149,40 

145,80 

142,80 

139,80 

137,40 

133,20 

130,20 

127,20 

124,80 

120,— 

117,— 

114,— 

111,— 

106,80 

103,80 

100,80 

97,80 

93,60 

90,60 

87,60 

84,60 

78,80 

76,20 

73,80 

70,20 

67,20 

63,60 

61,80 

60,60 

59,40 

57,60 

57,— 

54,60 

53,40 

49,80 

46.20 

40,20 

37,20 

34,20 

30,60 



Anlage zu § 130 e Abs. 2 und § 1301 Abs. 2 

(Kurzarbeitergeld und Stillegungs Vergütung) 
Steuerklasse III 


Knrzlohn 
( brutto ) 
einsdiließlicli 
Bezüge nach 
§ 130 e Abs . 1 
Satz 2 und 3 


von 

DM 

bis 

von 420 , — 
bis u . mehr 

408 ,— 

419,99 

399 ,— 

407,99 

390 ,— 

398,99 

381 ,— 

389,99 

372 ,— 

380,99 

363 ,— 

371,99 

354 ,— 

362,99 

350 ,— 

u . mehr 

0 








340 ,— 

349,99 

2,50 

0 







332,50 

339,99 

5,50 

3,10 

0 






325 .— 

332,49 

8,45 

6,05 

3,05 

0 





317,50 

324,99 

11,40 

9,05 

6,10 

3,15 

0 




310 ,— 

317,49 

14,40 

12,10 

9,20 

6,30 

3,20 

0 



302,50 

309,99 

17,35 

15,10 

12,25 

9,40 

6,40 

3,25 

0 


295 ,— 

302,49 

20,45 

18,20 

15,45 

12,60 

9,70 

6,60 

3,45 

0 

287,50 

294,99 

23,50 

21,30 

18,60 

15,80 

12,95 

9,90 

6,80 

3,45 

280 ,— 

287,49 

26,55 

24,40 

21,80 

19,10 

16,25 

13,30 

10,25 

7 ,— 

272,50 

279,99 

29,60 

27,50 

24,90 

22,35 

19,55 

16,65 

14,35 

10,45 

265 ,— 

272,49 

32,95 

30,90 

28,40 

25,80 

23,15 

20,30 

17,45 

14,30 

257,50 

264,99 

36,10 

34,10 

31,65 

29,10 

26,50 

23,75 

20,95 

17,90 

250 ,— 

257,49 

39,25 

37,30 

34,90 

32,45 

29,90 

27,20 

24,45 

21,45 

242,50 

249,99 

41,85 

40,55 

38,20 

35,80 

33,35 

30,70 

27,35 

25,10 

235 ,— 

242,49 

45,70 

43,85 

41,55 

39,20 

36,80 

34,30 

31,65 

28,80 

227,50 

234,99 

48,90 

47,10 

44,90 

42,60 

40,30 

37,80 

35,25 

32,50 

220 ,— 

227,49 

52 ,— 

50.25 

48,10 

45,90 

43,60 

41,20 

38,70 

36 .— 

212,50 

219,99 

55,15 

53,50 

51,40 

49,20 

47 ,— 

44,70 

42,25 

39,65 

205 ,— 

212,49 

58,30 

56,70 

54,65 

52,50 

50,40 

47,50 

45,80 

43,25 

197,50 

204,99 

61,55 

59,95 

58 ,— 

55,90 

53,90 

51,70 

49,40 

46,90 

190 ,— 

197;49 

65 ,— 

63,45 

61,55 

59,55 

57,60 

55,45 

53,25 

50.85 

182,50 

189,99 

67,90 

66,40 

64,55 

62,60 

60,70 

58,60 

56,50 

54,15 

175 ,— 

182,49 

71,50 

70,05 

68,25 

66,35 

64,50 

62,55 

60,50 

58,20 

167,50 

174,99 

74,85 

73,45 

71,80 

69,95 

68,20 

66,50 

64,25 

62,10 

160 ,— 

167,49 

78,30 

76,90 

75,30 

73,55 

71,85 

70 ,— 

68,10 

66 ,— 

152,50 

159,99 

81,70 

80,40 

78,85 

77,15 

75,50 

73,75 

71,90 

69,90 

145 ,- 

152,49 

85,15 

83,90 

82,40 

80,80 

79,25 

77,55 

75,80 

73,85 

137,50 

144,99 

88,60 

87,40 

86 ,— 

84,40 

82,95 

81,35 

79.65 

77,80 

130 ,— 

137,49 

91,95 

90,80 

89,45 

87,90 

86,50 

85 ,— 

83,35 

81,60 

122,50 

129,99 

96 ,— 

94,90 

93,65 

92,20 

90,90 

89,45 

87,90 

86,20 

115 ,- 

122,49 

100,05 

99 ,— 

97,85 

96,50 

95,25 

93,90 

92,45 

90,85 

107,50 

114,99 

104,10 

103,15 

102,05 

100,75 

99,60 

98,35 

97 ,— 

95,50 

100 ,— 

107,49 

108,20 

107,30 

106,25 

105,05 

104 ,— 

102,80 

101,50 

100,10 

95 ,— 

99,99 

111,60 

110,70 

109,75 

108,60 

107,65 

106,50 

105,30 

104 ,— 

90 ,— 

94,99 

114,30 

113,45 

112,55 

111,45 

110,55 

109,50 

108,35 

107,10 

85 ,— 

89,99 

117 ,— 

116,20 

115,35 

114,30 

113,45 

112,45 

111,40 

110,20 

80 ,— 

84,99 

119,70 

119 ,— 

118,20 

117,15 

116,35 

115,40 

114,40 

113,30 

75 ,— 

79,99 

122,40 

121,70 

121 ,— 

120 ,— 

119,30 

118,40 

117,45 

116,35 

70 ,— 

74,99 

125,10 

124,45 

123,80 

122,85 

122,20 

121,35 

120,45 

119,45 

65 ,— 

69,99 

127,80 

127,20 

126,60 

125,70 

125,10 

124,35 

123,50 

122,55 

60 ,— 

64,99 

130,55 

129,95 

129,40 

128,60 

128 ,— 

127,30 

126,50 

125,65 

55 ,— 

59,99 

133,25 

132,70 

132,20 

131,40 

130,90 

130,25 

129,55 

128,75 

50 ,— 

54,99 

135,95 

135,45 

135 ,— 

134,30 

133,85 

133,25 

132,60 

131,80 

45 ,— 

49,99 

138,65 

138,20 

137,80 

137,15 

136,75 

136,20 

135,60 

134,90 

40 .— 

44,99 

141,40 

140,95 

140,60 

140 ,— 

139,65 

139,20 

138,60 

138 ,— 

35 ,— 

39,99 

144,10 

143,70 

143.40 

142,85 

142,60 

142,15 

141,65 

141,10 

30 ,— 

34,99 

146,80 

146,45 

146,20 

145,70 

145,50 

145,10 

144,70 

144,20 

25 ,— 

29,99 

149,50 

149,20 

149 ,— 

148,55 

148,40 

148,10 

147,70 

147,30 

20 ,— 

24,99 

152,20 

151,95 

151,80 

151,40 

151,30 

151,05 

150,75 

150,40 

15 ,— 

19,99 

15^90 

154,70 

154,60 

154,25 

154,20 

154 ,— 

153,75 

153,45 

10 ,— 

14,99 

157,60 

157,45 

157,40 

157,10 

157,10 

157 ,— 

156,80 

156,55 

5 ,— 

9,99 

160,35 

160,20 

160,20 

160 ,—. 

160 ,— 

160 ,— 

159,85 

159,65 



164,40 

164,40 

164,40 

164,40 

164,40 

164,40 

164,40 

164,40 


Vollohn (brutto) gemäß § 


1 30 Abs. 1 Satz 1 und Arbeitsentgelt (brutto) gemäß § 1 30 


Abs. 1 Satz 


1 


für die Doppelwodie in DM 


345 ,— 336 ,— 327 ,— 

353,99 344,99 335,99 


318 ,— 309 ,— 300 ,- 
326,99 317,99 308,99 


291 ,— 282 ,— 273 ,— 
299,99 290,99 281,99 


264 ,— 255 ,— 246 ,— 

272,99 263,99 254,99 


237 ,— 228 ,— 219 ,— 

245,99 236,99 227,99 


210 ,— 201 ,— 192 ,— 

218,99 209,99 200,99 


183 ,— 174 ,— 
191,99 182,99 


165 ,— 156 ,— 
173,99 164,99 


147 ,— 138 ,— 
155,99 146,99 


129 ,— 120 ,— 
137,99 128,99 


114 ,— 108 ,— 
119,99 113,99 


102 ,— 96 ,— 

107,99 101,99 


A) Kurzarbeitergeld für die Doppelwoche in DM 


0 

3,60 0 


7,15 

3,55 

0 








11,05 

7,50 

3,90 

0 







14,70 

11,15 

7,60 

3,70 

0 






18,40 

14,85 

11,25 

7,40 

3,70 

0 





21,40 

18,60 

15 ,— 

11,20 

7,50 

3,80 

0 




25,90 

22,40 

18,80 

15 ,— 

11,35 

7,70 

3,85 

0 



29,65 

26,15 

22,55 

18,75 

15,10 

11,50 

7,70 

3,85 

0 


33,25 

29,80 

26,20 

22,40 

18,80 

15,20 

11,40 

7,55 

3,75 

0 

36,95 

33,50 

29,90 

26,15 

22,55 

19 .— 

15,15 

11,35 

7,55 

3,85 

40,65 

37,20 

33,60 

29,90 

26,30 

22,80 

18,90 

15,15 

11,35 

7,70 

44.40 

41 ,— 

37,35 

33,65 

30,10 

26,60 

22,75 

19 ,— 

15,25 

11,60 

48,40 

45 ,— 

41,40 

37,70 

34,20 

30,70 

26,85 

23,10 

19,40 

15,80 

51,80 

48,40 

44,75 

41,15 

37,60 

34,15 

30,30 

26,60 

22,85 

19,30 

56 .— 

52,60 

48.95 

45,35 

41.80 

38,45 

34,55 

30,85 

27,15 

23,65 

59,90 

56,60 

52,95 

49,30 

45,85 

42,50 

38,60 

34,95 

31,25 

27,80 

63,90 

60,55 

56,90 

53,35 

49,90 

46,55 

42,65 

39 ,— 

35,40 

31,95 

67,90 

64,60 

60,90 

57,40 

53,90 

50,65 

46,75 

43,15 

39,50 

36,10 

71,95 

68,65 

65 ,— 

61,50 

58 ,— 

54,75 

50,90 

47,25 

43,65 

40,30 

76 ,— 

72,70 

69 .— 

65,55 

62,10 

58,90 

55 .— 

51,40 

47,80 

44,50 

79,80 

76,55 

72,90 

69,45 

66 ,— 

62,85 

58,90 

55,40 

51,80 

48,55 

84,60 

81,30 

77,65 

74,25 

70,85 

67,70 

63,80 

60,25 

56,70 

53,50 

89,30 

86,10 

82,40 

79 ,— 

75,65 

72,50 

68,60 

65,10 

61,60 

58,40 

94,05 

90,85 

87,15 

83,80 

80,45 

77,40 

73,45 

70 .— 

66,45 

63,35 

98,80 

95,60 

91,90 

88,60 

85,25 

82,20 

78,30 

74,85 

71,40 

68,30 

102,75 

99,55 

95,85 

92,60 

89,25 

86,25 

82,35 

78,90 

75,50 

72,60 

105,90 

102,75 

99 ,— 

95,75 

92,45 

89,50 

85,55 

82,15 

78,75 

75,70 

109,05 

105,90 

102,20 

98,95 

95,65 

92,70 

88,80 

85,40 

82 ,— 

79 ,— 

112,20 

109.10 

105,35 

102,15 

98,85 

95,95 

92 ,— 

88,65 

85,25 

82,30 

115,35 

112,25 

108,50 

105,35 

102,05 

99,20 

95,25 

91,90 

88,50 

85,60 

118,50 

115,40 

111,70 

108,55 

105,30 

102,40 

98,45 

95,15 

91,80 

88,90 

121,70 

118,60 

114,85 

111,75 

108,50 

105,65 

101.70 

98,40 

95,05 

92,20 

124,85 

121,75 

118,05 

114,90 

111,70 

108,90 

104,90 

101.60 

98,30 

95,50 

128 ,— 

124,95 

121,20 

118,10 

114,90 

112,10 

108,15 

104,85 

101,60 

98,50 

131,15 

128,10 

124,40 

121,30 

118,10 

115,35 

111,35 

108,10 

104,85 

102,05 

134,30 

131,30 

127,55 

124,50 

121,30 

118,60 

114,60 

111,35 

108,10 

105,35 

137,50 

134,45 

130,70 

127,70 

124.50 

121,80 

117,80 

114,60 

111,35 

108,65 

140,65 

137,60 

133,90 

130,85 

127,70 

125,05 

121,05 

117,85 

114,60 

111,95 

143,80 

140,80 

137,05 

134,05 

130,90 

128,25 

124,25 

121,10 

117,90 

115,25 

146,95 

144 ,— 

140,20 

137,25 

134,10 

131,50 

127,50 

124,30 

121,15 

118,55 

150,10 

147,15 

143,40 

140.45 

137,30 

134,75 

130,75 

127,60 

124,40 

121,85 

153,30 

150,30 

146,55 

143,60 

140,50 

138 ,— 

133,95 

130,80 

127,70 

125,15 

156,45 

153,50 

149,70 

146,80 

143,75 

141,20 

137,20 

134,05 

130,95 

128,40 

159,60 

156,65 

152,90 

150 ,— 

146,95 

144,40 

140,40 

137,30 

134,20 

131,70 

164,40 

161,40 

157,80 

154,80 

151,80 

149,40 

145,20 

142,20 

139,20 

136,80 


0 

3,80 0 

7,70 3,90 0 

11,85 8,10 4,20 0 


15,35 

11,60 

7,75 

3,60 

0 
















19,70 

15,95 

12,15 

8 — 

4,40 

0 















23,75 

20,10 

16,30 

12,20 

8,60 

4,25 

0 














27,90 

24,25 

20,45 

16,40 

12,80 

8,50 

4,30 

0 













32,05 

28,40 

24,65 

20,70 

17 ,— 

12,75 

8,60 

4,35 

0 












36,20 

32,60 

28,90 

24,95 

21,25 

17,05 

12.95 

8,75 

4,40 

0 











40,40 

36,80 

33,15 

29,20 

25,50 

21,35 

17,30 

13,20 

8,80 

4,45 

0 










43,65 

40,85 

37,15 

33,30 

29,60 

25,50 

21,50 

17,40 

13 .- 

8,75 

4,35 

0 









49,30 

45,80 

42,15 

38,35 

34,60 

30,55 

26,60 

22,60 

18,20 

14 ,— 

9,70 

5,40 

0 








54,20 

50,70 

47,15 

43,40 

39,60 

35,60 

31,70 

27,75 

23,40 

19,25 

15 ,— 

11,80 

5,45 

0 







59,10 

55,65 

52,10 

48,40 

43,85 

40,70 

36,80 

32,90 

28,60 

24,50 

20,35 

16,25 

10,90 

5,55 

0 






64 ,— 

60,60 

57,10 

53,45 

49,60 

45,75 

41,90 

38,10 

33,80 

29,80 

25,70 

21,65 

16,35 

11,15 

5,80 

0 





68,10 

64.70 

61,25 

57,65 

53,75 

50 ,— 

46,20 

42,40 

38,10 

34,15 

30,15 

26,15 

20,90 

15,75 

10,60 

4,95 

0 




71,40 

68 .— 

64,55 

61 ,— 

57,10 

53,35 

49,60 

45,85 

41,55 

37,70 

33,70 

29 , 75 . 

24,55 

19,50 

14.45 

8,90 

4,05 

0 



74,65 

71,30 

67,85 

64,35 

60,45 

56,70 

53.05 

49,30 

45 ,- 

41,20 

37,30 

33,40 

28,15 

23,20 

18,30 

12,85 

8,10 

4,10 

0 


77,90 

74,60 

71,20 

67,70 

63,75 

60,10 

56,45 

52,75 

48,45 

44,70 

40,85 

37 ,— 

31,80 

26,90 

22,20 

16,85 

12,15 

8,15 

4,20 

0 

81,20 

77,90 

74,50 

71,05 

67,10 

63,45 

59,85 

56,20 

51,90 

48,20 

44,40 

40,60 

35,45 

30,65 

26,05 

20,80 

16,25 

12,25 

8,45 

4,40 

84,45 

81,20 

77,80 

74,40 

70,45 

66,85 

63,25 

59,70 

55.40 

51,70 

47,95 

44,20 

39,10 

34,35 

29,90 

24,75 

20,30 

16,35 

12,65 

8,80 

87,75 

84,50 

81,15 

77,75 

73,80 

70,20 

66,70 

63,15 

58,85 

55,20 

51,50 

47,80 

42,70 

38,05 

33,75 

28,70 

24,35 

20,45 

16,85 

13,20 

91 ,— 

87,80 

84,49 

81,10 

77,10 

73,60 

70,10 

66,60 

62,30 

58,70 

55,05 

51,45 

46,35 

41,75 

37,60 

32,65 

28,40 

24,50 

21,10 

17,60 

94,30 

91,10 

87,75 

84,45 

80,45 

77 ,— 

73,50 

70,05 

65,75 

62,20 

58,65 

55,05 

50 ,— 

45,50 

41,45 

36,65 

32,45 

28,60 

25,30 

22 ,— 

97,55 

94,40 

91,10 

87,80 

83,80 

80,35 

76,90 

73,50 

69,20 

65,70 

62,20 

58,65 

53,60 

49,20 

45,30 

40,60 

36,55 

32,70 

29,50 

26,40 

100,80 

97,65 

94,40 

91,15 

87,10 

83,70 

80,30 

76,90 

72,65 

69,20 

65,75 

62,25 

57,25 

52,90 

49,20 

44,55 

40,60 

36,75 

33,75 

30,80 

104,10 

100,95 

97,70 

94,50 

90,45 

87,10 

83,75 

80,40 

76,10 

72,75 

69,30 

65,85 

60,90 

56,60 

53.05 

48,50 

44,65 

40,85 

37,95 

35,20 

107,35 

104,25 

101,05 

97,85 

93,80 

90,45 

87,15 

83,85 

79,55 

76,25 

72,85 

69,45 

64,55 

60,35 

56,90 

52,45 

48,70 

44,95 

42,15 

39,55 

110,65 

107,55 

104,35 

101,20 

97,10 

93,85 

90,55 

87,30 

83 ,— 

79,75 

76,45 

73,10 

68,15 

64,05 

60,75 

56,45 

52,75 

49,05 

46,40 

43,95 

113,90 

110,85 

107,65 

104,60 

100,45 

97,20 

94 ,— 

90,75 

86,50 

83,25 

80 ,— 

76,70 

71,80 

67,75 

64,60 

60,40 

56,80 

53,10 

50,60 

48,35 

117,20 

114,15 

111 ,- 

107,90 

103,80 

100,60 

97,40 

94,20 

89,95 

86,75 

83,55 

80,30 

75,45 

71,45 

68,45 

64,35 

60,90 

57,20 

54,80 

52,75 

120,45 

117,45 

114,30 

111,30 

107,10 

104 ,— 

100,80 

97,65 

93,40 

90,25 

87,10 

83,90 

79,05 

75,20 

72,30 

68,30 

64,95 

61,30 

59,05 

57,15 

123,70 

120,70 

117,60 

114,65 

110,45 

107,35 

104,20 

101,10 

96,85 

93,75 

90,65 

87,50 

82,70 

78,90 

76,15 

72,25 

69 ,— 

65,40 

63,25 

61,55 

127 ,— 

124 ,— 

120,90 

118 ,— 

113,80 

110,70 

107,60 

104,55 

100,30 

97,25 

94,25 

91,15 

86,35 

82,60 

80 ,— 

76,25 

73,05 

69,45 

67,45 

65,95 

B) Stillegungsvergütung für die Doppelwoche 

in DM 













132 ,— 

129 .— 

126 ,— 

123 ,— 

118,80 

115,80 

112,80 

109,80 

105,60 

102,60 

99,60 

96,60 

91,80 

88,20 

85,80 

82,20 

79,20 

75,60 

73,80 

72,60 


90 ,— 

95,99 


84 ,— 

89,99 


78 ,— 

83,99 


72 ,— 

77,99 


66 ,— 

71,99 


60 ,— 

65,99 


54 .— 

59,99 


48 ,— 

53,99 


42 ,— 36 ,— 30 ,— 
47,99 41,99 35,99 


0 

4,50 

9 ,— 


0 

4,50 


13,50 

9 ,— 

4,50 

0 








18 ,— 

13,50 

9 — 

4,50 

0 







22,50 

18 .— 

13,50 

9 ,— 

4,50 

0 






27 ,— 

22,50 

18 ,— 

13,50 

9 .— 

4,50 

0 





31,50 

27 ,— 

22,50 

18 ,— 

13,50 

9 — 

4,50 

0 




36 ,— 

31,50 

27 ,— 

22,50 

18 ,— 

13,50 

9 ,— 

4,50 

0 



40,50 

36 ,— 

31,50 

27 ,— 

22,50 

18 ,— 

13,50 

9 ,— 

4,50 

0 


45 ,— 

40,50 

36 .— 

31,50 

27 ,— 

22,50 

18 ,— 

13,50 

9 ,— 

4,50 

0 

49,50 

45 ,— 

40,50 

36 ,— 

31,50 

27 — 

22,50 

18 ,— 

13,50 

9 ,— 

4,50 

54 ,— 

49,50 

45 ,— 

40,50 

36 ,— 

31,50 

27 ,— 

22,50 

18 .— 

13,50 

9 ,— 

58,50 

54 .— 

49,50 

45 ,— 

40,50 

36 ,— 

31,50 

27 .— 

22,50 

18 ,— 

13,50 

63 ,— 

58,50 

54 ,— 

49,50 

45 ,— 

40,50 

36 — 

31,50 

27 ,— 

22,50 

15 ,— 

71,40 

69 ,— 

65.40 

59,40 

55,80 

49,80 

46,20 

40,20 

37,20 

34,20 

30,60 


Anlage zu § 141 d Abs. 5 

(Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe) 


Arbeitsentgelt 

Ein- 

heits- 

lohn 

Haupt- 

ibetrag 

Höchst- 

betrag 

Arbeitsentgelt 

Ein- 

heits- 

lahn 

Haupt- 

Ibetrag 

Höchst- 

betrag 


w ö 

c h e n 

dich 



w ö 

c h e n 

1 1 i c h 


von 

bis 




von 

bis 




DM 


DM 

DM 

DM 

DM 


DM 

DM 

DM 

1 

2 

3 

4 i 

1 


2 

3 

4 

10,- 

11,99 

11 

9,60 

9,90 

92.- 

93,99 

93 

33,30 

65,10 

12,- 

13,99 

13 

10,50 

11,70 

94,- 

95,99 

95 

33,90 

66,60 

14- 

15,99 

15 

11,70 

13,50 

96,- 

97,99 

97 

34,50 

67,80 

16,- 

17,99 

17 

12,90 

15,30 

98.- 

99,99 

99 

35,10 

69,30 

18,— 

19,99 

19 

14,10 

17,10 

100,— 

101,99 

101 

35,70 

70,80 

20,- 

21,99 

21 

14,40 

17,40 

102,— 

103,99 

103 

36,30 

72,- 

22,- 

23,99 

23 

15,60 

18,60 

104,— 

105,99 

105 

36,90 

73,50 

24,— 

25,99 

25 

16,50 

20,10 

106,— 

107,99 

107 

37,50 

75,- 

26,- 

27,99 

27 

17,40 

21,60 

108,— 

109,99 

109 

38,10 

76,20 

28,- 

29,99 

29 

18,30 

23,10 

110,— 

111,99 

111 

38,70 

77,70 

30,- 

31,99 

31 

19,20 

24,90 

112,— 

113,99 

113 

39,30 

79,20 

32,- 

33,99 

33 

19,80 

26,40 

114- 

115,99 

115 

39,90 

80,40 

34,- 

35,99 

35 

20,70 

27,90 

116,— 

117,99 

117 

40,50 

81,90 

36,— 

37,99 

37 

21,30 

29,70 

118,— 

119,99 

119 

41,10 

83,40 

38,- 

39,99 

39 

21,90 

31,20 

120,— 

121,99 

121 

41,70 

84,60 

40,— 

41,99 

41 

22,50 

32,70 

122,— 

123,99 

123 

42,30 

86,10 

42,- 

43,99 

43 

22,80 

- 34,50 

124,— 

125,99 

125 

42,90 

87,60 

44,— 

45,99 

45 

23,10 

36,— 

126,- 

127,99 

127 

43,50 

88,80 

46,- 

47,99 

47 

23,70 

37,50 

128,— 

129,99 

129 

44,10 

90,30 

48,- 

49,99 

49 

24,30 

38,40 

1 130,— 

131,99 

131 

44,70 

91,80 

50,— 

51,99 

51 

24,30 

39,- 

1 132,- 

133,99 

133 

45,30 

93,- 

52,- 

53,99 

53 

24,60 

39,30 

134,— 

135,99 

135 

45,90 

94,50 

54,- 

55,99 

55 

24,90 

39,60 

136,— 

137,99 

137 

46,50 

96,- 

56,— 

57,99 

57 

25,50 

40,20 * 

I 138,— 

139,99 

139 

47,10 

97,20 

58,— 

59,99 

59 

25,80 

41,40 

140,— 

141,99 

141 

47,70 

98,70 

60,— 

61,99 

61 

26,10 

42,60 

i 142,- 

143,99 

143 

48,30 

100,20 

62,- 

63,99 

63 

26,40 

44,10 

1 144,— 

145,99 

145 

48,90 

101,40 

64,- 

65,99 

65 

26,70 

45,60 

1 146,— 

147,99 

147 

49,50 

102,90 

66,— 

67,99 

67 

27,30 

46,80 

1 148,- 

149,99 

149 

49,80 

104,40 

68,— 

69,99 

69 

27,60 

48,30 

150,— 

151,99 

151 

50,40 

105,60 

70,- 

71,99 

71 

27,90 

49,80 

152,— 

153,99 

153 

51 - 

107,10 

72,- 

73,99 

73 

28,20 

51,- 

154,— 

155,99 

155 

51,60 

108,60 

74,— 

75,99 

75 

28,50 

52,50 

156,— 

157,99 

157 

52,20 

109,80 

76,— 

77,99 

77 

28,80 

54,- 

158,— 

159,99 

159 

52,80 

111,30 

78,- 

79,99 

79 

29,10 

55,20 

160,— 

161,99 

161 

53,40 

112,80 

80,- 

81,99 

81 

29,40 

56,70 

162,— 

163,99 

163 

54,- 

114,*- 

82,- - 

83,99 

83 

30,- 

58,20 

164,— 

165,99 

165 

54,60 

115,50 

84,- 

85,99 

85 

30,90 

59,40 

166,— 

167,99 

167 

55,20 

117,- 

86,— 

87,99 

87 

31,50 

60,90 

168,— 

169,99 

169 

55,50 

118,20 

88,— 

89,99 

89 

32,10 

62,10 

170,- 

171,99 

171 

56,10 

119,70 

90,- 

91,99 

91 

32,70 

63,60 

172,- 

173,99 

173 

56,70 

121,20 






; 174, — und mehr 

175 

57,30 

122,40 



